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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf Sie recht herzlich begrüßen. 

Die Sitzung ist eröffnet.

Wir haben heute eine nicht gerade kleine Liste an Erkrankungen festzustellen. Ich hoffe für all diejenigen, dass es ihnen im Laufe der Zeit besser gehen möge und ich mache kollektiv einmal die Genesungswünsche.

Als krank entschuldigt sind Herr StR DDr Schock, Frau GRin Reinberger, Herr GR Pfeiffer, Frau GRin Lettner, Herr GR Mag Kowarik, Herr GR Juznic und Frau GRin Cordon. Ich hoffe, es wird ihnen übers Wochenende besser gehen. Und entschuldigt ist auch - aber nicht aus Krankheitsgründen - Herr Mag Chorherr.

Wir sind aber trotz dieser langen Liste beschlussfähig.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/00357/2003/0004-KVP/GM) wurde von Herrn GR Fuchs an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Worauf führen Sie die Tatsache zurück, dass namhafte Experten die Meinung vertreten, dass Wien im Wohnbaubereich am Rande einer Mangelsituation stehe? 

Ich darf Herrn Bürgermeister um Beantwortung ersuchen.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

In Ihrer Anfrage beziehen Sie sich mit der Begrifflichkeit "namhafte Experten" offensichtlich auf eine Pressekonferenz des Österreichischen Verbandes der Immobilientreuhänder vom 23. Jänner 2003. 

Ohne dass ich den Teilnehmern dieser Pressekonferenz natürlich im Entferntesten ihren Expertenstatus absprechen möchte: Es war bei dieser Pressekonferenz zwar in einem Satz tatsächlich plakativ von einem zukünftigen Mangel am Wiener Wohnungsmarkt die Rede. Als Gründe - und die sollte man sich auch anschauen - wurden jedoch die restriktive Kreditpolitik der Banken und der Abbau von Überangeboten von diesen namhaften Experten genannt.

Zu Ihrer Frage, warum Bauträgervertreter die Meinung vertreten, dass Wien im Wohnbereich am Rande einer Mangelsituation stehe: Dazu fallen mir persönlich verschiedene Gründe ein. Zum Beispiel ist es durchaus nachvollziehbar und legitim, dass Bauträger ihre wirtschaftlichen Interessen verfolgen und eine möglichst rasche Verwertung von fertig gestellten Wohnungen anstreben. Dies könnte auch erklären, warum von künftig steigenden Wohnungspreisen gesprochen wurde. Dass die Baubranche insgesamt gesehen ein hohes Interesse hat, möglichst viel zu bauen, ist auch verständlich. Die Stadt Wien hat jedoch im Rahmen der Wohnbauförderung Steuergelder zu verwalten und muss die Gesamtinteressen, vor allem die der wohnungssuchenden Bevölkerung, der Mieter beziehungsweise Wohnungseigentümer, und nicht zuletzt der Steuerzahler, im Auge behalten.

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, dass in den Jahren 1994 bis 1996 auf Grund der damaligen Situation auf dem Wohnungsmarkt jährlich zehntausend neu zu errichtende Wohneinheiten gefördert wurden. Dies führte in den Jahren 1996 und 1997 zu einer Neubauleistung von mehr als 10 000 Wohneinheiten jährlich. 1997 wurde entsprechend der Wohnungsnachfrage eine Reduktion der Neubauförderung auf durchschnittlich jährlich 7 000 Wohneinheiten festgelegt. Dieses Ziel wurde auch erreicht.

Auf Grund der Ergebnisse von drei Untersuchungen über den zukünftigen Wohnungsbedarf auf Grund der Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung wurde in der Regierungserklärung vom 27. April 2001 ein Ziel von 25 000 geförderten Wohnungen in der laufenden Legislaturperiode, also 5 000 Wohnungen jährlich, genannt. Auch bei diesem Ziel liegen wir auf Kurs. Im Jahre 2001 wurden 5 396, im Jahre 2002 5 012 Wohnungen gefördert.

Aber auch in der Sitzung der Landesregierung am vergangenen Dienstag wurde schon die Zusicherung von Wohnbauförderungen für 724 Wohnungen beschlossen. Mit der in der Vergangenheit erfolgten Anpassung der Neubauförderungsquote ging eine Verstärkung der Wohnhaussanierung beziehungsweise der Subjektförderung einher.

Was nun die zukünftige Wohnbauleistung betrifft, so wurde vor kurzem von der Stadt Wien eine Studie in Auftrag gegeben, die die Auswirkungen der EU-Osterweiterung auf den Wiener Wohnungsmarkt untersuchen soll. Gemeinsam mit anderen aus der Wohnbauforschung zur Verfügung gestellten Instrumenten soll damit auch weiterhin eine möglichst präzise Bedarfsplanung für die Zukunft ermöglicht werden. 

Ich kann daher zusammenfassend sagen, dass die flexible und vorausschauende Wohnungspolitik in Wien bestrebt ist, Ungleichgewichte am Wohnungsmarkt und ein Überangebot mit größerem Leerstand, genau so wie einen Wohnungsmangel zu vermeiden. Dies ist in den letzten Jahren, anerkannter Weise gerade auch von den Experten, sehr gut gelungen. Damit ein Mangel an leistbaren Wohnungen auch weiterhin vermieden werden kann, ist die Aufrechterhaltung der Wohnbauförderung, wie dies auch von den Teilnehmern der erwähnten Pressekonferenz betont wurde, in besonderem Ausmaß wichtig.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Ihre erste Zusatzfrage.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Bürgermeister!

So wie wir seinerzeit auf Grund des Überangebots rechtzeitig Maßnahmen getroffen haben - und damals gab es die Koalition zwischen SPÖ und ÖVP -, dass dieses Überangebot abgebaut wird, so sollten auch jetzt Maßnahmen getroffen werden, dass vorausschauend durch den Eintritt der Länder in die EU hier in Wien eigentlich vorgesorgt wird. Und Sie selbst haben gesagt, es wird eine Studie hier in Auftrag gegeben, oder wurde in Auftrag gegeben. Wir haben vor einem Jahr gesagt, wo ist eigentlich eine Untersuchung, wird eine Studie in Auftrag gegeben. Damals hat der Herr Planungsstadtrat gesagt, wir brauchen so eine Studie nicht. 

Jetzt, knapp vorher, wo mehr oder weniger eigentlich ein Verzug besteht, wurde eine solche Studie in Auftrag gegeben. Und da setzt nämlich, glaube ich, also das ÖVI auch an, dass deswegen eine Wohnungsknappheit bevorsteht, weil nicht rechtzeitig Maßnahmen eingeleitet worden sind. Und dieses Einleiten hat natürlich große Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt. Das bedeutet, dass dort, wo es eine Knappheit gibt, wo es wenig Wohnraum gibt, die Mieten steigen. Und es gibt hier natürlich eine Untersuchung, dass österreichweit die Mieten moderat steigen werden - auch ÖVI hat das so genannt - und viele Bauträger haben auch selbst eine Untersuchung gemacht, aber Wien besonders stark von der Mietensteigerung betroffen ist, weil nicht rechtzeitig Maßnahmen getroffen worden sind. 

Und dieses nicht rechtzeitige Agieren, das ist etwas, das eigentlich die sozialdemokratische Regierung jetzt alleine tragen muss.

Und ich sage ganz offen: Wenn die Mieten hinauf gehen und in naher Zukunft die Teuerung kommt, dann sollten doch bitte jetzt endlich diese Maßnahmen getroffen werden, damit es nicht in diese Richtung geht.

Ich stelle mir hier vor, dass es eine Möglichkeit gibt, wo man ein Potential mobilisieren kann: Das ist ein Dachbodenausbau. Wir haben 40 000 Dachböden in der Stadt.

Herr Bürgermeister, wir brauchen dafür keine Infrastruktur. Ich frage Sie jetzt ganz konkret: Werden Sie dafür auch eintreten, dass dieses Potential an Dachböden im Wiener Raum mobilisiert wird, indem es dafür auch eine Sonderförderung geben wird, und wo keine Infrastrukturkosten erwachsen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Die zweite Frage, also die eigentliche Frage ist ja sehr leicht zu beantworten, denn der Dachbodenausbau findet ja statt. Da kann man nun (GR Georg Fuchs: Die Förderung!) – nicht böse sein, aber die Beschwerden, die zum Beispiel bei mir aus der Wiener Innenstadt einlangen über die Fragen von Dachbödenausbauten betreffen ja nicht nur zwei Gebäude, sondern das sind ja Beschwerden im erheblichen Ausmaß und so gesehen gehe ich davon aus, dass der Dachbodenausbau in der Stadt jedenfalls so durchgeführt wird, dass er merkbar ist, und zwar nicht nur positiv merkbar ist für jene, die diese wunderbaren Wohnungen beziehen, sondern offensichtlich auch zu einer öffentlichen Diskussion Anlass gegeben hat. Und ich kann daher leicht sagen, ja selbstverständlich unterstützen wir den Dachbodenausbau. 

Ob eine Sonderförderung dafür notwendig sein wird oder nicht, das ist eine rein sachliche Frage, und das werden wir uns genau in Ruhe anschauen. Wenn es für die Erreichung der Zielsetzung notwendig sein wird, wird man es tun, und wenn man mit dem bestehenden Förderungsinstrumentarium auskommt, dann wird man es lassen. Das ist ja sehr einfach.

Aber ich kann Ihre andere Argumentation ehrlich gesagt, schwer nachvollziehen. Es gibt keinen Wohnungsmangel in Wien, das ist da schlicht und ergreifend festzustellen. Und ich kenne auch keine Studie, die besagt, dass es auch nur in einer absehbaren Zeit zu diesem prognostizierten Ansteigen, extremen Ansteigen der Mieten in Wien kommen wird. Selbst wenn dem so wäre, wären die Mieten in Wien immer noch billiger als in anderen Landeshauptstädten, wenn ich etwa an Salzburg, Innsbruck, Klagenfurt oder auch Graz denke, wiewohl gerade ein dort Verantwortlicher für seine Wohnungspolitik durch den Wähler sehr belobigt wurde. 

Also, so gesehen kann ich hier natürlich eine ganze Menge an zukünftiger Arbeit erkennen, aber ich kann mit Sicherheit nicht erkennen, dass wir uns hier auf Grund einer Mangelsituation vor einer Teuerungswelle oder Verteuerungswelle bei den Mieten befinden würden. 

Ja, natürlich kommen Baufirmen, Wohnbauträger, wer immer sonst - und ich habe das vorhin auch, aber vielleicht etwas zu verklausuliert, ausgeführt - natürlich kommen die und wollen, dass mehr gebaut wird, das ist ja gar keine Frage. Und es sind natürlich auch bestimmte Baufirmen, weil andere Baufirmen, die beispielsweise in erster Linie im Sanierungsbereich tätig sind, die sind sehr zufrieden und da gibt es keine öffentlichen Aussagen dazu. Und selbstverständlich haben wir insgesamt gesehen ein Problem im Baubereich, das in erster Linie allerdings aus dem Tiefbaubereich und den Defiziten aus den Investitionen im Tiefbaubereich heraus resultiert. Und selbstverständlich sind wir auch hergegangen und haben etwa im vergangenen Jahr Sondermaßnahmen und zwar nicht Förderungen, sondern Investitionssondermaßnahmen gesetzt, die gerade kleinen Baumeistern aber insbesondere auch dem Baunebengewerbe zugute gekommen sind, um die Arbeitslosigkeit gerade in diesem Bereich, zu bekämpfen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Bgm Dr Michael Häupl: Einen Satz noch. Bei allem Reden muss ich gelegentlich auch einmal Luft schöpfen, Herr Vorsitzender. Die Kritik an dem Defizit bei dieser Studie, die kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Denn Ihre Anregung ist ja auf fruchtbaren Boden gefallen, Sie haben sich ja eigentlich mit dieser Forderung nach einer entsprechenden Studie durchgesetzt. Sie ist halt vom Wohnbaustadtrat in Auftrag gegeben worden und nicht vom Planungsstadtrat, das kann ja Ihnen egal sein, der Magistrat ist ja eine Einheit. Aber Sie haben sich hier durchgesetzt, diese Studie wird gemacht, sodass man sich ja dann auf die spezifische Situation, was den Wohnungsbau in Wien infolge der EU-Osterweiterung betrifft, durchaus auch gezielt und punktgenau vorbereiten kann. 

Also, diese Kritik kann ich überhaupt nicht nachvollziehen, denn es wird auf Ihre Anregung und mit Ihrer Zustimmung auch durchgeführt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dankeschön. Die zweite Zusatzfrage. Herr GR Josef Wagner, bitte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ich kann Ihnen zustimmen, wenn Sie meinen, dass es derzeit insgesamt noch keinen Wohnungsmangel oder keine Wohnungsknappheit gibt. Ich denke aber, dass Sie genauso gut wissen, dass es im Bereich der leistbaren Wohnungen und billigeren Wohnungen sehr wohl eine besondere Knappheit gibt und dass das der Grund dafür ist, dass sehr viele Personen heute auf Wohnungssuche sind und sich Mieten nicht mehr leisten können. Dass die EU-Studie in Auftrag gegeben wurde, ist schon in Ordnung, nur meiner Meinung nach zu spät. Es wird nicht ausreichend Zeit sein, die Studie fertig zu stellen und dann noch zu reagieren, wenn in wenigen Monaten die Beitrittsländer tatsächlich ihren Beitritt vollziehen und damit Auswirkungen eintreten, die wir heute natürlich noch nicht im Detail kennen, die aber die Studie untersuchen soll. 

Ich denke aber daran, dass Sie auch angeschnitten haben, dass die Finanzierung ein Problem ist, und Sie haben hier die Kreditpolitik der Banken angesprochen. Ich könnte mir vorstellen, wenn es ums Geld geht, und es ist ein Teil, eine Frage der Budgetierung und des Geldes beim Wohnungsneubau: Wir wollen keine Verkürzungen im Bereich der Sanierungen, wir wollen keine Verkürzungen im Bereich der Wohnbeihilfen, weil das genau so wichtige Maßnahmen sind, aber die Stadt Wien hat jetzt dankenswerter Weise eine großangelegte Untersuchung über den Kulturstadtrat bezüglich Restitution von Liegenschaften eingeleitet. Könnten Sie sich vorstellen, dass bei dieser Gelegenheit auch alle jene unbebauten Liegenschaften untersucht und geprüft werden, die sich im Eigentum der Stadt Wien oder der Stadt Wien nahestehenden Institutionen befinden, dass auch diese untersucht werden auf einen möglichen Verkauf, um so finanzielle Mittel für den Wohnungsneubau zu schaffen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal zu dieser EU-Untersuchung. Ich habe volles Verständnis dafür, dass ein Oppositionsgemeinderat hier sagt, es sei zu spät. Klar, dagegen ist nichts zu sagen, aber ich darf Ihnen versprechen, dass wir mit Maßnahmen, die sich im Besonderen aus der Untersuchung zur Osterweiterung auf dem Wiener Wohnungsmarkt ergeben, schneller da sein werden, als die Umfahrung von Kittsee gebaut wird. Denn wenn ich mir die Verkehrsinfrastruktur und die Vorbereitung, die Österreich auf die EU-Osterweiterung getroffen hat und das dort anschaue, dann können Sie sicher sein, dass wir viel schneller sein werden. Gar keine Frage. Also das kann ich Ihnen locker auch versprechen. 

Was den zweiten Bereich der Finanzierung betrifft, so ist zunächst auch vielleicht noch deutlicher als einleitend zu sagen: Wir sind darauf angewiesen, wenn wir die Politik fortsetzen wollen, die wir die letzten Jahre gemacht haben, in dem Mix von Neubau, von Sanierung und auch von Subjektförderung, dass die Wohnbauförderung für die Länder ungeschmälert erhalten bleibt. Das hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass wir in Wien die Wohnbauförderungsmittel in der Tat auch für Wohnbauförderung ausgeben, was, ich sage es einmal allgemein, nicht in allen Bundesländern der Fall ist. Und wir haben auch keine aushaftenden Darlehen verkauft, sondern verwenden selbstverständlich die rückfließenden Mittel auch für den Wohnbau und für die entsprechenden Förderungen dabei. 

Aber ich betone das deswegen, weil Sie nicht mehr zuständig dafür sind, aber der Finanzminister angekündigt hat, dass er sich insbesondere bei der Krankenanstaltenfinanzierung und bei der Wohnbauförderung vorstellen kann, dass im Zuge der nächsten Finanzausgleichsverhandlungen Geld für den Bund zu lukrieren ist. Ich sage das da und jetzt: Sollte dies der Fall sein, dann wird, egal wie der Finanzminister heißt, völlig gleichgültig und auch völlig egal, welcher Couleur er angehört oder welche er gerade wieder gewechselt hat, oder was immer, ist ja alles möglich heutzutage, was immer er getan hat, (Heiterkeit bei der FPÖ.) werden wir ganz sicherlich in eine schwere Auseinandersetzung ... (Rufe aus der FPÖ.) Ist ja kein Vorwurf an Sie. Ich weiß ohnedies, dass viele von Ihnen froh sind, dass sie ihn los sind und ich habe auch gewisses Verständnis dafür, also das ist wirklich nicht mein Problem, wirklich nicht. Aber ich sage da nur, egal welcher Zugehörigkeit, aber das ist zweifelsfrei ein Casus Belli, weil wir diese Politik, die wir hier gemacht haben, erfolgreich - will ich jetzt behaupten, das kann man wahrscheinlich unterschiedlich sehen - natürlich nicht fortsetzten könnten, wenn wir nicht um die Wohnbauförderung energisch kämpfen. 

Natürlich kann ich mir auch vorstellen, dass man versucht, in Gesprächen mit den Banken, gerade was Wohnbaukreditmaßnahmen betrifft oder den Geldwirtschaftsbereich im Wohnbau durch die Banken, hier besondere Ergebnisse zu erzielen. 

Ich sage nur, das wird nicht sehr einfach sein und zwar auch wiederum egal mit welcher Bank, unabhängig davon, ob sie in internationale Geldwelten entschwunden ist, oder ob sie hier am Markt durchaus auch unmittelbar tätig ist. Es ist dies ein sehr heikles Thema, weil von den Banken offensichtlich auch im Zuge der Diskussionen, die es halt bei der Europäischen Zentralbank gibt, dies als besonderes Kreditrisiko eingeschätzt wird und daher restriktiv vorgegangen wird. Warum dies so ist, kann ich persönlich gesehen, nicht nachvollziehen und hängt offensichtlich im hohen Ausmaß auch mit einer generellen Politik der Restriktion seitens der Europäischen Zentralbank zusammen. Wir kennen das ja auch aus ihrer Zinspolitik, um einen Vergleich zu ziehen. Wie gesagt, das ist etwas, das ich nicht nachvollziehen kann. 

Was das Dritte betrifft, so kann ich Ihnen das, so wie Sie es gefragt haben, nicht zusagen. Aber sehr wohl kann ich Ihnen sagen, dass wir hohes Interesse daran haben, die Liegenschaften der Stadt Wien professionell zu bewirtschaften. Und ich sage bewusst, zu bewirt-
schaften, weil bewirtschaften mehr bedeutet als herauszufiltern, welche Liegenschaft braucht man und welche nicht, und die man nicht braucht, die verkauft man, sondern ich denke, dass die Stadt Wien nicht, genauso wenig wie ein Unternehmer, Feind seines eigenen Geldes, oder im gegenständlichen Fall Feind des Steuergeldes sein sollte, und man daher zu einer professionellen Bewirtschaftung - das schließt das Developing mit ein - kommen sollte um hier optimal die Verwertungen, die Verwertungsinteressen, die die Stadt hat, auch umsetzen zu können.

Selbstverständlich schließt dies auch mit ein, dass Grundstücke und Liegenschaften der Stadt Wien, wenn sie von uns weder zu entwickeln noch zu nutzen sind, auch verkauft werden. Das ist auch nichts Neues, das macht die Stadt ja jetzt schon. Also wenn ich nur betrachte, wir haben im vergangen Jahr im Gegenwert von etwa einer Milliarde S, um in der alten Währung zu bleiben, Liegenschaften verkauft. Das ist nicht wenig, und den Weg werden wir noch professioneller als in der Vergangenheit fortsetzen, denn bekanntlich ist das Bessere immer der Feind des Guten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die dritte Zusatzfrage, Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Es ist zwar richtig, dass es nicht eine Mangelsituation in einem Ausmaße gibt, wie sie hier herbei geredet werden möchte, wir haben aber einen Mangel an leistbaren, ganz günstigen Wohnungen und wir haben eine Bevölkerungsgruppe in dieser Stadt, die ganz sicher von einer Mangelsituation am Wohnmarkt betroffen ist, und deswegen betroffen ist, weil die SPÖ nach wie vor der Meinung ist, dass die Gemeindebauten an Menschen mit einem rot-weiß-roten Pass oder einem entsprechenden EU-Pass vergeben werden sollen. Diese Menschen zahlen in dieser Stadt nach Untersuchungen pro Quadratmeter mehr. Menschen ohne Österreichischen Pass zahlen mehr pro Quadratmeter als Menschen mit einem rot-weiß-roten Pass. Es gibt einen Mangel für Zuwanderer und Zuwanderinnen, für Migranten und Migrantinnen in dieser Stadt und die machen mit 18 Prozent einen großen Teil der Bevölkerung aus. Diesen Menschen würde es sehr viel nützen, wenn die SPÖ Ihre starre Haltung in dieser Frage aufgeben könnte und ich frage Sie daher, kann die SPÖ sich vorstellen, noch in dieser Legislaturperiode von Ihrer bisher unverrückbaren Haltung, Gemeindebau nur für Inländer, abrücken.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich glaube, die Realität ist Ihnen ein bisschen entgangen. Die SPÖ hat keine starre Haltung, dass Gemeindebauten ausschließlich für Inländer da sind. Was wir allerdings machen, und das tun wir auch und unverrückbar tun wir das in der Tat, nämlich, dass wir keine Situationen schaffen, wie es sie etwa in den Pariser Vorstädten gibt. Das heißt, wir werden in sehr kontrollierter Form Schritt für Schritt diesen Integrationsprozess auch vollziehen und parallel dazu Maßnahmen setzen, wie sie etwa die Sozialbau praktiziert - die uns ja nicht gerade fremd ist als SPÖ -, und die auf diese Integration hinauslaufen. Selbstverständlich haben wir eine möglicherweise ähnliche Problemsicht, aber wir haben selbstverständlich auch auf der anderen Seite Verantwortung genug, dass wir dieses Problem Schritt für Schritt in einer tatsächlich sehr integrativen Form auch lösen werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Die vierte Zusatzfrage. Nochmals Herr Gemeinderat Fuchs. Bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Die Anfrage lautet, “...am Rande einer Mangelsituation steht.“ Wir haben nicht behauptet, dass es derzeit diese Mangelsituation gibt, Sie haben das Wort am Rande sicherlich überlesen, sonst hätten Sie eine andere Antwort geben müssen. Und wenn etwas am Rande einer Situation steht, dann muss man handeln. Und eben wegen dieses Handelns hat es diesen Aufschrei gegeben von ÖVI und es gibt ihn auch natürlich von den Bewohnern, weil sie Angst haben, dass die Mieten steigen werden. Und da ist Ihr Handeln, oder das Handeln des Wohnbaustadtrates notwendig. 

Und ich möchte noch einen Teil hervorheben, einen anderen Teil, wo ich sagen möchte, dass auch zu wenig geschehen ist und das ist im ökologischen Sanierungsbereich bei den Kommunalenwohnbauten. Wenn ich daran denke, dass vor vielen, vielen Jahren der Bereich "Schöpfwerk" angesprochen worden ist, dass man dort etwas tun kann, dass man einer solchen Großwohnhausanlage ein neues Image geben soll. Oder der Film von der "Spira" bitte, das kommt doch nicht von Ungefähr. Ein Image geben der Großfeldsiedlung, eine Ökosiedlung daraus zu machen, das wäre doch etwas gewesen! Das geht natürlich viel weiter, und es gibt eine Verknappung bei der sozialen Manövriermasse durch das Wiedereinstiegsrecht oder die Vererbung im kommunalen Wohnbau, wo Wohnungen, billige Sozialwohnungen nicht mehr auf den Markt kommen. 

Und sehen Sie, genau das sind die Maßnahmen, die dann ganz tiefgreifend wirken und wo man nichts dazugetan hat. Und daher meine ich eben, Herr Bürgermeister, werden Sie in Zukunft auch bereit sein, etwas aggressiver die ökologische Sanierung im kommunalen Wohnbau anzugehen, nicht nur die Wärmedämmung zu schaffen, wo es die Versäumnisse der sechziger und siebziger Jahre im Wohnbauressort gegeben hat, wo es eine Alleinregierung der Sozialdemokraten gegeben hat, wo Baugebrechen aufgetreten sind, und so weiter. Jetzt, bitte, ist die Chance da, sozialen Wohnraum zu mobilisieren. 

Noch einmal: Ich frage Sie, werden Sie sozialen Wohnraum mobilisieren, indem sie ökologische Sanierung durchführen werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Natürlich lese ich Ihre Anfragen äußerst aufmerksam und vielleicht ist es möglich, dass mir die nötige Sensibilität fehlt, um zwischen am Rande und nicht am Rande zu unterscheiden. Aber ich will von dem semantischen Problem absehen, denn das wird ja wahrscheinlich auch nicht das Diskussionsthema sein, sondern mein Problem ist ein bisschen, dass ich, abgesehen von diesem Wording, auch Inhaltlich gesehen Ihre Fragestellung nicht ganz nachvollziehen kann und den Zusammenhang zwischen ökologischer Sanierung und Lösung von sozialen Fluktuationsproblemen, wie Sie das gerade genannt haben, nicht wirklich erkennen kann, denn im Regelfall sind gerade ökologische Sanierungsmaßnahmen, von denen die Wärmedämmung zweifelsohne heute die wesentlichste ist, etwas, das zu einer Verteuerung von Wohnraum führt und nicht unbedingt zu einer Verbilligung. Aber klauben wir es auseinander, dann ist das wahrscheinlich einfacher zu lösen.

Ja selbstverständlich, und ein unbedingtes ja zu ökologischen Sanierungen, thermischen Sanierungen und natürlich auch anderen, das sind Versorgungs- und Entsorgungsbereiche, das ist überhaupt keine Frage, das ist eine sinnvolle Sache und findet auch statt. Nach Maßgabe natürlich der entsprechenden Mittel, denn wenn wir auch hier nicht Wohnbauförderungsmittel einsetzen, dann würde das zu einer erheblichen Verteuerung führen und den anderen Intentionen, die wir offensichtlich auch teilen, wenn ich Sie richtig verstanden habe, völlig zuwiderlaufen. 

Es ist ja nicht unerfolgreich, und es ist ja kein Zufall, dass beispielsweise bei den Emissionen von klimarelevanten Schadstoffen österreichweit ein sechsprozentiger Anstieg war, während es uns in Wien gelungen ist, 9 Prozent zu senken! Das hat ja im hohem Ausmaß damit zu tun, dass hier gerade in einem so wesentlichen Bereich Maßnahmen gesetzt wurden und weiter gesetzt werden. 

Und ich sage auch hier noch einmal, dass dies im Einklang zu stehen hat mit den Finanzierungsmöglichkeiten, die uns die Wohnbauförderung gibt. Von den Versäumnissen im Wohnbau in den sechziger Jahren diesbezüglich zu sprechen, halte ich, ehrlich gesagt, ein bisschen für verwegen. Denn damals ist es darum gegangen, in relativ kurzer Zeit Wohnraum im Nachkriegsösterreich der 50iger-60iger Jahre zu schaffen, und natürlich hat man damals einen anderen Qualitätsbegriff gehabt, als wir das heute haben. No na, kann ich nur dazu sagen. Damals ist es um Befriedigung von Grundbedürfnissen gegangen, heute sehen wir die Sache natürlich ganz anders. Es ist auch ganz anders zu sehen als in der Zwischenkriegszeit, denn in der Zwischenkriegszeit hat man, auch bei sehr erheblichen Wohnbaubedürfnissen, natürlich einen anderen Zugang gehabt. 

Wenn ich nur etwa an die Kunst am Bau denke, die man bei den großen Gemeindebauten damals auch verwirklicht hat, oder dass etwa der Karl-Marx-Hof lediglich 13 Prozent Flächennutzung verbauter Weise hat und der Rest Grünfläche und Infrastruktureinrichtungen sind. Also, man muss das schon immer ein bisschen im historischen Zusammenhang sehen. Ich weiß, der Historiker und der Pathologe wissen alles, aber zu spät, also daher sollte man auch mit der nötigen Bescheidenheit auch in der Argumentation agieren. 

Dass Sie die Berichterstattung von Frau Spira kritisieren, das ehrt Sie, das ist keine Frage. Das teilen wir auch, aber jetzt so zu tun, als ob ich oder wir verantwortlich wären auch noch für einen Fuzel von dem, was heute ORF ist, das halte ich für eine Verwegenheit, dass sage ich (Heiterkeit bei der SPÖ - GR Georg Fuchs: Das Image!) Ihnen auch ganz offen. 

Also, da diskutieren Sie den Film einmal in Ihrer eigenen umfassenden Partei, da wird der Wiener ÖVP-Klub nicht genügen, aber da haben Sie eine Menge Diskussionsbedarf dann dafür. 

Also, auf das möchte ich schon auch hinweisen. (GR Georg Fuchs: Nun, das Image haben Sie für die Vernachlässigung!.) Die SPÖ trägt mit Sicherheit keine Verantwortung für diese Berichterstattung über die Großfeldsiedlung , da werden Sie schon die eigene Nase dazu nehmen müssen. 

Was die dritte Argumentation von Ihnen betrifft, die soziale Fluktuation und das Reagieren darauf: Nun, ich möchte zunächst einmal darauf hinweisen, dass allein der Wechsel im Gemeindebau heute ein Ausmaß beträgt, dass man sagen kann dass wir in sehr hohem Ausmaß soziale Probleme über den Wechsel in den Gemeindewohnungen, Gemeindebauten auch befriedigen können. Ein nicht unerheblicher Teil der Probleme, das will ich auch betonen, lässt sich über den anderen Teil des sozialen Wohnbaus entsprechend befriedigen, sodass - und das ist ja international anerkannt - jener Teil, der nicht gelöst werden kann, jene sozialen Probleme im Wohnungsbereich, die nicht über das Instrumentarium des Gemeindebaus und des Sozialbaus gelöst werden können, also von Sozialbau und Genossenschaft nicht gelöst werden kann, dass der in Wien ein unvergleichlich geringerer ist als selbst in München. 

Bei diversen Diskussionen die wir geführt haben, bei Seminaren, auch öffentlichen Diskussionen mit Journa-listen, ist jedes Mal dort die Argumentation gewesen, was macht ihr hingegen, um den Stand zu erreichen, den Wien gerade in diesem Bereich auch selbst erreicht hat?

Also, ich denke, summa summarum gesehen, unser Bemühen kann nicht nachlassen, dass in Wien die sozialen Probleme, die verursacht werden durch den Wohnbereich, möglichst niedrig gehalten werden. Auf Null, das kann niemand ehrlicherweise und seriöserweise versprechen, aber möglichst niedrig gehalten werden. In diesem Bemühen darf man keine Sekunde erlahmen. 

Aber heute herzugehen und zu sagen, auf Grund einer Mangelsituation oder einer möglichen (GR Georg Fuchs: Am Rande!) oder am Rande stehenden Mangelsituation ist der soziale Zusammenhalt der Gesellschaft behindert oder geht verloren, das halte ich, ehrlich gesagt, für übertriebene Polemik, es entspricht nicht der Realität. So gesehen kann ich Sie nur bitten, sie fortzusetzen, Sie werden nur unglaubwürdig damit.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/00356/2003/0006-KFP/GM). Sie wurde von Herrn Dr Madejski an Herrn Amtsf StR der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Sind Sie bereit, die vom Gericht festgestellten Rückzahlungen von Betriebskosten für die überhöhte Sperrmüll-Verrechnung für 1995/96, die dreizehn Mietern nun vom Gericht endgültig zugesprochen wurde, auch allen anderen betroffenen Mieterinnen und Mietern zurückzuzahlen? 

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wenn ich der Frage, die Herr Dr Herbert Madejski gestellt hat noch die Adresse hinzufügen darf, dann geht es um das Schöpfwerk. 

Sie wissen, dass bei der Sperrmüllverrechnung im Jahre 1995 und 1996 die Entrümpelungsfirma, kurz gefasst, deutlich zu viel verrechnet hat. Das hat das Gerichtsurteil auch ergeben. 

Die Frage lautet, ob wir diese Gelder an die betroffenen Mieterinnen und Mieter zurückzahlen werden. Sie werden nicht überrascht sein: Ja. Wir haben mit den Mietervertretern gemeinsam über längere Diskussionen, aber doch, ein Ergebnis erzielt, dass wir jenen Mietern, die jetzt noch dort wohnen, das genau so zurückzahlen, wie jenen, wo wir die Adresse irgendwie mit Hilfe der Mietervertreter und Anderer ausfindig gemacht haben.

Es ist eine Rückzahlung, die, wie alle Rückzahlungen, deshalb unangenehm ist, weil eine private Firma uns zu hohe Rechnungen gestellt hat. Das hat zwei Seiten: 

Eine strafrechtliche und zivilrechtliche Konsequenz, die von den Anwälten geprüft und auch als erfolgreich eingestuft wird. 

Auf der anderen Seite natürlich ist es immer ein Moment, wo man im eigenen Bereich etwas verändert und verbessert. 

Wir haben ein Kennzahlensystem bei der Abwicklung erarbeitet, das uns dort, wo es zu unüblichen Abweichungen kommt, aufmerksam macht, sodass man nicht im Verschulden oder bei der Durchsicht und Kontrolle auf einen einzelnen Mitarbeiter angewiesen ist, sondern dass es Systeme gibt, die die Mitarbeiter bei ihrer Kontrolltätigkeit unterstützen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Herr Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Es ist erfreulich, dass Sie sich erstmals zu einer solchen Handlungsweise überwunden haben, auch wenn nur rechtlich formal jene 13 berechtigt gewesen wären, die Betriebskosten zurück zu bekommen, dass auch alle anderen, die dort wohnen und eigentlich das Gleiche bezahlt haben und das gleiche Unrecht erlitten haben, jetzt einen Ersatz bekommen. 

Es gibt einen ähnlichen Fall und zwar gibt es den Fall mit den Loggien. Dort haben Sie das nicht gemacht. Daher meine Frage: Bei den Loggien haben acht Mieter ihre widerrechtlich zu viel bezahlte Miete zurück bekommen. Warum haben Sie dort nicht allen anderen, die nicht an diesem Prozess beteiligt waren und daher nicht ihr Recht bekommen haben, ihre überhöhten Mieten zurück bezahlt, oder sind Sie dazu in Zukunft bereit auf Grund dieses Falles?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Es gibt einen wesentlichen Unterschied, den Sie ja kennen. Der wesentliche Unterschied ist, dass in dem einen Fall die Firma uns zu viel verrechnet hat und wir auch damit rechnen, dass wir in Zukunft entweder Firmen erst gar nicht diese überhöhten Rechnungen auszahlen, oder sie auf Gerichtsweg zurückverlangen können. Anders ist es überall dort, wo es um Einnahmen des Hauses auf Grund von Flächen geht. Die von Ihnen angesprochenen Loggien sind ja da nur ein Beispiel. Dort, wo auf Grund von ausgerechneten Flächen, die als Basis für die Beurteilung von Einnahmen gelten, dort, wo man plötzlich weniger erzielt und etwas zurückzahlt, belastet man ja nicht die Firma, die überhöht etwas verrechnet hat, sondern man belastet ja damit die Gesamtsituation des Hauses. Daher gehen wir bei Flächenberechnungen natürlich sorgsamer vor, weil wir ja letztendlich niemandem eine Freude machen, wenn wir großzügig zurückzahlen und damit die Substanz des Hauses schmälern. Das sind also zwei verschiedene Zahler. In dem einen Fall ist der Rückzahler eine Firma, die ungerechtfertigt verrechnet hat, im anderem Fall würde ich den Leuten Geld geben, das sie dann beim nächsten § 18 oder bei der nächsten Sanierung wieder nachzahlen müssten. 

Daher gehen wir bei der Verrechnung von Flächen anders vor. Aber, wie ich meine, nicht unfreundlich, sondern, ebenfalls mit den Mietervertretern, versuchen wir einen Weg zu finden, um die Substanz des Hauses auch in Zukunft zu sichern. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Ellensohn gestellt.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Ich bin jetzt nicht sicher, ob ich das richtig verstanden habe. Sie haben jetzt am Schluss gesagt, wenn die Mieter und Mieterinnen überhöhte Mieten zahlen, weil ihnen zu viele Quadratmeter berechnet wurden, dann sei das nur zu deren eigenem Vorteil, weil dann die Sanierungen besser durchgeführt werden können. Wenn das so stimmen würde, müsste man sagen, nun ja, warum knöpfen wir nicht jedem Menschen, der eine Gemeindewohnung hat, 50 EUR mehr ab pro Monat, weil da könnte man super Sanierungen machen. Also das kann es nicht sein.

Da in der Anfrage von Herrn Dr Madejski die Adresse nicht drinnen gestanden ist, gehe ich auf ein anderes Haus ein. Es gibt ja nicht nur das Schöpfwerk, leider, all diese Probleme im Schöpfwerk sind ja bekannt, aber, das kommt leider öfter vor. In der Florian-Hedorfer-Straße in Simmering sind die Quadratmeterzahlen in der Gemeindebauanlage überprüft worden. Da ist nicht ein Mieter, es sind auch nicht zwei oder zehn MieterInnen, die dort zu viel bezahlt haben, weil die Quadratmeterzahlen nicht stimmen, und zwar über Jahrzehnte. Ein ehemaliger Bezirksrat der Grünen wohnt dort, der hat jetzt 30 Jahre ungefähr – der ist eingezogen wie man es neu gebaut hat – zu viel bezahlt. Dort ergibt sich jetzt auch die Frage, die Menschen die dort Monat für Monat, Jahr für Jahr, Jahrzehnte jeden Monat zu viel bezahlt haben, weil die Quadratmeter nicht gestimmt haben, und Sie müssen das rechtlich nicht zurück zahlen, das stimmt schon. 

Aber was kann man jetzt dort machen? Sagt nun Wiener Wohnen, nun ja, da haben wir einen Fehler gemacht, aber ihr habt Pech gehabt, schmecks, und wir sanieren nun mit dem, was wir euch zu viel abgeknöpft haben, oder gibt es eine Möglichkeit, dass nicht nur diejenigen, die ein Verfahren geführt haben etwas zurück bekommen, sondern alle, die dort wohnen, weil ja alle zu viel bezahlt haben?

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Herr Stadtrat bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Bei einer Neuvermessung - und das ist natürlich in vielen Fällen der einzige Weg, und daher sind wir den ja auch in diesen Fällen gegangen, wissend, dass wir viel an Sachverständigenkosten zahlen - bringen wir eine doch relativ große Bürokratie in Gang und wenn man sich dann das Ergebnis am Ende dieser Neuvermessungen anschaut, ist es meistens für die Mieter ein bisserl enttäuschend, wenn sich gar nicht viel geändert hat, außer dass lange vermessen wurde und es nur zu ganz geringfügigen Änderungen gekommen ist. 

Daher sage ich eben, es ist ein Unterschied, ob eine private Firma etwas falsch verrechnet und man mit allem Nachdruck das zurückverlangen muss, oder ob man sich der Prozedur einer Neuvermessung stellt. Der muss man sich dort stellen, wo man weiß, dass es falsche Flächen gibt, der kann man ohnehin nicht ausweichen. Aber es ist nichts, wo man zum Schluss großes Lob erwarten darf, weil die Leute darauf kommen, dass irgendwer bei einer Neuvermessung in der Regel mehr und irgendwer anderer ein bisserl weniger bezahlt, oder alle miteinander ein paar Schilling weniger an Einnahmen beitragen bis zur nächsten Sanierung. 

Daher mache ich einen Unterschied, ob uns, kurz gefasst, jemand betrügt und wir versuchen das im Vorfeld zu verhindern, oder wenn wir darauf kommen im Nachhinein, oder auch, ob wir mit Neuvermessungen in den Häusern, die wir machen, und die wir ja seit einigen Jahren sehr konsequent fortsetzen und zum Schluss natürlich das, was in der Neuvermessung heraus kommt, die Basis für die neue Mietberechnung ist. 

Das ist ein wesentlicher Unterschied, hier wird oft in der Diskussion den Mietern zu viel vorgespielt. Man erweckt den Anschein, wenn eine Neuvermessung erfolgt, dann wird es für Alle billiger, und die Mieter kommen dann am Ende immer darauf, so einfach ist das nicht. 

Daher mache ich diesen sachlichen Unterschied, dass dort, wo es Falschverrechnungen gibt, wir in Neuvermessungen gehen, und am Ende des Tages - und das ist in vielen Fällen bereits der Fall - natürlich die Basis nehmen, die rechtlich korrekt ist. Das ist für mich eine Selbstverständlichkeit. Ich würde mir auch wünschen, dass jeder Mieter möglichst wenig bezahlt. Ich hoffe aber, dass das dann auch gilt, wenn eine Sanierung ansteht. Also Substanz von Häusern zu schwächen ist ja noch keine Ersparnis für den Einzelnen, sondern bedeutet manches Mal, dass man eine Zeit lang zu wenig einzahlt und dann plötzlich mit einer Erhöhung das nachzahlen muss, was viele Jahre versäumt wurde. 

Also, in den Häusern ist durch Flächenmaße, wie sie durch Rohbaumaße, durch Irrtümer, durch viele andere technische Gegebenheiten in ihrer Geschichte entstanden sind, ja nicht wirklich eine so starke Belastung passiert, dass wir von der Substanz her in Geld und in Mietzinseinnahmen und in Rücklagen zu viel hätten, sondern es ist ja in Wirklichkeit entweder um sehr geringfügige Beträge gegangen, oder hat die Substanz des Hauses ein bisschen gestärkt. 

Da mache ich einen großen Unterschied, trotzdem wird aber eine korrekte Vorgangsweise gewählt. Es bekommen die Mieter die klagen, wenn sie Recht bekommen, sofort zurück und es wird das Haus vermessen und natürlich kommt es auch hier zu den Rückzahlungen und Änderungen. 

Vorsitzende GRin Mag. Heidemarie Unterreiner: Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Fuchs gestellt.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat, meine Frage zielt auf eine andere Art von Rückzahlung, und zwar eine Rückzahlung von Schulden, von offenen Mietzinsen. Sie wissen, dass es derzeit eine noch nie da gewesene Höhe von Mietzinsschulden bei Gemeindebaubewohnern gibt, eine ungefähre Höhe, wie sie immer wieder genannt wird, und wie man sie aus den Bilanzen herauslesen kann, von 36 Millionen Euro, also zirka mehr als 500 Millionen Schilling. Das ist eine gigantische Zahl von Mietzinsschulden, die sich zusammensetzt aus dem Bereich von ausgezogenen Mietern, wo man sich sehr schwer tut, das Geld einzutreiben und auch aus dem Bereich von aktiven Mietern. 

Ich frage Sie daher, Herr Stadtrat, wie werden Sie die Mietzinsschulden verringern, insbesondere wenn es eine Aktion der Stadt Wien auf Initiative der Grünen gibt weniger zu mahnen, weniger einzumahnen, und zwar eine Aktion gibt, generell. Da bleibt natürlich die Frage der Verringerung offen, und daher: Wie machen Sie das bei den ausgezogenen und wie machen Sie das bei den aktiven Mietern in diesem Jahr?
Vorsitzende GRin Mag. Heidemarie Unterreiner: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Von den Rückzahlungen in einem konkreten Fall einer Entrümpelungsfirma bis hin zu der gesamten Verschuldungssituation der Wiener Familien ist ein breiter Bogen, Herr Kollege, und Sie verzeihen mir daher, (GR Georg Fuchs: Eine andere Art!) dass ich nicht in denselben Details wie ich mich bisher bemüht habe hier die Antwort zu geben das tue, sondern hier nur zusammenfasse: 

Wir wissen, je früher Familien geholfen wird, es umso besser ist. Daher ist allen diese Schuldnerberatungen die Aufmerksamkeit zu geben, die notwendig ist. Auch dass es nicht darum geht, jemanden zu rasch zu mahnen, oder zu unfreundlich zu mahnen oder gar mit zu viel Kosten zu mahnen, auch da glaube ich, können wir in einer sachlichen Diskussion Konsens erzielen. Eines kann weder der Wohnbaustadtrat, noch fürchte ich, dieses Haus wirklich lösen, wieso es denn überhaupt dazu kommt, dass immer mehr Familien ihre Miete nicht bezahlen können und verschuldet sind, warum in immer mehr Familien sich jemand, der bisher Geld verdient hat, in Arbeitslosigkeit befindet. Also die Frage der Beschäftigungspolitik und der Sozialpolitik durch eine Bundesregierung hat sicher mehr Einfluss als die Frage, wann schickt man ein Mahnschreiben weg. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die letzte Zusatzfrage hat Herr Dr. Madejski.

GR Dr. Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Sie haben heute sehr starke Worte betreffend des privaten Anbieters gefunden, bis zum Wort Betrug, was mich ein bisschen wundert, weil Sie hier den Eindruck erwecken, Sie sind selbst auf das darauf gekommen. Offensichtlich sind Sie nicht selbst darauf gekommen, denn Sie haben sogar gegen das Urteil des Gerichtes, wo das genau drinnen steht, was jetzt zum Rückzahlen gekommen ist, ja auch noch einmal berufen, das muss ich auch noch einmal dazu sagen, und daher stelle ich jetzt folgende Frage: Ist es Prinzip oder üblich, dass Ihre Geschäftsstelle prinzipiell gegen jeden Einspruch der Mieter vorab versucht, sowie hier, vier Jahre ein Verfahren zu verschleppen, obwohl es von Anfang an allen Beteiligten, auch ihnen, vollkommen klar war, dass hier tatsächlich Betrug oder Überverrechnung vorgelegen ist. Was hat Sie dazu bewogen, sogar noch gegen das Gerichtsurteil, das Sie jetzt als Argument bezeichnen oder hernehmen zur Rückzahlung, noch einmal zu berufen und die Leute dort, die ihr eigenes Geld in Gutachten gesteckt und dann die Nerven weggeschmissen haben, noch einmal hier wirklich zu verärgern. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Zuerst, nur um der Wahrheit die Ehre zu geben, Mieter, Mietervertreter haben sich sehr engagiert, aber vertreten hat es die Mietervereinigung. Ich sage das nur, weil das von Ihnen noch nicht richtig erwähnt wurde. (GR Dr Herbert Madejski: Das steht in meiner schriftlichen Anfrage!). Aber es schadet ja nicht in dem Hause, wenn es alle wissen, (GR Dr Herbert Madejski: Nein, nur hie und da!) dass die Mietervereinigung auf der richtigen Seite kämpft und auch hier auf der richtigen Seite gekämpft hat, mit den Mietern und Mietervertretern. Es stimmt, dass die Juristen eines Betriebes - und ich meine Wiener Wohnen ist ja ein Betrieb, von dem alleine die Mietzinseinnahmen 654 Millionen Euro, oder die Betriebskosteneinnahmen 222 Millionen Euro sind, also ein gewaltiger Wirtschaftsbetrieb -, natürlich sehr unabhängig von der Politik entscheiden, wann sie zu Gericht gehen, ob sie in Berufung gehen, welche Rechtsanwälte jetzt im Falle zum Beispiel das weitere zivilrechtliche Vorgehen gegen diese Firma prüfen. 

Da sollte sich die Politik heraushalten und ich tue das auch, weil ich glaube, dass sind zwei verschiedene Bereiche. 

Das eine ist der klare politische Grundsatz, den kennen die Beamten des Hauses und auch die Geschäftsführer, und das andere ist eine rechtlich absolut korrekte und nach bestem Wissen und Gewissen ordentliche Vorgangsweise der Stadt, um entweder Geld zu sparen, Geld zu kontrollieren oder in so einem ungerechtfertigten Fall wie hier, wieder zurückzubekommen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich danke schön. Somit ist die zweite Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/00355/2003/0003-KSP/GM). Sie ist gerichtet von Frau GRin Klier, an den Herrn Amtsf StR der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr: In den vergangenen Wochen wurde in den Medien immer wieder über die geplanten großen Bauvorhaben im Straßen- bzw Brückenbau berichtet. Welche Finanzmittel stehen für die heuer in Angriff genommenen Baumaßnahmen zur Verfügung? 

Bitte schön.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Die Mittel, die uns in diesem Jahr für den Straßenbau, für den Brückenbau und für die Beleuchtung zur Verfügung stehen - die sind ja zusammen in einem Topf -, muss man folgendermaßen gliedern: 

Die Straßen in Wien werden einerseits im Rahmen der ASFINAG oder deren Tochtergesellschaft ÖSAG errichtet, betreffen daher nicht das städtische Budget, sind aber sehr verkehrswirksam und wir bräuchten sie schon sehr lange, wie zum Beispiel die S 1 oder die Verbreiterungen auf der Südosttangente oder Knoten Prater-Ertüchtigung. 

Das zweite Budget, das angesprochen wird, ist das seinerzeitige Bundesstraßenbudget. Hier haben wir ja neue Landesstraßen, die sogenannten Hauptstraßen B, wo zweckgewidmet Mittel seitens des Bundes jährlich überwiesen werden. Und darüber hinaus sind im Zentralbudget ebenfalls noch die Ansätze für jene Straßen und Verstärkungen für Bezirksmaßnahmen enthalten, die man berücksichtigen muss. 

In den Bezirken, die ja zuständig sind bei den Nebenstraßen und bei den Hauptstraßen A für deren Erhaltung ist ebenfalls ein Grossteil der Mittel budgetiert und darüber hinaus gibt es noch Sondermittel, zum Beispiel aus dem Bau der S 7. Alles zusammengenommen ergibt 139 Millionen EUR, die im Jahr 2003 für den Straßen- und Brückenbau in Wien zur Verfügung stehen. 

Und diese 139 Millionen EUR sind um 39 Millionen oder 39 Prozent mehr, als das im vergangenen Jahr der Fall war. Das heißt, Wien reagiert hier ganz bewusst in Kooperation mit den anderen Straßenerrichtern und Brückenerrichtern in Wien auf die schlechte Konjunkturlage in der Bauwirtschaft. Und wenn Sie sich erinnern, wir haben dieses Programm ja schon voriges Jahr begonnen und es hat dazu geführt, dass doch eine Erleichterung eingetreten ist, allerdings ist natürlich gerade im Straßenbau im Winter wohl kaum etwas auszurichten und daher ist zur Zeit auch Flaute auf diesem Gebiet. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die erste Zusatzfrage, Herr Gemeinderat Mag Maresch, bitte.

GR Mag. Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Vor kurzem wurden ja einige Projekte präsentiert und man konnte es sich auch im Westbahnhof anschauen, Westbahnhof Neu. Es wird die Errichtung von 2500 Stellplätzen geplant, aber mir hat irgendwie dann auch eine Präsentation des Verkehrskonzepts gefehlt. Ist eines bereits vorhanden und wenn ja, wie viel wird die Verwirklichung kosten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Der Wunsch nach Ausschreibung eines städtebaulichen Wettbewerbs für den Raum Westbahnhof ist von der Bundesbahn an die Stadt Wien schon vor mehreren Jahren herangetragen worden. Ich habe mit dem Vorgänger des jetzigen Generaldirektors schon im Jahr 2001 darüber verhandelt, dass dort nicht nur Baumasse, Bauvolumen entstehen darf, sondern dass es um die Verknüpfung der beiden Bezirksteile des 15. Bezirkes geht, vor allem für Fußgänger und Radfahrer, also für die umweltfreundlichen Verkehre, und dass wir zusätzlich eine Lösung finden müssen für die Abwicklung des durch Büros und Einkaufsmöglichkeiten entstehenden zusätzlichen Verkehrs. 

Das hat dazu geführt, dass die Ausschreibung des Wettbewerbes doch etwas länger gebraucht hat, weil die Stadt Wien eben darauf bestanden hat, dass entsprechend den Zahlen, die das Verkehrskonzept erbracht hat, die Quadratmeterzahl für das Einkaufszentrum unter dem Bahnhof, oder neben dem Bahnhof, deutlich reduziert wurde gegenüber den Wünschen der Bundesbahn, und auch in Kooperation mit der Wirtschaftskammer dann auf 17 000 Quadratmeter beschränkt wurde. Zusätzlich - und da hat die Stadt Wien sehr darauf bestanden - kann man nicht den zusätzlichen Verkehr über die Felberstraße und über die Avedikstraße abwickeln. Beide sind viel zu schmal und dafür nicht geeignet. Und es gibt eben die Möglichkeit, dass man auf Niveau der Geleise die Verbindung zwischen Technischem Museum und Gürtel schaffen kann und wir haben darauf bestanden, dass das Grundlage wird für die Ausschreibung und daher auch für die am Wettbewerb teilnehmenden Architekten und Städtebauer als Voraussetzung unverrückbar bleibt und deswegen ist auch bei allen eingereichten Projekten diese Form der Trassenführung berücksichtigt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Herr GR Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass die Mittel von 100 Millionen auf 139 Millionen steigen. Sie haben aber nicht darauf hingewiesen, dass der Großteil dieser Steigerung darauf zurückzuführen ist, dass sie ja zusätzliche Bundesmittel erhalten haben für die Übertragung der Bundesstraßen B. Ich möchte Sie daher jetzt für die Zukunft, für die kommenden zwei Jahre, fragen: Mit wie vielen zusätzlichen Mitteln rechnen Sie, werden Sie dies in den kommenden beiden Jahren in den Straßenbau und in den Brückenbau geben, insbesondere im Hinblick darauf, dass wir ja im nächsten Jahr damit rechnen können, dass unsere Nachbarländer Mitglieder der EU werden und wir damit einen verstärkten Ausbau des Straßennetzes für die Region Wien benötigen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Ich muss Sie - ich tue das ungern das wissen Sie, aber trotzdem - korrigieren. Wir bekommen für die Erhaltung und den Bau der verländerten Bundesstraßen, für die neuen Hauptstraßen B, seit vergangenem Jahr, also schon im Jahr 2002 und folgende, bis 2008 ist das so fixiert, nur einen Bruchteil der Mittel, die wir im Wiener Straßenbau und Brückenbau einsetzen, nämlich grob 38 Millionen EUR. Ich habe Ihnen vorher die Gesamtzahl genannt, der Löwenanteil wird sehr wohl aus städtischen Mitteln verwendet. Noch dazu, und das muss man auch sagen, durch die Verländerung, durch das Abtreten der Verantwortung seitens des Bundes, aber damit auch durch das Abtreten der Genehmigungserfordernisse, die der Bund sich immer vorbehalten hatte, ist es möglich, dass wir diese Mittel auch einsetzen, denn den Jahren davor war immer das Spiel so: Ihr bekommt einen niederen Betrag und wir sagen euch dann, wenn die Bausaison schon begonnen hat, dass ihr zusätzlich Geld bekommt. Und dann, wenn das Geld da war, ist es mit den Ausschreibungen nicht ausgegangen und zum Jahresende hat man dann gesagt, nun, die Wiener haben es wieder nicht verbauen können. Dieses Spiel ist nicht mehr möglich und daher sind auch die großen Steigerungen im Umsetzen ermöglicht worden, und wir werden das in den kommenden Jahren sehen. 

Aber, um die Frage zu beantworten, in diesem Ansatz 6103, wo die Hauptstraßen B-Mittel drinnen stecken, sind grob 38 Millionen EUR, ein bisschen mehr, enthalten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, die 3. Zusatzfrage. Herr Ing Wolfram, bitte.

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben mir bei einer Anfrage betreffend der Reichsbrückensanierung im November 2001 mitgeteilt, dass die Sanierung damals 262 Millionen S ausmachen wird, also rund 19 Millionen EUR. Jetzt wird von 35 Millionen EUR gesprochen, also fast eine halbe Milliarde S. Ich habe damals hingewiesen, dass nicht nur die Fertigteilelemente saniert gehören, sondern auch Brückendilatationen. Jetzt werden die Kosten fast verdoppelt. Gibt es irgendwelche zusätzliche Schäden plötzlich in diesem einem Jahr, dass es zu dieser Verdoppelung kommt? 

Und das Zweite, das ich gerne wissen möchte, ist, Sie haben damals auch in der schriftlichen Antwort mitgeteilt, dass der Bund 231 Millionen S zur Verfügung stellt und die Stadt Wien nur 20 Millionen, abgesehen jetzt von Planungskosten und so weiter. Bleibt das Verhältnis auch bei 35 Millionen aufrecht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Wenn ich mich recht erinnere, habe ich Ihnen in Ergänzung damals - Sie haben das auch schon einmal mündlich gefragt - die konkreten Zahlen genannt und auch die Begründungen dafür. Ich kann Ihnen jetzt keine Auskunft zu den konkreten Zahlen geben, ich kann Ihnen das gerne nachreichen. 

Zur Frage allerdings, welche Arbeiten gemacht werden, so ist es klar: Es wird der Fuß- und Radweg, der abgesenkt ist, komplett erneuert und verbreitert, weil es da immer zu Konfliktsituationen kam, besonders beim Ausgangbereich von der Station Donauinsel und es wird das Geländer komplett erneuert, auch auf dem Niveau der Fahrbahn, weil wir ja dort die Diskussionen hatten, ob der Nachtbus stehen bleiben darf, weil die Geländer zu nieder sind zur Zeit für den Stationsbereich. Das wird komplett erneuert und verbessert, damit auch bei der Love-Parade oder beim Marathonlauf mit Sicherheit nichts passieren kann. Und wenn keine zusätzlichen Sicherheitsmaßnahmen notwendig sind, werden die Deckenabdeckungen erneuert, es wird die Lichtanlage erneuert, Dilatationen erneuert. Also, das Gesamtprogramm ergibt, dass diese Brücke in den nächsten 2 ½ Jahren ganz massiv in Bearbeitung sein wird. Ich werde Ihnen die konkreten Zahlen noch nachreichen. 

Nur eines ist auch klar: Die Reichsbrücke ist zur Gänze mit der Verländerung der Bundesstraßen an Wien gegangen, wodurch die Finanzierung aus den Mitteln der verländerten Bundesstraßen finanziert wird. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die 4. und letzte Zusatzfrage, Frau GRin Klier. 

GRin Helga Klier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! 

Sie haben uns jetzt gesagt, dass an sich die Finanzierung der geplanten Projekte gesichert ist. Meine Frage jetzt an Sie, welche konkreten Projekte gibt es im Süden Wiens, denn dort haben wir ja von der A 2, von der Außenringautobahn und so weiter, doch einen sehr reichhaltigen, oder einen großen starken Verkehr, der noch den der südlichen Bezirke aufnehmen soll. Welche Projekte, bitte, können Sie mir da nennen oder sind vorgesehen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich werde versuchen, mich auf die größeren zu beschränken. Wir werden die Bitterlichstraße von der Laaerbergstraße bis an die Ostbahn weiter umbauen, da ist voriges Jahr schon der erste Abschnitt gelaufen. Wir werden im 23. Bezirk die Brunnerstraße nach den Sanierungsmaßnahmen für die Altlasten zwischen der Karl-Berger-Straße und der Perfektastraße herstellen, es wird die Perfektastraße und der sogenannte Erlaaer Spitz fertiggestellt, die Kreuzung Kirchfeldstraße – Breitenfurter Straße ertüchtigt, es werden die letzten Arbeiten, die dann beim Schneefall liegen geblieben sind, bei der Altmannsdorfer Abfahrt Sagedergasse – Breitenfurter Straße erledigt und eine Fülle von kleinen Baumaßnahmen, die sich aus den Bezirksbudgets ergeben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich danke. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/00358/2003/0001-KGR/GM). Sie ist gerichtet von der Frau GRin Mag Ringler an den Herrn Bürgermeister: In der Gemeinderatssitzung vom 12.12.2002 wurde von den Grünen eine Dringliche Anfrage eingebracht, welche die umstrittene Subvention der Gemeinde Wien an das Haus der Heimat zum Inhalt hatte. Ein Antrag der Grünen, welcher sicherstellen sollte, dass in Zukunft keine direkten oder indirekten Förderungen an das Haus der Heimat durch die Stadt Wien erfolgen sollen, wurde von der SPÖ Fraktion abgelehnt und fand keine Mehrheit. Es ist bis heute nicht eindeutig sichergestellt, dass das Haus der Heimat nicht durch die Stadt Wien finanziert werden wird. Daher unsere Frage an Sie, Herr Bürgermeister: Wird die Stadt Wien das Haus der Heimat in Zukunft direkt oder indirekt subventionieren bzw die Arbeit des Haus der Heimat unterstützen?

Ich ersuche um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich darf in Erinnerung rufen – ich darf es deswegen in Erinnerung rufen, weil wir dies alles ja bereits breit abgehandelt haben, und daher wähle ich diese Formulierung –, dass sich mit Beschluss vom 6. März 2002 die Landeshauptmänner der österreichischen Bundesländer dazu bereit erklärt haben, den Vertriebenenfonds mit insgesamt 3,2 Millionen EUR zu dotieren, wobei aus den Erträgnissen des Vertriebenenfonds auch – nicht nur – der Betrieb des Begegnungszentrums "Haus der Heimat" zu finanzieren wäre. Schon aus dem Wortlaut dieses Beschlusses ergibt sich, dass die Zahlung der Stadt Wien an den Vertriebenenfonds erfolgt und dies zwar keine direkte, wohl aber eine indirekte Finanzierung des "Hauses der Heimat" darstellt.

Aus der subsidiären Widmung ergibt sich auch, dass die verantwortliche Geschäftsführung des Vertriebenenfonds die Mittel vor allem auch für den Betrieb des Begegnungszentrums verwenden kann. Es liegt daher bei den Verantwortlichen des Vertriebenenfonds, mit Nachdruck darauf zu achten, dass die Mittel nicht einem Zweck zugeführt werden, der zu der strikten Ablehnung von Rechtsextremismus und neonazistischen Gesinnungen in Widerspruch stehen würde. 

Bei meiner Zustimmung zu diesem Beschluss bin ich davon ausgegangen, dass es sich bei diesem Haus der Begegnung eben um jene Begegnungsstätte handelt, die dem Verband der volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs und seinen Mitgliedsverbänden zur Verfügung steht. Zu dieser Widmung stehe ich auch weiterhin. Gerade auf Grund der bereits erörterten historischen Fakten betone ich einmal mehr, dass es unzulässig wäre, die Sudetendeutschen und die Organisation der ehemals Vertriebenen per se als rechtsradikal oder neonazistisch zu denunzieren. Ich wiederhole aber auch hier die in der Sitzung des Gemeinderates vom 12. Dezember getroffene Feststellung: Sollte sich jemals herausstellen, dass der Verband der volksdeutschen Landsmannschaften oder Teile dessen oder auch nur einzelne Exponenten beziehungsweise das "Haus der Heimat" zu einem rechtsextremen Hort mutieren, so ist es einerseits die Aufgabe der zuständigen Behörden, strafbare Handlungen unter Ausschöpfung des gesamten Repertoires der österreichischen Rechtsordnung zu ahnden und letztlich zu unterbinden, andererseits wird man sich selbstverständlich auch politisch damit auseinander zu setzen haben.

Um Ihre Frage daher zu beantworten: Ja, ich stehe weiterhin zu diesem Beschluss, bin aber ganz sicher, dass wir ihn so sorgfältig zu formulieren und mit entsprechenden Bedingungen zu versehen haben, dass es aus meiner Sicht heraus gesehen jedenfalls administrativ nicht möglich ist – politisch, so hoffe ich, überhaupt nicht –, dass es zu Vorfällen kommt, wie Sie sie gelegentlich hier auch geschildert haben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Erste Zusatzfrage: Frau GRin Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Wir haben in der letzten Gemeinderatssitzung tatsächlich ausführlich darüber geredet, welche Aktivitäten auch – und ich betone "auch" – im "Haus der Heimat" stattfinden, und ich habe zur Kenntnis genommen, dass die Sozialdemokratie das durchaus auch mit Besorgnis verfolgt.

Nichtsdestotrotz möchte ich gerne wissen, in welcher Form Sie sicherstellen werden, dass die Gelder, die über die Landeshauptleutekonferenz von Ihnen mitbeschlossen wurden und die ja auch schon im Kulturausschuss als Akt vorgelegen sind, nicht für Aktivitäten, wie ich sie in der letzten Gemeinderatssitzung geschildert habe, genutzt werden. Sprich: Wie kann verhindert werden, dass ein Herr Lüftl, der Verfasser von Gutachten ist, die die Existenz der Gaskammern im Dritten Reich leugnen, und ähnliche Leute im "Haus der Heimat" einen Platz haben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Das sind zwei verschiedene Dinge. Dass Gelder der Stadt oder richtigerweise Steuergelder der Wienerinnen und Wiener nicht zur Unterstützung rechtsextremer Veranstaltungen oder Aktivitäten herangezogen werden können, lässt sich dadurch verhindern, dass wir – und deswegen dauert es auch seine Zeit – die Bedingungen für diese Subvention sehr sorgfältig formulieren werden. Dafür, dass Herr Lüftl oder andere Rechtsextremisten nicht im "Haus der Heimat" auftreten, kann ich Ihnen genauso wenig eine Garantie geben wie ich Ihnen eine Garantie dafür geben kann, dass Rechtsextremisten nicht an der Universität Wien mit Vorträgen auftreten.

Ich sage hier noch einmal – und da spreche ich auch aus meiner individuellen politischen Erfahrung –, dass dies eine Frage politischer Auseinandersetzung ist und mit Sicherheit nicht administrativer. Der Rektor der Universität Wien, dem ich absolute demokratische und antifaschistische Gesinnung zuspreche, konnte auch nicht verhindern, dass Rechtsextreme an der Universität Wien mit Vorträgen auftreten. Das ist die Aufgabe der Antifaschisten und der Demokraten, das zu unterbinden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Prochaska, bitte.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Sind Sie bereit zu garantieren, dass auch in Hinkunft bei der Subventionierung gesellschaftspolitisch tätiger Vereine und Einrichtungen der Weg des Augenmaßes und der Vernunft gegangen wird, der einerseits eine sehr sorgfältige Abgrenzung von Extremismen auf beiden Seiten des politischen Spektrums vorsieht, andererseits aber auch nicht den Kurs der unverschämten Selbstgerechtigkeit von "Unversuchten und Ungeprüften" – Bergengruen, falls Sie es wissen wollen, 1945 an die Völker der Erde – geht, die – ich sage das ganz bewusst, auch im Angesicht der dritten Auflage der Lueger-Hatz, die jetzt wieder kommt – schon Ausmaße der Orwell'schen Gedankenpolizei annimmt, wo alles, was nicht der eigenen Befindlichkeit entspricht, "getilgt, ausradiert, vaporisiert" werden muss, um auch dieses Zitat Orwell-gerecht zu machen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Was ich Ihnen gerne garantieren kann, das ist, dass die Subventionspolitik der Stadt Wien sich zunächst einmal an der Pluralität kultureller Aktivitäten ausrichtet und diese entsprechend gewährleisten wird, zum Zweiten – das teilen wir –, dass sie mit Sicherheit keine extremistischen Aktivitäten unterstützen wird, dass sie zum Dritten sich aber auch an der Verlässlichkeit orientiert. Wenn es hier einen entsprechenden Beschluss, dem der Wiener Landeshauptmann zugestimmt hat, gibt, dann findet das auch statt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag STEFAN.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich habe das heute und auch bei der letzten Gemeinderatssitzung im Dezember mit Freude zur Kenntnis genommen, dass Sie eindeutig Stellung dazu beziehen, dass das "Haus der Heimat" und die Vertriebenenorganisationen unterstützt werden. Sie tun dies, wie ich meine, auch in dem Bewusstsein, dass Menschenrechte unteilbar sind und dass es nicht gute und schlechte Opfer gibt. Immerhin geht es bei den Vertriebenen um jene Überlebenden, die einem unglaublichen Terror ausgesetzt waren. Meistens waren es Frauen, kleine Kinder, Greise, die flüchten mussten, und sehr viele sind dabei umgekommen. 

Zudem speist sich ja der Fonds, der jetzt das "Haus der Heimat" finanziert, aus jenen fiktiven Zinsen, die von Konten abzuschöpfen wären, die Sudetendeutsche in Wien oder in Österreich hatten, von denen jedoch sie beziehungsweise ihre Erben nicht mehr Gebrauch machen konnten, weil sie umgebracht wurden. Es ist also, wie es mir scheint, eigentlich nur ein Zurückzahlen bestimmter Gelder, wenn auch sehr spät, an Personen, denen es indirekt oder direkt zugestanden wäre.

Meine Frage daher: Ist die nunmehrige Unterstützung für das "Haus der Heimat" und die Heimatvertriebenen nicht eine begrüßenswerte, wenn auch kleine Wiedergutmachung für erlittenes Unrecht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Um zunächst auch auf den pragmatischen Teil der Finanzierung zu kommen: Die Argumentation kenne ich. Wäre sie in aller Konsequenz durchdacht worden, dann hätte man – ähnlich wie bei der Wiedergutmachung der Verbrechen, die an den jüdischen Bürgern dieser Stadt begangen worden sind – natürlich auch die Privatwirtschaft heranziehen müssen, hier insbesondere die Geldwirtschaft, um diesen Fonds entsprechend zu speisen, sodass dies nicht "nur" – unter Anführungszeichen – die öffentliche Hand zu finanzieren hat; im gegenständlichen Fall der Bund durch ein Bundesgesetz, das im vergangenen Jahr beschlossen wurde, und die Länder durch den Beschluss der Landeshauptleutekonferenz. 

Das ist nicht erfolgt. Das bedauere ich und das war auch meine Anmerkung in der Landeshauptleutekonferenz. Wenn man diese Argumentation, der – wieder unter Anführungszeichen gesehen – "Wiedergutmachung" wählt, dann hätte man im Hinblick auf die Finanzierung wahrscheinlich auch ein breiteres Band der Speisung dieses Fonds vorsehen müssen.

Was nun das Zweite betrifft, so möchte ich bei aller Gemeinsamkeit in der Subventionierung des Vertriebenenfonds nicht die Unterschiede verwischen. Diese Unterschiede liegen für mich klar auf der Hand, und sie laufen entlang jener Diskussionen, die es auch innerhalb der Sudetendeutschen vor der NS-Zeit, während der NS-Zeit und vor allem seit 1945 gegeben hat. Ich verhehle nicht, dass ich hier ganz klar auf den inhaltlichen Positionen etwa der heutigen Seeliger-Gemeinde und der Arbeiterbewegung der Sudetendeutschen stehe, und die stehen im krassen Widerspruch und in scharfer Ablehnung der nationalsozialistischen Positionen, die es innerhalb der Sudetendeutschen selbstverständlich auch gegeben hat. 

Diese Unterschiede sind mir heute auch noch wichtig, aber ich betone sie vor allem auch deswegen, weil ich nicht will, dass man hier eine Volksgruppe als Ganzes in Bausch und Bogen als neonazistisch bezeichnet und sohin aus dem gesamten demokratischen und kulturellen Gefüge de facto ausscheiden will. Das entspricht nicht der historischen Realität, und das entspricht zweifelsohne auch nicht der heutigen Gegebenheit und der heutigen Zusammensetzung. 

Dies meine Position dazu. Ich kann nur sagen: Hier stehe ich und kann nicht anders. Aus diesem Grund kann man sich bei einer wohlüberlegten Entscheidung, wie ich sie ja auch in der Landeshauptleutekonferenz getroffen habe, diesem Antrag zuzustimmen, auch darauf verlassen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Vierte und letzte Zusatzfrage: Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler: Herr Bürgermeister!

Die Grünen glauben, dass die Auseinandersetzung über Geschichte immer am besten in einem politischen Diskurs stattfindet und dass die Diskussion und die Auseinandersetzung sicherlich die beste Art und Weise sind, sicherzustellen, Unrecht, wie es während des Nationalsozialismus zugefügt wurde, zu verhindern. 

Offensichtlich hat es die Bereitschaft gegeben, für das "Haus der Heimat" einen sehr großen Betrag zur Verfügung zu stellen. Sie wissen, dass wir diesen Betrag ablehnen, nichtsdestotrotz glauben wir, dass die Auseinandersetzung über die Geschichte stattfinden soll. 

Ich frage Sie daher, Herr Bürgermeister, ob Sie sich vorstellen können, nochmals einen ähnlich hohen Betrag dem Kulturamt zur Verfügung zu stellen, um in einem erweiterten Spektrum eben jene Diskussion über Demokratie, über Geschichte in einer Auseinandersetzung stattfinden zu lassen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Zum Ersten darf ich Ihnen versichern, dass die zur Verfügung gestellte Summe für das "Haus der Heimat" nicht aus dem Kulturbudget kommen wird. Zum Zweiten möchte ich Sie darauf hinweisen, dass die Stadt Wien gerade für diesen Diskurs ein Vielfaches ausgegeben hat, dass einerseits die Stadt Wien einen Beitrag geleistet hat, um die Verbrechen, die an den jüdischen Wienern begangen wurden, einigermaßen wieder gutzumachen, zum Zweiten, dass im Wesentlichen die Stadt Wien auch die gesamten Theodor-Herzl-Symposiums-Diskussionen, die weltweit Beachtung gefunden haben in den letzten zehn Jahren, hier in Wien finanziert hat und dass wir darüber hinaus in einer Fülle von Möglichkeiten – diese reichen vom Jüdischen Museum bis zum Judenplatz und ähnlichen Dingen – einen weitaus größeren Betrag ausgegeben haben, um genau diese Auseinandersetzung und diesen Diskurs – und zwar international anerkannt – auch zu fördern. 

Sie können daher an Hand der praktischen Beispiele schon sehen, dass es hier keinerlei Einseitigkeit seitens der Stadt oder auch meiner Person gibt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen noch zur 5. Anfrage (FSP/00357/2003/0001-KVP/GM). Sie ist von Herrn GR Mag Gerstl an den Herrn Vizebürgermeister gerichtet: Unter welchen Bedingungen werden Sie die Verhandlungen mit den Mobilfunkbetreibern aufnehmen, um die Kosten für das SMS-Parkgebührensystem möglichst niedrig zu halten?

Ich ersuche um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ihre Frage zielt darauf ab, inwieweit die Stadt darauf Einfluss nehmen kann, im Zusammenhang mit dem Mobilparking eine Senkung der SMS-Gebühren zu erreichen. Ich glaube, die Frage kann man unter dem Aspekt stellen: Gibt es einen so raren Einsatz von SMS, dass es einer zusätzlichen Förderungsmaßnahme bedarf, um SMS populär zu machen? 

Ich gebe Folgendes zu bedenken: In der Nacht vom 31. Dezember 2002 auf den 1 Jänner 2003 sind in Österreich 20 Millionen SMS versendet worden, und das österreichische Aufkommen an SMS wird – im Jahr 2001 war es genauso – mit 1 170 000 000 gerechnet. Also das heißt, wir können davon ausgehen, dass es einfach üblich geworden ist, SMS zu verwenden. 

Das Zweite ist: Die Entwicklung geht nicht in die Richtung, kostenlose SMS zu ermöglichen. Ich weiß zum Beispiel, dass bei dem Voting für "Starmania" im ORF die SMS-Kosten nicht von Seiten des ORF oder von anderer Seite übernommen worden sind. Insgesamt gibt es eine Reihe von Berichten, denen ich entnehme, dass die ursprünglich gegebenen Methoden, SMS zu bewerben, weniger werden. Gratis-SMS der Telekom Austria endet mit 31 Jänner, es gibt das Aus für Gratis-SMS beim ORF, und auch die Möglichkeiten, SMS über Internet zu versenden, sind generell sozusagen im Rückzug. 

Also die Gesamtentwicklung geht davon aus, dass SMS ein selbstverständlicher Bestandteil des modernen Kommunikationssystems ist, auch wenn es mit gewissen Kosten verbunden ist. Man meint daher generell, dass es nicht mehr in allen Bereichen notwendig ist, dass man, um den Einsatz von SMS zu bewerben, dafür dem Kunden Begünstigungen zuteil werden lässt. 

Das Dritte – und das ist jetzt sozusagen der juristische Aspekt –: Wir haben ja, genehmigt durch den Gemeinderat und auf Grund einer öffentlichen Ausschreibung, ein Projekt an einen Auftragnehmer, das ist ein Siemens-Unternehmen, vergeben und sind an diese Bedingungen natürlich gebunden. Wir können nicht einseitig als Auftraggeber von diesen Bedingungen, die hier vorgelegen sind, abweichen. Also daraus ergibt sich, dass wir nicht direkt jetzt durch eine Veränderung der Bedingungen – etwa beispielsweise kostenloses SMS – eingreifen können, noch dazu, wo wir ja nicht unmittelbare Vertragsbedingungen mit der Mobilkom Austria haben, und noch dazu, wo das Projekt ja nicht auf einen einzigen Mobilfunkanbieter zugeschnitten ist, sondern für alle gilt. Also das heißt, es ginge ja nur um eine generelle Veränderung. 

Es liegt auf der Hand, dass derartige generelle Veränderungen natürlich auch unter dem Aspekt der Wettbewerbsgleichheit zu sehen sind und daher gar nicht so einfach von einer Stelle aus in Bewegung gebracht werden können, ohne dass man sich dem Vorwurf aussetzt, dass hier Einfluss genommen wird auf eine Wettbewerbsituation.

Das Vierte ist – das möchte ich nur noch kurz erwähnen –: Wir sprechen ja nicht davon, dass Mobilparking das bisherige Parking ersetzt, also quasi Zwang ausgeübt wird auf den Kunden, dafür jetzt zusätzlich Geld aufzuwenden, sondern wer tatsächlich der Meinung ist, diesen zusätzlichen Komfort nicht in Anspruch nehmen zu wollen, der brauche es nicht. Für den fallen natürlich dann auch nicht die SMS-Gebühren an. 

Und zum Schluss möchte ich noch eine Bemerkung machen: Jene SMS-Kosten, die in der Bestätigung des Betreibers an den Kunden anfallen, die sind in den Projektkosten drinnen. Die werden eigentlich ersetzt und fallen nicht dem Kunden zur Last. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. – Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl: Danke. – Herr Vizebürgermeister, es ist selbstverständlich klar, dass die Stadt nicht einseitig eingreifen kann. Aber bei einem so großen Auftrag, wo die Mobilfunkbetreiber damit rechnen können, auch einen sehr großen fixen Kuchen – wenn ich das so benennen darf – in ihrer Bilanz in den nächsten Jahren aufweisen zu können, kann man davon ausgehen, dass derjenige, der mit einem anderen in Vertragsverhandlungen tritt, so verhandelt, dass er auch einen günstigeren Preis bekommt. Darauf zielte meine Frage ab, dass man versucht, die Kosten einfach zu senken, wenn jemand das in Anspruch nimmt, und der Mobilfunkbetreiber hat trotzdem ein weiteres Interesse diesen Auftrag zu bekommen. 

Aber ich komme nun zur konkreten Zusatzfrage. Sie haben in einigen Presseerklärungen ausgeführt, dass die Erstinvestitionen und die Installationen für dieses SMS-System in den kommenden drei Jahren rund 4 Millionen EUR betragen werden. Sie haben in ersten Erklärungen auch darauf hingewiesen, dass Verwaltungseinsparungen damit verbunden sind und Sie damit diese Kosten hereinbringen wollen. Können Sie nun ausschließen, dass die Parkraumgebühren für die Autofahrer in den nächsten drei Jahren deshalb nicht teurer werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Was ich sicher ausschließen kann, ist, dass Parkraumgebühren nur deswegen erhöht werden, um damit administrative Kosten abzudecken. Gestatten Sie mir aber noch eine zusätzliche Bemerkung aus Anlass dieser Fragestellung. Ich denke, dass man doch davon ausgehen kann, dass, so wie Sie es auch angedeutet haben, in der Gesamtentwicklung des Gebührensystems und der Entgelte im Mobilfunk ja nicht eine drastische Entwicklung nach oben stattfinden wird, sondern, im Gegenteil, eine Reduktion der Kosten. 

Es gibt ja – das muss man auch dazusagen – Teile, die durch eine eigene Entgeltverordnung und durch eine Nummerierungsverordnung geregelt sind – das ist der Bereich der öffentlichen Rufnummern, die nehme ich jetzt hier aus –, aber für den anderen Bereich regeln Kräfte der Marktwirtschaft, welche Entwicklung hier eintritt, und man sieht ja zum Teil auch jetzt schon, dass die einzelnen Anbieter durchaus unterschiedliche Tarife in den Wettbewerb einbringen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Josef Wagner. 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Der Herr Klubobmann Kabas von den Freiheitlichen hat zu Recht die Frage gestellt: Was kann Tulln, was Wien nicht kann? Mir ist heute mit Ihrer Antwort ein bisschen bewusster geworden, warum Wien das nicht kann, und ich bringe es auf den Punkt: Ich habe den Eindruck, dass Sie bei der Vergabe und in den Vorbereitungen des Projekts ganz einfach schlechte Verhandlungen geführt haben, denn Ihre Argumente, dass sich Wien das nicht leisten kann und dass Sie nicht eingreifen können und dass SMS eine Dienstleistung ist, für die man auch bezahlen muss, sind insofern nicht ganz schlüssig, als Sie selber erwähnen, Tulln ist nicht vergleichbar mit Wien auf Grund der geringeren Anzahl von Stellplätzen und SMS im Vergleich zu Wien. 

Ich nehme Ihre Ziffern, und dann erkennen auch Sie als Finanzstadtrat, dass es hier sehr wohl eine Verhältnismäßigkeit gibt. Für Tulln, sagen Sie, belaufen sich die SMS-Kosten täglich auf 51 EUR, für Wien würde sich das täglich auf 8 640 EUR belaufen. Ich nehme an, dass das Verhältnis des Wiener Budgets zum Tullner Budget ungefähr dem Verhältnis der Einwohnerzahlen entspricht, und wenn Sie die vergleichen, dann hat Tulln von der Wertigkeit im Budget und von den Einwohnern her nicht einmal ein Prozent im Vergleich zu Wien. Daher stimmt diese Berechnung bei den Kosten ungefähr auch wieder überein, und Wien würde hier auch ungefähr in einer Größenordnung von einem Prozent beitragen. 

So gesehen ist dieser von Ihnen gezogene Vergleich unzulässig, und es wäre sehr wohl vernünftig oder einzusehen seitens der Autofahrer, dass sie nicht zusätzlich mit Kosten beim Parken für SMS belastet werden, und ich frage Sie daher, ob Sie auf Grund dieser neuen Erkenntnis doch bereit sind, die SMS-Kosten für das Parken entweder von der Seiten der Stadt Wien zu übernehmen oder mit den Betreibern so zu verhandeln, dass es jedenfalls bedeutend billiger wird. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! 

Sie haben vollkommen Recht: Wien ist nicht Tulln. In Tulln geht es um 372 Parkplätze, in Wien derzeit um 126 000, und bei den Vorgängen sind es in Tulln 212 und in Wien 72 000 täglich. Das heißt, das ist eine ganz andere Größenordnung, und wenn man den internationalen Entwicklungsmaßstab nimmt, also Beispiele, die es im Ausland gibt, dann ist nirgendwo davon die Rede, dass der Steuerzahler zusätzlich den Komfort des Parkplatzsuchenden finanziert. 

Ich würde daher annehmen, dass sich wahrscheinlich sehr viele, die auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen sind, herzlich bei mir bedanken würden – wahrscheinlich dann auch bei Ihnen –, wenn wir jetzt propagieren, dass der Steuerzahler, der beispielsweise nur öffentliche Verkehrsmittel benützen kann, den zusätzlichen Komfort des Parkplatzsuchenden auch finanzieren soll. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Bei der Überlegung, welche Zusatzfrage ich da stellen werde, habe ich mir zuerst überlegt, dass ich über AnrainerInnenrechte reden und Sie befragen werde, warum das jetzt schon wieder nicht drinnen ist, aber jetzt haben Sie mir das Stichwort gegeben, und zwar: Warum sollen die BenützerInnen des öffentlichen Verkehrs die Parkraumbewirtschaftung oder, besser gesagt, die geringeren Kosten der Parkraumbewirtschaftung dann mit subventionieren? 

Deswegen meine Frage: Wie können Sie uns erklären, dass die Parkraumbewirtschaftung noch immer so billig ist, obwohl doch gleichzeitig der öffentliche Verkehr ständig teurer geworden ist in den letzen vielen Jahren, würde ich einmal sagen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich glaube, dass jede Erhöhung von Ausgaben des Steuerzahlers für Leistungen der Stadt auch gerechtfertigt sein muss, und dass die Leistungen, die jedenfalls im öffentlichen Verkehr von Seiten der Verkehrsunternehmen der Stadt erbracht wurden – möglicherweise ist das bei anderen Verkehrsunternehmern in der letzen Zeit nicht im selben Maße gegeben gewesen –, auch dadurch gerechtfertigt sind, dass eine große Zahl von Investitionen und Leistungsverbesserungen erfolgt ist. Denken Sie an den Ausbau des U-Bahn-Netzes, an die Einsetzung der ULF-Straßenbahnen, Verdichtung von Intervallen und Ähnliches mehr. 

Das heißt, ich glaube, dass die Frage, welche Gebühren man dem Autofahrer dafür in Rechnung stellt, ob er jetzt Parkplätze bekommt oder nicht, auch unter dem Gesichtspunkt der Gesamtentwicklung der Parkräume zu sehen ist, und ich gebe zu bedenken, dass die Einnahmen aus der Parkometerabgabe ja gewidmet sind, und zwar auf der einen Seite für den Garagenbau, wo ich den Eindruck habe, dass Sie das weniger gern sehen (GR Mag Rüdiger Maresch: Es kommt darauf an!), aber auch zu einem Teil für die Beschleunigung des öffentlichen Verkehrs. 

Man kann daher nicht davon sprechen, wie Sie es jetzt getan haben, dass es einseitig eine Finanzierung des ausschließlichen Benützers öffentlicher Verkehrsmittel gibt. Es gibt nämlich viele Wienerinnen und Wiener, die beides tun, nämlich sowohl öffentliche Verkehrsmittel als auch ihre eigenen privaten Verkehrsmittel benützen. Daher kann man nicht sagen, dass das sozusagen eine Einbahn ist, sondern natürlich gibt es auch den umgekehrten Bereich: Mit der Parkometerabgabe finanzieren Menschen, die in Wien das Auto benützen, auch die Beschleunigung der öffentlichen Verkehrsmittel. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Wir kommen zur letzen Zusatzfrage. Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! 

Es gibt viele andere Städte in Europa, die auch bereits ein solches SMS-System oder ein anderes elektronisches System verwenden und in Anspruch nehmen. Sie führen im Moment ein Pilotprojekt durch, und Sie haben in ersten Ankündigungen vor einem Jahr einmal gesagt, auch alles elektronisch abzuwickeln. Jetzt lese ich in letzten Stellungnahmen, dass Sie davon ausgehen, dass die Strafzetteln weiterhin händisch ausgestellt und hinter die Windschutzscheibe geklebt werden und dass es hier keine Kostenersparnis gibt. Ist das richtig? Gehe ich recht in dieser Annahme, dass eine elektronische Strafzustellung nicht erfolgen kann und dass Sie es im Unterschied zu anderen Städten in Europa auch nicht schaffen werden, dass die Höchstparkdauer gleich mit überprüft werden kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat, ich bin überrascht, dass Sie von einer Vielzahl von Europäischen Städten sprechen, die ein eingeführtes System haben. Wenn Sie über Informationen darüber verfügen, dann bitte ich Sie, mir das im Detail zu Kenntnis zu bringen (GR Mag Wolfgang Gerstl: Gerne!), denn bisher haben uns die Mobilfunkanbieter versichert, dass es mit Ausnahme einer Stadt – Zagreb – eigentlich keine Großstädte gibt (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ich nenne zum Beispiel Helsinki oder Stockholm!), wo es ein eingeführtes elektronisches System dieser Art gibt. Aber Sie werden meine Information vielleicht bereichern können. 

Das Zweite ist: Es ist überhaupt nicht ausgeschlossen, sondern das ist eine Frage auch der Rechtsvorschriften, und wir hängen mit den Rechtsvorschriften zum Teil davon ab, was auf Bundesebene geschieht. Das ist natürlich eine Einheit, sodass wir die Einführung auch in einer Etappenlösung durchaus für möglich halten, selbst wenn es auf der Bundesebene nicht zur Veränderung der Rechtsvorschriften kommt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer:  Ich danke schön. – Somit ist die Fragestunde – spät, aber doch – beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/00401/2003/0002-KFP/AG). 

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die Großfeldsiedlung – zuerst vernachlässigt, dann verhöhnt" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 ordnungsgemäß beantragt, und ich ersuche nun die Erstrednerin, Frau GRin Schöfnagel, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ihre Redezeit beträgt 10 Minuten, die der übrigen Redner dann 5 Minuten. – Bitte schön.

GR Barbara Schöfnagel (FPÖ): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir Freiheitlichen haben diese Aktuelle Stunde verlangt, weil wir schon länger beobachten können, wie schändlich mit der Würde der Menschen im ORF umgegangen wird. Sie alle haben es schon lange und oftmals erlebt, wie zum Beispiel Berichte über die freiheitlichen Sympathisanten, Wähler, aber auch Mandatare bewusst einseitig gebracht wurden und immer nur solche Personen herausgeklaubt wurden, die dann den Journalisten nach dem Mund gesprochen haben. Und so konnte man auch in dieser Richtung jahrelang Stimmung gegen eine Bevölkerungsgruppe machen. Wo bleibt da die Objektivität des ORF? 

Besonders Elisabeth Spira hat in ihren Sendungen Personen herausgesucht, welche es im Leben nicht leicht hatten. Sie berichtet zuerst über Einzelpersonen – zum Beispiel bei den "Heiratssachen" –, dann über Gruppen mit dem Titel "Alltagsgeschichten", und da war schon bei dem Kleingartenbericht oder auch bei den Donauinselbesuchern eine sehr abfällige Stimmung zu merken. Und nun kam der Bericht über die Großfeldsiedlung. 30 000 Menschen wohnen dort, das ist mehr als in Eisenstadt, und diese Frau macht mit ihrem Bericht die gesamte Bevölkerung lächerlich. 

Ich finde, es ist menschenverachtend, wenn sich Frau Spira die Schwächsten der Gesellschaft heraussucht und diese dann bloßstellt und lächerlich macht. Es wird in diesem Bericht der Eindruck erweckt, dass alle Bewohner der Großfeldsiedlung kriminell, drogenabhängig oder sozial schwach seien. Die Fragen, die sie an diese Menschen stellt, welche sich nicht gut ausdrücken können, welche nicht gewohnt sind, über ihre Probleme zu sprechen, sind nach meiner Meinung untergriffig. Aber Frau Spira sagt ja selber, sie will das so darstellen, und ist nicht bereit, in einen Denkprozess einzutreten, dass sie einmal überlegt, was sie damit anrichtet. Sie sagt ja von sich selbst, ihre Eltern haben es nicht geschafft, sie zu erziehen, also wird es jemand anderer auch nicht schaffen.

Das ist jetzt alles recht gut und schön, aber dass der ORF ihr das Podium dafür bietet, das ist nicht richtig. Unserer Ansicht nach ist der ORF zur Objektivität verpflichtet, denn in seinem Programmauftrag steht, er hat eine objektive Auswahl und Vermittlung von Informationen in Form von Nachrichten und Reportagen zu bringen, er hat eigene Kommentare, Sachanalysen und Moderation unter Wahrung des Grundsatzes der Objektivität zu gewährleisten. Wir sind der Meinung, dass der ORF hier gegen seinen gesetzlichen Auftrag handelt, denn er muss sich überlegen, in welcher Form er solche Aussagen zulässt. Aber das, was geschehen ist, ist gegen die Menschen und ist geschäftsschädigend für die Bürger, die dort ein Geschäft haben. 

Wir alle wissen, dass in Satellitenstädten Probleme auftreten, wobei uns auch klar ist, dass man hier die Verantwortung bei jenen in der Politik zu suchen hat, die solche Satellitenstädte errichtet haben. Ursprünglich ist viel gebaut worden, ist schnell gebaut worden, es ist schnell besiedelt worden, aber viel zu spät hat man angefangen, sich auch um die Bedürfnisse der Menschen dort zu kümmern. Denn Anfangs waren die Verkehrsverbindungen sehr, sehr schlecht, die Sanierung der Wohnhäuser, die schon dringend notwendig war, hat lange auf sich warten lassen, und die Sicherheit und das Freizeitangebot haben auch zu wünschen übrig gelassen. So kam es, dass in der Großfeldsiedlung neben dem guten Lebensgefühl auch deutlich Probleme zutage traten. 

Neben den seriösen Geschäftsleuten, den fleißig Arbeitenden, den Pensionisten kann man natürlich auch Problemfälle wie Sandler, Drogenabhängige und Langzeitarbeitslose finden. Nur: Das finden wir in ganz Wien, das finden wir in der gesamten Bevölkerung, das finden wir ganz besonders, wenn konzentriert in solchen Anlagen viele Menschen beisammen wohnen. Aber das berechtigt doch den ORF und Elisabeth Spira nicht, 30 000 Menschen pauschal zu verurteilen und zu diskriminieren. 

Wir Freiheitliche können leider Gottes diese Sendung nicht ungeschehen machen, doch wir möchten hier in aller Öffentlichkeit erklären, dass wir solche Berichterstattung verurteilen. Wir stellen fest, dass wir den Unmut der Bevölkerung verstehen und jede Aktion, die gegen den ORF gestartet wird, unterstützen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es muss eine breite Verurteilung der Verantwortlichen und eine sachliche Berichterstattung über das Leben in der Großfeldsiedlung geben, wobei ich hier nicht die Schwarzmalerei von Elisabeth Spira meine, aber auch nicht die Sicht mit der rosaroten Brille, wie wir es von Ferry Maier gesehen haben. Das ist nicht richtig. So kann man etwas nicht darstellen. Das ist falsch. Denn die Menschen in der Großfeldsiedlung sind mehr. Das sind Menschen wie du und ich. Sie leben in Hochhäusern, sie leben in Reihenhäusern, und sie leben im Seniorenwohnheim. Viele waren glücklich, diese Wohnungen zu bekommen, auch wenn anfangs die Verkehrsverbindungen wirklich nicht optimal waren. Aber diese Menschen haben Probleme, wie wir sie überall in der Stadt finden können. Es gibt Geschäfte, Schulen, Ärzte, Freizeiteinrichtungen und Grünflächen. Für viele ist es wunderbar dort und für andere schrecklich, genauso wie sich ein Leben in so einem Umfeld widerspiegelt. Das ist das individuelle Lebensgefühl, das sich hier widerspiegelt, und das ist eben auch unterschiedlich. Und wenn ein Bericht gemacht wird, müsste er all dies widerspiegeln. 

Das ist auch der Grund, weswegen wir diese Aktuelle Stunde verlangt haben. Ich finde, der gesamte Gemeinderat sollte sich heute gegen diese Berichterstattung stellen und diese diskriminierende Berichterstattung verurteilen. Wir müssten uns hinter die Bevölkerung stellen, die ein buntes Bild unserer Stadt darstellt, die alle Schwächen und Vorteile hat. Ich fordere Sie daher auf, die heutige Aktuelle Stunde in diesem Sinne zu nutzen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke.

Ich bringe noch einmal in Erinnerung, dass die Redezeit für die nun folgenden Gemeinderäte nur 5 Minuten beträgt.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Ellensohn gemeldet.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Als ich den Titel gelesen habe und das Wort "verhöhnt" in einer von der FPÖ verlangten Aktuellen Stunde gefunden habe, hat es bei mir im Kopf schon angefangen, Assoziationen zu tätigen. Die FPÖ ist der Weltmeister im Verhöhnen in diesem Land, sie ist der Weltmeister im Denunzieren in diesem Land, und darauf hat sie einen Teil Ihrer Wahlerfolge aufgebaut. Doch das ist mittlerweile Vergangenheit, und deswegen werde ich mich auch nicht lange mit der FPÖ beschäftigen. Sie haben über Jahrzehnte hinweg nichts anderes gemacht, als einzelne Gruppen pauschal abgeurteilt, und Sie machen das in dieser Stadt immer noch. (GR Heinz-Christian Strache: Sie reden über sich selbst!) Nicht vergessen: Alle, die eine Hautfarbe haben, die man als schwarz bezeichnet, sind Drogendealer. Da drüben (in Richtung der Freiheitlichen) sitzen die Leute, die immer wieder denunzieren und es sich sehr, sehr einfach machen und genau da mitspielen. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist absoluter Blödsinn, was Sie da verzapfen! Das ist absoluter Unsinn!)

Zurück zur Großfeldsiedlung. In der Großfeldsiedlung hat es Probleme gegeben, auch schon vor dem 27.12.2002, bevor diese Sendung ausgestrahlt wurde, eine ganze Menge Probleme. Viele Probleme, die die Leute dort haben, haben sie – warum? Weil es immer noch eine blau-schwarze Bundesregierung gibt (ironische Heiterkeit bei der FPÖ), die dafür gesorgt hat, dass die Arbeitslosigkeit in diesem Land einen Stand erreicht hat, den wir vorher lange nicht gehabt haben. Und dort gibt es Leute, die damit kämpfen. Das sind Arbeitssuchende, weil Sie sie arbeitslos gemacht haben – unter anderem. (GR Heinz-Christian Strache: Ihr sitzt wirklich im falschen Haus! Das ist echt peinlich!) Die Leute in der Großfeldsiedlung haben die Probleme, die viele Leute in diesem Land haben, nämlich dass ihnen angedroht wird, dass Gesundheit in Zukunft teurer wird. Von wem? – Von einer blau-schwarzen Bundesregierung, die immer noch in Amt und Würden ist – weniger in Würden, aber im Amt ist. (GR Heinz Hufnagl: Die tut so weiter, als ob keine Wahlen gewesen wären!) 
Die Leute in der Großfeldsiedlung haben ein Problem damit, dass man ihnen einredet, die Pensionen werden wir uns nicht mehr leisten können, aber Kriegsgerät können wir kaufen um 1,5 Milliarden EUR. Wer sagt das? – Die blau-schwarze Bundesregierung. (StR Johann Herzog: Den Zusammenhang mit der Großfeldsiedlung können Sie da nicht mehr herstellen!) 
Viele Probleme, die die Leute in der Großfeldsiedlung haben, sind Probleme, die in der Gesellschaft existieren, und da könnte man viel machen. Die ÖVP und die FPÖ haben das Gegenteil gemacht: Sie verschärfen diese Problematik. 

Aber jetzt zur Großfeldsiedlung und zur Wohnsituation in der Großfeldsiedlung im Speziellen. Da gibt ein paar Dinge, die könnten der Gemeinderat oder die Bezirksvertretung tatsächlich machen. Dort gibt eine Deponie Langes Feld. Da hat man gesagt, die wird abgeschlossen und ist 2001 fertig. Das hat man bis 2006 verlängert, das hat man bereits jetzt schon noch einmal bis 2011 verlängert. Das würde den Leuten etwas nutzen, wenn man jetzt sagte: Aber viel länger nicht mehr! Man hat es ihnen einmal versprochen, und man hat es zweimal gebrochen. Ein drittes Mal wird es nicht mehr verlängert. Wir bleiben dabei! Die Deponie Langes Feld ist 2011 fertig.

Kinderspielplätze sind im Moment wegen des U-Bahn-Baus, der die Verkehrssituation dort noch einmal verbessern wird, als Parkplätze in Verwendung. Es geht nicht anders, das lassen wir gelten, aber es muss sichergestellt werden, dass all diese Lagerplätze nach Beendigung der Bauarbeiten wieder zu Kinderspielplätzen umgewandelt werden.

Dann gibt es ein kleines Stadtwäldchen dort, das von den Bewohnern und Bewohnerinnen der Großfeldsiedlung für Spaziergänge genutzt wird. Da haben die Grünen einen Antrag eingebracht, dass man dieses vergrößert. Da hat es nicht geheißen, nein, sondern: Jetzt ist U-Bahn-Ausbau, schauen wir es uns 2006 wieder an. Da könnte man den Leuten dort etwas Gutes tun, wenn man sagt: Das machen wir, und eventuell könnte man das noch besser gestalten. Man könnte auch sagen: Liebe Freunde, wenn es in der Großfeldsiedlung irgendwelche Probleme gibt, wo glaubt ihr, dass man euch helfen kann? Was kann man tun? Dann kann man dort Partizipation, Mitbestimmung machen und mit den Leuten in der Großfeldsiedlung über ihre Probleme reden. 

Ein Problem, das immer auftaucht, wenn man hinkommt, ist diese Fertigteilbauweise, die dazu führt, dass die Wohnungen sehr hellhörig sind. Jetzt hat man dort zwar neue Fenster eingebaut und sonst schon ein paar Maßnahmen gemacht, aber dieses Problem existiert immer noch, und das ist es, was ich – auch schon vor dem 27. Dezember – dort am häufigsten gehört habe. Wenn du dort fragst: Was würdet ihr gerne geändert sehen?, dann heißt es: In der Wohnung ist es laut, ich höre alles rundherum. Trittschall könnte man machen. Das kostet zwar Geld, aber das wäre eine Aufgabe für den Gemeinderat und für die Bezirksvertretung dort. 

Das, was die FPÖ da macht und was die ÖVP übrigens auch macht, ist Folgendes: Zuerst kommt ein Film von der Frau Spira, und dann macht der Herr Ferry Maier, der ÖVP-Neonationalrat, auch einen Film und sagt: Alles ist super! Das ist auch eine Verhöhnung, denn zu sagen, es ist alles super, fertig, aus, das bedeutet, die Probleme der Leute dort nicht ernst zu nehmen. Da muss man nämlich nichts machen, das heißt, sich aus der Verantwortung zu stehlen, und dafür stehen die Grünen nicht zur Verfügung. Nehmen Sie die Probleme ernst! Es nützt den Leuten nichts, ob man im ORF jetzt einen anderen Film bringt oder nicht. Die haben Probleme dort, und diese Probleme gehören angegangen. Da nützt das, was Sie da machen, überhaupt nichts. 

Im Übrigen empfehle ich ... Nein, ich empfehle der FPÖ gar nichts, denn sie ist eh am richtigen Weg nach unten. – Danke.(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr. Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Also der Kollege Ellensohn liest das Thema "Verhöhnung" und legt los. Ich glaube, er hat nicht das ganze Thema gelesen. Also, Herr Kollege Ellensohn, das ist ja wirklich ein Höhepunkt, den Sie da geliefert haben: Die sozialen Probleme der Großfeldsiedlung sind durch die schwarz-blaue Bundesregierung entstanden. Ich meine, das ist ja der Lacherfolg des Tages. Ich bin aber sehr froh, denn ich habe eigentlich darauf gewartet, dass Sie die schwarz-blaue Bundesregierung für die Irak-Krise auch noch verantwortlich machen. Aber das haben Sie uns Gott sei Dank erspart. 

Zur Großfeldsiedlung selber haben Sie sehr wenig gesagt. Ich möchte zunächst nicht das tun, was die Frau Spira gemacht hat, nämlich das Thema undifferenziert zu behandeln. Ich sage einmal vorweg, dass ich großen Respekt vor der Arbeit der Frau Spira habe, die zu Recht ausgezeichnet wurde, weil sie den Scheinwerfer auf Gesellschaftsgruppen gerichtet hat, die normalerweise nicht im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit stehen. Daher war sie auch sehr erfolgreich mit ihren Sendungen. 

Großer Erfolg schafft aber auch immer große Verantwortung. Das gilt für Politiker, und das gilt auch für Journalisten. Der Vorwurf der Verallgemeinerung, dass nämlich die Großfeldsiedlung so ist, genauso und nur so, das ist ein berechtigter Vorwurf, den sie sich hat machen lassen müssen, und ich glaube, es wäre ihr gut angestanden, gerade aus dem Respekt, den sie den Menschen gegenüber aufbringt, wie sie behauptet, zumindest eine Entschuldigung vorzunehmen und zu sagen: Wenn man viele Filme macht, dann kann auch einmal ein bisschen was danebengehen, dann kann man wo überziehen. Sie hätte sich also zumindest bei diesen Menschen entschuldigen müssen dafür, dass sie hier pauschal so getan hat, als wäre die Großfeldsiedlung so. 

Aber ich will mich hier nicht mehr mit der Frau Spira auseinander setzen. Die Institution, die die größere Verantwortung hat, ist sicher der ORF, denn da stellt sich schon die Frage: Was war das eigentlich für eine Sendung? War das eine Sozialreportage – na, das kann es ja nicht gewesen sein, denn dazu war es zu undifferenziert – oder war das eine Unterhaltungssendung, eine Unterhaltungssendung, mit der man auf Kosten – und jeder, der den Film gesehen hat, wird das bestätigen – wirklich der Ärmsten der Armen in der Gesellschaft Quote gemacht hat? Und so etwas ist schon zutiefst abzulehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Für mich ist es auch ein bisschen ein Symbol, wenn gleichzeitig im ORF jetzt zum Beispiel die großartige "Alpensaga" läuft, ein Film, der österreichische Eigenständigkeit gezeigt hat, der sich auch mit sozialen Problemen auseinander setzt. Das ist nur leider eine Reprise von vor 20 Jahren, und die österreichischen Jungfilmer beschweren sich zu Recht darüber, dass es keine Budgets gibt, um eigenständige, auch kritische österreichische Filme zum Beispiel als Fernsehspiele im ORF zu bringen. 

Zum Film vom Ferry Maier. Wer ihn gesehen hat, der kann nicht behaupten, dass das eine rosarote Brille zeigt. Im Gegenteil! Der Film heißt "Korrektur einer Diffamierung". Es ist menschlich berührend, wie die Menschen dort – Lehrer, Wirtschaftstreibende, Verkäuferinnen – sehr differenziert Stellung nehmen, nämlich nicht mit wilder Empörung, und wie sie persönlich betroffen sind, indem sie sagen, sie haben jetzt Angst, zu sagen, dass sie in der Großfeldsiedlung wohnen, Angst vor sozialer Diffamierung. Und nichts anderes macht dieser Film. Es ist keine Schönfärberei.

Die Reaktion des ORF in dieser Angelegenheit ist mir, ehrlich gesagt, ein bisschen zu wenig. Da geht es um 30 000 Menschen in diesem Stadtteil – es wurde schon gesagt, Eisenstadt hat 12 000 –, und in der Antwort, die der ORF dem Nationalratsabgeordneten Ferry Maier gegeben hat, ist eigentlich der Hauptpunkt, dass man sagt: Bitte, 926 000 Zuschauer, Marktanteil 36 Prozent. Passt! Also das kann es nicht sein. (GR David Ellensohn: Wem gehört der ORF?) Der ORF gehört meines Wissens nach ... (GR David Ellensohn: Der ÖVP!) Na, sicher nicht! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wer beherrscht den ORF?) Also wenn Sie hier eine ORF Debatte führen wollen, können wir das gerne tun. Ich glaube, ich habe hier klar und deutlich dazu Stellung genommen. 

Ich möchte aber nicht über Ihre Sorgen wegen der schwarz-blauen Bundesregierung, sondern über die Bewohner dort sprechen. Wir verteidigen übrigens, wenn wir bei diesem Thema sind, nicht die verfehlte sozialistische Planungspolitik, die es dort sehr wohl gegeben hat, wir verteidigen ganz konkret die Menschen, die dort leben. (Beifall bei der ÖVP.) Wir verteidigen sie gegen die Pauschalvorwürfe, dass sie nur ein Hort von Alkoholikern, Vorbestraften, Schlägern und Drogenabhängigen sind. Das haben sich diese Menschen nicht verdient, die dort wohnen, leben, arbeiten, Steuern zahlen und auch ORF-Gebühren zahlen. Das muss man an dieser Stelle auch einmal sagen. Wir verteidigen sie auch gegen den Herrn Kemmler, der offensichtlich, weil er in der Millionenshow nicht zum Zug gekommen ist, jetzt im Rabenhof eine Sendung moderierte, bei der es nicht um Versöhnung, sondern um Verhöhnung gegangen ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir verteidigen die Menschen dort nicht, weil sie schwarz, rot, blau oder grün sind, sondern wir verteidigen sie gegen die Polarisierung. Und einen einzigen Vorteil hat diese Debatte gehabt, nämlich dass das positive Bewusstsein, das unter vielen Bewohnern der Großfeldsiedlung herrscht, gestärkt wurde, dass die Nachbarschaftshilfe, die für uns als Volkspartei ein zentraler Wert ist, ausgebaut wurde. Da kann ich nur aufhören mit dem Motto: Ein echter Floridsdorfer geht nicht unter, und schon gar nicht, wenn er aus der Großfeldsiedlung kommt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Reiter. Ich erteile es ihm.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist vom echten Floridsdorfer gesprochen worden, und von mir als einem, der vor etwa 35 Jahren gemeinsam mit meinen Eltern als Student in die Großfeldsiedlung gezogen ist, können Sie sich vorstellen, dass ich eine gewisse Beziehung dazu habe, einen gewissen Zugang zu diesem Thema habe. Ich habe mich daher gerne als Redner zu dieser Aktuellen Stunde zur Verfügung gestellt. 

Ich möchte nur anmerken, dass der Herr Bezirksvorsteher Lehner nicht sprechen kann, weil die Geschäftsordnung das nicht zulässt, sonst hätte er es sicher auch gerne gemacht. 

Was es nicht sein soll, ist, dass dieses Thema zur Profilierung von Parteien gebraucht wird. Dazu ist es viel zu ernst, und ich glaube, das sollte man abstreichen. Ich finde auch diesen Brief der Freiheitlichen nicht gescheit, der in den nächsten Tagen an die Großfeldsiedler verteilt wird und in dem genau das gesagt wird, nämlich dass Lehner hier nicht aktiv war. Ich sage dazu: Er war in den Printmedien aktiv, er hat bei Diskussionsveranstaltungen mit der Bevölkerung gesprochen, er war im Cafe Toni bei der Präsentation des Filmes. Ich will das hier nur anmerken, damit das klar ist: Es soll hier keine Profilierung von Parteien stattfinden. 

Wenn ich zum Thema sprechen darf, dann verstehe ich die Entrüstung, die dieses jüngste Exemplar der "Alltagsgeschichten" der Frau Spira hervorgerufen hat. Es gab ja Dutzende Briefe und Anrufe von Bewohnern der Siedlung, aber auch von Sympathisanten aus ganz Wien. Ich bin auch froh, dass es hier eine sehr korrekte Berichterstattung der Printmedien, und zwar aller Tageszeitungen, gegeben hat, die diese Entgleisung – so bezeichne ich es – auch nicht verstehen konnten. 

Ich weiß schon, meine Damen und Herren, der Grat zwischen der Belustigung und der Beleidigung ist manchmal sehr schmal. Doch wenn Frau Spira meint, die Großfeldsiedler hätten keinen Humor, dann sage ich: Bei dieser Sendung musste einem ja das Lachen im Hals stecken bleiben. Aber der Gipfel ist das Interview, das Frau Spira jetzt im TV-Media von gestern oder von heute gegeben hat, worin sie die Sorgen der gewählten Mandatare über die Befindlichkeit von 30 000 Bewohnern – so viele sind es nämlich in der Großfeldsiedlung – einfach abtut und sagt, das sind Provinzpolitiker, das sind Apparatschiks, worin sie die Schreiben in den Zeitungen eigentlich alle negiert, worin sie eigentlich nur hofft, dass es hohe Einschaltquoten auch bei ihrer nächsten Geschichte geben wird, die die Meldemannstraße betrifft. 

Ich meine, dass alle schon sehr betroffen sind, aber jetzt noch – und das möchte ich herzeigen (der Redner hält eine Zeitschrift mit einem ganzseitigen mit "Toni Spira" übertitelten Bild in die Höhe, auf dem Frau Spira die Zunge zeigt) – all den Betroffenen hier dieses Bild zur Verfügung zu stellen, das ist, glaube ich, der Gipfel der Geschmacklosigkeit. Sie zeigt all denen, die wirklich besorgt sind, ihre sichtbar sehr, sehr belegte Zunge. Also ich glaube, so kann man nicht agieren, und ich meine, von dieser Stelle aus sagen zu müssen: So nicht, Frau Spira! 

Ich glaube auch, dass diese ihre affirmative Taktik nicht aufgegangen ist. Sie meint, etwas funktioniert, was pauschal klingt, was stereotyp ist, was Klischees unterstreicht, salopp gesagt unter Floridsdorfern: Gutbürgerliche sollen sich über die Prolos da in der Großfeldsiedlung abhauen. 

Ich meine, das ging daneben, Frau Spira. Diese Interviews mit wirklich bedauernswerten Menschen, die vor der Kamera eigentlich wehrlos sind, die am Rande der Gesellschaft sind, die einen sozialen Abstieg haben, die kann man so nicht machen, nämlich nur mit dem Schielen auf die Einschaltquoten. Der "Standard" hat das treffend formuliert, er hat von "Sozialpornographie" gesprochen. Ich meine, 30 000 Menschen – das ist vergleichbar mit der Einwohnerzahl einer Kleinstadt wie Baden – so zu verunglimpfen, das ist abzulehnen. Das hat mit Fairness und mit einer aktiven Berichterstattung wirklich nichts mehr zu tun. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich glaube, bei dieser Geschichte – und da nehme ich an, das ist auch Ihre Meinung – kann man nicht einfach zum Alltag zurückkehren. Dieses ungerechte Bild muss korrigiert werden. Ich finde es in diesem Zusammenhang – nur kurz gesagt – positiv, dass die ÖVP sich auch positiv ausgesprochen hat. Okay, das war nicht immer so. Ich darf nur daran erinnern, dass einmal ein gewisser Herr Dr Busek, seinerzeit Vizebürgermeister von Wien, da noch von Wohnmaschinen gesprochen hat, von Slums von morgen, von Kriminalität von Jugendlichen. Vielleicht sind damals gewisse Vorurteile geprägt worden. 

Ich möchte feststellen, dass die damalige Stadtregierung sehr rasch reagieren musste, einen leistbaren, einen schönen, einen grünen Wohnraum in diesen Stadterweiterungsgebieten zu schaffen. Der Wohnungsbedarf war, wie wir alle wissen, damals sehr hoch. Die Infrastruktur wurde vielleicht – das gebe ich schon zu – nicht sofort mitgeliefert. Es ist aber heute in der Stadtplanung gang und gäbe, dass gleichzeitig mit einem Stadterweiterungsgebiet die Infrastruktur mitgeliefert wird. 

Die Großfeldsiedlung, wie sie sich heute darstellt, ist ein lebendiger Stadtteil mit hoher Lebensqualität. Ich könnte jetzt alle die Dinge aufzählen, die es in der Großfeldsiedlung gibt: Kindertagesheime, Volksschulen, Hauptschulen, Sport- und Spielflächen, Jugendplätze, Grünanlagen, Hallenfreibad, Ärztezentrum, Apotheken, Banken, Einkaufszentren, Pensionistenheim, Volkshochschule et cetera, et cetera. Die Liste ließe sich verlängern. Das wird mein Kollege Michael Ludwig dann tun. 

Ich möchte Ihnen abschließend noch sagen, dass dieser Film gut und positiv ist, dass die Großfeldsiedlung, wie sie wirklich ist, in "Korrektur einer Diffamierung" gezeigt wurde, dass diskutiert wurde mit den besorgten Großfeldsiedlern und dass dieses verzerrte Bild der Großfeldsiedlung wieder gerade gerichtet wurde. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. – Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich sehe die Dinge etwas anders und darf vielleicht auch bei der ÖVP anknüpfen. Wenn Sie an die "Alpensaga" zurückdenken, die da positiv erwähnt wurde: Na, was war das für eine wahnwitzige Aufregung. Der Bauernbund hat sich aufgeregt, der Kameradschaftsbund, der Tourismus, die Klerikalen. Alle haben sich fürchterlich aufgeregt und sich auf den Schlips getreten gefühlt. Denken Sie zurück an die Aufregung beim "Herrn Karl", wo den Österreichern ein Spiegel vorgehalten wurde und wo es um Opportunismus und Mitläufertum ging. (GR Walter Strobl: Das ist ein Spiegel für Sie!) Alle Österreicher sind verunglimpft worden. Große Aufregung! Und so weiter und so fort. Denken Sie an den "Mundl", denken Sie an den "Kottan" und die Polizei, die da so schlecht dargestellt wurde, sodass alle Polizisten wie ein Mann aufgestanden sind. (Zwischenruf des GR Dr Tschirf.)

Um genau das geht es. Spira ist eine Künstlerin und hat das Recht, einen Blickwinkel einzunehmen und darzustellen. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber sie hat nicht das Recht, die Menschen zu verhöhnen!) Den Film kann es geben und er kann gezeigt werden. Da geht es auch um die Freiheit der Kunst (GR Dr Andreas Salcher: Dann soll sie Schauspieler nehmen!), und es soll diese Diskussion nicht vorbeigehen, ohne dass das nicht von diesem Pult aus hier jemand sagt. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie verhöhnt die Menschen!) – So. Das ist der eine Teil. Das ist der eine Teil, von dem mir wichtig ist, dass er gesagt wird. 

Zweiter Teil. Frau Spira legt natürlich den Finger auf eine Wunde, und das stört. Und was stört, ist diskussionswürdig. Jetzt wird über die Großfeldsiedlung endlich einmal diskutiert. Na, was gibt es denn Besseres? Meine Meinung nach – und da bin ich ganz, ganz sicher – werden die Großfeldsiedler profitieren von Spiras Sendung plus großer Aufregung. 

Und jetzt möchte ich auf das kommen, was ich als Zweites so besonders gut finde: Das ist, dass auf die Provokation – und natürlich ist dieser Film eine Provokation – große Aufregung gefolgt ist, dass nunmehr andere einen anderen Blickwinkel eröffnen auf die Großfeldsiedlung und dass vor allem Leute, die dort wohnen, sich zu Wort melden und auch gehört werden. Ich finde das sehr, sehr gut: die Aufregung das Sich-zum-Wort-melden und dass die Leute jetzt etwas dazu zu sagen haben. Das finde ich großartig. (Zwischenruf des GR Heinz Hufnagl.) Ja, das ist ein guter Einwand. Ich fände es großartig, wenn es auch "Alltagsgeschichten" über Politikerinnen und Politiker gäbe zum Beispiel. Das wäre eine wunderbare Geschichte, wenn man einmal diese Berufsgruppe vor den Vorhang bäte, oder andere, aber eben auch die Politiker. Dann gäbe es auch eine große Aufregung, dann könnten sich auch alle zu Wort melden. 

Diesen Film soll es auch geben, nur bitte, sagen Sie der Frau Spira nicht, welchen Blickwinkel sie einzunehmen hat, welche Filme sie drehen darf oder welche sie nicht drehen darf. Das ist nicht unsere Aufgabe als Politiker. Unsere Aufgabe ist es, in der Großfeldsiedlung, die ja wahrlich keine Meisterleistung der Städteplanung darstellt und wo es viel zu ändern gebe, auch tatsächlich etwas zu ändern. 

Vielleicht schreibt auch einmal ein Journalist, wenn er noch darf und nicht zensuriert wird, etwas über die rechtsextremistischen Probleme mit Jugendlichen in der Großfeldsiedlung. Oder darf man das dann auch nicht schreiben? Darf man das dann auch nicht sagen, dass es in der Großfeldsiedlung genau diese Probleme gibt? 

Und ein Allerletztes: Selbstverständlich gibt es diese Probleme nicht nur in der Großfeldsiedlung, und niemand will die Menschen dort beleidigen, verhöhnen oder sonst irgendetwas Derartiges. Die Geschichten hätte man woanders auch finden können. Aber wären Sie aufs Währinger Platzl gegangen, um diese Leute zu finden und zu interviewen? Also ich glaube nicht. Da findet man andere Leute, und da kann man auch "Alltagsgeschichten" machen. 

Ich bin ja für all diese "Alltagsgeschichten" wirklich heftig zu haben, aber in meinen Augen ist es einfach so: Diese "Alltagsgeschichten" kann es geben, andere kann es geben, doch in der Großfeldsiedlung müssen eindeutig Veränderungen vorgenommen werden. Die Leute, die dort leben, die Großfeldsiedler, sollen von der Sendung und von der Aufregung profitieren, und ich denke, sie werden es auch. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Fuchs. Ich erteile es ihm. 

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Frau Kollegin Jerusalem, Menschen zu verunglimpfen, kann doch nicht mit der Freiheit der Kunst entschuldigt werden. Das ist doch katastrophal, was Sie hier ausgeführt haben. Das sind Menschen, die leben, die eine Persönlichkeit haben. Das sind glückliche Menschen. Die gehen arbeiten, die erziehen ihre Kinder. Und da stellen Sie sich heraus und sagen, das ist die Freiheit der Kunst, und Sie führen den "Herrn Karl" an. Ich habe keinen Ausdruck! Ich verwende keinen, den ich eigentlich sagen wollte, Sie können sich ihn denken.

Meine Damen und Herren! Diese glücklichen Menschen, die dort leben, sind tatsächlich verunglimpft worden. Natürlich sind die Bewohner dort verletzt, denn natürlich identifizieren sie sich mit einer Anlage, in der sie schon Jahrzehnte wohnen. Ja, was bleibt ihnen denn auch anderes übrig? 

Es stellt sich die Frage: Sind die Menschen zu sensibel? Es stellt sich die Frage: Haben die Menschen nicht Angst, dass sie noch einmal in ein Image gedrängt werden, das sie mit Mühe ablegen mussten und ablegen wollen, das sie verpasst bekommen haben von einer sozialdemokratischen Stadtregierung in den siebziger Jahren, meine Damen und Herren? Das muss man ganz klar sagen. Jetzt führen Sie hier die Kritik an, die seinerzeit Herr VBgm Busek hier von dieser Stelle aus gebracht hat, indem er gesagt hat, das ist eine zu große Anlage, da gehört Durchmischung her – so wie Sie es heute versuchen, aber noch nicht durchführen –, eine Durchmischung mit begüterteren, mit älteren Menschen und und und. Das alles haben Sie damals nicht gemacht. Das hat Herr VBgm Busek damals gesagt. Sie haben schlecht gebaut, Sie haben kein Controlling gehabt. Heute noch leiden die Leute darunter, und die soziale Infrastruktur möchte ich hier gar nicht erwähnen.

Meine Damen und Herren! Warum hat diese Stadtregierung, warum haben die bisherigen Wohnbauverantwortlichen und Planungsverantwortlichen in den letzten Jahren nicht Maßnahmen ergriffen bei der Großfeldsiedlung, am Rennbahnweg, Am Schöpfwerk, in all diesen Siedlungen? Warum hat man aus dieser Siedlung, die ein schlechtes Image gehabt hat, an dem Sie selbst schuld sind, nicht eine Öko-Siedlung Großfeld gemacht? Man hätte sie ökologisch sanieren können, man hätte ein Image schaffen können, dann wäre das nicht passiert, was hier geschehen ist. Denn Einzelschicksale herauszuholen, das gehört sich nicht. Das kann jedem Bezirk passieren, gegen solche Vorgangsweisen muss sich jeder Mandatar wehren.

Meine Damen und Herren! Ein bisschen skeptisch bin ich schon bei den Aussagen der Freiheitlichen. Der Schimanek hat zum Beispiel ein Kulturzentrum der Alleviten kritisiert. Das ist eine Religionsgemeinschaft, die dort ist. Aber es hat sich dann zum Guten gewendet, er hat dann mit denen dort getanzt. Er hat eingesehen, dass es viele Leute gibt – vom Schulbereich, von der Polizei, von den Wirtschaftstreibenden –, die hier entsprechend etwas tun wollen, so auch eine ökologische Sanierung. 

Das, was wir jetzt schaffen müssen, ist, gemeinsam mit der Gebietsbetreuung für die kommunalen Wohnbauten, die wir auch für den 21. Bezirk beantragt haben, gemeinsam mit diesem Einkaufszentrum, gemeinsam mit den Leuten, die dort in Eigentumswohnungen, in Genossenschaftswohnungen, in Reihenhäusern, in Gemeindebauten wohnen, eine Verbesserung herbeizuführen, damit das nicht mehr passiert. Das gilt aber nicht nur für den 21. Bezirk, sondern auch in Meidling, Am Schöpfwerk, und in den anderen Siedlungen.

Das, was man noch tun muss, in drei Sätzen genannt: Es gilt, identitätsformende Maßnahmen gemeinsam mit den Menschen in dieser Siedlung herbeizuführen. Die Menschen dort sollen die Grünflächen nützen können, Freizeitraum für die 14- und 15-Jährigen ist zu schaffen. Es geht nicht darum, nur herzugehen und eine Aussage, die von dem einen oder den anderen getroffen wird, zu kritisieren. Machen Sie doch Stadtpolitik! Betreiben Sie ordentliche Planungspolitik, dann werden solche Filme nicht mehr passieren! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Barnet. Ich erteile es ihr. (Ruf: Herr!) Ah, der Herr Gemeinderat. Entschuldigung!

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Den Namen kann man verwechseln, aber das Geschlecht bleibt gleich. (Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich entschuldige mich ganz außerordentlich!) Danke, Frau Vorsitzende! Meine Frau sagt immer, ich bin nicht so schön, ich brauche auch nicht eitel zu sein, aber trotzdem: Herzlichen Dank!

Meine Damen und Herren! 

Sie erlauben, wenn ich heute in meinem Redebeitrag zu der Frage der Großfeldsiedlung drei Geständnisse ablege.

Das erste Geständnis ist: Ja, ich hatte als Kind und Jugendlicher auch Vorurteile gegen die Großfeldsiedlung. Als zivilisierter Leopoldstädter ist man nur mit dem Taschenfeitel in der Hose den langen Weg nach Floridsdorf in der Straßenbahn gefahren. Es hat über eine Stunde gedauert. So viel zur guten Infrastruktur damals durch die sozialdemokratische Stadtregierung. Aber ich habe gelernt, ich habe diese Vorurteile abgebaut. Im Gegenteil, ich wohne jetzt sogar in Leopoldau, und dazu gehört auch die Großfeldsiedlung. Ich wohne nicht in einem Gemeindebau, denn ich kann mir zum Glück ein Einfamilienwohnhaus leisten, aber es war schwer, meine Frau zu überzeugen. Der Blick vom Schlafzimmer auf zwei sozialdemokratische Bastionen in Floridsdorf links der Donau – auf der einen Seite die Großfeldsiedlung, auf der anderen Seite das Gaswerk – waren nicht besonders überzeugend für eine Niederösterreicherin, aber es ist mir gelungen. 

Daher verstehe ich auch die Empörung der Menschen dort. Die Großfeldsieldung hat oder hatte einen schlechten Ruf. Er wurde durch diese Sendung nicht gerade verbessert, und das kann einen aufregen.

Was ich nicht verstehe, sind anderen stereotype Vorurteile, zum Beispiel von Ihnen, Kollege Ellensohn. Alles, was Sie aufgezählt haben über die Probleme, die die Bewohner der Großfeldsiedlung haben, könnte ich eigentlich unterstreichen. Natürlich sind diese Probleme zu lösen. Ihr Kollege Maresch hat es immer wieder angesprochen: die Frage des Verkehrs, die Verlegung der U1-Endstation 500 Meter weiter hinaus hätte viel gebracht. Alles richtig, aber warum sagen Sie nicht im gleichen Atemzug, dass alle diese Anträge, die in der Floridsdorfer Bezirksvertretung von den unterschiedlichen Fraktionen gestellt wurden, dort auch nahezu immer einstimmig von allen angenommen worden sind? Warum haben Sie schon wieder eine stereotypes Vorurteil gegenüber der FPÖ? Das verstehe ich nicht. Wir könnten uns da ja treffen. 

Das, was Ihre Kollegin Jerusalem gesagt hat, stimmt auch bis zu einem Punkt. Es gibt dort interessante Politiker. Ich bin keiner, aber es gibt dort ein paar interessante Politiker; viele sind Floridsdorfer, einer davon ist kein Floridsdorfer, ich werde mit ihm noch beschäftigen. Es gibt dort Ihren Kollegen Jordan, der hat zwar jetzt in Floridsdorf nichts mehr zu sagen, weil da die Familie Dietl die Macht übernommen hat bei den GRÜNEN, aber er hat sich wirklich für die Großfeldsiedlung eingesetzt, als es um die Frage neue Fenster, neuer Aufzug, Spielplätze et cetera gegangen ist. Es gibt dort den GR LUDWIG – er wird ohnedies nach mir sprechen –, der bringt mit seinen angenehmen Eröffnungsreden im Bezirksmuseum immer die Volkskultur oder die Kultur nicht nur nach Floridsdorf, nein, er bringt sie auch in die Dependance der Volkshochschule mitten drinnen in der Großfeldsiedlung. Alles wunderbar!

All das hätte Elisabeth Spira natürlich zeigen können. Einen hat sie nicht gezeigt, und bei dem verstehe ich natürlich, dass der wirklich persönlich beleidigt ist, ein großer Sohn Floridsdorfs: Ferry Maier, wohnhaft Wien 19, Koschatgasse 47, Döblinger Regimenter der ÖVP. Der muss sich natürlich aufregen, wenn in Floridsdorf irgendetwas nicht stimmt. Der weite Blick vom Raiffeisenkassagebäude hinein in die Großfeldsiedlung zeigt ihm genau die Probleme, die die Menschen dort haben, und er hat sie uns im Wahlkampf auch immer gezeigt auf seiner Homepage www.szeneblicke.at. Keine Minute von Ferry Maier bleibt unbeobachtet: der Antrittsbesuch bei Bezirksvorsteher Lehner, nahezu ministergleich, in Begleitung des Sekretärs der Wirtschaftskammer von Floridsdorf. Man trifft sich staatsmännisch, gibt Bestes von sich, die Probleme der Großfeldsiedlung werden erörtert. Und was passiert? – Die Spira dreht einen Film – und wer ist nicht dabei? Ferry Maier! Er muss ja einen Gegenfilm machen, er muss ihn als guter Ökonom natürlich auch verkaufen um 7 EUR, denn den Großfeldsiedlern kann man ihn ja nicht schenken, denen muss man ihn verkaufen. Er muss sich aufregen, er ist ja nicht dabei. Er war in Floridsdorf nicht da, und er war nicht im Film. Ungeheuerlich!

Viele waren im Film, die wir kennen. Sie kommen zu den Veranstaltungen, zu den Stammtischen nahezu aller Parteien, denn es fehlt ihnen an zwei Dingen: an der sozialen Ansprache, die sie halt suchen, und manchmal suchen sie auch irgendwen, der ihnen, wir würden sagen, ein Getränk, die Leute dort sagen, ein "Drangl" zahlt. So ist das halt. Ich weiß nicht, ob Ferry Maier zu denen gehört, die ihnen ein Getränk zahlen, aber er nimmt ihnen 7 EUR ab für ein Video, in dem er seine Großfeldsiedlung zeigt. Er kennt sie zwar nur – wir wissen es – aus der Koschatgasse 47 oder vom Raiffeisenbau, aber er setzt sich für sie ein. Und er schreibt der Monika Lindner einen Brief. Ja, was macht die? Die ändert nichts. Die sagt: Dafür ist der Programmdirektor zuständig. Das interessiert mich nicht. Ich bin zwar gut bekannt, ich bin die Waidkameradin des Generalanwaltes Konrad, ich schieße mit ihm gern, aber in diesem Fall ist mein Name nicht Hase, sondern Lindner, und daher weiß ich nichts davon und gebe das meinem Programmdirektor. Und der sagt: Na ja, ich muss mir das auch erst überlegen, ob ich da einen Gegenfilm mache.

Diese Aufregung der ÖVP und vor allem des Ferry Maier, die ist einfach zu billig, und das ist Polemik. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr LUDWIG. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Aktuelle Stunde der FPÖ kommt ja nach einer gewissen längeren Schrecksekunde, denn diese Diskussion über die Sendung von Frau Spira beschäftigt ja schon seit Wochen die Öffentlichkeit und auch die Medien. (GR Mag Hilmar Kabas: Es war kein Gemeinderat seither!) Ich sage das nur deshalb, weil man in diesem gesamten Diskussionsprozess von Seiten der FPÖ bis jetzt nichts gehört hat (GR Mag Hilmar Kabas: Wir haben eine Aussendung gemacht!), obwohl ja schon viele Beispiele aus Medien gebracht worden sind, wo es diese Möglichkeit gegeben hätte. (StRin Karin Landauer: Sie haben nichts gehört, aber wir haben eine Aussendung gemacht!) 

Ich hätte das gar nicht erwähnt, wenn es nicht eine Aussendung von der FPÖ Floridsdorf gebe, die jetzt an die Großfeldsiedlung geht – jetzt neu, heute ausgeschickt, nach mehreren Wochen –, in der unter anderem drinnen steht, dass man über die Rolle von Herrn Bezirksvorsteher Lehner nicht glücklich ist, weil er sich nicht geäußert hätte. Also alle, die die Medien beobachtet haben in den letzten Tagen und Wochen, wissen, dass der Herr Bezirksvorsteher Lehner und sein Stellvertreter Spitzer sich in allen Medien geäußert haben und auch bei den Menschen waren, auch bei den verschiedensten Diskussionen, die es gegeben hat: im Rabenhof, in der Großfeldsiedlung, bei vielen Gesprächen mit den Bürgerinnen und Bürgern. Und das ist auch das Wichtige und Wesentliche, dass wir Politiker aus Floridsdorf – auch ich wohne in Leopoldau – auch bei den Menschen sind. 

Wenn Sie im Titel stehen haben, dass die Großfeldsiedlung vernachlässigt worden wäre, dann sage ich Ihnen dazu: Es gibt eine Gruppe, die in letzter Vergangenheit wirklich vernachlässigt worden ist in der Großfeldsiedlung, und zwar vom Wähler, und das ist die FPÖ, denn die hat bei der letzten Wahl in der Großfeldsiedlung 20 Prozentpunkte verloren. Ich denke, Sie wollen hier politisch auf ein Thema aufspringen, das eines deutlich zeigt, nämlich dass die Menschen in der Großfeldsiedlung sich zu ihrer Siedlung bekennen, stolz sind auf eine Siedlung, in der sie wohnen und in der sie, unterstützt von der Stadt Wien, auch viel mitgestaltet haben. 

Und weil der Kollege Fuchs die Wohnungssituation angesprochen hat und meint, man sollte mehr sanieren. Da muss man halt schon auch sagen und sehen, was in den letzten Monaten und Jahren saniert worden ist. Nur einige kurze Zahlen: Doderergasse 1–3 und 2–4: 880 Wohnungen (GR Georg Fuchs: Haben Sie das Image verbessert?); Pastorstraße 14 und 27: 478 Wohnungen; Herzmanovsky-Orlando-Gasse 1–13: 716 Woh-nungen. Ich könnte die Liste fortsetzen. (GR Georg Fuchs: Aber haben Sie das Image verbessert?)

Ich sage das nur deshalb, weil die Großfeldsiedlung heute – und es wird in der Sanierung fortgesetzt mit weiteren Projekten, in der Max-Jelinek-Gasse beispielsweise – eine Mustersiedlung ist, auch eine Mustersiedlung für Stadterweiterungsgebiete. Dies auch deshalb, weil es nicht nur einen hervorragenden Wohnbau gibt, sondern damit verbunden auch eine sehr gute soziale Infrastruktur. Es wurde schon erwähnt: sieben Schulen, neun Kindertagesheime, Jugendzentrum, Schwimmbad, Sporthalle, Volkshochschule, Haus der Begegnung, städtische Bücherei, elf Arztordinationen und vieles andere mehr. 

Aber das Wichtige – und das hat sich bei dieser Diskussion auch ganz deutlich gezeigt – ist, dass zusätzlich zu den Maßnahmen der Stadt Wien sich auch die Bevölkerung zu dieser Siedlung bekennt. Es gibt in der Großfeldsiedlung nicht erst seit dieser Sendung von der Frau Spira, sondern schon seit vielen Jahren eine Reihe von Initiativen, die auch von der Bevölkerung ausgehen. 

Es gibt – weil die Kollegin Jerusalem das angesprochen hat – zum Beispiel ein Regionalteam, das sich mit sozialen Fragen beschäftigt. Es gibt ein solches Team unter der Leitung von Bezirksrat Brugger, das sich mit Schulen, mit Kindergärten, Volkshochschule, Jugendzentren, Jugendamt zusammensetzt, um etwaige soziale Fragen zu besprechen und Lösungsvorschläge zu entwickeln. 

Oder das Kulturnetz im Bereich der Bildungs- und Kulturarbeit, das es sich zur Aufgabe gemacht hat, Kulturvereine, aber auch interessierte Private zusammenzuführen und von privaten Anbietern, wie etwa dem ganz hervorragenden Jazzclub Davis, der von einem Privaten in der Großfeldsiedlung betrieben wird, bis hin zu dem Theater in den Bezirken, das vom Kulturamt unterstützt wird, eine Vernetzung herbeizuführen. 

Oder ich denke auch daran, dass beispielsweise Herr Bezirksvorsteher Lehner gleich bei seinem Amtsantritt auch die Schülerinnen und Schüler des Bezirkes nach ihren Wünschen befragt hat. Herausgekommen ist, dass Basketballplätze, Beachvolleyballplätze, aber auch eine Skateranlage gebaut werden sollen. Und das ist nicht Theorie geblieben, das ist auch gekommen und wird von der jugendlichen Bevölkerung auch hervorragend angenommen. 

Ich denke, all das ist Zeichen dafür, dass die Bevölkerung gerne in der Großfeldsiedlung wohnt, und das zeigen ja auch beispielsweise die Zahlen der leerstehenden Wohnungen. Es gibt in der Großfeldsiedlung 5 710 Wohnungen. Es stehen nur 16 Wohnungen vorübergehend leer. Alle anderen sind belegt. Das ist ein Zeichen dafür, dass die Wienerinnen und Wiener gerne in der Großfeldsiedlung wohnen, weil es auch eine entsprechende Infrastruktur gibt. Und die Delogierungsrate beispielsweise – das ist nicht uninteressant, weil sie auch die soziale Durchmischung angesprochen haben, Kollege Fuchs – liegt 20 Prozent unter dem wienweiten Durchschnitt. Also das heißt, es wird nicht mehr delogiert in der Großfeldsiedlung, sondern, ganz im Gegenteil, weniger. 

Ein Beispiel möchte ich noch kurz anführen, weil es auch zeigt, wie man umgehen muss mit sozialen Fragen. Wir wollten im Norden Wiens eine Drogenberatungsstelle einrichten und haben diese in der Großfeldsiedlung in der Wassermanngasse errichtet. Nicht, weil das Drogenproblem in der Großfeldsiedlung größer wäre als in anderen Teilen der Stadt, sondern weil es auf Grund der Infrastruktur und der Verkehrswege ein guter Standort war. Große Aufregung, verständliche Irritation in der Bevölkerung. Der Bezirk und die Großfeldsiedlung hätten das ablehnen können. Wir haben gesagt: Nein, wir leben nicht nach dem Florianiprinzip, wir bekennen uns dazu. Wir wollen eine solche Drogenberatungsstelle, wo sich viele Eltern auch erkundigen können, wie sie mit ihren Kindern, wie sie mit drogengefährdeten Kindern umgehen sollen. Sie ist gemacht worden, wir als verantwortliche Bezirkspolitiker haben die Offensive ergriffen, wir haben mit den Menschen dort gesprochen, und es gibt dort kein Problem mehr um die Drogenberatungsstelle des Vereins "Dialog" in der Wassermanngasse. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann die Bevölkerung in der Großfeldsiedlung sicher sein, dass wir Sozialdemokraten nicht erst jetzt, nach dieser Sendung, sondern so wie bereits in der Vergangenheit auch in Zukunft zur Großfeldsiedlung stehen werden und Maß-nahmen unterstützen werden, um die Attraktivität der Großfeldsiedlung weiter auszubauen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. Ich wollte nur sagen, dass ich heute bei allen Debattenrednern mehr als großzügig war. Ein jeder hat länger gesprochen als 5 Minuten. Die Aktuelle Stunde ist somit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen drei vom Grünen Klub, vier vom ÖVP-Klub und 32 des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs null, des ÖVP-Klubs zwei, des Klubs der Wiener Freiheitlichen vier und des Klubs der Sozialistischen Fraktion null Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 13 und 14, 16 und 17, 19 bis 24, 26 bis 33, 35, 38, 40 bis 42, 45 bis 50, 54, 58 bis 63, 65, 67 bis 69, 71, 75 und 78 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 55 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 55, 51, 52, 53, 56, 57, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 25, 37, 39, 43, 44, 70, 72, 73, 74, 76, 77, 34, 36, 64, 66, 18 und 15. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Bevor wir die unter der Postnummer 1 (00185/2003-MDALTG) vorgesehenen Wahl vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die meinen Vorschlag annehmen, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig. Mein Vorschlag ist einstimmig so angenommen. 

Herr GR Rudolf Klucsarits hat seine Funktion als Schriftführer zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien lautet auf GRin Ingrid Lakatha. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die Frau GRin Lakatha als Schriftführerin wählen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Sie ist somit einstimmig gewählt. Frau Gemeinderätin, Sie sind ab nun Schriftführerin. 

Es gelangt nun die Postnummer 55 (03323/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7354 im 9  Bezirk, KatG Alsergrund. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herr GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu Post Nummer 55. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit der Zustimmung wird es einmal nichts werden, das ist offensichtlich. Aber bevor ich da in medias res gehe, möchte ich ein bisschen was vorlesen, was der Herr Bezirksvorsteher Benke schon im Jahre 1995 in den Bezirksleitlinien zum Bezirksentwicklungsplan im Bezirk verabschiedet hat; damals mit dem Stimmen der SPÖ und auch der Grünen, die ÖVP hat sich relativ spät zurückgezogen. Da ging es um die Parkraumbewirt-schaftung. Unter dem Titel "Hauptaussagen zur Grün- und Freiflächenentwicklung" schreibt der Autor – und das wurde, wie gesagt, auch vom Herrn Bezirksvorsteher verabschiedet; die Frau Kollegin Malyar war damals, glaube ich, auch noch im Bezirksrat und hat damals auch zugestimmt, aber sie ist ja ohnehin Rednerin, und wir werden das dann ja hören – Folgendes: "Für viele Freiflächen gilt, dass sie durch den Individualverkehr und die damit verbundenen Emissionen deutlich beeinträchtigt sind, einen sehr hohen Versiegelungsgrad und ein generelles Gestaltungsdefizit aufweisen." Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass damals die SPÖ davon gesprochen hat, dass der Bezirk einen sehr hohen Versiegelungsgrad aufweist und die Freiflächen natürlich auch Gestaltungsdefizite aufweisen. 

Die SPÖ bietet uns zwei verschiedenen Lösungen für ein Problem, und zwar: Versiegelung und Gestaltung mit Defiziten. Gut. Jetzt zu dem Tag selber. Dann wird aufgelistet, Ziele und Lösungsansätze werden formuliert, und zwar: Öffnung und bessere Nutzung der großen Grün- und Freiflächen. Dann wird taxativ aufgezählt: neues AKH, altes AKH, ÖBB-Park Lazarettgasse, Palais Liechtenstein und Sportplatz Sensengasse. Und weiter unten heißt es: Neugestaltung, Entsiegelung und Ausweitung bestehender Grünflächen in den angrenzenden Straßenraum.

Und was ist passiert? – Der ÖBB-Park wird zu einem Drittel verbaut werden in der nächsten Zeit, die große Fläche Sportplatz Sensengasse – und damals waren sich SPÖ und Grüne einig – wird nicht nur nicht so geöffnet wie seinerzeit geplant, sondern sie wird versiegelt im hohem Ausmaß. Es gibt anstatt einem geplanten Durchgang zwei. Den zweiten finde ich übrigens ganz wichtig, aber von dem, was hier drinnen steht, hat sich die SPÖ verabschiedet. 

Seit vier Jahren ist die Sensengasse Thema im Bezirk und jetzt natürlich auch seit einiger Zeit im Gemeinderat. Mittlerweile gibt es die Agenda 21, und Bürger-beteiligung wird im 9 Bezirk sehr, sehr groß geschrieben. Wichtig: Die Agenda 21 gibt es mittlerweile auch in Wien. Es gibt ein rot-grünes Projekt, dem hier einstimmig zugestimmt wurde.

Wie aber geht es im 9. Bezirk weiter? – Heute ist mehr oder weniger der letzte Tag der Auseinandersetzung, heute machen wir – oder ich in diesem Fall – mehr oder weniger einen Epilog hier heraußen, die anderen Oppositionsparteien werden sich, denke ich mir, der grünen Argumentation sicher anschließen. Wir werden dem Begehren der SPÖ und damit auch dem Begehren der Bundesimmobiliengesellschaft nicht zustimmen. Warum? – Der Herr Kollege Driemer hat es in seiner letzten Aussendung so kommentiert: "Die Grünen nehmen die Bürgerbeteiligung nicht wirklich ernst." Oder, um genau zu sagen: "Der Ausschussvorsitzende ..." (GR Johann Driemer: Lesen Sie es genau vor!) Ich habe es eh da, Herr Kollege Driemer, es ist ja nicht so, dass ich es nicht dahabe. "Der Ausschussvorsitzende erinnerte daran, dass ÖVP und FPÖ seinerzeit im Bezirk dem ursprünglichen Entwurf zur Sensengasse die Zustimmung gegeben haben." 

Und genau da liegt auch des Pudels Kern. Stimmt. Aber – und das sage ich jetzt natürlich ein bisschen zur Entschuldigung – sie haben dazugelernt. Die Frage ist jetzt: Was hat die SPÖ dazugelernt. Aber es kommt ja gleich. Da steht: "Die nunmehrige Ablehnung des mit den AnrainerInnen erzielten Kompromisses kann ich daher nur dahin gehend deuten, dass ihnen Bürgeranliegen nicht wirklich am Herzen liegen." 

Jetzt weiß ich nicht wirklich, ob der ÖVP und der FPÖ die BürgerInnenanliegen am Herzen liegen, Faktum ist, dass der SPÖ die BürgerInnenanliegen nicht am Herzen liegen, und zwar deshalb, weil sie uns die ganze Zeit sagt: Wir haben die BürgerInnenanliegen irgendwie umgesetzt, es gab einen Kompromiss, und hin und her. 

Na, mit wem gab es da einen Kompromiss? Es gab einen Kompromiss, sagen Sie, mit der Bundesimmobiliengesellschaft. Die Bundesimmobiliengesellschaft stellt hier herinnen nicht die Mehrheit, sondern die SPÖ stellt hier die Mehrheit. Das heißt, die SPÖ bestimmt Planungspolitik, die SPÖ bestimmt die Widmungen auch am Alsergrund. Weil der Herr Bezirksvorsteher Benke nur 13 Mandate von 40 hat, kann er es nicht machen. Sie können das in Wien sehr wohl. 

Da möchte ich jetzt aus der Information der Agenda-Gruppe zitieren. Das ist jene Gruppe, mit der, wohlgemerkt, ein Kompromiss zu diesem Verfahren abgeschlossen wurde. Noch einmal muss ich vorausschicken: Wir haben in der letzten Gemeinderatssitzung – oder in der vorletzten war es, glaube ich – ein Mediationsverfahren für den Bezirk beschlossen. Ein Mediationsverfahren dauert nicht zwei Monate, ein Mediationsverfahren wird nicht zeitlich terminisiert, und in einem Mediationsverfahren gibt es spezielle Regeln. Ab jetzt spreche ich nicht mehr von einem Mediationsverfahren, sondern von einem moderierten Verfahren. So war es nämlich wirklich, weil sich die SPÖ über einen einstimmigen Gemeinderatsbeschluss hinweggesetzt hat. Da stand nicht drinnen: Im Dezember ist Sendepause, im Jänner geht es ein bisschen weiter, und dann machen wir, was wir wollen, sondern es stand ein Mediationsverfahren drinnen, geführt von der Wiener Umweltanwaltschaft. Lesen Sie die Aussendung der Wiener Umweltanwaltschaft. Da steht drinnen: "Unter den herrschenden Rahmenbedingungen war nicht mehr möglich als dieses." 

Aber jetzt noch einmal dazu, wie die Agenda-Gruppe diese von Ihnen so nett moderierten beziehungsweise mediierten – sagen wir einmal – Verhandlungen sieht, und zwar zur Mediationsgeschichte: "Das zentrale Charakteristikum der Ergebnisoffenheit war bei den Verhandlungen nicht gegeben: Durch die Mediatoren wurde ausdrücklich vermittelt, sollte es im Rahmen der Gespräche zu keiner Einigung kommen, würde das alte Plandokument unverändert realisiert werden." 

Frage: Wer regiert die Stadt – die BIG oder die SPÖ? Das ist eine zentrale Frage, Herr Kollege Driemer. Das sollten Sie sich überlegen für den Planungsausschuss. 

Nächster Punkt: "Eine Mitsprache an der Auswahl der Mediatoren" – und das ist ganz wichtig bei einem jeden Mediationsprozess – war nicht gegeben – die Beiziehung einer von der Agenda-Gruppe vorgeschlagenen Mediatorin wurde kategorisch abgelehnt." – Das nennt man anderswo ganz anders. 

Der dritte Kritikpunkt, und zwar von der Gruppe, mit der Sie einen Kompromiss abgeschlossen haben, heißt: "Darüber hinaus wurde der Rahmen für die 'moderierten Gespräche' zeitlich sehr begrenzt, bis Dezember sollte eine Lösung gefunden werden. Dieser Zeitdruck erschwerte die Rücksprachemöglichkeiten innerhalb der BürgerInnengruppen erheblich." 

Jetzt schauen wir uns einmal die anderen Beteiligten an. Dort sitzt für die MA 21 die Frau Nausch. Glauben Sie wirklich, dass die Frau Nausch das Pouvoir hatte, allein für die MA 21 zu entscheiden? Ohne Rücksprache? Also im Wiener Jargon heißt es normalerweise, das kann man unter Wasser erzählen. Niemand glaubt das! Die BIG und die Herren dort können niemals allein bestimmen, aber die Bürgerinitiative, die musste. Da ging es nicht anders. 

Ein wichtiger weiterer Punkt: "Weitere Interessensgruppen ..." Und da ist es jetzt ganz, ganz wichtig festzuhalten: Sie haben nur zwei Interessengruppen zugelassen. Was ist das für ein Mediationsverfahren? Das ist ein Schmafu! Es ist nicht einmal ein moderiertes Gespräch, es sind Diktatverhandlungen. So macht man Diktate! Am Schluss kommt heraus: Friss Vogel oder stirb! Ein unmögliches Verhalten der SPÖ in Wien! So kann man nicht umgehen mit Bürgerbeteiligung und vor allem nicht dann, wenn man es noch groß herausstreicht. 

Noch einmal: Die politische Vorgabe war: Entweder ihr stimmt zu oder es passiert sowieso!

Dann gehen die Grünen hinaus und sagen, die SPÖ hat die BürgerInnen an der Nase herum geführt. Und das war noch ganz freundlich von mir, dass ich das nur so gesagt habe. In Wirklichkeit werde ich der Hellseherei bezichtigt. Der Herr Stadtrat hat am selben Tag, nachdem das letzte Gespräch stattgefunden hat, eine Presseaussendung gemacht, in der mehr oder weniger drinnen steht: Eine Einigung ist da. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Lies das vor! Da steht etwas anderes drinnen, als du jetzt behauptest!) Ich kann deine Presseaussendung auch vorlesen. Rudi, ich lese es dir vor. Okay, ich lese es dir vor. Da steht auch die Zeit: 13.30 Uhr. Die Verhandlungen waren meines Wissens spät am Abend aus. Da steht: "Heute, Dienstag, finden abschließende Gespräche mit den Anrainern statt. Nach Angaben des Stadtrats zeichnet sich dabei eine Einigung ab." 

Woher weiß er das? Ist Wurscht. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nein, du hast ein Wort ausgelassen! Scheint sich eine Einigung abzuzeichnen!) Ich lese es noch einmal vor, Rudi, okay? "Heute, Dienstag, finden abschließende Gespräche mit den Anrainern statt. Nach Angaben des Stadtrats zeichnet sich dabei eine Einigung ab." Punkt. Das steht drinnen. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ja, zeichnet sich ab!)

Ich habe damals gesagt, es zeichnet sich keine Einigung ab, und das hat auch gestimmt, nämlich für die andere Gruppe. Noch einmal sage ich: Es ist ganz billig, herzugehen und zu differenzieren und zu sagen, die einen, das sind die ÖVP und die Grünen, und die anderen sind die Guten. Das Problem ist nur, dass die Guten herbe Kritik an euch üben, ganz herbe Kritik.

Jetzt muss ich dazwischen auch einmal sagen, dass das Ganze auch etwas Gutes hat, und zwar: Es war das erste Mal, dass BürgerInnen oder eine Agenda-Gruppe durchgesetzt haben, bei diesen Dingen dabei zu sein und einen, wenn auch kleinen, Erfolg zu haben, nämlich diesen Querdurchgang, wie die Beteiligten sowieso wissen. Aber Faktum war, dass die Stadtverwaltung durch die Öffentlichkeit, die da gegeben war, mehr oder weniger gezwungen war, Dinge anders anzugehen. 

Nur, jetzt haben alle Beteiligten Kopfweh. Stellen Sie sich einmal vor, so anstrengend ist Bürgerbeteiligung, dass man am Schluss fix und fertig sagt: Mit diesem Kompromiss – das war die Frage – kann ich leben. Dann hat eine sehr wichtige Dame, die Christa Schmid in dem Fall, in einem Interview, das auch im "Standard" zitiert worden ist, gesagt, mit diesem Kompromiss muss sie leben.

Jetzt denke ich mir, mit diesem Kompromiss müssen alle sich dabei Engagierenden leben. Das heißt, es geht um ein zentrales Gebiet mitten im Alsergrund, das – zugegeben – immer mit einer dicken, hohen Bretterwand verbaut war und über das eigentlich im Bezirksentwicklungsplan steht: Öffnung für die Bürger! Hinein mit den Menschen in die Grünfläche! Benützen wir sie gemeinsam! Ich kann mich noch gut erinnern. Im Bezirk war davon die Rede beim Bezirksentwicklungsplan. Auf einmal heißt es: Zubauen! Eine Mordstrumm Garage mitten im Stadtzentrum. Das Verkehrskonzept der SPÖ im Alsergrund war immer: Keine zentralen Garagen, nicht noch mehr Verkehr in den Alsergrund! Plus 570 Autos! Oder sind es nur 540? Ein paar werden es schon weniger sein. 

Was für ein Kompromiss ist das? Ein Kompromiss, bei dem zwei bis drei Prozent, also einfach nur ein bisschen weniger Grünfläche verbaut wird. Außerdem kommt bei diesem Kompromiss die ganze Zeit dann auch noch der unselige § 69 ins Spiel. Ich hoffe, dass der Herr Stadtrat das reparieren wird.

Der Bezirksvorsteher verspricht da drinnen im Gegenzug, dass die BIG den § 69 bekommt. Das kann er nicht versprechen, denn er hat nicht die Mehrheit im Bezirk. Na gut. 

Faktum ist – noch einmal –: Plus: Endlich konnten BürgerInnen mitbestimmen. Minus: Baut die SPÖ alles zu im Alsergrund? Ein Drittel vom ÖBB-Park, mehr oder weniger 80 Prozent der Grünfläche, der Sportplatz zunächst einmal in schwindelnder Höhe im 2. Stock über einer Mordstrumm Garage, obwohl alle wissen: Die braucht keiner im 9. Bezirk. 

Jetzt zu den Kritikpunkten insgesamt. Ist es so, dass die BIG in Wien die Planung bestimmt? Ja, schon. Das Gleiche droht uns ja im 3. Bezirk, deinem Heimatbezirk, Rudi. Der Erdberger Kellerberg gehört auch der BIG. Stadtwildnis daneben, oder nicht? Schon. Gehört der BIG. Genau das Gleiche wieder: Eine Mordstrumm Verbauung und ein kleiner Streifen bleibt vielleicht grün. 

Also wenn wir das immer so machen, dann, denke ich mir, kann es so nicht weitergehen. Da habe ich große Hoffnungen in die Agenda 21, dass man da vielleicht einiges besser machen kann und dass die SPÖ sich endlich selber ernst nimmt. Deswegen fordere ich die SPÖ auf, in Zukunft die Bürger vorher zu informieren (GRin Martina Malyar: Das haben wir auch gemacht!) und nicht nachher dann gemeinsam zu leiden und zu sagen: Leider war nicht mehr drinnen, weil die BIG sich nicht bewegt hat. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Herr Kollege Maresch! Heute kann ich sagen, Sie haben mir über weite Strecken aus der Seele gesprochen, und das kommt nicht oft vor, wenn ein Grüner vor mir spricht. 

Ich kann daher sofort auf den Punkt kommen und Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ansprechen. Wenn Sie heute dieser Umwidmung von Grünland in Bauland zustimmen, dieser Verbauung der Sensengasse, dann handeln Sie erstens gegen die Interessen der Wiener Bürger, zweitens zeigen Sie, dass für Sie Bürgerbeteiligung nur ein leeres Wort ist, und drittens zeigen Sie, dass für die SPÖ absolute Mehrheit gleichbedeutend ist mit absoluter Machtausübung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Der Herr Planungsstadtrat zieht sich jetzt etwas zurück, er ahnt, dass ich nun auf das Wiener Planungsdesaster zu sprechen komme. (Amtsf StR Dipl Ing Schicker: Ich gehe nur weiter herauf, damit ich Sie besser sehen kann!) Danke, das freut mich Herr Stadtrat.

Das Wiener Planungsdesaster kulminiert im 9. Bezirk, was damit zusammenhängen dürfte, dass es dort eine unheilige Allianz zwischen dem Herrn Planungsstadtrat und dem Herrn Bezirksvorsteher gibt. Erinnern wir uns zurück: Der Stau auf der Rossauer Lände ist noch nicht allzu lange her, wo man aus Jux und Tollerei einen Fahrstreifen einfach tagelang abgesperrt hat. Leidtragende war die Wiener Bevölkerung, aber dank entsprechender Bürgerproteste und dank entsprechenden parteipolitischen Einsatzes ist es letztendlich gelungen, dieses Unding wieder loszuwerden. Ein gleicher Fehler bei der Sensengasse wäre natürlich nicht annähernd so leicht korrigierbar, denn einen gesperrten Fahrstreifen kann man relativ leicht wieder aufmachen, aber 20 und 23 Meter hohe Bauten wieder wegzubekommen, das wird jedenfalls nicht möglich sein.

Die Widmung Sensengasse steht, kann man sagen, von Anfang an unter keinem besonders guten Stern. Es handelt sich um ein Geschäftsstück, das insgesamt dreimal von einer Tagesordnung genommen werden musste: einmal von der Tagesordnung des zuständigen Gemeinderatsausschusses, zweimal von der Tagesordnung des Stadtsenates. Was im letzten Stadtsenat passiert ist, wissen wir alle. Da hat der Herr Stadtrat ohne Vorinformation der Fraktionen einfach einen mündlichen Abänderungsantrag eingebracht. Und es gab die Sitzung des Gemeinderates im September, bei der das Geschäftsstück sich dann letztendlich ebenfalls nicht auf der Tagesordnung befunden hat. Ich bedaure, dass es heute auf der Tagesordnung steht.

Lassen Sie mich zwei Klarstellungen treffen, die mir wichtig sind, weil ich davon ausgehe, dass die Redner der Sozialdemokratie versuchen werden, das noch der ÖVP vorzuwerfen. 

Erstens: Die Art und Weise, wie die BIG vorgeht, ist für mich absolut nachvollziehbar und verständlich. Die BIG hat hier marktwirtschaftlich zu agieren und selbstverständlich muss sie darauf drängen, diese Liegenschaft bestmöglich zu verwerten. Das hat nichts damit zu tun, dass der Gemeinderat selbstverständlich übergeordnete Interessen wahrzunehmen hat. 

Punkt zwei: Ich gehe davon aus, dass Sie mir auch noch sagen werden: Aber seinerzeit, vor einem Jahr, da hat doch die Bezirks-ÖVP diesem Projekt zugestimmt. Da sage ich Ihnen: Nein, diesem konkreten Projekt wurde niemals zugestimmt. Der Herr Bezirksvorsteher hat die Garantie übernommen, dass dort der Grün- und Erholungsraum erhalten bleibt und dass die Sportanlagen für die Bezirksbevölkerung geöffnet werden können. Nur unter diesem Gesichtspunkt hat seinerzeit die Bezirks-ÖVP ihre Zustimmung gegeben. Mittlerweile wissen wir alle, was aus dem Projekt geworden ist, und haben wir in sehr deutlicher Art und Weise unsere Kritikpunkte die längste Zeit artikuliert.

Was hat man nun konkret vor? – In der Sensengasse plant man in der Struktureinheit 1 tatsächlich eine Verbauung mit 67 000 Kubikmeter Kubatur und einer möglichen Gebäudehöhe von 43 Metern über Wiener Null. Bei der Struktureinheit 2 – das ist der Spitz zwischen Spitalgasse und Sensengasse – sollen 31 000 Kubikmeter Kubatur verbaut werden mit einer Gebäudehöhe von maximal 46 Metern über Wiener Null. Wenn man weiß, in welchem Ausmaß die Höhenlage Sensengasse über Wiener Null liegt, so werden die Gebäude dort eine Höhe von 23 Metern erreichen, und wir haben es mit einer Bebauungsdichte von 62 Prozent zu tun. Das ist ganz enorm, damit kann man in keiner Art und Weise sagen, dass hier Grün- und Erholungsraum für die Bevölkerung erhalten bleibt, obwohl wir wahrlich nicht so viele grüne Oasen im Bereich innerhalb des Gürtels haben. 

Mich würde auch interessieren, wie da im Stadtsenat die Meinungsfindung zwischen den sozialdemokratischen Stadträten erfolgt, denn die Frau Umweltstadträtin Kossina muss ja dazu eine ganz andere Meinung haben als der Planungsstadtrat, hat sie doch noch im April 2002 gesagt, jeder Quadratmeter Grünfläche ist wertvoll, vor allem in einem innerstädtischen Bezirk. 

Im September hat es eine kurze Atempause gegeben. In der Gemeinderatssitzung vom 26. September 2002 ist zu unserer Überraschung und damaligen Freude das Geschäftsstück doch nicht auf der Tagesordnung gewesen, anstelle dessen erfolgte ein einstimmiger Beschluss in diesem Haus, ein Mediationsverfahren abzuhalten und die gesamte Verbauung noch einmal zu überlegen. Es heißt in diesem Beschluss ausdrücklich – und ich halte das fest, weil dem ausdrücklich vom Stadtrat und auch vom Bürgermeister, der für die Umsetzung von Gemeinderatsbeschlüssen zuständig ist, nicht Folge geleistet wurde –, dass ein Mediationsverfahren durchgesetzt werden soll und alle betroffenen Interessenten eingebunden werden sollen, Anrainer und Nutzer des Anne-Karlsson-Parks beispielsweise. 

Das ist nicht passiert. Es gab in Wahrheit kein Mediationsverfahren, sondern bestenfalls moderierte Gespräche, und es war für einzelne Wiener, für einzelne Anrainer nicht möglich, sich in diesen Prozess einzubringen. Entsprechend enttäuscht haben natürlich die Bürger reagiert, haben die Plattformen, hat die Agenda-Gruppe reagiert, hat letztendlich auch die ÖH reagiert mit einer Presseaussendung, die erst gestern zu lesen war, weil das natürlich keine Art von Bürgerbeteiligung ist, wie wir sie uns vorstellen. Es gab keine Ergebnisoffenheit, es hat keine Möglichkeit gegeben, auf die Mediatoren Einfluss zu nehmen, der Zeitdruck war ein viel zu großer. 

Das Allerärgste aber war, dass man den interessierten Bürgern gesagt hat, ihr habt jetzt eigentlich nur die Möglichkeit, einen Kompromiss zu finden, eine Zustimmung abzugeben, euch auf irgendetwas zu einigen, denn wenn euch das nicht gelingt, dann kommt das Projekt in seiner ursprünglichen Form. Mit dem Rücken zur Wand hat man hier die interessierten Bürger auf den Projektbetreiber losgelassen, und das ist keine Form der Bürgerbeteiligung, die ernst zu nehmen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe am Anfang darauf hingewiesen, dass absolute Mehrheit für die SPÖ absolute Machtausübung bedeutet. Diese absolute Machtausübung scheint der Bezirksvorsteher zu praktizieren, obwohl er in seinem Bezirk die absolute Mehrheit gar nicht hat. Nichtsdestoweniger hat er erklärt, man wird es über einen §‑69‑Beschluss im Bauausschuss ermöglichen, doch höher zu bauen als das auf Grund der Flächenwidmung möglich ist. Jetzt frage ich mich doch tatsächlich, wie er für den Bezirk eine solche Erklärung abgeben kann, sind im Bauausschuss doch die Mehrheitsverhältnisse so, dass dort die SPÖ nur über ein Drittel der Mandatare verfügt. Es gab und gibt auch keine Anzeichen dafür, dass eine Fraktion diesem Vorschlag beitreten könnte. Das ist aber symptomatisch für die Mehrheitsfraktion in diesem Hause, das ist symptomatisch für dieses Geschäftsstück. 

Ich darf daher festhalten: Nicht gelungen ist die Erhaltung von Grün- und Erholungsraum für die Wiener Bürger, nicht gelungen ist eine ernsthafte Bürgerbeteiligung, was gelungen ist, das ist eine absolute Machtausübung durch die SPÖ in Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Trammer. Ich erteile es ihr. 

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ein Nachruf zu Beginn: Hiermit gebe ich die traurige Nachricht bekannt, dass die tragische Geschichte des Planungsunfalls Sensengasse nach langem, schwerem Leiden am Dienstag ihr unglückliches, abruptes Ende gefunden hat. Und so tragen wir heute die Demokratie zu Grabe. Ruhe sanft, gelebte Demokratie!

Es gibt wohl kaum ein Plandokument, das so umstritten ist und so heftig diskutiert wurde wie dieses. Die Chronologie dieses Flächenwidmungsverfahrens kommt eher noch einem Management by chaos gleich, wie anscheinend überhaupt die sozialistische Stadtplanung derzeit ein unglückliches Händchen hat, was die Planungsarbeiten betrifft. Hier nur ein kurzer Querverweis auf den heutigen Presseartikel Wien Mitte: Die Stadt soll die Höhe abkaufen bei einer Reduktion. Na gut, ich würde vorschlagen: Schicker hat dieses Projekt gewollt, dann soll eben auch die SPÖ aus ihrer Parteikasse diese Höhe zahlen, eine dreistellige Euromillionenhöhe. (Beifall bei der FPÖ.)
Nun aber zurück zur Schicker'schen Kneippkur, was das Plandokument 7354 anbelangt. Akt in den Ausschuss, Akt abgesetzt, Akt in den Ausschuss, Akt wieder abgesetzt und so weiter und so weiter. Und da gab es noch einen regen Schriftverkehr: Ansuchen seitens der Agenda-Gruppe, sehr starke Bemühungen im Bürgerbeteiligungsverfahren mitzuarbeiten, sehr viele konstruktive Angebote. Man hat diese Angebote leider nicht wirklich wahrgenommen. Es ist sehr schade, denn es gab eine Bürgerinitiative – es gibt sie noch immer –, die dieses Projekt ja nicht im Gesamten abgelehnt hat, sondern die einfach konstruktiv mitarbeiten wollte. Was wirklich passiert ist, haben meine Vorredner ja schon ganz klar gesagt.

Ich bringe Ihnen aber diesen einen Brief doch noch einmal in Erinnerung, meine Damen und Herren, damit Sie auch wissen, was da tatsächlich im letzten Sommer vonstatten gegangen ist. Ich zitiere: 

"Sehr geehrter Herr Stadtrat! Wie ebenfalls in unserem Gespräch vom 30. Juli vereinbart wurde, sollten wir Einsicht in das Verkehrsgutachten bekommen, das im Auftrag der BIG erstellt worden ist. Trotz wiederholter Anfragen an die BIG", und so weiter und so weiter, "hat man uns bis jetzt diese Einsicht nicht gewährt und erst für unbestimmte Zeit in Aussicht gestellt. Diese Tatsache wird von uns als sehr geringes Interesse seitens der BIG gewertet, mit unserer Agenda-Gruppe in einen Dialog zu treten."

Dann gab es eine zweite Information, ebenfalls im Frühsommer. Da macht die Agenda-Gruppe einen Vorschlag, der lautet: 

"Die Agenda-Gruppe 'Erholungsraum Sensengasse' schlägt daher die Durchführung eines (zeitlich auf mindestens sechs Monate) begrenzten Mediationsverfahrens vor. In diesem freiwillig und klar strukturierten Prozess können unterschiedliche Interessensgruppen und alle Betroffenen in einem gleichberechtigten Dialog an einer nachvollziehbaren Entscheidung mitwirken." 

Das wäre sehr schön und auch Ziel unseres gemeinsamen Antrages gewesen. Sie streichen dort die Vorteile und Nutzen eines Mediationsverfahrens besonders heraus, unter anderem auch den Image- und Prestigegewinn für die Stadt Wien und auch für die Grundeigentümerin, die Bundesimmobiliengesellschaft. Das zukünftige Universitätssportgelände wäre Imageträger und würde sozusagen vom Problemfall zum Modellfall. – Chance gehabt, Chance vertan! 

Es wird dort auch ein konkreter Ablauf als Vorschlag vorgegeben: Bis März 2003 sollte demnach das politische Entscheidungsverfahren und das behördliche Genehmigungsverfahren abgeschlossen sein. 

Aber es hat kein Mediationsverfahren stattgefunden. Das wird in dieser dritten Aussendung der Agenda-Gruppe bereits bekrittelt. Es gibt keine Alternative, und das Verkehrsgutachten ist noch immer unter Verschluss.

Und jetzt zur Geschichte: Der eigentliche Skandal, meine Damen und Herren, begann ja bereits, als der Bauausschuss des 9. Bezirkes offensichtlich bewusst falsch informiert wurde und ein Plandokument zur Abstimmung in die Bezirksvertretung kam, welches mit Zusagen des Bezirksvorstehers eine Öffnung der Sportanlagen für die Öffentlichkeit vorsah. Weiters einigte man sich im Bezirk darauf, dass die Tiefgarage nicht über das Niveau der Spitalgasse gebaut werden soll, und last but not least sprach man sich gegen eine Verbauung des gesamten Areals aus. – So weit, so gut. Doch was dann im Plandokument vorkam, war eine De-facto-Beseitigung von Grünflächen und ein Dachsportplatz zwischen Hochhäusern, was den wesentlichen Planungsgrundlagen des Bezirkes und der Stadt Wien erheblich widersprach. 

Der Krampf dieses Plandokuments begann also im Planungsausschuss im Frühsommer vergangenen Jahres auf Grund massiver Einwände seitens der Bezirksbevölkerung. Im Juli 2002 wurde dann auf Druck der Oppositionsparteien das umstrittene Plandokument im Ausschuss wieder einmal abgesetzt, und wir hofften auf einen Nachdenkprozess und eine Neudiskussion. 

Meine Forderung auf Einberufung eines Arbeitsausschusses mit der Agenda-Gruppe 21 der Bürgerinitiative, der BIG, Mitgliedern des Bauausschusses und Mitgliedern des Planungsausschusses wurde seitens des Stadtrates abgelehnt. Und da über das Gesamtareal eine Bausperre bis 2006 verhängt wurde, wunderte man sich doch sehr über die Eile, diesen Flächenwidmungsplan noch im Sommer 2002 durchdrücken zu wollen. Erst das von der Agenda-Gruppe eingebrachtes Rechtsgutachten bremste Stadtrat Schickers Mit-dem-Kopf-durch-die-Wand-Politik, und er zeigte sich der Agenda-Gruppe gegenüber erstmals zaghaft gesprächsbereit. Richtig aufgewacht ist er allerdings erst im Herbst vergangenen Jahres, als der Druck der Presse und der Öffentlichkeit zunahm, und so stimmte man seitens der Mehrheitsfraktion wohl eher zähneknirschend einem Antrag im Gemeinderat auf Abhaltung eines Mediationsverfahrens zu. Doch allein die Chronologie dieses Verfahrens spricht Bände und gleicht – allerdings wie erwartet – einer Alibiaktion nach dem bekannten Motto: Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!

Punkt 1: Kein Mediationsverfahren, sondern nur moderierte Gespräche, besser gesagt, Verhandlungen mit Kampfrhetorik seitens der Profis gegenüber der Bürgerinitiative, wie die Vertreter der Bürgerinitiative Sensengasse es immer wieder bekrittelten. 

Punkt 2: Zu Beginn wurden die Sitzungen mit maximal vier begrenzt. 

Punkt 3: Frau Dipl Ing N. von der MA 21, die auch maßgeblich an der Verschleppung des Ansuchens um Umwidmung im Falle des Heurigenwirtes Berger beteiligt war, hielt fest, dass es allerdings nur unwesentliche Abweichungen vom Flächenwidmungsplan geben dürfe, um den Planungsausschuss mit diesem Plandokument nicht mehr zu befassen. Also genau so, wie wir es hier und heute erleben. 

Es gab also keinen Bericht über das so genannte Mediationsverfahren im Ausschuss. Wir hätten trotzdem noch immer Zeit gehabt. In 14 Tagen findet der nächste Planungsausschuss statt, und man hätte sich ruhig Zeit lassen können mit diesem Plandokument. Aber man will es ja nicht, man will es durchdrücken. Wir haben das verstanden. 

Bezeichnend ist dies allerdings für die gelebte Demokratie nach Art dieses sozialistischen Hauses. Und so konnte denn auch – trotz aller Bemühungen – nur eine minimale Reduktion der Bebauung erreicht werden, und der maximale Grünlandgewinn beträgt sage und schreibe nicht einmal 500 Quadratmeter. 

Aber jetzt kommt der eigentliche Skandal: Da die BIG auf keinen einzigen Kubikmeter verzichten will, holt sie sich verloren gegangene Kubatur über eine höhere Bebauung über den § 69 natürlich wieder zurück. Bezirksvorsteher Benke hat dies in vorhauseilendem Gehorsam bereits zugesichert. Aber es ist ja hinlänglich bekannt: Wo Benke draufsteht, ist Chaos drin. Ich erinnere nur an die Parkspur Rossauer Lände. 

Ich gehe davon aus, dass das Ergebnis dieser Verhandlungen bereits im Vorfeld zwischen Verantwortlichen und Projektbetreibern ausverhandelt war und diese ganzen Gespräche eine reine Pseudoaktion nach Muster eines billigen Komödiantenstadels waren. Moderne Stadtplanung sieht anders aus, Herr Stadtrat. Die Unkultur, ständig am Bürger vorbeizuplanen, spricht Bände. Und der Gipfel der Unverfrorenheit war Ihr am Dienstag mündlich eingebrachter Abänderungsantrag im Stadtsenat. Die Oppositionsparteien hatten keine Chance, Ihren Antrag zu prüfen, geschweige denn zu diskutieren. Nun dürfen Sie sich aber auch nicht wundern, wenn das restliche Vertrauen in Ihre Person flöten geht. Es wird an Ihnen liegen, uns zu beweisen, dass Sie die Oppositionsparteien nicht länger über den Tisch ziehen werden, denn wir machen Ihnen nicht den Kasperl und wir lassen uns von Ihnen auch nicht zu Handlangern degradieren. 

Sie sind, wie so oft, über alles drübergefahren, haben schonungslos alles abgemäht, was nach gelebter Demokratie aussieht. Daher kann ich Ihnen nur gratulieren. Sie werden mit diesem Plandokument als der Sensenmann in die Wiener Stadtgeschichte eingehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josef Tomsik: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Mag Schieder. Ich erteile es ihm.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Erlauben Sie mir zu diesem Geschäftsstück auch den Versuch zu unternehmen, die Debatte mit ein paar sachlichen Argumenten zu bereichern, abseits der künstlichen Aufregung, die seit gestern oder vorgestern in diesem Haus inszeniert wird. 

Vielleicht vorab: Es geht um die Fläche, auf der früher einmal das so genannte ehemalige Garnisonsspital gestanden ist. Ein Spital ist ein Bauwerk, und daher war das auch damals als Bauland gewidmet und keinesfalls als Park, so wie hier ja mancherorts versucht wird, diesen Eindruck zu vermitteln. Es ist ein Projekt der Bundesimmobiliengesellschaft, die der Grundeigentümer ist, und der Universität Wien, die das Projekt betreibt. 

Ich darf vielleicht ausführen, dass die Bundesimmobiliengesellschaft eine privatwirtschaftliche Gesellschaft des Bundes ist, die Eigentümerrechte von der Bundesregierung ausgeführt werden und dort vor allem ressortmäßig von Bundesminister Bartenstein, der seines Zeichens Minister der ÖVP ist. 

Ich darf weiters ausführen, dass das Bundesministerium für Wissenschaft und Universitäten eben auch zur Bundesregierung gehört und dort die Frau Bundesminister Liesl Gehrer die Ministerin ist, die auch stellvertretende Bundesvorsitzende der Österreichischen Volkspartei ist. Und da kommt man der Wahrheit auch schon ein Stückchen näher. 

Lassen Sie mich aber zuerst noch im zeitlichen Ablauf verweilen. Erstmals ist dieses Projekt 1998 an die Stadtplanung herangetragen worden, und damals, 1998, war die Stadtplanung nicht in sozialdemokratischer Ressorthand. Im Juli 2000 hat dann die Bundesimmobiliengesellschaft eine Umwidmungsansuchen gestellt, und im Jahre 2001 ist, so wie es sich gehört und wie es die Bauordnung vorschreibt, mit dem Widmungsverfahren begonnen worden. Die öffentliche Auflage fand dann vom Februar bis März 2002 statt. Es gab, wie in öffentlichen Auflagen nicht immer üblich, aber in dieser sehr wohl, auch viele Anmerkungen und Eingaben der Bürger. 

Es gab auch die Unterschriftenliste, und es wurden auch einige der inkriminierten Punkte berücksichtigt, unter anderem der Schutz des Baumbestandes, eben durch Verschieben der Garageneinfahrt und durch Erweiterung des Vorgartenbereiches. Damit wurde der öffentlichen Auflage auch Rechnung getragen. Es wurde eine Verbesserung der fußläufigen Erreichbarkeit des Arne-Karlsson-Parks nach der öffentlichen Auflage Genüge getan und es wurde der Vergrößerung der Kubatur der Struktureinheit zwecks einer größeren Hallenhöhe ebenfalls Rechnung getragen.

Am 11. September 2002 gab es dann eine ausführliche Informationsveranstaltung im Bezirk – ich darf übrigens sagen: nicht die erste –, eine Informations-veranstaltung in der Bezirksvorstehung. Es gab schon eine im November 2001. Die war allerdings sehr nur mäßig besucht, weil außer grünen Bezirksmandataren fünf, glaube ich, handverlesene Interessierte daran teilgenommen haben. Am 11. Februar 2002 gab es eben eine ausführliche Informationsveranstaltung. Am 20. Februar 2002 folgte die Beschlussfassung in der Bezirksvertretung, davor schon im Bauausschuss des Bezirkes. In der Bezirksvertretung fand dieses Plandokument eine 75-prozentige und noch größere Zustimmung. Das war deswegen möglich – und jetzt hört, hört –, weil nicht nur die sozialdemokratische Fraktion des Alsergrundes dem Plandokument zugestimmt hat, sondern auch die ÖVP- und die FPÖ-Fraktion diesem Plandokument in der Bezirksvertretung am 20. Februar 2002 zugestimmt haben.

Und ich betone noch einmal: Hört, hört, die Österreichische Volkspartei, die ja hinter den Betreibern des Projektes steht, hat auch im Bezirk zugestimmt. Soweit stringent, weil das entspricht ja noch einer stringenten Linie. Der Bruch kommt erst später, wenn Wolfgang Ulm die Bezirks-ÖVP am Alsergrund übernimmt.

Es ist aber auch den Wünschen des Bezirkes hier in einigen Punkten Rechnung getragen worden. Es kam zu einer Senkung des Sportplatzes um vier Meter, es wurde ein Durchgang entlang des Sportplatzes vorgesehen und es kam zu einer weiteren Vergrößerung des Vorgartenbereiches.

Nachdem es eben in der Diskussion war, hat dann der StR Schicker mehrfache Gespräche im Juni und Juli 2002 mit den Bürgern und der Agenda-Gruppe geführt, die wiederum zu einem Ergebnis geführt haben, nämlich zur Verbreiterung des Durchgangs und zur Zusage, ein Gutachterverfahren beziehungsweise einen Wettbewerb von Seiten der Bundesimmobiliengesellschaft durchzuführen, unter Einbeziehung auch eines Vertreters oder einer Vertreterin der Bürgerinitiative. 

Daraufhin kam es dann im August 2002 zur Beschlussfassung des vorliegenden Flächenwidmungsplanes im Gemeinderatsausschuss. Auf einmal – unter dem Motto "Mein Name ist Hase" – hat die Österreichische Volkspartei entdeckt, sie will da jetzt nicht mehr dabei sein. Sie ist zwar hinter der Betreibergesellschaft Bundesimmobiliengesellschaft, hinter dem Wissenschaftsministerium auch im Bezirk dafür gewesen, aber jetzt auf einmal – "Mein Name ist Hase, ich weiß von nichts" – ist sie der motivierte großartige Gegner. Es dürfte wohl damit zusammenhängen, dass eben der Kollege Ulm vorher die ÖVP-Alsergrund übernommen hat und hier versucht, vermeintliche Rosinen aus dem Kuchen zu picken. 

Ich kann nur eines sagen: Instringentes, zwiespältiges Verhalten hat noch nie zu einem politischen Vorteil geführt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Im Herbst wurden dann weitere Gespräche versprochen und auch der Mediationsprozess beschlossen und eingeleitet. Es gab hierzu eine Vielzahl von Terminen, wo eben diese moderierten Gespräche stattgefunden haben, und bei diesen fünf, sechs – ich bin mir jetzt nicht ganz sicher – oder sieben Terminen, die zu diesem Thema stattgefunden haben, ist ja auch viel diskutiert worden. Hier kam es dann nur auch zu diesem eigenartigen Ereignis, dass die GRÜNEN in ihrer wahrseherischen Fähigkeit schon vor der Sitzung gewusst haben, dass die Sitzung ganz negativ und schlecht ausgehen wird. Wie oft bei Wahrsagern – die zweite Lehre daraus – geht es ganz anders aus und es kam zu einer neuerlichen Veränderung, Verbesserung und Kompromissorientierung des Antrages. 

So konnte der StR Schicker dank seiner Vermittlungsfähigkeit – ich möchte das noch einmal betonen, denn der StR Schicker hatte ja zu vermitteln zwischen dem Grundeigentümer Bundesimmobiliengesellschaft, hinter der die ÖVP mit dem Minister Bartenstein steht, dem Wissenschaftsministerium, hinter dem die Elisabeth Gehrer steht, und den Interessen der Bürger – einen Kompromiss erreichen, der letztendlich als Abänderungsantrag im Stadtsenat eingebracht wurde.

Und jetzt, bevor sich eine Legendenbildung zum Stadtsenat breit macht, erlauben Sie mir auch, dass ich hier ein Scherflein zur Wahrheitsfindung beitrage und Ihnen ein bisschen aus dem Protokoll des Stadtsenates vortrage. StR Schicker meldet sich zu Wort, er bringt den Antrag ein, erklärt ihn mündlich. Dann kam die Frage vom Bürgermeister: "Hast du ihn schriftlich?" Schicker sagt: "Ja!" Bürgermeister: "Dann würde ich vorschlagen, dass wir den Tagesordnungspunkt an das Ende der Tagesordnung zurückstellen, damit in der Zwischenzeit der Abänderungsantrag kopiert werden kann." Das geschah, und am Ende der Stadtsenatssitzung, nachdem alle den einseitigen Abänderungsantrag kopiert bekommen hatten – er ist also dann schriftlich vorgelegen –, ist er, nachdem ja alle politischen Fraktionen des Hauses so exzellente Experten in der Frage Sensengasse sind, diskutiert und beschlossen worden.

Also nur soviel zur Legendenbildung. Ein schriftlicher Abänderungsantrag ist keinesfalls ein mündliches Stück.

Aber uns interessieren ja weniger die Abläufe als die inhaltlichen Ergebnisse, und daher möchte ich sagen: Dieser Abänderungsantrag sieht den Kompromiss vor, der ausgehandelt wurde, nämlich die Schaffung eines weiteren Durchganges im Bereich Sensengasse zum Arne-Karlsson-Park in Ostwestrichtung und im Bereich der Struktureinheit StrE1, also auf einer der zu bebauenden Flächen, statt 75 Prozent Bebaubarkeit nur 62 Prozent Bebaubarkeit. Das ist eine massive Reduzierung auch der Bebauungsfähigkeit dieser Fläche und ist hiermit, denke ich mir, ein erfolgreicher Kompromiss. Weil eines war auch klar, eines war von Anfang an klar, nämlich dass das kein Prozess ist, der ad infinitum, ad calendas Graecas, also bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag fortgeführt werden kann, sondern dass es hier einen Endpunkt gibt, wo eine Beschlussfassung zu erfolgen hat, und dass es Ansprüche gibt des Eigentümers, ich sage es noch einmal, der Bundesimmobiliengesellschaft, hinter der der Bundesminister Bartenstein von der ÖVP steht, die auch zu beachten sind.

Lassen Sie mich daher zum Abschluss noch ein paar politische Betrachtungen machen. Noch einmal: Der Grundeigentümer ist die Bundesimmobiliengesellschaft, das ist der privatwirtschaftliche Arm des Bundes, dessen Eigentümerrechte die Bundesregierung wahrnimmt, die besetzt ist von der Österreichischen Volkspartei und der Freiheitlichen Partei. Dieselben Parteien, die hier groß eine Lippe riskieren, beschließen gleichzeitig als Grundeigentümer, als Eigentümervertreter, was dort zu passieren hat.

Das Gelände war bis heute und ist bis heute nicht öffentlich zugänglich, sondern es sind schiache Plakatplanken, wo keiner etwas von dieser Fläche hat. 

Der Betreiber des Projektes ist das Wissenschaftsministerium, wo die Frau Minister Liesl Gehrer die Bundesministerin ist, die selber stellvertretende Vorsitzende der ÖVP ist und ebenfalls Mitglied dieser von der ÖVP und FPÖ geführten Bundesregierung, jener zwei Parteien, die auch hier im Hause auf einmal die große Lippe führen.

Die ÖVP- und die FPÖ-Alsergrund haben im Bezirksbauausschuss und in der Bezirksvertretung dem ursprünglichen Antrag leichten Gewissens zugestimmt, dieselben zwei Parteien, nämlich ÖVP und FPÖ, deren Vertreter jetzt hier im Hause eine große Lippe riskieren und so tun, als wären sie die großen Antikämpfer.

Ich möchte hier nochmals abschließend sagen: Ich finde die Doppelzüngigkeit vor allem von der Österreichischen Volkspartei wirklich unerhört, skandalös und himmelschreiend. Man betreibt das Projekt, man ist der Besitzer des Grundstückes oder man übt über die Bundesregierung die Besitzerrechte an dem Grundstück aus, alles ist innerhalb der ÖVP, aber sich hier großartig hinzustellen und auf einmal zu sagen, die absolute Mehrheit der SPÖ sei an irgendwas schuld, das ist doch wirklich nahezu hirnrissig! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Wolfgang Ulm: Hirnrissig?) Nahezu. 

Die Stadt Wien und der StR Rudolf Schicker vermitteln zwischen den legitimen Interessen der Bürgerinitiative, den Interessen der Bundesimmobiliengesellschaft, die ja über den ÖVP-Mann Bartenstein quasi gelenkt wird, dem Bundesministerium, das von der ÖVP-Frau Gehrer geleitet wird, und den Interessen des ÖVP-Mandatars Ulm, der auf einmal ganz andere Interessen hat. Und das ist doch in sich widersprüchlich, denn ihr seid doch alle in Wahrheit von ein und derselben Partei! (Beifall bei der SPÖ.) 

Um von diesen internen Unzulänglichkeiten abzulenken wird hier ein Polittheater inszeniert und ein Kompromiss, der erzielt werden konnte dank der Kompromissfähigkeit der Sozialdemokratie, die nämlich die Partner ÖVP und ÖVP an einen Tisch gebracht hat und auch vermittelt hat, auf einmal quasi schlechtgeredet. 

Ginge es Wolfgang Ulm um die Sache, so wie er es hier heraußen ja großspurig auch bekannt hat, dann würde er auf den Minister Bartenstein, auf die Bundesimmobiliengesellschaft, auf das Wissenschaftsministerium und auf die Liesl Gehrer einwirken, denn auch nach erfolgter Flächenwidmung muss ja der Grundeigentümer die Anlage nicht bauen. Es gibt keinen Bauzwang. Es ist ja, wenn es der Wunsch ist, mit einer internen Kraftanstrengung durchaus möglich, dass die Bundesimmobiliengesellschaft seinen Wünschen auch nachher nachgibt. (GR Günter Kenesei: Gibt es einen Widmungsplan, Herr Kollege Schieder?)

Das ist letztendlich der Punkt. Würde es die ÖVP in diesem Haus ernst meinen mit dem, was sie draußen sagt, mit dem, was sie im Haus sagt, mit dem, was sie in der Bundesregierung sagt, dann würde sie sich einsetzen und nicht hier ein Theater inszenieren und gleichzeitig über die Bundesimmobiliengesellschaft dort die Bebauung vorantreiben. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Klubobmann Dr Tschirf gemeldet.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte tatsächlich berichtigen, dass dieses Grundstück der ÖVP gehört. (GR Heinz Hufnagl: Gehrer und Bartenstein gehören nicht mehr der ÖVP an, nicht wahr? – Heiterkeit bei der SPÖ.)

Tatsächlich zeigt aber diese Bemerkung, und das ist bedauerlich, dass der Kollege Schieder weder unterscheiden kann zwischen dem, was Eigentum von einer privaten Gesellschaft ist, und dem, was Eigentum einer Partei ist. (GR Mag Andreas Schieder: Geh!)

Er kann genauso wenig unterscheiden zwischen dem, was öffentliches Recht ist, und dem, was privates Recht ist. (Bewegung bei der SPÖ.) Ich gebe es ja zu, ich habe das auch einmal im Verfassungsrecht gelernt, dass das ein marxistisches Verständnis ist, und die Verfassungen der untergegangenen kommunistischen Länder haben diese Unterscheidung nicht gekannt. Man braucht sich nur die entsprechende Verfassung der DDR herzunehmen. Dort war das auch so. 

Ich gebe ganz ehrlich zu: Wir haben ein anderes Verständnis von Politik. Unser Verständnis ist nicht, dass wir ohne die Partei nichts wären. Unser Verständnis ist, dass unsere Abgeordneten Vertreter der Bürger sind und sich um die Anliegen dieser Bürger annehmen. Das ist der Unterschied offensichtlich zwischen unseren Fraktionen, dass wir das leben. (GR Heinz Hufnagl: Zwischen unseren Fraktionen? Von wem sprechen Sie heute?) Zum Beispiel der Unterschied zwischen eben uns und Ihnen ist, dass Sie kein Interesse haben, die Anliegen der Bürger zu vertreten. Das ist offensichtlich der Unterschied. 

Ich habe tatsächlich berichtigt, das dieses Grundstück nicht der ÖVP gehört. Weil das ist behauptet worden. Das haben Sie wörtlich gesagt. 

Und ich möchte auch berichtigen, dass es nicht richtig ist, dass sozusagen diese Dinge alle irgendwo parteimäßig in einem jetzt von einer großen Macht, vom Big Brother, geregelt werden. Das ist möglicherweise bei Ihnen so. Das ist Gott sei Dank in einem Rechtsstaat und einer pluralistischen Partei, wie es die Österreichische Volkspartei ist, nicht der Fall. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Kenesei gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Also irgendwie finde ich es schon zutiefst eigenartig, was der Kollege Schieder hier heraußen als Rechtfertigung für diese skurrile Vorgangsweise, die die Sozialdemokratie an den Tag legt, an Argumenten gebraucht hat. Na ja, die haben ja keinen Bauzwang. Ja, erklären Sie doch da heraußen, wo es einen Widmungszwang gibt. Das Einzige, was die sozialdemokratische Fraktion heute da macht, ist – ja, da fehlen Ihnen jetzt die Worte, das ist mir klar – Schweigen. 

Also wo gibt es einen Widmungszwang? Das Einzige, was Sie tun, ist, dass Sie fragen: Welchen Anspruch hat die BIG, dass Sie widmen? Das tät mich interessieren. Sie haben erklärt, die BIG hat einen Anspruch auf eine Widmung. Auf dieser Fläche ist Epk beziehungsweise ein Sportplatz gewidmet Das Einzige, was Sie tun mit dieser Vorgangsweise, die Sie gewählt haben, ist, dass Sie der BIG einen netten Widmungsgewinn, noch in Schilling gerechnet, von knapp 200 Millionen S über den Tisch schieben.

Jetzt kann es natürlich sein, das sich die sozialdemokratische Fraktion bei ihren ganzen Verhandlungen an den diversesten Schauplätzen dieser Republik ein bissel selber ins Knie geschossen hat, denn die Hauptverhandlungsphase mit der BIG ist dummerweise genau mit der Hauptverhandlungsphase im Bund zusammengefallen, nämlich mit denen mit der ÖVP um Bildung einer Bundesregierung, einer großen Koalition. 

Jetzt weiß man natürlich, dass man in vielen Bereichen über vieles diskutiert und auch das eine oder andere – jetzt sage ich es einmal vorsichtig – ausmacht, um es dann, wenn es soweit ist, auch zu realisieren. 

Dummerweise hat es im Bund nicht so funktioniert, wie es sich manche Proponenten der SPÖ offensichtlich vorgestellt haben, auf der einen als auch auf der anderen Seite. Nur jetzt da herinnen haben wir die Situation, dass die SPÖ etwas tun muss, wo ich mir denke, mit dem Reden und mit dem bisschen Horchen und mit dem Lesen zwischen den Zeilen sind Sie nicht einmal so glücklich mit dem, was Sie jetzt da tun. (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Das ist mir schon klar, Kollege Schuster. Nur, der Herr Kollege Schieder hat es jetzt Mediationsverfahren genannt. Er hat dann eh nur mehr gesagt moderierte Gespräche, weil es war kein Mediationsverfahren, es war keines. Wir können uns auf die Begrifflichkeit einigen. Es war kein Mediationsverfahren, es waren moderierte Gespräche. 

Wenn alles so toll gelaufen wäre und der Kompromiss-Rudi das geschafft hätte, was Sie jetzt hier heraußen gesagt haben, dann wundert es mich, warum eigentlich der Kompromiss-Rudi nicht am Ende der letzen Sitzung von allen Beteiligten auf den Schultern durch den Bezirk getragen worden ist, und alle haben gejubelt und gesagt: Super, jetzt haben wir das erreicht, was wir wollten. 

Das ist es ja nicht, das war es ja nicht. Die Anrainer sind bei dieser Geschichte klassisch vor dem Tor geblieben. Die SPÖ und der Kollege Schicker haben einmal intensiv die Interessen bei der BIG ausgelotet. Na, dass die ein massives Interesse haben, dort zu bauen: No na net. Das ist ja eine Firma, die im klassischen Sinne die Grundstücke, die sie hat, verwerten soll. 

Wir kommen aber immer wieder auf den Punkt zurück, dass es überhaupt keine Veranlassung gegeben hätte, in dieser Sache bei der Widmung aktiv zu werden, denn es hat eine klare und eindeutige Widmung gegeben, nämlich mit Epk und mit Sportflächen, und dann wäre halt die Bundesimmobiliengesellschaft Besitzer eines Parkes und eines Sportplatzes gewesen. Na, so ist es halt, und mit dem hätte die BIG umgehen lernen müssen. Sie haben ja in den letzen Jahren gelernt, wie sie mit dem umgehen müssen, und sie hätten es halt auch jetzt in Zukunft lernen müssen. 

Das Problem ist, dass es leider unzählige Beispiele gibt, wo man der SPÖ nachweisen kann, dass sie im Normalfall, wenn es hart auf hart geht, immer die Interessen der Bauträger und der Grundstücksbesitzer und im seltensten bis in gar keinem Fall die Interessen der AnrainerInnen und der Bürger nachvollzieht. Das ist das Problem. (GR Godwin Schuster: Sie haben ein Jahr Zeit gehabt, um in der Untersuchungskommission Beweise auf den Tisch zu legen!) Wir können gerne – ich habe noch vierzehneinhalb Minuten – auch über die Untersuchungskommission sprechen. Wir können über etliches reden, vom – ich will dem Kollegen Madejski das Thema nicht wegnehmen – Wohnpark Hetzendorf bis über die gefälligen Widmungen in allen anderen Bereichen. Ich brauche mir nur die Perfektastraße anzuschauen mit dem "Darf's ein bisserl mehr sein?". Also all diese Bereiche haben wir diskutiert, Kollege Schuster. Ich weiß nicht, wo du in diesen 62 Stunden der Untersuchungskommission gewesen bist. Offensichtlich warst du nur körperlich anwesend, hast aber über weite Strecken einfach nicht das mitverfolgt, was dort diskutiert worden ist. Vielleicht schaffst du es jetzt in der Energiewoche oder sonst wann, einmal diese fünf Kontrollamtsberichte zu lesen, einfach nur zu lesen und zu verstehen, was da passiert ist, wenn das Kontrollamt schreibt: Zu Gunsten von Dritten. (GR Godwin Schuster: Das sind Unterstellungen, die Sie nicht belegen können!) Was heißt "Unterstellungen"? Das ist ja ein Fakt! Entschuldigung! Wir haben ja Fakten am Tisch, dass in der Perfektastraße mehr gewidmet wurde, als ursprünglich vorgesehen war. Wir haben die Fakten auf dem Tisch, dass ursprünglich beim Atzgersdorfer Friedhof diese Widmung vorgesehen gewesen ist. Wir haben den Fakt, und den sieht man, der ist gebaut worden im Wohnpark Hetzendorf und und und. Sie brauchen nur hinzugehen und es sich anzuschauen. Das ist ja leibhaftig. Das steht ja dort. Es kann ja niemand wegleugnen, dass es das Ding nicht gibt. 

Kommen wir aber zurück zur Sensengasse, wo zu sehen ist, wie diese Vorgangsweise typisch ist für die SPÖ. Und dann sagt der Kollege Schieder: Na so war das nicht, ich lese das aus dem Protokoll der Stadtsenatssitzung vor. Also bei der Vorgangsweise, dass ein Stadtrat de facto einen mündlichen Antrag vorbringt in der Stadtsenatssitzung, und es war so, und erst auf Nachfrage des Bürgermeisters, na gibt´s das auch schriftlich?, weil wahrscheinlich, und jetzt unterstelle ich das einmal, das weiß ich nicht, auch der Herr Bürgermeister offensichtlich zu dem Zeitpunkt den Antrag nicht schriftlich vor sich liegen gehabt hat, denke ich mir, so kann man in einer Stadtregierung nur dann agieren, wenn man sich seiner Sache so sicher ist. 

Jetzt bin ich schon neugierig, denn auch der Bezirksvorsteher Benke ist sich seiner Sache sicher, dass er das irgendwie mit dem 69er gradbiegen wird, da bin ich schon sehr neugierig, wie er eine Mehrheit im Bezirk zusammenbringen will und wird, um diese Aussage, ist gleich Zusage, eben diese Erhöhung der Baumasse, mit diesem § 69 tatsächlich umzusetzen. 

Jetzt haben wir in den letzen Jahren gelernt, wie man eigentlich mit der SPÖ umgehen kann und muss, vor allem immer dann, wenn die SPÖ das Wort Bürgerbeteiligung in den Mund nimmt. Also für mich ist das jetzt mittlerweile eines der Alarmzeichen, wo man im Normalfall sagt: Achtung, Gefahr in Verzug, SPÖ-Bürgerbeteiligung ist gleich Bürgerbeschäftigung, und unterm Strich kommt immer genau das heraus, mit dem die SPÖ an und für sich in die Verhandlungen gegangen ist. 

Die Kompromissvarianten sind unerkennbare kleine Variable, die durchaus bei jedem Projekt drinnen sind. Ich erinnere nur an das Wiener Verkehrskonzept. Dort sind über 40 Initiativen eineinhalb Jahre lang Bürger beschäftigt worden, bis dass schlussendlich etwas herausgekommen ist, wo keine einzige Initiative mehr hinter diesem Papier gestanden ist. Das muss man zusammenbringen. Das muss man zusammenbringen, sich in Wien eineinhalb Jahre lang mit 40 Initiativen hinzusetzen und sukzessive alle so zu verärgern, dass schussendlich alle 40 gesagt haben bei dem Schlusspapier: Jetzt sind wir nicht mehr dabei. 

Also eines sollte die Sozialdemokratie lernen: Es wäre ehrlicher, allen zu sagen, wir machen ein Bürgerbeteiligungsverfahren, der, der viel Zeit hat, kann sich ruhig mit uns an einen Tisch setzen, es muss ihm aber klar sein, schlussendlich kommt das heraus, was wir wollen, und wir werden es auch mit unserer Mehrheit im Gemeinderat umsetzen. 

Ich glaube, das ist der falsche Ansatz und der falsche Weg. So sehr sich, ehrlicherweise vielleicht sogar, der StR Schicker zu Beginn bemüht hat, eine Gesprächsbasis aufzubauen, so sehr groß ist die Enttäuschung schussendlich mit dem, was herausgekommen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In einem Bezirk, der wahrlich nicht gesegnet ist mit Grünflächen, wo nicht an jeder zweiten Ecke ein Park ist, wo die Leute hingehen können, wo nicht die Grünflächen in dem Maße da sind, wo die Kinder, die Jugendlichen ihre Freizeit gestalten können, gerade in so einem Bezirk, wo Sie wirklich eine breiteste Zustimmung der Bevölkerung gehabt hätten, hier standhaft zu bleiben, gerade dort haben Sie versagt. 

Und jetzt haben wir heute noch zwei Tagesordnungspunkte, das eine ist der Strukturplan Mehrwert Simmering und das andere sind die Aspanggründe. Dort hat es noch keine Bürgerbeteiligung gegeben. Jetzt sind wir einmal in den Planungsprozessen. Und ich bitte Sie nur eines: Legen Sie Unterlagen auf den Tisch und sagen Sie, das sind die Varianten, aber diskutieren Sie nicht mehr mit den Bürgern, binden Sie nicht irgendwelche Initiativen ein, denen Sie falsche Hoffnungen machen, denn unterm Strich bleibt leider nichts übrig, außer dass hier herinnen eine Partei, die zwar mandatsmäßig eine Mehrheit hat, prozentmäßig weit unter den 50 Prozent geblieben ist, allein bestimmt, was gut und was recht ist für die BürgerInnen dieser Stadt. Und bei diesem Spektakel sind wir sicher nicht dabei. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Neuhuber gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Ich muss zuerst zu Ihnen kommen, Herr Kollege Schieder. Ihre Argumentation war wirklich grotesk (GR Dr Matthias Tschirf: Leider!), aber es zeigt, glaube ich, sehr anschaulich das Politikverständnis der SPÖ. Für Sie ist es unerklärlich, das eine Partei differenzierte Blickwinkel und Betrachtungsweisen hat. Wir sind als Wiener ÖVP, wir sind als ÖVP-Alsergrund unabhängig, wir lassen uns nicht vom Bund und nicht von anderen vorschreiben, was für die Wienerinnen und Wiener gut ist. Es mag sein, dass das Bundesministerium hier oder dort eine andere Betrachtungsweise hat. Es mag sein, dass die BIG eine andere Betrachtungsweise hat. Dort sind andere Interessen im Spiel, und das ist auch legitim. Uns geht es um die Wienerinnen und Wiener und in diesem konkreten Fall Sensengasse um den 9. Bezirk und um sonst nichts und schon gar nicht um Parteiinteressen, Herr Kollege Schieder. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Die Bezirksräte der ÖVP waren auch dafür!) Vermischen Sie das doch nicht immer! Sieben Mal – ich habe mitgezählt – haben Sie heute den Kollegen Bartenstein und seine Eigentümerrechte ins Spiel gebracht. Sieben Mal! Der Bund hat dort ein anderes Interesse, weil er ja auch Dividenden von der Bundesimmobiliengesellschaft bezieht. Das ist doch ganz klar! Das ist ja nichts Ungewöhnliches im Geschäftsleben! Genauso wie bei einem Bauprojekt verschiedene Interessenslagen – ich komme heute noch darauf zu sprechen – im Spiel sind. Also es ist überhaupt nichts Ungewöhnliches. Es ist nur für Sie derartig abstrus, offensichtlich in Ihrer politischen Gedankenwelt.

Meine Damen und Herren! Wir haben es ja heute schon öfter gehört: Das unglückliche Duo der Wiener Stadtplanung, der Herr Bezirksvorsteher Benke und der Herr StR Schicker haben wieder zugeschlagen. Wieder war der Tatort, wie schon einmal in dieser Legislaturperiode bei der Rossauer Lände, der 9. Bezirk, und diesmal betrifft es eben die Sensengasse.

Ich will gar nicht mehr sosehr auf die Pro und Kontra des Projektes eingehen, das ist ja ohnehin schon des Langen diskutiert worden. Ich kann jedenfalls eines, glaube ich, mit Bestimmtheit sagen: Ich bin unverdächtig, dass ich keinen Sinn hätte für die Rentabilitätsbetrachtung und Überlegungen des Bauherrn. Ich glaube aber dennoch, meine Damen und Herren – ich habe auch mit der BIG Gespräche geführt –: Wenn sich alle Beteiligten hier wirklich angestrengt hätten, dann wären wir gar nicht so weit von einem echten Kompromiss entfernt gewesen. Hier wäre eine Lösung möglich gewesen, davon bin ich wirklich überzeugt, weil wir es ja weder auf der einen Seite, nämlich auf Seiten des Bauherrn, mit einem wild gewordenen Spekulanten zu tun haben, noch von Seiten der besorgten Bürger dort. Das waren ja keine Querulanten, sondern das waren sehr ernstzunehmende Argumente, die sie vorgebracht haben. Also hier wäre wirklich durchaus ein Kompromiss bei gutem Willen möglich gewesen.

Jetzt bin ich sechs Jahre in diesem Haus. Dieser Akt ist schon etwas Besonderes, wenn man sich die Genese und die Entstehungsweise anschaut. Er ist am 17.7.2002 das erste Mal im Planungsausschuss abgesetzt worden. Er wurde dann am 14.8.2002 mit den Stimmen der SPÖ in diesem Gremium beschlossen. Dann ist er im Stadtsenat zweimal abgesetzt worden, am 10.9. und am 20.9.2002. Schließlich ist er am 26.9.2002 von der Gemeinderatstagesordnung abgesetzt worden. 

Wir alle kennen das aus unserem täglichen Leben, und in der Wirtschaft gibt es auch so etwas, wo du sagst: In dem Projekt war von Anfang an der Hund drinnen. Und ich muss sagen, ich möchte das jetzt auf den Akt ummünzen: Bei dem Geschäftsstück war von Anfang an der Wurm drinnen. Das hat einfach nicht wirklich funktioniert. Ich glaube, das sieht man sehr deutlich auf Grund der vielen Verschiebungen und Absetzungen.

Letzten Endes, das letzte Puzzlestück hat dann noch gefehlt, und das haben wir dann diese Woche serviert bekommen, eben in dieser ominösen Sitzung des Stadtsenates. Es wurde ja heute ohnehin schon darüber gesprochen. Ich möchte es nicht noch einmal aufwärmen, aber ich glaube wirklich, dass es eine eklatante Missachtung der Oppositionsrechte ist, im Stadtsenat mündlich so etwas vorgeknallt zu bekommen mit dem Argument, das wäre jetzt Ausfluss des angeblichen Kompromisses. 

Wir wissen alle, das ist kein kleines Dokument, kein kleines Plandokument, mit sehr vielen besonderen Bestimmungen. Auch für jemanden, der Planlesen gewöhnt ist, ist es unmöglich, innerhalb von wenigen Sekunden oder auch nur Minuten dann festzustellen, ob man dem seine Zustimmung geben kann oder nicht. Also da wird mir wohl jeder hier im Saale Recht geben müssen. Deshalb sehen wir es eben als eklatante Einschränkung der Oppositionsrechte. 

Und wären wir vom Herrn StR Schicker verwöhnt gewesen mit dem Informationsfluss, dann hätte man ihm vielleicht da mehr Vertrauen im Stadtsenat entgegengebracht und gesagt, das ist wahrscheinlich wirklich das Dokument, das aus dem Diskussionsprozess hervorgegangen ist. Aber wir haben ja schon öfter das Problem zum Thema Information gehabt. Ich denke nur an die Widmung Wagramer Straße vor einigen Monaten oder an viele, viele mehr. 

So geht es halt nicht. Eine der wenigen, glaube ich, Pflichten, die Sie wirklich haben gegenüber der Opposition, ist die Information, und da liegt es bei Ihnen im Argen. Sie sind es einfach gewöhnt, über uns drüberzufahren. 

Das Schöne ist, wie man jetzt sieht, dass das Pendel auch in die andere Richtung ausschlagen kann. Nehmen wir nur Graz her. Man sieht, man kann auch Mehrheiten in Städten verspielen, meine Damen und Herren. 

Der Kollege Driemer hat von einem Polittheater im Zusammenhang mit unserem Auszug aus der Stadtentwicklungskommission gesprochen. Glauben Sie, Herr Kollege, wir können so einfach zur Tagesordnung übergehen, nachdem man uns vorher gerade im Stadtsenat so ein paar Informationsbrocken hingeworfen hat, dass wir uns dann hinsetzen und sagen, alles ist wieder paletti? (GR Johann Driemer: Haben Sie etwas anderes getan?) Da ist es um etwas anderes gegangen. Aber die Vorgangsweise, die Sie gewählt haben, musste einmal aufgezeigt werden. Und wenn Sie von einem Polittheater sprechen, dann spreche ich von einem Drama der Informationspolitik dieses Ressorts. Aber Sie wissen, Dramen gehen sehr oft für den Herrscher negativ aus. Also da sollte man ein bisserl aufpassen.

Kollege Kenesei hat es angezogen: Dieses Durchpeitschen von Widmungsverfahren steht interessanterweise immer wieder im Zusammenhang mit Widmungsgewinnen. Wir haben ja in der Untersuchungskommission und bei dem vorausgehenden Kontrollamtsbericht sehr viel über dieses Thema Widmungsgewinne und Begünstigung von Dritten gehört, meine Damen und Herren. 

Das bringt mich – jetzt gehe ich ein bissel weg von der Sensengasse, sondern werde etwas abstrakter – zu einem Punkt, den wir schon öfter hier angezogen haben, aber der noch immer unerledigt im Raum schwebt, und das ist – ich nenne es einmal so – der Planwertausgleich. Also wie gehen wir mit den Widmungsgewinnen um?

Gerade das Beispiel Sensengasse ist, glaube ich, ein wunderbares Exempel. Dort hat der Bauträger einen Widmungsgewinn, der zumindest einmal von der Agenda 21 mit rund 15 Millionen EUR beziffert wurde. Ich habe es jetzt nicht nachgerechnet, aber da sind wir uns wahrscheinlich alle hier einig im Saal, meine Damen und Herren: 15 Millionen EUR ist ein recht ordentlicher Gewinn. Auch wenn es dort zum Teil um universitäre Einrichtungen geht, aber das ist sozusagen ja eine andere Baustelle, das ist der Bund, der das zu zahlen hat. Wo war der Gewinn hier für die Gemeinde Wien? Wo war der Gewinn letzten Endes für die Menschen im 9. Bezirk, am Alsergrund, meine Damen und Herren? Das ist kein einfaches Thema, ich weiß es. Planwertausgleich, es muss nach oben und nach unten gehen, es kann ja nicht nur heißen, dass man etwas zu zahlen hat, wenn man eine bessere Widmung bekommt, sondern es muss auch heißen, dass man etwas von der Gemeinde bekommt, wenn diese Widmung verschlechtert wird. Also dieser Planwertausgleich muss in dieser Legislaturperiode endlich einmal tiefgreifend diskutiert werden, meine Damen und Herren. Dieses – wie ich schon immer kritisiert habe – im Dunkeln sich aushandeln mit dem Bauträger, du zahlst uns eine Schule oder du zahlst uns jenes oder dieses, man weiß aber nicht genau, wieso eigentlich ist es die Größe X, die er zu zahlen hat oder die Größe Y, das ist diese Mauschelei, dieses Morastige in dieser Stadt, gegen das wir wirklich ankämpfen wollen. 

Wir sind, und das darf ich auch als Wirtschaftsvertreter sagen, nicht dagegen. Die Wirtschaft liebt es, mit klaren Parametern umgehen zu können, und eine klare Funktionalität von einem Planwertausgleich würde der Wirtschaft und der Bauwirtschaft auch helfen, genau kalkulieren zu können. So gehst du in ein Projekt hinein und weißt noch nicht, was kannst du mit dem Herrn Stadtrat, dem Bürgermeister oder mit sonstigen Gremien ausmachen, oder vielleicht hängt das dann auch von den Beziehungen und vom Verhandlungsgeschick ab. Und da lade ich den Herrn Stadtrat ein, mit uns gemeinsam – da darf ich unsere Bereitschaft und die seitens, glaube ich, der Bauwirtschaft genauso ausdrücken – in den nächsten Jahren zu einer neuen Regelung für Widmungsgewinne in Wien zu kommen.

Der zweite Aspekt, den Kenesei und auch meine Vorredner schon angesprochen haben, ist die Bürgerbeteiligung am Thema Sensengasse. Jetzt ist diese Projekt wirklich in mehrfacher Hinsicht sensibel. Erstens einmal ist es für einen gar nicht so großen Bezirk wie den Alsergrund mit 33 000 Quadratmetern Bruttogeschossfläche schon ein – lassen Sie es mich einmal leger ausdrücken – ziemlicher Brummer. Also das ist ja nichts Kleines.

Zweitens: Ein Parkgebiet umzuwidmen in Bauland, egal ob großer oder kleiner Bezirk oder verwöhnt von Grünflächen oder nicht, ist sowieso auch immer ein Hammer für den Bezirk und für die Bürger, also nicht gerade einfach.

Und drittens ist gerade der 9. Bezirk auch noch ein Agenda-21-Bezirk, wo also die Bürgermitbestimmung, die Verbesserung des Lebensumfeldes durch deren Mitbestimmung vorexerziert werden sollte. In diesem gerade sensiblen Bezirk gibt es ein konkretes haariges Projekt, und auf einmal ist von echter Bürgerbeteiligung wenig bis gar nichts mehr zu sehen. Es dürfte hier zu selektiven Wahrnehmungen der beteiligten Personen gekommen sein, aber das gibt es ja schließlich in der Politik. Der Kollege Driemer hat, wie wir wissen, in der Presseaussendung gesagt, dem Ergebnis des Mediationsverfahrens wurde in allen Punkten stattgegeben, als Überschrift. Bezirksvorsteher Benke sieht Agenda-21-Mitbestimmungsprozess umgesetzt. Beschluss im Gemeinderat am kommenden Donnerstag. Okay, das sind nur zwei SPÖ-Aussagen. 

Also wenn man sich die Agenda 21, Information 4/2003, durchliest, heißt es aber dort ganz anders. Das nenne ich eben selektive Wahrnehmung. Wobei ich zugestehe, in der Präambel steht durchaus auch hier von der Agenda 21, dass der Diskussionsprozess – der nach der Absetzung im Gemeinderat, muss man aber dazusagen, dann in Gang gekommen ist – als ein erster Fortschritt für die Gesprächs- und Bürgerbeteiligungskultur in Wien zu sehen ist. Aber dann wird eigentlich in diesem Papier hier nur mehr kritisiert. "Gleichzeitig bedauern wir", so heißt es etwa, "dass das von der Agenda-Gruppe eingebrachte Interesse für den Erholungsraum Sensengasse keine Berücksichtung fand. An Stelle eines Mediationsverfahrens wurden lediglich moderierte Gespräche geführt. In der konkreten Umsetzung des Gemeinderatsbeschlusses wurde die von uns in das Mediationsverfahren gesetzte Hoffnung allerdings nach und nach enttäuscht" und so weiter und so weiter. Ich könnte minutenlang vorlesen. 

Also die Beteiligten in der Agenda 21, die Beteiligten in diesen moderierten Gesprächen sprechen von enttäuschten Hoffnungen. Das klingt also dort ganz anders, als es uns die SPÖ hier im Gemeinderat verkaufen will. 

Interessanterweise ist auch die Österreichische Hochschülerschaft nicht zufrieden mit dem Projekt und stellt sich dagegen, immerhin mit einer VSStÖ-Vorsitzenden, der Frau Mautz. Und da heißt es so: "Wie sich aber gezeigt hat, wurden die Einwände der Gegner des Projektes offensichtlich ohnehin nicht ernst genommen." Das ist eine gemeinsame Aussage von Mautz mit ihrer Kollegin Weinberger von der GRAS. Also auch die Hochschülerschaft, der ja Teile dieses Projektes oder weite Teile eigentlich zunutze kommen sollten, ist nicht mit dem Projekt einverstanden. Wie ich schon sagte: Selektive Wahrnehmung. 

Die Agenda hat aber schon von Anfang an, bevor es jetzt noch zu diesen moderierten Gesprächen kam, die Informationspolitik der Stadt Wien kritisiert. Es hat schon letztes Jahr in einer Aussendung geheißen, dass in einer breit angelegten Diskussion bestmögliche Lösungen für alle Beteiligten zu suchen wären. Und da komme ich wieder auf das eingangs Gesagte: Es sind keine Querulanten dort, die Leute von der BIG sind keine wild gewordenen Spekulanten. Wenn man da von vornherein einen echten Mediationsprozess in Gang gesetzt hätte, über ein sechswöchiges Auflageverfahren hinaus, das hier alle als zu kurz bekritteln, hätte man wahrscheinlich heute eine Lösung, die für alle tragfähig ist.

Und das bringt uns, meine Damen und Herren, zur generellen Frage der Bürgermitbestimmung und Partizi-pation an Bauvorhaben und an Widmungsvorhaben. Wir haben zwar erste Ansätze dazu, wie das zukünftig funktional ausschauen kann, im Hochhauskonzept, aber wie gesagt nur Ansätze dazu. 

Wir wissen aus vielen Großprojekten der letzten Jahre und auch jetzt wieder am Beispiel Sensengasse – das wurde dort von der Agenda in ihren Unterlagen sehr gut und prägnant herausgearbeitet –, dass wir mit unserem herkömmlichen Instrumentarium für die Stadtplanung und für den Flächenwidmungsprozess heute nicht mehr das Auslangen finden. Das Interesse der Bürger und vor allem der Anrainer an Bauprojekten ist immer größer geworden. Es gibt heute fast bei jedem größeren Bauvorhaben eine Bürgerinitiative, was natürlich aus Sicht der Bauwirtschaft nicht immer wünschenswert ist, was aber auf der anderen Seite verständlich ist, und es sind die Zeiten vorbei, Gott sei Dank vorbei, wo man sich das für Großbauvorhaben mit dem zuständigen Stadtrat oder dem Bürgermeister en passant ausmachen konnte. Das so genannte, wie es in der Wirtschaft heißt, das Ballencenter, also die verschiedenen Entscheidungsträger für so ein Großprojekt, sind heute viel vielfältiger geworden und es bedarf einer ganz neuen Kommunikation zwischen den einzelnen Guten, um hier eben nicht enttäuschte Hoffnungen bei den einzelnen Projekten dann vorzufinden. 

Wir brauchen also einen neuen instrumentalisierten Prozess der Einbindung der direkt Betroffenen bei Flächenwidmungs- und Bauvorhaben. Wobei wir natürlich das Interesse der Grundeigentümer nicht außer Acht lassen dürfen, weil eines muss auch klar sein: Es kann nicht heißen, wenn wir ein neues Instrumentarium haben, dass dann Bauvorhaben oder Flächenwidmungs-verfahren jahrelang dauern und völlig unrentabel werden. 

Aber genau diesen Ausgleich zwischen den Interessen, etwa der Gemeinde, des Bauträgers und den betroffenen Anrainern, zu finden ist Aufgabe der Politik. Das wäre ein zweites großes Vorhaben für den Herrn StR Schicker für die nächsten drei Jahre. Und auch hier darf ich wieder anbieten, dass wir gerne daran mitarbeiten. 

Der nächste Aspekt, auf den ich noch eingehen wollte, weil er auch hier wieder zutage getreten ist bei der Sensengasse, ist der ominöse § 69 der Wiener Bauordnung. Das ist wirklich der Gummiparagraph. Wenn Ihnen einmal langweilig sein sollte, in einer Mußestunde, meine Damen und Herren, weil hier so oft davon die Rede ist, darf ich empfehlen, ab Seite 45, 46 ist das im Internet zu finden bei der Wiener Bauordnung. Sie finden dann dort auf Seite 45 eine ganze A4-Seite mit den Ausnahmebestimmungen, was auf Grund des § 69 erlaubt ist, was vielleicht im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan nicht drinnen steht. Das ist aber wirklich ein absoluter Persilschein, mit dem man, wenn man ihn anwendet, fast alles darf. 

Und wenn Sie sich so ganz kurz zurückerinnern, bei welchen Projekten in der letzten Zeit – jetzt zähle ich nur ganz wenige auf – vom 69er – weil es wird immer "der 69er" gesagt – geredet wurde, so war das der Millennium-Tower, das Internationale Zentrum Donaustadt, das war das Wien-Hilton, es war das Hotel Ambassador, es war erst vor wenigen Tagen in der Presse der Hoch-städtplatz – ja und die Sensengasse. 

Bei der Sensengasse haben wir eine neue Variante der 69ers, den ich einmal, ohne Jurist zu sein, als vorauseilenden 69er titulieren würde. Sie kennen ja die Zitate vom Herrn Bezirksvorsteher Benke, ich erspare Ihnen jetzt, sie herauszusuchen und vorzulesen, aber sinngemäß hat er gemeint, im Anschluss an das Widmungsverfahren wird es so zum Drüberstreuen noch einen 69er geben, weil dann kann man eh alles machen, was jetzt im Widmungsverfahren für die BIG nicht gegangen ist. 

Also ich meine, abgesehen davon – das haben wir auch schon gehört –, dass Benke das gar nicht kann, weil er nicht die Mehrheit hat im Bauausschuss, und das ist schon ein interessanter Anspruch, ähnlich wie l'État, c'est moi, der Bezirk bin ich, er wird das dann schon machen. Aber das ist eine absolute Perversion. Da beschließen wir heute gerade für ein Projekt einen Flächenwidmungsplan, und gleichzeitig sagt der Bezirksvorsteher: Na ja, was da nicht drinnen ist und was sich nicht ausgeht, das machen wir dann über eine Ausnahme. – Ja wieso machen wir es dann nicht gleich jetzt im Flächenwidmungsplan? 

Also dieser 69er ist ein Thema, meine Damen und Herren, mit dem wir uns auf jeden Fall beschäftigen werden müssen. Wenn Sie sich den Paragraphen einmal durchlesen, werden Sie wahrscheinlich zu demselben Schluss kommen wie ich, nämlich dass dem Bezirksbauausschuss hier eine Machtfülle und Kompetenz gegeben wird, mit der er, glaube ich, nicht immer sensibel genug umgehen kann. Das ist nämlich wirklich enorm, dieses Instrumentarium des 69ers. Schauen Sie sich das an, eben der Millennium-Tower, ICD, Ambassador, das geht alles auf Grund des 69ers und nicht auf Grund der Flächenwidmung. (GRin Martina Malyar: Die Bezirksräte müssen zustimmen!) Das hängt mit dem nicht zusammen, das hängt mit Machtfülle zusammen, Frau Kollegin. Das hängt mit Machtfülle zusammen 

Und wieso ist denn das so? Hier herinnen mag es manchmal schwieriger sein, den Gemeinderat oder den Ausschuss positiv und milde zu stimmen, sage ich einmal. Bei einem Bezirksgremium mag das im Einzelfall etwas leichter sein. Es muss ja irgendeinen Grund haben, dass die ganzen großen Bauvorhaben, die dann kritisiert wurden in der letzten Zeit, immer über diesen 69er gelaufen sind. Das kann doch keine Häufung von Zufällen sein. Also das können Sie mir nicht einreden. Das muss ja wohl einen Grund haben. Und es steht ja eigentlich sinnhaft drinnen im 69er, dass es sich nur um geringfügige Ausnahmen handelt. Und im Altbau mit wirklich geringfügigen Ausnahmen, sei es eine Gaupe bis hin, von mir aus, zu einem einzigen Geschoss, kann es ja auch Sinn machen, auf Bezirkswünsche und Gegebenheiten Bedacht zu nehmen. Aber das kann nicht der Persilschein sein, dass im Bezirk auf Grund eines Bauausschussurteils gebaut werden kann, was auch immer man will oder was der Bauträger will. 

Hier sind Änderungen notwendig, und das ist der dritte Punkt, wo ich glaube, dass wir sehr ernsthaft gemeinsam über die Zukunft nachdenken sollten nach dem bereits vorher erwähnten Planwertausgleich, der Verbesserung des Flächenwidmungsverfahrens im Sinne von stärkerer Bürgerbeteiligung, unter Bedachtnahme der Interessen der Bauwirtschaft, und eben über die Neuorientierung oder Neusinngebung für den § 69. Und an dem, Herr Stadtrat, was Sie hier umsetzen, werden Sie letzten Endes zu messen sein in den nächsten Jahren, ob Sie es schaffen, der Stadt einen kleinen Rudi-Schicker-Stempel in der Stadtplanung aufzudrücken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr StR Schicker zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! 

Ich bin Dr Tschirf sehr dankbar, dass er auf die Unterschiede zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht hingewiesen hat. Er ist zurzeit nicht mehr im Raum, wie ich sehe, aber nichtsdestotrotz ist das ja einer der wesentlichen Punkte, auf die man in der Frage der Stadtplanung, in der Tätigkeit in der Stadtplanung besonders Obacht geben muss. Und nicht von ungefähr hat ein Gutachten vom jetzigen Präsidenten, damaligen Vizepräsidenten, des Verfassungsgerichtshofes hier sehr deutliche und sehr klare Feststellungen getroffen. 

Wir sind in vielen Bereichen und gerade im Bereich der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung im öffentlichen Recht, und Sie hier als Gemeinderat erlassen eine Verordnung. Sie sind die Behörde. Es ist nicht die Frau Nausch die Behörde, weil man das heute unterstellt hat, die irgendwas zusagen kann irgendwo, es ist nicht der Stadtsenat und es ist auch nicht der Stadtrat, sondern Sie hier sind es. Und alle Interpretationen, die dazu immer wieder im Raum sind, sind falsch. Wir sind die Vorbereiter von Verordnungen, die Sie hier im Gemeinderat dann erlassen, mit Beschluss. 

Das vorausgeschickt bedeutet, dass das Verfahren eines ist, wo der hoheitliche Akt dahintersteckt und wo es unglaublich notwendig ist, sensibel umzugehen damit, und wo es notwendig ist, die einzelnen Schritte genau determiniert zu haben. 

Und nicht von ungefähr hat das Kontrollamt bei einzelnen Akten, die untersucht wurden und die Sie auch in der Untersuchungskommission sehr intensiv herunterdekliniert haben, genau darauf hingewiesen, dass es ein ganz exaktes Verfahren braucht und dass im Rahmen dieses exakten Verfahrens ab einem gewissen Zeitpunkt nur mehr minimale Änderungen möglich sind, bis das Stück hierher in den Gemeinderat kommt. Dazu zählt die öffentliche Auflage, dazu zählt die Befassung des Fachbeirates für Stadtplanung, dazu zählt die Befassung des Bezirkes, dazu zählt, dass Änderungen, die vorgenommen werden nach der öffentlichen Auflage, nur mehr minimal sein können, weil ansonsten das Verfahren zur Gänze von vorne zu beginnen hat. Dazu zählt, dass ein Einspruch, der gemacht wurde, auch zu würdigen ist, nicht unreflektiert zu nehmen, sondern zu würdigen, und dass zu begründen ist, warum man dem Ansinnen folgt oder nicht. 

Das ist jetzt ein ganz unpolitischer Prozess. Nicht das, was Sie sich unter Politik vorstellen. Nicht das, was die Vertreter der Agenda sich unter Politik vorstellen. Aber das ist Rechtsstaatlichkeit. Und das ist das Prinzip, zu dem wir in dieser Stadt stehen. Und mich wird, solange ich verantwortlich bin für dieses Ressort, niemand dazu bringen, dass ich von diesem rechtstaatlichen Verfahren abweiche und von diesem Weg abweiche. 

Ob jetzt Vertreter der Wirtschaft hier herausgehen und sagen, das macht man sich mit dem Stadtrat aus, oder herausgehen und sagen, die gehen zum Bezirk und machen dort mit einem 69er-Verfahren irgendwelche besonderen Ausnahmen, ist sekundär. Im Grunde geht es darum, dass wir hier von dieser Stadtverwaltung aus ein den Gesetzen folgendes Verfahren abwickeln, sodass Sie dann die ordentliche Entscheidung treffen können, ob Sie dem Entwurf zustimmen oder mit geringfügigen Abweichungen, eben mit Veränderungen nur, zustimmen. Alles andere, auch Ihre Beschlüsse, laufen ansonsten Gefahr, vom Verfassungsgerichtshof behoben zu werden. 

Das wissend und wissend, dass nach den üblichen Verfahrensschritten in der Vorbereitung, nach der Befassung des Bezirks, nach der öffentlichen Auflage im Grunde erst dann eine Agenda-Gruppe im Bezirk entstanden ist, die dann in Gesprächen mit mir – ich kann sogar das Datum sagen – am 4. Juni sich dazu bekennt, sie hätten gerne eine längere Nachdenkzeit, sie hätten gerne ein halbes Jahr Zeit zum Nachdenken, um da Entscheidungsprozesse, Meinungsbildungsprozesse noch einfließen lassen zu können, dann muss ich sagen: Gut, aber der normale Prozess ist das nicht. Bitte beeilt euch. Ich will euch nicht mehr so viel Zeit geben, weil das Verfahren noch in einer gewissen Zeit zum Abschluss kommen soll und muss. 

Die Folge? Es kam zu einem weiteren Gespräch. Wir haben die Flächenwidmung Sensengasse abgesetzt in der Ausschusssitzung. Bei diesem weiteren Gespräch sind sehr weitgehende Zugeständnisse durch den Bauträger erfolgt und noch viel mehr, es ist klar geworden, dass dem Antrag, der im Bezirk mit den Stimmen von drei Parteien beschlossen wurde, nämlich von der SPÖ, der ÖVP und der FPÖ, dass diesem Antrag vollinhaltlich Rechnung getragen wurde. Und Sie wissen ganz genau: Hätten wir das nicht gemacht, hätte nach dem Ausschussbeschluss noch einmal der Bezirk befasst werden müssen. Da aber in diesem Akt alles berücksichtigt wurde, was diese drei Bezirksparteien beschlossen haben, so war klar, dass der Weg nach dem Ausschussbeschluss sofort Richtung Gemeinderat ist. 

Und jetzt beginnt es im Verfahren schwierig zu werden. Wir sind auf Schienen sozusagen in der normalen Beschlussfassungskette. Wir haben diesen Prozess unterbrochen, um die Chance zu geben, dass diese Nachdenkphase, die im Juni mit einem halben Jahr bezeichnet wurde, auch tatsächlich genutzt werden kann. Und ich hab nie hinter dem Berg gehalten, dass für mich das Jahresende 2002 Ende des Diskussionsprozesses ist, auch wenn dieser Diskussionsprozess Mediationsverfahren heißt. 

Dieser Prozess ist von der Umweltanwaltschaft eingeleitet worden. In diesem Prozess gab es fünf Sitzungen, und bei diesen fünf Sitzungen sind Ergebnisse erarbeitet worden, Ergebnisse, die weit über den Flächenwidmungsplanprozess hinausgehen. Ich kann nicht verankern, dass die Bundesimmobiliengesellschaft einen Vertreter der Agenda-Gruppe in die Jury über das konkrete Gebäude, das dort gebaut werden soll, hineinnimmt. Das kann ich in der Flächenwidmung nicht. 

Ich kann in der Flächenwidmung aber sehr wohl verankern, dass wir hineinnehmen, dass nicht 75 Prozent des Grundstückes, sondern nur 62 Prozent des Grundstückes verbaut werden sollen. Womit wir in dem Vorschlag, in dem Änderungsantrag, den ich im Stadtsenat eingebracht habe, über das hinausgegangen sind, was beim Agenda-Prozess, was beim moderierten Verfahren herausgekommen ist. Dort waren es 67 Prozent. 

Also wir haben hier aus meiner Sicht versucht, so weit zu gehen, dass der Prof Korinek, sollte er es einmal als Verfassungsgerichtshofpräsident vorgelegt bekommen, nicht zur Aufhebung schreitet. Ich kann Ihnen hier nicht etwas vorlegen, wo Sie Gefahr laufen, dass Ihre Verordnung behoben wird. 

Zweiter Punkt, den wir hineingenommen haben, auch genau dem Wortlaut dieses Mediationsverfahrens entsprechend. Ergebnis war, dass ein weiterer Durchgang vom Arne-Karlsson-Park in die Sensengasse hineingenommen wird in die Widmung. Das ist etwas, was in die Widmung gehört, was in der Widmung verankerbar ist. Dieser Punkt ist drinnen. Diese beiden Punkte kann ich in der Flächenwidmung verankern. 

Ich kann nicht verankern, wie gesagt, was die Architektur betrifft, weiterführend. Ich kann nicht verankern, um das auch zu beantworten, dass ein §-69-Verfahren stattfinden soll. Ich kann es aber auch nicht ausschließen, denn da sind Sie wiederum in der Zusammensetzung, allerdings unter anderer Vorsitzführung, nämlich im Landtag, gefragt, die Bauordnung zu ändern, wenn Sie das nicht wollen. 

Ich bin in der Vollziehung dieses Gesetzes, und im Vollzug dieses Gesetzes ist der § 69 zulässig, und ich kann keinen Grundeigentümer dazu zwingen, auf dieses Recht zu verzichten. Das geht nicht. Das wäre gesetzeswidrig. Also was dort steht über den 69er, hat für dieses heute zur Diskussion stehende Plandokument rechtlich keine Relevanz. 

Und wenn wir solche Dinge diskutieren, dann sollten wir versuchen, diese Fakten, diesen engen Rechtsrahmen, der der Flächenwidmung gesetzt ist, zu berücksichtigen. Wenn wir das tun, dann kann im Grunde nur herauskommen, dass wir diese beiden Punkte, die mein Abänderungsantrag im Stadtsenat beinhaltet hat, aufnehmen und beim Rest in allen Schritten, die diese Stadtverwaltung noch zu setzen hat, bis dort einmal etwas gebaut wird, Rücksicht nehmen auf das, was bei dem Mediationsverfahren herausgekommen ist. 

Es liegt nicht an der Flächenwidmung, aber es liegt an der Baupolizei, darauf zu schauen, dass ein Wettbewerbsergebnis kommt. Es liegt an der Architekturabteilung, zu schauen, dass eine ordentliche Jury zustande kommt. Es liegt am Bezirk, dass in die Jury ein Vertreter der Agenda-Gruppe entsendet wird. Es liegt am Bezirk, so er möchte und so es rechtlich zulässig ist. Auch das steht ja jetzt nicht fest, weil man ja noch gar nicht weiß, welches Gebäude dort hinkommen soll. So das dann zulässig ist, wird die Baupolizei zu entscheiden haben, ob sie dem Bezirksbauausschuss einen Antrag auf § 69 Bauordnung für Wien, Ausnahmebestimmung, stellt. Das ist zum heutigen Zeitpunkt noch nicht endgültig festzustellen. 

Ich führe das deswegen so aus, weil der gesamte Prozess einer Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung extrem sensibel ist und genau determiniert sein muss. Es kann nicht sein, dass wir in diesem Prozess, nur weil eine Bürgergruppe – unter Anführungszeichen das „nur“ – sich meldet, sagen: Stopp, halt, alles anders, alles neu. Es haben alle, ob Anrainer, Grundbesitzer, Mieter oder interessierte Bürger, dasselbe Recht, nach den Gesetzen behandelt zu werden. Und da rücke ich mit Sicherheit nicht davon ab. 

Zweiter Punkt: Frage der inhaltlichen Gestaltung der Stadtplanung überhaupt. Da sind wir in einem ganz anderen Feld, und das sollten Sie bitte berücksichtigen. Stadtplanung, Stadtentwicklungspolitik ist nichts Verordenbares. Und diese Unterscheidung treffen sehr wenige. Stadtplanung ist nicht ein Prozess, der nur in der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung stattfindet. Es ist das letzte Ende von diesem Prozess, und dieses letzte Ende ist wiederum der Beginn für das Bauverfahren. Davor findet der Stadtentwicklungs- und Stadtplanungsprozess statt, der ganz anders funktioniert. 

Und jeder, der hier behauptet, es würde in Wien speziell in Zeiten, wo ich Stadtrat bin, auf Öffentlichkeitsarbeit, auf Zusammenarbeit mit BürgerInnengruppen und auf Zusammenarbeit mit den Fraktionen in diesem Prozess nicht eingegangen, dem kann ich nur sagen: Er hat Vieles in dieser Stadt verpasst, er informiert sich nicht oder er liest nur einseitige Zeitungen.

Wenn man es durchgeht, was in den letzten Jahren passiert ist, dann beginne ich bei den Fraktionen. Ich habe mir zum Beispiel herausschreiben lassen, wie viele Sitzungen der Stadtentwicklungskommission mein Vorgänger, der VBgm Görg, damals während viereinhalb Jahren abhalten ließ: Es sind zwei. Seit ich Stadtrat bin, hat die Stadtentwicklungskommission mittlerweile vier Mal getagt! Seit ich Stadtrat bin, hat der Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission sogar fünf Mal getagt! Die Schwierigkeit dabei ist nur, dass die Fraktionen sehr oft nicht einmal das Recht wahrnehmen, sich dort zu informieren, geschweige denn an den Sitzungen teilzunehmen. Ich kann nichts dafür, wenn die Fraktionen die Informationsmöglichkeit nicht nutzen, ich biete diese Möglichkeiten. Es wird doch qualifizierte Fachinformation geboten und es kommt zu Beschlussfassungen, die dann die weitere Gestaltung dieser Stadt mitsteuern. 

Wenn man dieses Recht nicht wahrnimmt und wenn man zu den Sitzungen dort nicht hingeht - und bei vielen Fraktionen ist es mehrfach passiert, dass an diesen Sitzungen überhaupt kein Vertreter teilgenommen hat -, dann ist das - naja - eine Informationsverweigerung. Wenn man diese Informationsverweigerung betreibt und dann hergeht und sagt: Da haben wir nichts erfahren und der Stadtrat sagt uns nichts und der Stadtrat übt voll die Macht aus und das ist die Machtpräpotenz der SPÖ - dann kann ich nur sagen: Es ist Ignoranz bei den anderen Fraktionen, wenn man sich die Informationen, die geboten werden, nicht holt und diese nicht in Anspruch nimmt! 

Nächster Punkt. Die Information der GemeinderätInnen ist eine wichtige, aber sie ist nicht die alleinige. Wichtiger für mich aber sind nicht die, die kraft ihres Mandats, damit sie dieses ausüben können, die Gesetze kennen sollten, nach denen wir handeln, die die Beschlüsse des Gemeinderats kennen müssen, die informiert sein sollten, die Zeitungen lesen sollten und das Internet anschauen sollten, sondern mir geht es um den Bürger und die Bürgerin, die diese Informationsverpflichtung selbst nicht haben, die quasi überfallen werden, wenn auf einmal eine Flächenwidmung geändert wird, ein Haus gebaut wird oder eine U-Bahn fahren soll und sie davon nichts wissen. Diesen Bürgerinnen und Bürgern kann man nicht vorwerfen, dass sie sich diese Informationen nicht selbst holen, denn hier besteht eine Bringschuld der öffentlichen Hand. 

Wie wir dieser Bringschuld der öffentlichen Hand nachkommen, das darf ich Ihnen einmal kurz beschreiben:

Wir haben im Rahmen der Stadtentwicklungsplanung eine der umfangreichsten Webpages, die die Stadt Wien überhaupt hat und wir sind international dafür bekannt, dass wir unser "www.wien.at" sehr umfangreich und sehr gut gestalten und das immer wieder nachgeführt ist. Sie finden den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, wahrlich kein leichtes Dokument, im Internet. Sie geben die Adresse ein und Sie bekommen die Widmung ausgedruckt. Sie können im Plan zoomen. Sie können die besonderen Bebauungsbestimmungen dort vorfinden. Das, was Rechtsbestand ist, ist daher übers Internet erhältlich.

Wir haben im Internet zusätzlich seit Dezember mit einem hervorragenden Probebetriebsergebnis zwei in der öffentlichen Auflage befindliche Flächenwidmungspläne, Entwürfe von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen, sodass niemand mehr auf irgendwelche Amtsstunden angewiesen ist, sondern sich zu Hause von seinem PC aus anschauen kann, was in seiner Gegend passieren kann und wird und sofort die Möglichkeit hat, seine Stellungnahme einzubringen. Und das funktioniert. Wir haben je Dokument während der öffentlichen Auflage dieser beiden Dokumente 50 Zugriffe gehabt. 50 Zugriffe pro Tag und das 6 Wochen hindurch! Also man kann nicht sagen, dass wir da die Öffentlichkeit nicht informieren.

Außerdem gibt es für jeden Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, der in die öffentliche Auflage kommt, die Postwurfsendung. Die gibt nur rudimentäre Information, das ist schon klar, aber sie gibt auch genaue Angaben, wo und wie man sich genauere Informationen holen kann.

Weiters haben wir folgende Veränderung vorgenommen, die unter Hannes Swoboda auch üblich war und die unter Görg leider eingeschlafen ist, aber Hannes Swoboda hat zum Beispiel für das Nordbahnhofareal einen Strukturplan entwickelt gehabt und nach dem wird jetzt die Flächenwidmung mit einer großen, langen und breiten öffentliche Diskussion dazu abgearbeitet.

Wir haben heute hier im Gemeinderat zwei Strukturpläne zur Beschlussfassung und ich darf Ihnen kurz die Genesis dieser beiden Strukturpläne schildern: Für beide Pläne gab es Architektenentwürfe. Beide Pläne sind damals schon, als der Architektenentwurf fertig war, öffentlich bekannt gemacht und intensivst diskutiert worden. Nach der Überführung in etwas, das auch für die Flächenwidmung künftig Grundlage sein kann, haben wir diese beiden Pläne erstens einmal den Bezirken zur internen Diskussion zur Verfügung gestellt. Wir haben zweitens diese Pläne auch in den Bezirkszeitungen publiziert. Wir haben diese Pläne dann in Ausstellungen im 3. und im 11. Bezirk gezeigt. Wir haben über diese Ausstellungen und auch während der Zeit, wo das ausgestellt wurde, mit Mitarbeitern der Stadtplanung informiert. Und wir haben es dann über den Weg Stadtentwicklungskommission-Arbeitsausschuss und Stadtentwicklungskommission in Richtung Gemeinderatsausschuss und Stadtsenat gebracht und heute ist es hier im Gemeinderat. 

Dieses Produkt "Strukturplan" ist ein Instrument, das klarstellt, was in groben Zügen in diesen Gebieten passieren soll und ist noch kein Rechtsdokument, noch keine Verordnung so wie es der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan ist, sodass jeder weiß, was ihn dort erwartet und jede Bürgergruppe, Bürgerinitiative, jede Gruppe von Anrainern, Grundstückseignern und Investoren weiß, was dort sein soll. 

Sie wissen ganz genau, Herr Kollege Neuhuber, dass in diesem einen Dokument "Mehrwert Simmering" ein offen gelegter, durchgearbeiteter Entwurf in einer Form, die transparent und nachvollziehbar ist, dabei ist, wie wir mit dem Planwertausgleich umgehen können und wo sich nachher niemand genötigt fühlen muss. 

Wenn wir dieses Instrument getestet haben, dann kann man dort in die Richtung gehen, so wie es in Innsbruck gang und gäbe ist, dass man sogar im Grundbuch verankert, was man denn alles in diesem Gebiet künftig beabsichtigt zu tun und welchen Vorschriften sich der Grundeigentümer unterwirft.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Stadtrat, ich unterbreche ungern, aber das Lichterl hat schon vor einiger Zeit geleuchtet und Ihre Redezeit ist auch vorbei.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker (fortsetzend): Frau Vorsitzende! Ich weiß, dass die Redezeit zu Ende gegangen ist, nur wenn man, so wie ich, die Instrumente der Beteiligung mit der Einführung des Agenda-Prozesses und der Ausweitung auf fünf Bezirke, und wenn man, so wie ich, mit einer Vorphase zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan ein Instrument dafür geschaffen hat, dass die Mitsprache ernsthaft und zeitgerecht möglich wird, dann lasse ich mich nur sehr ungern zeihen, dass ich der sei, der drüber fährt, der keine Bürgerinformation und -beteiligung zulässt und der schlicht und einfach alles niederarbeitet! (Aufregung bei den GRen Dr Wilfried Serles und Kurth-Bodo Blind.) So lasse ich mit mir nicht reden und das habe ich nicht verdient! 

Sie können jetzt hineinrufen was Sie wollen, Herr Serles (Weitere Aufregung bei der FPÖ.), denn das, was Sie jetzt hier sagen, zeigt wieder nur, wie wenig Ahnung Sie eigentlich von den Instrumenten dieser Stadt und von der Rechtslage haben, in der wir arbeiten! 

Ich darf Sie daher abschließend noch einmal ersuchen, dieser mit Mühen und mit Bürgerbeteiligung erarbeiteten Flächenwidmung die Zustimmung zu geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat!

Der StR Schicker hat uns jetzt wirklich fast ein Symposium - es war fast ein Vortrag - über Flächenwidmung in Wien gegeben, natürlich auch um die Zeit zu nutzen, da der Redaktionsschluss bei manchen Zeitungen früher ist und die Opposition halt nicht mehr dran kommt. So ist die Strategie offensichtlich gewesen. (Aufregung bei der SPÖ.) Denn das, was du, Herr Stadtrat, uns hier erzählt hast, von dem glaubst du doch nicht, dass wir das nicht eh wissen. Nur, um das geht es ja überhaupt nicht. Das hast du wirklich nicht durchschaut. 

Es hat dir ja jetzt hier nicht jeder ad personam einen Vorwurf gemacht, weil es ja viele andere Fälle gibt, die, wie du weißt, vor deiner Zeit waren. Dieses Grundstück hast du ja auch geerbt, das wissen wir an sich. Nein, es geht trotzdem um die Vorgangsweise. Ihr habt - und du vor allem und das wundert mich bei dir - nichts aus dem einjährigen Untersuchungsausschuss gelernt. Es geht munter, nicht überall aber trotzdem, noch immer in den gleichen Fahrbahnen weiter. 

Der Titel von uns war einmal: „Sie wünschen - wir widmen“. Jetzt ist es egal, ob das die PIG ist oder ob das eine Bundesgesellschaft ist und ob wir dort dabei sind oder nicht - um das geht es nicht. Es ist entscheidend, wenn der Herr Kallinger kommt: Wir wünschen - Sie widmen. Wenn der Mischek kommt - das Gleiche, oder die Wien-Süd und besonders wenn es die Sozialbau ist und auch das PIG. Es hat ja - und das hat einer meiner Vorredner gesagt - von euch aus überhaupt keinen Zwang zu einer aktiven Flächenwidmungspolitik gegeben. Das ist ja nicht wahr, sondern es ist ja wer zu euch gekommen - das ist sein gutes Recht, selbstverständlich - und ihr seid aktiv geworden und jetzt schauen wir, was überhaupt rausgekommen ist. 

Der Akt, das ist heute schon x-mal gesagt worden, ist ja insgesamt vier Mal in diversen Gremien abgesetzt worden und erst der Gemeinderatsbeschluss am 26.9.2002 hat das Mediationsverfahren dann auch formal eingesetzt. Bitte und dann hat es bis Mitte November, genau bis zum 12. November gedauert, dass das erste Gespräch zu Stande gekommen ist. Gleichzeitig war aber bereits die Vorgabe, so wie du es in deiner Vorrede jetzt gesagt hast, dass du per Ende Dezember alles über der Bühne haben willst. Das heißt, sie haben insgesamt eineinhalb Monate Zeit gehabt, sich für dieses Mediationsverfahren vorzubereiten. Es ist dann eh bis 14. Jänner verlängert worden. Aber da kann man doch nicht davon ausgehen, dass die hier seriös mit gegenseitigen Kontakten und vor allem mit Unterlagen bewaffnet arbeiten konnten, wenn man die mindestens zwei Wochen zu Weihnachten und Neujahr davon abzieht! 

Und zur Ernsthaftigkeit dieses Mediationsverfahrens: Es ist schön, dass du es eingesetzt hast. Wunderbar! Der Exvizebürgermeister Görg hat die Bürgerbeteiligung ja auch immer ganz groß in den Mittelpunkt gestellt. In Wirklichkeit hat er die Bürger beschäftigt und gemacht, was er wollte. Ich habe den Eindruck, dass es bei dir wahrscheinlich oder leider auch so weitergeht, denn sonst kann ich doch nicht eine politische Vorgabe geben. Bis heute hat mir von der sozialdemokratischen Fraktion ja noch niemand die Antwort auf die Frage gegeben: Wer hat denn dort die politische Vorgabe gegeben - das kann ja nicht der Mediator oder die Mediatorin gewesen sein -, dass dann, wenn es keine Lösung gibt, egal wie groß die ist, das Plandokument unverändert, so wie es das erste Mal war, realisiert wird? Wer hat denn diese politische Vorgabe gegeben? Ich kann mir nicht vorstellen, dass das der Mediator oder die Mediatorin selbst waren! Die müssen einen Auftrag dazu gehabt haben, von wem auch immer. Das würde mich schon sehr interessieren! Vielleicht kann mir das meine Nachrednerin sagen, wer diesen politischen Auftrag in das Mediationsverfahren hinein gegeben hat. 

Ich war selbst einmal sehr lange bei einem Mediationsverfahren betreffend Lainzer Tunnel. Da hat es sich ein bissel anders abgespielt, das war wesentlich länger. Herausgekommen ist auch nicht sehr viel, aber die Vorgangsweise war eine wesentlich andere, weil man zumindest Zeit gehabt hat, seine Argumente einzubringen. 

Das Ergebnis ist ja genau das, was in eineinhalb Monaten halt herauskommen kann. Es gibt zwei Teilnehmer, die sich damit abgefunden haben und die das Ergebnis im Großen und Ganzen wirklich positiv sehen: Das ist das Universitätssportinstitut und selbstverständlich die PIG. Bei allen anderen ist das Ergebnis, soweit ich es aufzählen kann und mir das durchgelesen und gehört habe, negativ, eher negativ oder bis ganz ablehnend gewesen: Das ist die Plattform Sensengasse, das ist die Wiener Umweltanwaltschaft, und das ist die Agenda-Gruppe, plus minus null. Aber das sehe ich noch ein bei der vornehmen Ausdrucksweise des Agenda-Büros, das doch in einer gewissen Abhängigkeit steht. Da kann man das hier durchaus eher auch als negativ sehen. 

Was ist herausgekommen? Es gibt weiterhin kein Verkehrskonzept, sondern das muss erst einmal mit dem Bezirk abgestimmt werden. Da ist überhaupt nichts herausgekommen. Es gibt 500 Quadratmeter - nicht ganz - mehr Grün, das sind nicht einmal 3 Prozent mehr, statt Erholungsraum und Grünflächen, so wie es noch vor einigen Jahren der Bezirk und alle Fraktionen, soweit ich das weiß, dort wollten. Es ist kein echtes Mediationsverfahren gewesen und die Flächenversiegelung hat sich hier nicht bedeutend verringert und ist fast, kann man wirklich sagen, gleich geblieben. 

Und jetzt kommt der Herr Bezirksvorsteher, der sich ja wirklich immer überschätzt, der Herr Benke ins Spiel. Eigentlich müsste das für den StR Schicker fast eine Drohung, eine Warnung sein, denn immer wenn er mit dem Benke in Kontakt tritt, hat er große Probleme. Das war schon in der Rossauer Lände-Geschichte so und ich sage und ich traue mich, es voraus zu sagen, er wird noch einmal große Schwierigkeiten haben, wenn der Benke hier weiter so agiert, wie er es gemacht hat. 

Das Interessante ist, dass der Benke nämlich derjenige war, der den § 69 ins Spiel gebracht hat. Es ist so wie bei einem Star: Das ist "die" Monroe oder "der" Belmondo. Wenn einer nur mehr den Artikel vorne stehen hat, dann ist er so bekannt und dann kennt ihn jeder. Daher sagt man auch nur mehr "der" 69er, deswegen, weil er als berüchtigt bekannt ist. Das hat ja auch der Stadtrat hier schon gesagt. 

Bei Neubauten - und jetzt kommen wir zu einem wichtigen Punkt - haben wir im vorletzten Ausschuss festgehalten, und zwar alle Fraktionen, dass wir verhindern sollten, verhindern werden, auch der Stadtrat, auch die Sozialdemokratische Fraktion, dass bei Beginn schon wieder "der" 69er eingesetzt wird. Alles das, was man in der Flächenwidmung nicht untergebracht hat, wo man keine Mehrheit zusammenbringt, das machen wir mit dem 69er im Bezirk. Wir sind überein gekommen, dass wir das eigentlich nicht mehr wollen. 

In den letzten drei Wochen, wenn ich mir das anschaue, kam das in vielen Bezirken sofort wieder, egal ob es das Europlaza war, ob es der Hochstädtplatz war oder ob es jetzt dieses Gebäude ist. 

Und ich kann mich gut erinnern und der Kollege Schuster, der ja in der Untersuchungskommission immer anwesend war, wird das bestätigen: In der ersten Sitzung hat uns der Leiter der MA 21, Dipl Ing Vatter erklärt, wie die Flächenwidmung in Wien funktioniert oder funktionieren soll. Weil es einen Fall in Hietzing gegeben hat, wenn ihr euch erinnern könnt, den ich damals in den Medien gehabt habe, wo ich gesagt habe, in Hietzing hat der stellvertretende Bezirksvorsteher von der ÖVP ein Grundstück geteilt und da gibt es einen Schriftverkehr mit dem Vokaun, wo ihm schon vorab, bevor überhaupt die Teilung und die Flächenwidmung war, der 69er zugesagt wurde, habe ich den Dipl Ing Vatter betreffend des 69ers gefragt, ob dies schicklich ist, ob das gesetzlich ist. Auf diese Frage hat der Vatter damals gesagt: Überhaupt nicht. Der 69er hat in einem Flächenwidmungsverfahren am Anfang überhaupt nichts zu suchen, sondern er kann im Nachhinein eingereicht werden. Und es ist wirklich skandalös, wenn ein Bezirksvorsteher in Überschätzung seiner eigenen Funktion, wo er doch nicht einmal die Mehrheit hat - ich lasse mir ja einreden, dass ein sozialistischer Bezirksvorsteher, der eine ordentliche Mehrheit hat, sich das trauen kann -, sich traut zu sagen: „Wir machen das mit dem 69er.“ 

Und jetzt komme ich zur Beantwortung der Frage, die der Neuhuber gestellt hat: „Warum hat er denn das gemacht?“ Das kann ich ganz genau erklären: Wenn man sich die Protokolle anschaut, dann hätte es nicht einmal die Minimallösung gegeben. Das war aber das Wichtigste für den StR Schicker und für die Mehrheit in diesem Haus, dass man sagen kann, es hat eh eine Lösung gegeben. Wenn nämlich der Benke nicht zugesagt hätte, diese sieben Prozent weniger verbauen regeln wir eh mit dem 69er, wir gehen in die Höhe, dann hätte das PIG überhaupt nicht reagiert, es hätte überhaupt keine Lösung gegeben und es wären die alten Pläne verwirklicht worden. 

Ich schaue mir jetzt nur an, was das PIG oder die Bauherren oder die Investoren sagen werden, wenn wir im Bezirk den 69er jetzt nicht durchbringen werden, was auf Grund der Diskussion als wahrscheinlich erscheint. Jetzt haben sie dann tatsächlich um sieben Prozent weniger Volumen und um sieben Prozent weniger Fläche. Ob das dann im Sinn des Schickers oder des Bezirksvorstehers war, wage ich zu bezweifeln. Ich würde auf gut Wienerisch sagen: Da ist er wirklich eing'fahren! 

Meine Damen und Herren! Ich verstehe auch überhaupt die Eile nicht, die wir hier haben. Nicht nur dass es eine Bausperre gibt, wir hätten Zeit, wir hätten das ohne weiteres noch einmal diskutieren können. Wir hätten noch einmal wegen der Ergebnisse schauen können. Man hätte das Mediationsverfahren verlängern können, das macht Sinn. Aber das jetzt so wie der StR Schicker darzustellen und zu sagen: Ist eh alles gut, die Bürgerbeteiligung hat funktioniert, das ist das Ergebnis - nein, das ist von oben aufoktroyiert worden, mit dem Rücken an der Wand: Wenn keine Lösung, und sei sie noch so klein, dann wird die ursprüngliche Planung durchgezogen. Und der Grundeigentümer ist sichtlich zufrieden. 

Daher, meine Damen und Herren, kann ich dem StR Rudi Schicker eigentlich nur raten, wirklich nur raten, diesen Akt heute hier nicht abstimmen zu lassen, ihn von der Tagesordnung zu streichen und noch einmal mit den Fraktionen, mit der Agenda und mit den Bürgergruppen neu zu diskutieren - ich bin sicher, dass es in diesem Bereich eine Lösung gibt - und nicht drüber zu fahren. Aber in Wirklichkeit hat ja auch der Schicker heute gesagt: „Verantwortlich ist nicht der Stadtrat, sondern der Gemeinderat“. Und ihr, jeder einzelne sozialdemokratische Abgeordnete, seid dann für das, was heute hier gegen die Mehrheit des Bürgerwillens beschlossen wird, verantwortlich. 

Ich stelle daher auf Grund des § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung, Frau Vorsitzende, den Antrag auf Absetzung dieses Aktenstücks und bitte, diese Abstimmung geschäftsordnungsmäßig durchzuführen. Nachdem die Rednerliste erschöpft ist und nachdem der Berichterstatter seine Schlussworte gesagt hat, bitte ich um Abstimmung meines Antrags auf Absetzung dieses Akts. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist die Frau GRin Malyar gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Er wird es im Protokoll lesen, er weiß es dann aber wahrscheinlich schon: Ich war zwar 1995 nicht mehr in der Bezirksvertretung, weil ich genau weiß, dass ich im Jänner 1995 in den Gemeinderat gewechselt bin, aber - und das möchte ich gleich voran stellen - von den Bezirksleitlinien des Alsergrunds distanziere ich mit natürlich nicht, weil ich immer als Person daran teilgenommen und verhandelt habe und ich meine Meinung nicht mit dem jeweiligen politischen Sitz wechsle wie die Unterhosen, sondern zu meiner Meinung stehe, weil sie von Grundsätzen getragen ist. Das unterscheidet mich wahrscheinlich in vielen Bereichen von anderen Politikerinnen oder Politikern.

Und zum zweiten wollte ich nur auch zum Rüdiger sagen, dass die lokale Agenda 21 nicht vom Himmel gefallen ist, sondern es war in den Anfängen - und ich kann mich noch gut daran erinnern -, dass ich mit ihm, dem berühmten Benke, mit "dem" Benke, wirklich lange diskutiert habe, weil er sich von Anfang an total engagiert hat, dass es in Wien und natürlich auch in unserem schönen lebens- und liebenswerten Alsergrund genau diese Bürgerbeteiligungsprozesse standardisiert geben sollte und diese weiterentwickelt werden sollten, weil ja die Idee in Deutschland schon implantiert war. 

"Der" Benke war es eigentlich, der diese lokale Agenda 21-Geschichte nach Wien in den 9. Bezirk gebracht hat und wirklich Tag und Nacht dafür gekämpft hat. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Es tut mir persönlich sehr Leid, wenn er dann hier von Gemeinderäten und -innen anderer Fraktionen als der hingestellt wird, dem die Bezirksbevölkerung wurscht ist, der über sie drüber fährt, weil er der ist, der die lokale Agenda 21 zum ersten Mal und zwar in einem innerstädtischen Bezirk hervorragend implantiert hat und wirklich Tag und Nacht auch bei 
Agenda-Sitzungen dabei sitzt und sich sehr, sehr um diese Initiative annimmt. 

Sie dürfte so schlecht nicht sein (Heiterkeit bei GR Mag Harald STEFAN), weil sie jetzt ausgeweitet wird und vor allem zum Beispiel auch ein Grün-geführter Bezirk, nämlich der siebente, stark daran interessiert ist, dieses Agenda-Projekt erweitert zu bekommen. 

In diesem Sinn haben Sie einen herzlichen Dank nicht nur von der Bezirksbevölkerung und sicher nicht nur von denen, die sich jetzt in den Agenda-Gruppen engagieren, sondern auch von meinen Fraktionskolleginnen und -kollegen. Danke! (Beifall bei der SPÖ.)  

Es ist für einen Politiker sicher einfacher, über Dinge wirklich drüber zu fahren als sich hinzustellen und sich mit Meinungen und mit differenzierten Haltungen auch differenziert auseinander zu setzen. Und ich hoffe, das Sie dieses auch entsprechend anerkennen, wenngleich es wahrscheinlich auch sehr schwierig ist wenn man sehr einfach gestrickt ist, so differenzierte Diskussionen und Haltungen auch wirklich sozusagen in seiner selektiven Wahrnehmung auch selbst zu hören und hören zu können. Aber da vertraue ich der Bezirksbevölkerung mehr als so manchem Politiker. 

Das, was von Beginn an ganz wesentlich war, auch beim Agenda-Projekt - und ich sage das deswegen, weil ich bei der Pressekonferenz, wie es vorgestellt wurde, dabei war und die Volkshochschule, wo ich Vorsitzende sein darf, die Projektträgerin dieses Agenda-Projekts ist -, und ich habe schon damals offen und ehrlich gesagt - zwei Stadträte waren dort, der Herr Dr Görg von der ÖVP und auch unser Svihalek von der SPÖ -, auch dir, Hansi, du weißt es genau: Wenn wir uns entscheiden, so ein Mitbestimmungsdemokratieprojekt anzugehen, dann heißt das auch, Verpflichtungen seitens der Politik einzugehen. 

Ich habe in erster Linie daran gedacht, dass es nicht ein Bürgerbeschäftigungsverfahren sein darf, eine Bürgerbeschäftigung, sondern Konsequenzen für die politische Umsetzung haben muss, weil es sonst nur eine Beschäftigung ist und ich denke, dass die Männer, Frauen und Kinder in unserem Bezirk ihre Freizeit noch anders verbringen könnten als mit Agenda-Sitzungen. Das heißt, von Anfang an war uns klar, und mir auch ganz besonders, dass Agenda 21 bedeutet, dass es finanzielle Auswirkungen geben wird müssen und wir die auch bereitstellen müssen, und zum zweiten, dass man natürlich bei allen und in allen Bereichen in einen Diskussionsprozess gehen muss. 

Man sieht, dass es schon allein bei diesem Projekt die ersten Fortschritte gegeben hat. Ich verstehe die Ungeduld von Vielen. Ich verstehe sachlich die Ungeduld der Opposition. Ich verstehe auch meine und unsere Ungeduld, auch deine - wir kennen uns seit Jahrzehnten. Du würdest dir sicher wünschen, noch mehr an Aufklärung, Information und Beteiligung zu machen, aber jede große Reise beginnt mit dem ersten Schritt. Ich glaube, wir sollten auch jeden kleinen Schritt evaluieren und nach diesen sachlichen Kriterien vorgehen. 

Ich denke, dass so eine vernünftige, behutsame, 
überlegte Reise wichtiger oder richtiger ist als eine, die Sie jetzt quasi vorschlagen: Zischen wir ganz schnell hin, ich weiß nur nicht wohin, aber ich bin ganz schnell dort! So wie es der Herr Haupt mit der Unfallrentenbesteuerung gemacht hat. Zischen wir ganz schnell hin, fahren wir über die Leute drüber, kassieren wir von denen, die eh wehrlos sind, die Unfallrenten - und nachher komme ich drauf, dass das vielleicht doch nicht meiner politischen Meinung entspricht und die armen Schlucker da zum Handkuss kommen. Oder: Ganz schnell die Ambulanzgebühr einheben, ganz schnell, wir wissen nicht wohin, aber dafür sind wir ganz schnell dort! Und was ist jetzt? Jetzt denkt man darüber nach, diese gänzlich abzuschaffen, weil sie mehr kostet als bringt. Also wenn Sie es nicht polemisch und rein parteitaktisch meinen, dann folgen Sie vielleicht dem Weg der kleinen Schritte, weil - und ich sage es noch einmal - auch die längste Reise mit den kleinsten Schritten beginnt. 

Von der ÖVP verstehe ich diese Doppelzüngigkeit eigentlich nicht, weil, soweit ich interessiert zugehört und mich auch vorbereitet habe, ja die Anfänge dieses Planungsakts in der Ära Görg liegen und niemand hätte Sie beziehungsweise den Herrn Stadtrat und Ihren Ausschussvorsitzenden daran gehindert, Bürgerbeteiligungsverfahren schon in diesem frühen Stadium einzuleiten! Also denke ich mir, es ist weniger Ihre sachliche Überzeugung, sondern eigentlich nur parteitaktisches Verhalten und Ihnen ist in dieser Frage die Alsergrunder Bevölkerung nahezu oder wirklich wurscht. Es ist Ihnen nur wichtig, wie Sie mit einem neuen Bezirksparteiobmann über die Runden kommen und hängen sich jetzt, wie Sie glauben, populistisch an eine Richtung an und haben in Wirklichkeit nur die Parteitaktik im Kopf, sonst aber sind Sie von keinen edleren Motiven getragen.

Jetzt noch eine kurze Anmerkung zum Skandalwisser Günter, seines Zeichens auch Oberlehrer des Gemeinderats, der Herr Kenesei. Er wittert ja überall gleich einen Planungsskandal, hat aber für Kompromisse eine eigene Definition. Er sagt zum Kompromiss: Nicht jeder hat das erreicht, was er will. Das ist ein Kompromiss leider immer. Das ist die Definition und der Inhalt dieses Begriffs, dass nicht jeder das erreicht, was er will, sondern dass man zuerst entgegengesetzte Auffassungen hat und man sich dann schrittweise annähert. 

Ein Kompromiss und ein Mediationsverfahren kann nicht so sein, dass sich alle durchsetzen. (GR Dr Herbert Madejski: Ein bißchen schon!) Das ist nahezu die Politik der ÖVP, kann ich mich erinnern. Da gab es irgend einen Vorsitzenden, ich weiß jetzt nicht mehr wer, der gesagt hat: Für alle Grün. Das war der Wille oder wie er geheißen hat. (GR Heinz Hufnagl: Der Wille! Der Wille!) Ja genau, der Herr Dr Wille: Grün für alle, Kompromiss und Beteiligung für alle heißt, jeder setzt sich durch. 

Das geht ganz einfach nicht, dazu braucht man politisch nicht hoch geschult zu sein, denn jeder, der in einer Familie, in einer Beziehung lebt weiß, dass Kompromisse beim Zusammenleben bedeuten, dass man auch von seiner Meinung weggehen muss. Im übrigen tut mir persönlich das manches Mal Leid, weil ich dann auch persönlich sehr darunter leide. 

Aber es gibt auch keine skurrile Vorgangsweise, wie der Herr Skandalwisser Günter von den GRÜNEN gesagt hat, sondern - und darauf hat der Herr StR Schicker schon hingewiesen - es handelt sich hier um eine öffentlich-rechtliche Vorgangsweise nach bestimmten gesellschaftlichen, politischen, aber vor allem rechtlichen Spielregeln. Diese Spielregeln muss jeder einhalten. Das Ziel ist ja, dass man vielleicht durch Gespräche, durch Initiativen diese Spielregeln auch einmal ändert. 

Besonders hervorheben möchte ich noch, dass ich eigentlich noch nie eine solche politische Kindesweglegung beobachten konnte wie in den Stunden der heutigen Diskussion zu diesen Akten. In Wirklichkeit sollte man hier vorne eine politische Babyklappe bauen - vielleicht kann der KAV hier hilfreich zur Seite stehen, im Wilhelminenspital gibt es das ja - und jeder, der im Laufe der Zeit bei einem Projekt aus parteitaktischen Gründen die Meinung ändert, nimmt das Projekt und legt es in die politische Babyklappe hinein. Dann wäre sie heute von zwei Fraktionen wirklich schon völlig blattelzu gewesen, weil die Einzigen - und das muss ich dem Rüdiger und seinen Kollegen anrechnen -, die stringent immer gegen jede Verbauung waren, das waren die GRÜNEN. Alle anderen haben in den Anfängen über Jahre diesem, genau diesem Projekt zugestimmt und zwar in einem Ausmaß, dass noch viel mehr verbaut hätte werden sollen als jetzt bei dem Kompromiss herausgekommen ist. (GR Franz Ekkamp: Hört! Hört!) 

Die Freiheitlichen zum Beispiel haben einem Vorschlag im Bezirk zugestimmt, wo 75 Prozent verbaut gewesen wären! Jetzt stellen Sie sich her und sprechen davon, dass über Sie und über die Bezirksbevölkerung, aber vor allem über Sie mit einer absoluten sozialdemokratischen Mehrheit hinweg gefahren wird. Würden wir das wirklich tun, dann würden wir jetzt und in den Monaten zuvor nicht dermaßen viel und genau über dieses Projekt gesprochen haben und das auch gemeinsam mit der Bevölkerung erarbeitet haben. 

Ich habe in diesem Zusammenhang auch das Pouvoir vom Herrn BV Benke, von "dem" Benke, dass er dezidiert festhalten möchte, dass es von seiner Seite nie eine Zusage dafür gegeben hat, im Bauausschuss über den § 69 einer Erhöhung zuzustimmen und dafür eine Mehrheit zu suchen. 

Ganz wichtig ist: Bei einem Kompromiss muss man überlegen, welche positiven Punkte es nun für den Bezirk gibt und welche negativen. 

An positiven Punkten gibt es die Sporthalle, das heißt, bei jedem Wetter Sport betreiben zu können, und eine Öffnung für die Schulen, was ganz wichtig ist. Daneben gibt es den Hort, daneben gibt es die Volksschule. Wenn auch die anderen Schulen im Bezirk dieses Areal nützen können, so wäre das ein entscheidender Fortschritt. 

Oder dass es öffentliche Durchgänge gibt, dass man vom Campus bis zum Arne-Carlsson-Park und bis zur Währinger Straße durchgehen kann und dass man zum Beispiel eine Tiefgarage hat, um den Campus von den Autos frei zu bekommen. Im Campus - ich weiß nicht, wer das von Ihnen weiß - stehen noch immer die Kübeln herum. Man muss diese Kübeln aus dem Campus herausholen. Ich denke, dass das eine gute Idee wäre, sie eben gleich in die Garage zu geben. Aber auch, ob man sich in der heutigen Zeit nicht zuletzt auch überlegen muss - weil ja in diesem Bereich Geschäfte und Wohnungen entstehen sollen -, dort auch wesentliche Impulse für die Wirtschaft des Bezirks zu geben, denn Sie wissen ja auch sehr gut, dass das Geschäftssterben in manchen Gebieten der Liechtensteinstraße oder auch der Alserbachstraße ein Thema ist, das uns im Bezirk immer wieder beschäftigt. 

Ich denke mir, dass man auch durch solche Bauvorhaben Arbeitsplätze schaffen kann, Arbeitsplätze begründen kann. Ich denke, es ist mir klar, dass die GRÜNEN dort jeden Grashalm vertreten. Ja, das ist völlig richtig. Aber mir sind nicht nur die Grashalme und das Grün, sondern auch die Arbeitsplätze wichtig. Aus dieser Verantwortung können wir uns nicht davon stehlen und wollen wir uns auch nicht davon stehlen. Dieses Argument ist gerade für Sozialdemokraten ein sehr, sehr wichtiges. Deswegen gibt es auch hier eine Begründung, warum wir genau dieses Projekt unterstützen.

Stadtentwicklung heißt Veränderung, heißt Kompromisse schließen. Ich meine, auf Grund des Lesens der Protokolle, auf Grund des Lesens der ganzen Entwicklung der letzten Jahre, dass die Bürgerinnen und Bürger uns, den Politikerinnen und Politikern, da große Schritte voraus sind. Wahrscheinlich stehen sie auch mehr im Leben und sind dadurch wahrscheinlich auch für Kompromisse offener, weil sie im Kopf frei von Parteitaktik sind. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich bei den vielen Anrainerinnen und Anrainern, die in der Freizeit bei diesem Projekt, bei der Agenda, mitgearbeitet haben, auch ganz klar bedanken, weil Bürgerbeteiligung heißt für die betroffenen Leuten auch, sich dafür viel Zeit zu nehmen. Das ist auch mit ein Grund, warum ich es persönlich sicher nicht zulassen kann, dass es nur reine Beschäftigung ist, sondern dass es dann auch irgend einen Ausfluss, das heißt auch Erfolgserlebnisse gibt. 

So wurden - und damit schließe ich schon - viele Dinge berücksichtigt, die entweder von der BürgerInnen oder über die Agenda in den ganzen Diskussionsprozess eingebracht wurden, zum Beispiel sind von den Unterschriftenlisten, die der Herr Landesmann von den GRÜNEN eingebracht hat, drei Punkte umgesetzt worden:

- Schutz des Baumbestands durch Verschieben der Tiefgarageneinfahrt. 

- Verbesserung der fußläufigen Erreichbarkeit der Arne-Carlsson-Anlage.

- Vergrößerung der zulässigen Kubatur der Struktureinheit und so weiter zur größeren Hallenhöhe.

Zu 75 Prozent Verbauung gab es in der Bezirksvertretung eine mehrheitliche Zustimmung der ÖVP und der FPÖ! Die ÖVP und die FPÖ waren für ein Projekt mit 75 Prozent Verbauung, Frau Kollegin Trammer! Das heißt, Sie haben einem Projekt zugestimmt, das viel größer war als das Kompromissprojekt - wo man drübergefahren ist -, das Kompromissresultat, das jetzt herausgekommen ist! 

Es ist zum Beispiel durch den Kompromiss herausgekommen, dass das Niveau des Sportplatzes gesenkt wird, entlang des Sportplatzes soll ein weiter öffentlicher Durchgang kommen und der Vorgarten entlang der Sensengasse soll bis zum Haus Ordnungsnummer 5 verlängert werden. Zu guter Letzt ist die verbaute Fläche bei der Struktureinheit 1 von 75 auf 62 Prozent reduziert worden, was einer Verminderung um 700 Quadratmeter entspricht. Man sieht, durchs Reden kommen die Leut’ zusammen. 

Die SPÖ ist immer offen für Gespräche, steht allerdings zu ihren Grundsätzen und den Gemeinsamkeiten von Bezirk bis hin zum Land. Wir sind ein Partner in der Politik, der verlässlich ist. Wenn wir etwas sagen, dann halten wir es auch, egal in welchem Bezirk, in welcher Einheit. Wir halten es vor einer Wahl, wir halten es nach einer Wahl. 

In diesem Sinn, glaube ich, trauen uns die Bürgerinnen und Bürger und halten uns für einen verlässlichen Partner. Sie wissen aber auch, dass wir nicht nur ein verlässlicher Partner, sondern auch ein offener Gesprächspartner sind und zu jedem Kompromiss bereit sind. Aber noch einmal: Kompromiss ist keine Einbahnstraße, sondern jeder der Beteiligten muss ein Stückchen zurückweichen.

In diesem Sinn geben wir uns immer gerne die Hand, reden gerne mit Ihnen, nicht nur jetzt, nicht nur im Gemeinderat, denn die SPÖ steht jederzeit für alle Gespräche zur Verfügung und setzt dies auch um.

In dem Sinn "Glück auf" - wir machen es weiter. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Was wir nun an Ausführungen von der Frau Kollegin Malyar gehört haben bedarf, glaube ich, wesentlicher Richtigstellungen, vor allem auch im Hinblick darauf, dass uns Herr StR Schicker zuvor in einer 25-minütigen Rede zu Recht über die rechtlichen Voraussetzungen und Notwendigkeiten in solchen Verfahren versucht hat zu belehren. 

Es ist vollkommen richtig und ich bin hundertprozentig mit ihm einer Meinung, dass er alles versucht hat und auch ständig versucht, alle rechtlichen Erfordernisse einzuhalten. Ich bin hundertprozentig auch seiner Meinung, dass er das Bestmögliche erreichen will und auch alle Information geben will. Doch ich frage mich, meine Damen und Herren: Warum gibt es immer das Gefühl dieser Informationsdefizite? Gibt es da vielleicht die Möglichkeit, dass man das auch mit Kommunikation erklären kann? 

Lieber Herr Stadtrat, es kommt nämlich nicht nur darauf an, dass man alles gibt, was rechtlich notwendig ist, sondern bei einer Kommunikation ist es auch erforderlich, dass die Information auch ankommt. Kommunikation ist nicht nur eine Holschuld, sie ist auch eine Bringschuld. Sie müssen das von beiden Seiten betrachten. Wenn die Bürgerinnen und Bürger sich nicht sicher sind, was hier wirklich passiert, so ist es Ihre Aufgabe, darauf einzugehen. Stimmt es wirklich, dass Sie sagen, Sie tragen in dem ganzen Verfahren keine Verantwortung, sondern die Verantwortung trägt ganz alleine Ihre Fraktion, die SPÖ-Fraktion, die das heute bestimmt? Das heißt, Sie lösen sich los von Ihrer Verantwortung und übertragen das Ihren Kolleginnen und Kollegen der Fraktion, weil die es ja sind, die heute dieses Dokument beschließen werden und die es sind, die damit die Verantwortung tragen. Ich glaube, so leicht können Sie es sich nicht machen! 

Lassen Sie mich von Ihren Plänen auch noch Ihre Grundsätze zitieren. Es ist, glaube ich, sechs Wochen her, da wurde der Wiener Umweltbericht veröffentlicht und da geht es um alle Teilbereiche der Stadt. Es geht auch darum, wie man umweltgerecht plant und entwickelt. Ich möchte Ihnen davon eine Passage vorlesen: "Besonderer Schutz für Anrainer bei Großbauvorhaben. Großbauvorhaben belasten die Bewohner im Umfeld durch zusätzliches Verkehrsaufkommen oder Lärm und verschlimmern die Parkplatzsituation. Deshalb wurde die Bauordnung für Großbauvorhaben novelliert. Bevor eine Zone für Großbauvorhaben festgesetzt wird, wird geprüft, welche Auswirkungen auf die Stadtstruktur, insbesondere die Verkehrsverhältnisse, ein derartiges Großbauvorhaben nach sich ziehen würde. Das gilt doch dem Schutz der Bevölkerung vor Lärm, Schmutz und Geruchsbelästigung. Grundsätzlich ist eine Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz notwendig." 

Ich denke mir, das könnten wir alles unterschreiben. Perfekt. Doch beim nächsten Satz, und das ist der letzte Satz hier, wissen wir, was hier falsch läuft. Der nächste Satz heißt nämlich: "Kann dieser Nachweis nicht erbracht werden, erfolgt keine entsprechende Widmung." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Sie Ihren eigenen Plan, den Sie hier erst vor sechs Wochen veröffentlicht haben, ernst nehmen würden, dann dürften Sie heute nicht widmen! 

Also wir verlangen von Ihnen: Setzen Sie Taten und reden Sie oder schreiben Sie nicht nur dazu, sondern versuchen Sie das zu machen, wozu Sie auch Ihre Worte hergeben. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Kollegin Malyar, Sie haben gesagt, dass sie das Pouvoir des Herrn Bezirksvorstehers haben hier zu sagen, er hätte in keiner Weise irgend eine Zusage im Rahmen des Bauvorhabens für den 69er gegeben. Ich darf es Ihnen hier noch einmal zitieren, meine Damen und Herren: Es gibt ein Schlusspapier von den moderierten Gesprächen zum Thema Flächenwidmung Sensengasse vom 14.01.2003. Aus diesem Papier geht klar hervor, dass von der Bezirksvertretung Alsergrund der Herr BV Benke teilgenommen hat. Er steht hier drinnen. Unter Punkt 2 heißt es: "Der Bezirk wird im Zuge des Bauverfahrens einer unwesentlichen Abweichung von den Bebauungsbestimmungen (§ 69 BO) im Hinblick auf die Erhöhung von Bauhöhen beziehungsweise Kubaturen nahe treten." 

Na was soll denn das sonst heißen als dass Sie sich vorstellen können, dass Sie im 69er eine Ausweitung machen? Warum sonst müsste dieser Satz da stehen, wenn Sie das nicht vorhätten? Dann hätten Sie diesen Satz ja nie schreiben müssen! Sehen Sie, das sind diese offensichtlichen Verwendungszusagen und mit diesen Verwendungszusagen sind wir im Untersuchungssausschuss auch schon vom Ex-Planungsstadtrat Swoboda konfrontiert worden. Das sind diese Verwendungszusagen und das lehnen wir ab! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, vor allem meine Damen und Herren der SPÖ-Fraktion, ich bitte Sie, dass Sie sich selbst, weil der Stadtrat ja gesagt hat, Sie sind dafür verantwortlich, den Stadtrat heute davor bewahren, einen wahren Unfug zu leisten. (GR Heinz Hufnagl: Ist das kein Unfug, was Ihre Freunde in der Bundesregierung machen?) Einen wahren Unfug (GR Heinz Hufnagl: Sehr gut!), einen wahren Unfug, wo Sie über die Bürgerinnen und Bürger drüber fahren (GR Heinz Hufnagl: Das ist ein Unfug? Das werden wir Ihren Freunden in der Bundesregierung kommunizieren!), einen wahren Unfug, wo Sie die Bürgerbeteiligungen nicht ernst nehmen, so wie in vielen, vielen anderen Gebieten! (GR Heinz Hufnagl: Sehr gut! Sehr gut!) 

Ich habe mich ja schon sehr lange gefragt: Warum nimmt der Herr Stadtrat im 9. Bezirk immer so sehr auf den BV Benke Rücksicht? Ich schätze ihn als Experten ja wahnsinnig und ich bin mir auch sicher, dass ihn da sein Expertenwissen eigentlich vor Vielem bewahren hätte können. Diese Verteidigung von der Kollegin Malyar heute lässt einfach wirklich auch den Schluss zu, dass hier mehr dahinter stecken muss. Vielleicht, Herr Stadtrat, warten Sie ganz einfach noch ein paar Monate. In ein paar Monaten müssen Sie vielleicht nicht mehr dem BV Benke nachgeben, denn da gibt es vielleicht schon seine Nachfolgerin oder seinen Nachfolger. Dann können Sie freier handeln und haben nicht mehr die Notwendigkeit, hier einen Unfug zu leisten, der nicht notwendig ist. Überlegen Sie sich das noch einmal ganz genau. 

Wir stimmen daher auch dem Absetzungsantrag zu, der zuvor eingebracht worden ist. 

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch etwas mehr auf die Versäumnisse und Flops in der Planung eingehen. 

Es war ja nicht nur die Spittelauer Lände, auf die wir heute schon zu sprechen gekommen sind. Es sind ja auch viele, viele andere Projekte und eines davon ist heute wieder öffentlich geworden, und zwar das Projekt der Nordostumfahrung. Vor über einem Jahr wurde der Prozess SUPer NOW eingeleitet, ganz groß als neues Instrument gefeiert, als strategische Umweltprüfung, und als ein Instrument, mit dem man rasch zu einer Lösung kommt und gleichzeitig zu einer umweltverträglichen Lösung für eine Nordostumfahrung kommt. Wie sich heute herausstellt, wird es zu keiner Entscheidung bei der SUPer NOW kommen. Die Entscheidung ist noch immer nicht gefallen, obwohl sie uns für Ende Jänner versprochen worden ist, und es gibt eine massive Kritik nicht nur am Ergebnis, sondern vor allem auch an der Prozesssteuerung. Leidtragende ist wieder einmal die Wiener Bevölkerung, denn sie wird den Superstau durch Wien noch länger ertragen müssen und sie wird den zusätzlichen Verkehr, den wir gerade durch die EU-Erweiterung noch zu erwarten haben, auch weiter auf sich lasten lassen müssen, weil die Umfahrung von Wien nicht sichergestellt wird. Das ist auch ein Punkt, über den wir intensiver reden sollten.

Sie loben so sehr, was die Stadt alles hier beim Ausbau des Verkehrs und vor allem auch im öffentlichen Verkehr getan hat. Eine Zahl ist mir da vor kurzem untergekommen und mit einigen von Ihnen werde ich das Glück haben, das auch in Zukunft zu besichtigen. Sie sagen, Sie haben in 30 Jahren 61 km U-Bahn in Wien gebaut und sehen das als wunderbare großartige Leistung. Wissen Sie, wie viele Kilometer U-Bahn in Madrid in den letzten 8 Jahren gebaut worden sind? 113 km in 8 Jahren! Sie haben 30 Jahre gebraucht, um 61 Kilo-meter zu bauen und unter dem derzeitigen Stadtrat wird keine U-Bahn weiter verlängert werden, solange er in dieser Legislaturperiode noch im Amt ist. Das wissen wir heute. Überlegen Sie sich...(Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sagen Sie, wissen Sie, dass die U2 gebaut wird? Wissen Sie das?) Aber sie wird nicht fertig sein, Sie wird überhaupt nicht fertig sein, Herr Stadtrat. Wenn sie im Februar 2006 fertig ist, dann gratuliere ich Ihnen, dann nehme ich alles zurück, wenn Sie in Ihrer Amtszeit eine U-Bahnlinie fertigstellen können! Das haben Sie bis jetzt noch nicht gemacht. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Was ist unter Dr Görg fertiggebaut worden? Was?) Sie müssen dem Dr Görg dankbar sein, dass er diese Verlängerung in Angriff genommen hat, dass er die Planungen vorgezogen hat. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Was ist unter Dr Görg fertiggebaut worden? Was? - Aufregung bei der SPÖ.) Sie müssen ihm dafür dankbar sein, dass Sie heute nacharbeiten können! (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Also wir sind Ihnen mehr dankbar als Ihr eigener Stadtrat!)  

Und wenn Sie sich noch mehr an ihn gehalten hätten, dann würden Sie nämlich in Ihrer Periode auch noch einen Zentralbahnhof bekommen. (GR Heinz Hufnagl: Ach so?) Aber seit Sie Ihr Amt führen ist der Zentralbahnhof gleich auf 2011 verschoben worden und unter Dr Görg war es noch 2006. Das sind die Unterschiede und über die können wir gerne weiterreden. (Weitere Aufregung bei der SPÖ und bei amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker. - Beifall bei der ÖVP.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Viele viele Punkte, viele viele Punkte, wir können ja weitergehen: Wien-Mitte, Hilton-Aufstockung, Sophiensäle, Prater, Arsenal, Aspanggründe, und so weiter. Viele Punkte könnte ich Ihnen aufzählen. 

Aber vor einem Punkt lassen Sie mich noch ganz besonders warnen: Morgen soll, wenn die Presseberichte stimmen, das neue Projekt Viennabike vorgestellt werden. Ich warne Sie heute hier von diesem Tisch aus, dass Sie hier nicht den nächsten Flop einfahren! 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich muss diejenigen, die nicht im Verkehrsausschuss sitzen, insbesondere darüber aufklären, dass noch vor zwei Wochen der Stadtrat im Ausschuss gesagt hat: Im Moment wissen wir noch gar nicht, wie das weitergeht. Wir bekommen jetzt alle Bewerbungen und frühestens Ende Jänner wissen wir, wie es weitergeht. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Was haben wir heute für ein Datum? Was haben wir heute für ein Datum? Den 30. Jänner! Den 30. Jänner!) 

Was wird jetzt geschehen? Ende Jänner gibt es offensichtlich bereits die Entscheidung, aber - lassen Sie mich ausführen! - bis zum 16. Jänner hatten diejenigen, die Glück gehabt haben und irgendwo gehört hatten, dass man sich bewerben kann, weil es ja eine öffentliche Ausschreibung nicht gegeben hat, ein Angebot abgegeben. Und in dieser "Ausschreibung" - es schaut nämlich so aus (GR Mag Wolfgang Gerstl zeigt ein A4-Blatt.), das ist nur ein A4-Zettel - auf einem A4-Zettel musste der Einzelne einfach darauf hinweisen, wie das System technisch ausschaut, welche Realisierung er vorhat, welche Wartung, welche Wirtschaftlichkeit, welchen Projektumfang, Inbetriebnahme, Zeitpunkt und Referenzen. (Aufregung bei GR Godwin Schuster.) Das war alles, Herr Kollege Schuster, alles, keine näheren Detaillierungen. 

Und wissen Sie, dass bis heute die Betreiber, also diejenigen, die sich nämlich darum bemüht haben, diesen Auftrag zu bekommen, noch nicht wissen, ob sie jetzt genommen werden oder nicht genommen werden, dass bis heute der zuständige Ausschuss auch nicht weiß, wer es bekommt und dass im zuständigen Ausschuss nicht darüber gesprochen worden ist, nach welchen Kriterien Viennabike weiterbehandelt wird? Überhaupt nicht, sondern wir Mandatare, wir, der Souverän, wie wir es ja vom Herrn Stadtrat gehört haben, dass wir als die Entscheidungsträger der Souverän sind nicht er, wir, der Souverän, werden hier nicht informiert, sondern wir erfahren es morgen in einer Pressekonferenz! 

Ich möchte hier den Bürgermeister und die Stadt Wien wirklich sehr davor warnen, dass wir hier den nächsten Flop einfahren! Überlegen Sie sich das wirklich gut. Warum versuchen Sie nicht, uns mit einzubinden? Warum versuchen Sie nicht, mit den Leuten zu reden? Ich bitte Sie wirklich. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wenn Sie dann einfach weggehen? Wenn Stadtentwicklungsarbeitskreis ist, dann gehen Sie einfach weg! Sie gehen einfach weg!) 

Also Herr Stadtrat, dafür bin ich Ihnen sehr, sehr dankbar. Für diesen Punkt bin ich Ihnen jetzt sehr, sehr dankbar. Es gab keine Sitzung. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Man sieht Sie einfach nicht! Sie sind weg!) Es gab keine Sitzung des Arbeitsausschusses Stadtentwicklungskommission, keine einzige, bei der ich gefehlt habe. Keine einzige mit Ausnahme der letzten Sitzung, wo Sie uns mit diesem Plandokument, über das wir heute reden, überfahren haben. (Aufregung bei der SPÖ.) Das war der Punkt, warum wir uns zurückgenommen haben. 

Und warum hat es für die Opposition und für die Bürger keinen Sinn mehr, zu einer Stadtentwicklungskommission zu gehen? Weil Sie uns dort das eine vortragen und drei Wochen später gehen Sie in die Stadtregierung hinein, legen einen Abänderungsantrag vor, lassen ihn durch Ihre eigene Mehrheit beschließen und wir erfahren nichts mehr davon! Das ist nicht die Art von Demokratie, die wir uns erwarten! (Beifall bei der ÖVP.)  

Sprechen Sie mit uns ernsthaft. Sie machen Bürgerbeteiligung, wo Sie an uns vorbeifahren und auch an dem Bürger. Sie sagen, Sie haben zu einer Sitzung eingeladen, aber Sie haben nicht mit uns gesprochen. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie sind davongelaufen! Sie sind widerrechtlich davongelaufen!) Es wäre auch gut, wenn die Leute sich eingebunden fühlen würden, wenn Sie mit Ihnen reden würden und wenn Sie versuchen würden, auf die Angebote einzugehen. 

Vor allem, sehr geehrter Herr Stadtrat, beim Projekt Viennabike gab es auch Angebote, die den Steuerzahler nichts gekostet hätten. Und auch das werden Sie wahrscheinlich nicht ausgewählt haben, weil es Ihnen wahrscheinlich nicht nahe gestanden ist. Sie haben dann auch zu verantworten, dass diese zusätzlichen Steuerzahlungen, die die Stadt Wien für ein neues Projekt aufbringen wird, wieder dem Wiener Steuerzahler auf den Kopf fallen. Bitte überlegen Sie sich das bis morgen noch sehr, sehr gut! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hufnagl gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz  Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Hoher Gemeinderat! Meine Damen und Herren!

Mir ist ein sehr signifikantes Detail in der Rede des Kollegen Gerstl aufgefallen, das irgendwo Wahrheitsnähe und Authentizität seiner Rede widerspiegelt, und das war der Vergleich der vierten Ausbaustufe des Wiener U-Bahnnetzes mit der Errichtung eines Grundnetzes der U-Bahn in Madrid. 

Ich stelle fest, und das sei einfach im Sinne der Tatsachen hier angeführt, dass Madrid weder in irgendwelche Kriegsgeschehnisse des 2. Weltkriegs eingebunden war und daher ganz andere Prioritäten in seiner Stadtentwicklung gehabt hat als Wien in den 50er-, 60er- und 70er-Jahren hatte. 

Und das Zweite ist am Rande vermerkt: Man kann noch so lange in Madrid suchen, man wird keine einzige Straßenbahnlinie finden. Daher ist der Vergleich, der hier angeführt wurde, auch aus der Gesamtheit des angebotenen öffentlichen Verkehrs dieser beiden Hauptstädte Europas, als Beispiel nicht einmal ein schlechter Vergleich. Das ist schlicht und einfach Polemik und daher weise ich das in aller Entschiedenheit zurück! (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: GR Maresch hat sich gemeldet. Ich darf sagen, dass er noch 26 Minuten hätte. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das klingt ja wie eine gefährliche Drohung! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr verehrter Herr Vorsitzender! Sehr verehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

26 Minuten werden es nicht werden. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass die Spanische Republik seinerzeit einen Bürgerkrieg über sich ergehen hat lassen und da ist Madrid auch schwer zerstört worden. Das nur so nebenbei. 

Das Zweite, was ich berichtigen möchte: Der Kollege Gerstl hat gesagt, wir sind der Souverän. Nein, der Souverän sind die Bürger und Bürgerinnen in Österreich. Das ist ein ganz wichtiger Punkt und zu dem möchte ich wieder zurück, weil die BürgerInnen in Wirklichkeit da eine wichtige Rolle zu spielen versucht haben. (GR Mag Thomas Reindl: Ja, bei der ÖVP.) Noch einmal ganz zurück zu all diesen Kompromissen und hin und her. Ja, ja, auf das will ich gar nicht eingehen. Es geht einfach darum: Mit nach Hause nehme ich wieder einen Zitatenschatz, sage ich jetzt einmal. Also das erste Zitat, was mir ganz wichtig war, ist, dass die SPÖ sagt, der Prozess rund um die Sensengasse war ein Weg der kleinen Schritte. Na da denk ich mir, das klingt ja wie eine gefährliche Drohung. Es gibt noch ein paar Grünflächen, die die kleinen Schritte nicht brauchen werden. (GRin DDr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Nein, Sie haben nicht gut aufgepasst!) Ich bin noch nicht fertig. (GRin DDr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie haben nicht gut aufgepasst!) Ich bin ja noch nicht fertig, Frau Kollegin. Gleich. 

Dann war ein Satz "Die SPÖ ist immer offen". Jetzt frage ich mich: Wofür? In dem Fall war sie für die Diskussion einfach nicht offen, sondern sie hat zugemacht und zwar relativ bald und die BürgerInnen und auch ein bissel die GRÜNEN haben versucht, ein bissel den Türspalt aufzubekommen, dass wir endlich Bürgerbeteiligung nicht nur um Blumentöpfe links und rechts, oben oder unten, sondern um die Flächenwidmung in Gang zu bekommen. Das war ein Erfolg der Agenda-Gruppe und auch der Plattform, ein ganz, ganz wichtiger. Er hat viel Zeit und Nerven gekostet und ganz viele Emotionen, aber das war wichtig. Und er ist zunächst einmal gegen den Widerstand der Sozialdemokratie passiert. Das muss man einmal sagen. 

Dass die SPÖ bei ihrer Zustimmung im Bezirk nicht alleine war stimmt, es war auch die ÖVP und die FPÖ dabei. 

Dann sagt man, bei Kompromissen geht man aufeinander zu. Wenn man bei Kompromissen aufeinander zugeht, gibt es immer die eine Seite und die andere Seite. Auf der einen Seite war die BIG, auf der anderen Seite waren die Bürgerinnen. Aber dann frage ich mich, wo die SPÖ war. In der Mitte? Nein, sie war auf Seiten der BIG, ganz einfach.

Ich danke den Ausführungen des Rudi Schicker, unseres Stadtrats, also nicht unseres, sondern der SPÖ, aber er ist letztendlich auch der Stadtrat der Wienerinnen und Wiener. Da sage ich, der Punkt ist nicht das, was formal passiert oder was sozusagen republikanisch an Prozedere abgeht, sondern der Punkt ist, welche Interessen es am Anfang gibt. Die Anfangsinteressen waren klar. Die BIG ist eine Gesellschaft, die an und für sich dem Souverän gehört. Nur der Souverän hat keine Möglichkeiten, sondern die BIG hat im Laufe des Verfahrens einen Satz von sich gegeben, und zwar später in einer Presseerklärung, wo sie sagt, das käme einer Enteignung gleich. Wie kann sich der Staat aber selbst enteignen? Das geht gar nicht. Das ist ein Humbug, ein Holler sozusagen.

Das Zweite ist: Was wollte die SPÖ? Im Bezirksentwicklungsplan steht oft: "Öffnung der Grünfläche, keine Versiegelung", aber Versiegelung ist passiert. Wenn man der Martina Malyar zuhört, sagt man, 700 Quadratmeter Grünfläche wurden gewonnen. Aber ein paar Tausend sind verloren gegangen, wenn man sich die Bilanz anschaut. Laut Bezirksentwicklungsplan 6,1 Prozent Grünfläche, jetzt könnte ich es mir ausrechnen, aber es ist sicher unter die 6‑Prozent‑Grenze gefallen, liebe Martina! Da muss man nur rechnen. Wenn du das als kleine Schritte bezeichnest, da denke ich mir, das kann man in die andere Richtung rechnen und irgendwann ist einmal null auf der einen Seite. 

Noch einmal zurück, ein wichtiger Punkt, wenn ich mir anhöre, was da passiert. Die Bürger und Bürgerinnen haben sich angestrengt. Ich finde es eine Verhöhnung von Michael Landesmann, wenn man sagt, das und das ist durchgesetzt worden. Wunderbar, aber der Aufwand! Warum ist die SPÖ nicht von Anfang an bereiter gewesen, mit den Bürgern zu arbeiten. Es stimmt schon, ein Besitzer hat das Recht, dass etwas damit passiert, nur die Frage ist, wer der Besitzer ist. Die BIG allein ist es nicht. Es ist der Souverän. Das sind wir auch, aber alle anderen Alsergrunder und ÖsterreicherInnen von Bregenz bis zum Neusiedlersee genauso. Die haben ebenso ein Recht zu erfahren, warum das so ist. Da hat man gesagt, wir machen einen Kompromiss mit den Bürgern, das geht sich schon aus, ein paar Prozente. Ich weiß schon, ich war ein bisschen polemisch, aber für mich ist das ein wichtiger Punkt. 

Noch einmal: AGENDA 21 im 9. Bezirk, da haben Hans Benke und die VHS große Verdienste, das ist keine Frage. Aber ich habe mir erwartet, dass da mehr Bewegung ist. Da hat sich die SPÖ meiner Meinung nach viel zu wenig bewegt. Ich würde mir bei weiteren Projekten in Wien wünschen, dass man nicht so lange braucht und sich nicht so anstrengen muss, weil die Bürger nicht die Zeit haben, denn sie müssen am nächsten Tag arbeiten gehen. Wir haben die Zeit, es ist unser Beruf, es zu machen. Die BürgerInnen haben auch andere Berufe und das macht es schwierig, wenn man Kampfverhandlungen führt, wo die einen einfach telefonieren dürfen, es hauptberuflich machen und die anderen Amateure sind. Wir haben Real Madrid gegen SC Eisenstadt losgelassen. Das war es ungefähr. Seien wir froh, dass die Eisenstädter wenigstens ein Tor geschossen haben! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Mag Gerstl. Er hat noch eine Redezeit von drei Minuten.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Es zahlt sich nicht aus, auf den Kollegen Hufnagl zu replizieren. (GR Heinz Hufnagl: Weil ich wahr gesprochen habe!) Ich glaube, das erübrigt sich von selbst, weil die Fakten eine andere Sprache sprechen.

Damit der Stadtrat und die Sozialdemokraten hier in Zukunft keine Fehlentscheidungen mehr treffen und das Projekt "Viennabikes" genau vorbereiten können, hat die Österreichische Volkspartei einen Antrag mit einem konkreten Ablaufplan, der nachvollziehbar ist, vorbereitet. Wir dürfen diesen Antrag übergeben. Wenn Sie sich daran halten, wird das Ergebnis sicher in Ordnung sein. - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: So viel zum Thema "Flop"!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte als Berichterstatter lediglich auf drei Punkte eingehen, die in der Diskussion meiner Ansicht nach leicht verfälscht wurden oder nicht den Tatsachen entsprochen haben.

Zum einen: Der Kollege Gerstl hat durch das Zitieren des Wiener Umweltberichts und durch einen Quervermerk zur Tätigkeit der Untersuchungskommission den Eindruck erweckt, als würde die Beschlussfassung dieses Flächenwidmungsplans mit zwei Prinzipien der Stadt Wien nicht übereinstimmen. Ich möchte festhalten, dass dem nicht so ist, dass der Flächenwidmungsplan, wie er uns jetzt vorliegt, selbstverständlich auch mit den Zielsetzungen des Wiener Umweltberichts übereinstimmt und dass die Grundvoraussetzungen für Bauvorhaben, wie es auch die Umweltabteilung dieses Hauses sieht, durchaus d'accord sind. 

Zum Zweiten, meine Damen und Herren, möchte ich ein Dankeschön aussprechen, und zwar ein Dankeschön an die Damen und Herren Bürgerinnen und Bürger der Stadt, die sich im Zuge dieses Flächenwidmungsverfahrens eingebracht haben. Wir wissen, dass das eine ganz massive Arbeit war, dass es gerade für Bürgerinnen und Bürger neben der Berufssituation sicherlich nicht leicht ist, die Zeit aufzubringen. Dafür ein herzliches Dankeschön! 

Es war retrospektiv gesehen. Was können wir aus diesem Verfahren lernen? Etwas, das durchaus einen Großteil der Irritationen im weiteren Verlauf bewirkt hat, die Tatsache, dass ein Umstand des Flächenwidmungsverfahrens, der an sich positiv ist, nämlich dass der erste Schritt der Öffentlichkeit im Bezirk situiert ist, dort wo Bezirksmandatarinnen und Bezirksmandatare zu Hause sind, die die Wünsche, die Sorgen, die Nöte des Bezirksbewohnerinnen und ‑bewohner kennen, dort situiert ist. Dieses System hat in dem Punkt relativ versagt, insofern als zwei Parteien, die nach langer Diskussion über dieses Geschäftsstück nach - ich unterstelle - reiflicher und verantwortungsbewusster Diskussion der Meinung waren, dass dieser Flächenwidmung zuzustimmen ist, weil sie der Meinung waren, dass dieses Projekt dem Bezirk auch sehr viel Benefiz bringt, im Zuge der Diskussion auf Landesebene von diesem Bewusstseinwerdungsprozess ihrer eigenen Fraktion nichts mehr wissen wollten. Bis zum heutigen Tage und bis zur heutigen Debatte nachvollziehbar - ich habe sehr genau aufgepasst - konnte ich nichts erkennen, warum dieses Abrücken von der ursprünglichen Beschlussfassung erfolgt ist.

Ich möchte von dieser Stelle aus auch für zukünftige Verfahren den Appell richten, dass die Fraktionen bei der durchaus äußerst notwendigen und verantwortungsvollen Tätigkeit, welche die Parteien auf Bezirksebene, gerade bei Flächenwidmungsverfahren, leisten, auch auf Landesebene dieses Ergebnis beachten und, wenn es nicht wirklich massive Punkte gibt, die dagegen sprechen, auch dabei bleiben sollten.

Es ist zum ersten Mal - damit komme ich schon zu den Anmerkungen zu den beiden angebrachten Anträgen - bei diesem Verfahren ein sehr breites Feld der Bürgermitbestimmung eröffnet worden, ein Feld, mit dem man Erfahrungen gemacht hat. Auf der Seite der Betreuten, der Moderation dieses Bürgerbeteiligungs-, Konfliktlösungsverfahrens sind sicherlich nicht Prinzipien der klassischen Mediation anzuwenden, schon allein deshalb nicht, weil die klassische Mediation bedingt, an die Ergebnisse neutral heranzugehen. Man kann aber von einer Magistratsabteilung - weil das kritisiert worden ist - in einem bestehenden Verfahren, wo sie eine gewisse Funktion hat, die auch der Gesetzgeber zuordnet, nicht erwarten, dass sie ergebnisneutral in Verhandlungen geht, wenn der gesetzliche Auftrag ein anderer ist. Auf der anderen Seite wurde kritisiert, dass diskutiert wurde, wenn es zu keinem Konsens im Zuge der moderierten Gespräche kommt, dass dann das ursprüngliche Geschäftsstück abgestimmt werden würde.

Meine Damen und Herren, ich frage Sie, was denn anderes abgestimmt hätte werden sollen, wenn es keine zusätzliche konsensuelle Einigung gibt. Umso positiver, meine Damen und Herren, ist zu bewerten, dass es doch zu einem Kompromiss gekommen ist, wiewohl man anmerken muss, dass bei Kompromissen nicht alle Forderungen aller Parteien gleichzeitig erfüllt werden können. 

Auf Grund der Länge des Verfahrens und auf Grund der demokratiepolitischen Qualität des Verfahrens empfehle ich als Berichterstatter, dem ÖVP‑Antrag auf Absetzung des Geschäftsstücks nicht zu folgen und diesen abzulehnen. 

Was den Antrag der ÖVP bezüglich der "Viennabikes" betrifft, empfehle ich auch die Ablehnung, ganz besonders weil die Geschichte dieses Projekts bewiesen hat, dass trotz großer Unkenrufe die Stadt und die Verantwortlichen dieser Stadt gerade dieses Projekt mit einem hohen Maß an Erfolg, letztendlich auch medialen Erfolg, was die Annahme dieses Modells durch die Wienerinnen und Wiener betrifft, verwirklicht werden konnte. (GR Dr Herbert Madejski: Das war gut! Das hat letztes Jahr wirklich super funktioniert!)

Ich empfehle daher, beiden Anträgen nicht zu folgen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wie bekannt ist, hat der Kollege Madejski einen mündlichen Antrag bezüglich Absetzung des Geschäftsstücks nach § 17 Abs. 6 gestellt. 

Ich frage, wer der Damen und Herren für diesen Antrag ist. - Das ist nicht die notwendige Mehrheit.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über das Geschäftstück, über die Postnummer 55. 

Wer der Damen und Herren ist für diese Postnummer 55? - Das ist mit Mehrheit, mit den Stimmen der Sozialdemokraten, angenommen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den von der ÖVP, von den Kollegen Gerstl und Neuhuber, eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Neustartaktion "Viennabike". 

Hier ist in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer der Damen und Herren ist für diesen Antrag? - Dieser Antrag ist, mit den Stimmen der SPÖ und der Grünen, abgelehnt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 51 (00070/2003-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7469 im 16. Bezirk, KatG Ottakring. 

Es ist hier keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen.

Wer der Damen und Herren ist für dieses Plandokument? - Das ist mit Mehrheit, gegen die Grünen, angenommen.

Es gelangt die Postnummer 52 (00114/2003-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft den Strukturplan Mehrwert Simmering.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Schieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. (GR Mag Rüdiger Maresch: GR Kenesei ist gestrichen!) - Er ist gestrichen, wird mir vom Grünen Klub mitgeteilt.

Somit hat Herr GR Mag Stefan das Wort. 

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Beim vorliegenden Geschäftsstück geht es um den Strukturplan südlich der Gasometer in Simmering. Wir begrüßen dieses Projekt, da es an der Stelle, wo es durchgeführt werden soll, logisch ist und wir es im Grunde für gut befinden. 

Ganz kurz jedoch zu jenem Punkt, den wir herausstreichen wollen, wo wir doch ein Problem sehen beziehungsweise um Aufklärung bitten. Dieser Strukturplan legt die Parameter des dort zu errichtenden Projekts fest, und zwar den Rahmen für Nutzungen, Kubatur und Zeitschienen pro Quartier. Jedoch sind nur etwa 28 Prozent der Fläche im öffentlichen Eigentum, der Rest im Eigentum Privater. Daher hat die öffentliche Hand, die Gemeinde Wien im Konkreten, natürlich ein Interesse daran, dass die Privaten an dem Projekt teilnehmen und Investoren beitreten. Jetzt ist daran gedacht, im Zentrum dieses Projekts einen öffentlichen Raum zu machen, nämlich einen Park und einen See. Auch das ist natürlich zu begrüßen, aber dafür fehlen die finanziellen Mittel. Da tritt nun das auf den Plan, wo unsere Kritik ansetzt. 

Die Gemeinde Wien hat die Idee der Mehrwertabschöpfung entwickelt. Gemeint ist damit, dass der Liegenschaftseigentümer eine konkrete, gültige Widmung hat. Auf Grund des Strukturplans verbessert sich diese Widmung massiv. Er hat daher fiktiv jedenfalls einen Gewinn. Dieser Gewinn ist dadurch zu errechnen - so sieht das dieser Mehrwert vor -, dass die nach Möglichkeit zu bebauende Fläche nach dem derzeitigen Stand derjenigen gegenüber gestellt wird, die auf Grund des Strukturplans möglich wäre und die Differenz, in Quadratmeter berechnet, ist die Grundlage für eine Abgabe oder einen Zuschuss in Form einer Schenkung, den der Private an die Gemeinde Wien leisten muss. Hier setzt das Problem an. Es wird der Liegenschaftseigentümer, sofern er am Strukturplan teilnehmen will, mit sanfter Gewalt dazu gezwungen, eine Schenkung durchzuführen. 

Man kann jetzt sagen, das ist das konkrete Projekt, es hat einen Sinn und es ist auch zweckgewidmet, denn es ist dazu gedacht, dass damit etwas Positives gemacht wird. Aber es stellt sich doch die Frage, ob das eine allgemeine Auswirkung für die Zukunft hat. Wird das zur Regel? Wird das zum Gesetz? Oder ist das wirklich nur ein Einzelfall? Wird künftig bei jeder Aufwertung durch Umwidmung ein Betrag an die öffentliche Hand zu leisten sein oder nur bei bestimmten, nach Art und Größe einzuteilenden Projekten? Soll dies jeden Privaten treffen, dessen Grundstück aufgewertet wird? Muss dieser dann auch eine Abgabe bezahlen? Umgekehrt, wenn Liegenschaften nach unten bewertet werden, zahlt dann die Gemeinde Wien oder die öffentliche Hand plötzlich eine Entschädigung? Wonach richtet sich die Berechnung des Mehrwerts? Nach der theoretisch nutzbaren Fläche nach dem gegenständlichen Flächenwidmungsplan oder auf Grund eines bereits eingereichten konkreten Projekts und umgekehrt? 

Auf Grund des Strukturplans gibt es eine gewisse Bandbreite dessen, was gebaut werden kann. Wird auch hier dann die fiktive größtmögliche Fläche zur Berechnung des Abschlags herangezogen oder nur die konkret eingereichte oder gar nur die wirklich verbaute? Wie hoch ist der Betrag, der pro Quadratmeter zu bezahlen ist? Variiert dieser von Projekt zu Projekt? Von wem wird er festgelegt? Wonach berechnet sich das? Und so weiter. 

Man sieht bereits, dass sehr viele Fragen offen sind. Diese Idee, sofern man ihr näher treten sollte, muss einer umfassenden Entscheidung zugeführt werden. Es darf nicht anlassbezogen ein Fall gesetzt werden, der im Nachhinein Schwierigkeiten bereitet, weil hier ein Präzedenzfall geschaffen wird. Vielleicht heißt es dann das war eigentlich vollkommen ungerecht. Hier mussten die Liegenschaftseigentümer der Gemeinde Wien etwas schenken - wie es tatsächlich gedacht ist - und in anderen Fällen nicht. 

Das heißt, zusammenfassend kann man sagen, uns fehlen wesentliche Informationen hinsichtlich dieser Mehrwertabschöpfung. Wir hoffen, diese in nächster Zeit zu bekommen und in die Ausreifung dieser Idee eingebunden zu werden. Insgesamt stimmen wir aber dem Strukturplan zu, weil wir das Projekt südlich des Gasometers als positive Entwicklung empfinden. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf davon ausgehen, dass Sie die brandaktuelle Studie über die Wohnzufriedenheit der Bewohnerinnen und Bewohner der Simmeringer Gasometer kennen, zumindest in aller Kürze, schlagwortartig aus den Medien. Diese erfreuliche Erfolgsstory wird nun einen Freund und Nachbarn bekommen, den Strukturplan Mehrwert Simmering. Dieses strategische städtebauliche Leitbild für das südliche Gasometervorfeld liegt nun zur Beschlussfassung vor. Es ist das Ergebnis eines mehrjährigen interdisziplinären Planungsprozesses. Grundlage dafür war das Siegerprojekt eines städtebaulichen Wettbewerbs von Architekt Mag Peter Lorenz. 

Durch den Strukturplan werden die möglichen künftigen Strukturen, Funktionen und Nutzungen in einem Etappenplan festgelegt. Dabei soll durch qualitätsvolle Projekte eine stärkere Integration und Verbindung der Gasometer an Simmering geschaffen werden. Mehrwert Simmering bedeutet eine massive Aufwertung eines im Bewusstsein vieler Menschen abseits und brach liegenden Bezirks und Stadtteils durch urbane, multifunktionale Nutzungen wie Wohnungen, Dienstleistungen, Grünzonen mit Freizeit und Erholungseinrichtungen, Betrieben und sozialer Infrastruktur. Im Herzen des geplanten Stadtteils finden wir einen zentralen Park mit einem groß angelegten Teich als Kern der Erholungslandschaft. Dieser, den Gasometern südlich vorgelagerte Park wird gleichzeitig den Blick von Simmering auf die Gasometer weitgehend freihalten, was dem Bezirk bei der traditionellen und identitätsstiftenden Symbolik des denkmalgeschützten Gasometerensembles ein großes Anliegen war. 

Im Vollausbau bis zum Jahr 2010 sollen hier Wohnungen für 1 600 Menschen und Tausende Arbeitsplätze geschaffen werden. In diesem Sinn bedeutet der Mehrwert Simmering auch ein klares Ja zum Wirtschaftsstandort Wien. Die optimale Lage, eingebettet zwischen zwei U‑Bahnstationen, ist von grundlegender Bedeutung für die Erschließung durch den öffentlichen Verkehr. Darüber hinaus gilt es, die Nutzungen und zukünftigen Mobilitätsströme mit dem schon bestehenden Netz des öffentlichen Verkehrs in Simmering abzustimmen. Die vormals geplante Trassenführung der B228 ist bereits überdacht und verändert worden. Die nunmehr vorgeschlagene Trasse, in der Planung auch "Nussbaumallee" genannt, wird vorrangig eine Erschließungs- und Sammelfunktion wahrnehmen, wenngleich natürlich die Abfahrt von der Südosttangente nicht ignoriert werden kann. Die einzelnen Entwicklungsschritte von Mehrwert Simmering müssen jedenfalls in Abstimmung mit der Realisierung der sozialen Infrastruktur der Grün- und Erholungsflächen passieren. 

Interessant und bedeutend für die Stadt Wien ist Mehrwert Simmering auch im Hinblick auf eine neue Qualität von Public Private Partnership, das bereits vielfach genannt ist und immer noch einige Fragen aufwirft. Im Falle des Projekts von Mehrwert Simmering und dem Gasometerumfeld gibt es schon klare Antworten. Neben dem architektonischen und kommunalen Mehrwert wird für dieses Gebiet auch ein wirtschaftlicher Mehrwert erzielt werden, der sowohl der öffentlichen Hand als auch dem privaten Sektor zugute kommen wird. Es ist erfreulich, dass immer mehr Unternehmen Wert darauf legen, dass ihre Betriebsstätten in einer angenehmen Umgebung sind und auch Freiräume für kreative Gestaltung von Pausen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorhanden sind. 

Das Interesse privater Sektoren am Mehrwert Simmering ist auf jeden Fall entsprechend hoch. Neuartig ist, wie tatsächlich schon vielfach festgestellt wurde, dass für alle Kubaturen, die über das Ausmaß der derzeitigen Flächenwidmungs- und Bebauungsbestimmungen hinausgehen, finanzielle Beiträge der wirtschaftlichen Projektentwickler vorgesehen sind. Diese werden zuallererst für den Kauf und die Ausgestaltung des Bereichs der Parklandschaft verwendet werden. Auch daraus ergibt sich der hohe Mehrwert für den Bezirk. 

Die sozialdemokratische Fraktion im Gemeinderat und viele Einwohner Simmerings, wie sich auch am Echo der Ausstellung, die zum Thema "Leitbild Mehrwert Simmering" in Simmering abgehalten wurde, gezeigt hat, begrüßen dieses chancenreiche Projekt. Mehrwert Simmering ist nachhaltiges Stadtmanagement und Entwicklung auf höchstem Niveau! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort, womit die Debatte geschlossen ist.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei dieser Beschlussfassung geht es um das südliche Gasometervorfeld. Mit dem Strukturplan sollen die Funktionen und Nutzungen für dieses südliche Gasometervorfeld festgelegt werden. Bezüglich Mehrwert, Architektur und so weiter ist von den Vorrednern schon ausreichend Stellung dazu bezogen worden.

Erlauben Sie mir abschließend noch die Anmerkung zu machen, dass nach der jetzigen Rechtslage bei einer Herabwidmung eines Grundstücks auch Abschlagszahlungen schlagend werden können. Das ist mein Einwurf zu den vorherigen Debattenbeiträgen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 52 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 53 (00129/2003-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7347 im 16. Bezirk.

Es gibt keine Wortmeldung. Wir können gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für dieses Plandokument ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Grünen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 56 (04264/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7310 im 19. Bezirk, KatG Nussdorf.

Die Frau GRin Mag Ramskogler wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Ramskogler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Schriftstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Gemeldet hat sich Herr GR Ing Rudolph.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Was lange wird, muss deshalb nicht besser werden. Ich glaube, dass man diesem Akt der Flächenwidmung durchaus diesen Titel geben kann, denn das, was heute zur Beschlussfassung ansteht, ist die Diskussion auf den verschiedensten Ebenen, hauptsächlich auf der Ebene des Bezirks, aber auch im Bereich der Vertreter der Kleingartenorganisationen, seit bald zehn Jahren.

Ich habe vorhin mit großem Interesse den Ausführungen des Herrn StRs Schicker zugehört, der unter anderem gesagt hat, dass Änderungen in derartigen Dokumenten nach der öffentlichen Auflage nur mehr sehr minimal durchgeführt werden dürfen, dies sei ein rechtsstaatliches Prinzip. Der Herr GR VALENTIN hat zuerst in seiner Wortmeldung als Berichterstatter gesagt, es gilt, die Wünsche der Bezirke zu beachten und nur wenn unbedingt notwendig, abzuändern. Was gelten diese beiden Aussagen, wenn wir sie auf diesen vorliegenden Akt beziehen? 

Änderungen nach der öffentlichen Auflage nur mehr minimal vorzunehmen, ist ein rechtsstaatliches Prinzip. Aber wie hat das ausgesehen? Es hat einen Entwurf des Diskussionsberichts aus dem Mai 2001 gegeben, in dem es im Wesentlichen um die Kleingartenanlage Nußdorf im 19. Bezirk geht: "Die östlich an den Sportverein angrenzende Kleingartenanlage Nußdorf soll zum überwiegenden Teil eine Widmung für ganzjähriges Wohnen erhalten." Dann kommen noch ein paar Einschränkungen, die durchaus akzeptabel sind. Schließlich wird noch darauf hingewiesen, dass das zentrale Thema für die weitere Entwicklung vermutlich ist, dass erhöhte Methangaswerte durch ein Gutachten der MA 29 ermittelt wurden. Man schreibt nur zur Sicherheit nicht dazu, aus welchem Jahr dieses Gutachten der MA 29 ist. Man schreibt im Jahr 2001 nicht dazu, dass es ein Gutachten aus dem Jahr 1994 ist, das wiederum auf Probebohrungen aus dem Jahr 1951 Bezug nimmt. So viel zur Aktualität. 

Man hat gewusst, warum man das nicht dazugeschrieben hat. Diese seinerzeit festgestellten erhöhten Methangaswerte haben die Grünen im Bezirk dazu veranlasst, zu sagen, dass überhaupt Explosionsgefahr in diesem Gebiet besteht und man das am besten absiedeln sollte, dass man die Nutzbarkeit dieses Areals bei ganzjährigem Wohnen auf 20 Prozent des Kleingartengrundstücks reduziert, aber eben ganzjähriges Wohnen als grundlegende Linie in diesem Bereich. Dann hat sich der Bezirk auch eingebracht und hat gesagt, er glaubt, dass die Wünsche der Kleingärtner der Kleingartenanlage Nußdorf, dass man ganzjähriges Wohnen verwirklicht, berechtigt sind und er dies unterstützt. Die Bezirksvertretung hat das mit großer Mehrheit unterstützt und offensichtlich angenommen, dass das, was StR Schicker heute gesagt hat, dass Änderungen nach der öffentlichen Auflage auf Grund eines rechtsstaatlichen Prinzips nur minimal möglich sind, gilt oder vielleicht auch in seherischer Vorwegnahme die Meinung des GRs Valentin vorweg genommen, dass die Wünsche des Bezirks zu berücksichtigen sind. 

Das ist aber nicht der Fall, denn in dem jetzt vorliegenden Bericht liest sich der selbe Absatz so: "Die östlich" - und so weiter - "Kleingartenanlage Nußdorf soll so wie bisher als Grünland Erholungsgebiet Kleingartengebiet ausgewiesen werden." Also nicht mit ganzjährigem Wohnen. Aber Kleingärtner und Bebauungen gibt es dort schon lange. Konkret sind dort seit dem Jahre 1921 Bauführungen gemacht worden und gibt es dort Kellerbauten, die errichtet worden sind. Jetzt will ich mich über die Legitimität gar nicht unterhalten, aber all das, was man gesagt hat, gibt es. Man läuft hier Gefahr, dass es Grundsetzungen gibt, dass es Mauerrisse geben wird, Einsickerung von Methangas und dementsprechende Explosionsgefahr. Seit 1921, vor Ort nachgewiesen, ist nichts passiert. 

Eine Untersuchung hat es gegeben, im Wesentlichen begründet auf Bohrungen, die man im Jahre 1951 durchgeführt hat. Man hat gesagt, man lehnt sich auf die sichere Seite, das ganzjährig Wohnen streicht man schnell heraus, weil Änderungen nach der öffentlichen Auflage kaum möglich sind. Das ist in diesem Fall durchaus etwas Akzeptables, weil für andere Akte bestehen andere Interessen, hier natürlich ein anderes rechtsstaatliches Prinzip, vermute ich. 

In dem Fall sind die Wünsche des Bezirks, Herr GR Valentin, offensichtlich nicht von Belang, weil ganz locker verändert wird. Hier werden die Wünsche der Kleingärtner ignoriert. Dort, wo man bist fast in die Mitte des Jahres 2001 von Seiten des Magistrats kein Problem hatte, das ganzjährige Wohnen vorzusehen, liest es sich auf einmal anders. Ganzjähriges Wohnen haben wir in theoretischen Konzepten gehabt, aber hier nicht. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, man sollte sich, wenn man sich zu Grundsätzen, wie wir das zuerst gehört haben, bekennt, durchaus dazu bekennen, dass man diese zur Anwendung bringt und nicht nur als Stehsätze formuliert, wenn es gerade zu einem Akt passt. 

Wir haben Ihnen den Vorwurf gemacht - ich glaube, es war konkret mein Kollege Wilfried Serles -, in der Stadtplanung gilt das Prinzip: "Sie wünschen, wir widmen." In dem Fall kann ich Ihnen adjustieren, dass das Prinzip "Sie wünschen, wir widmen." nicht zur Anwendung gekommen ist. Aber es ist auch nicht so, dass großartig kapitalkräftige Bauträger im Hintergrund gewesen wären, die sich etwas gewünscht hätten. Nein, hier geht es um die Kleingärtner, die sich etwas wünschen, und Sie pfeifen ihnen etwas. Warum Sie das tun, dafür kommt aus dem Akt keine Erklärung, wieso Sie zu diesem Gesinnungswandel gekommen sind. Sachlich ist er nicht gerechtfertigt. 

Ich würde mir wünschen, dass das, was der Herr StR Schicker gesagt hat, der heute die Mitwirkung der Bürger betont hat, bei einer anderen Flächenwidmung, die wir demnächst hier haben werden, wenn es darum geht, die Hohe Warte umzuwidmen, dann auch hören, nämlich dass die Mitwirkung der Bürger einen besonderen Stellenwert hat. Das schaue ich mir an, wenn Sie bei der vorletzten Gemeinderatssitzung einen Akt mit Ihrer Mehrheit getreu dem Motto: "Sie wünschen, wir widmen." verabschieden und aus einem Parkplatz mit Hilfe Ihrer Mehrheit Bauland machen, ohne die Bürger, die dort die Folgen zu tragen haben, vorher gefragt zu haben. Da hat Sie die Meinung der Bürger in dem Fall überhaupt nicht interessiert. Da ist von den viel beschworenen Grundsätzen keine Rede. 

Herr StR Schicker, ich fordere Sie auf: Bekennen Sie sich auch bei diesem Akt zu dem, was Sie hier gesagt haben! Wenn Sie von minimalen Änderungen sprechen, so ist das keine minimale Änderung, weil das bedeutet für die Möglichkeiten, die man dort in einer Kleingartenanlage hat, einen wesentlichen Unterschied, ob man die Widmung für ganzjähriges Wohnen oder nur die normale EKk‑Widmung hat. Sachlich gibt es überhaupt keine Veranlassung, von dem Vorschlag, wie er im Jahr 2001 ausgearbeitet wurde, abzugehen. Sie können sich hier auch nicht - was ich durchaus verstehe - auf den StR Görg ausreden. Da gibt es andere Dinge, Stichwort "Gürteldreieck", wo ich dem StR Görg durchaus vorwerfe, dass er etwas gewusst und zumindest im Bezirk nicht berichtet hat. Aber in diesem Fall können Sie sich nicht auf Ihren Vorgänger ausreden, weil im Mai 2001, Herr StR Schicker, waren Sie Planungsstadtrat. Da haben Sie mitten in diesem Verfahren durchaus zugestanden, dass die Kleingärtner in Nußdorf diese Widmung für ganzjähriges Wohnen bekommen. Jetzt, nach der öffentlichen Auflage, nach der Diskussion in der Bezirksvertretung, soll das alles, was man sich vom Bezirk gewünscht hat, nicht mehr gelten! 

Der Bezirk hat sich das nicht aus eigener Machtvollkommenheit heraus gewünscht, sondern für die Menschen, die dort wohnen, die um die Lebensqualität wissen, die wissen, das es keine Setzungen gibt, die wissen, dass es keine Schiefstellungen gibt, die wissen, dass es keine Deponiegasbildung gibt. Diese Wünsche gilt es zu erfüllen. Wenn Sie sagen, die Wünsche der Bürger werden erfüllt, dann frage ich mich, warum Sie sie im konkreten Fall nicht erfüllen wollen. Die Argumente sind Sie in dem Akt schuldig geblieben! Deshalb werden wir dem auch nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als ich heute meinen Blick in den frühen Morgenstunden in Richtung des freiheitlichen Teils des Plenarsaals gerichtet habe, sah ich den Kollegen Ing RUDOLPH ganz massiv Akten studieren. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das ist doch etwas Löbliches!) - Das ist etwas absolut Löbliches. - Ich habe mir gedacht, ich kann es mir diesmal ersparen, Ihnen vorzuwerfen, dass Sie den Akt nicht genau gelesen hätten, weil Sie haben es sehr demonstrativ getan. Es war selbst für mich, der ich kein Morgenmensch bin, kaum zu übersehen. Nachdem ich mir jedoch anhören durfte, was Sie zum Akt gesagt haben, denke ich jedoch, dass Sie den Akt gelesen, aber offensichtlich falsche Schlüsse daraus gezogen haben. Ich würde mir nie unterstellen, zu sagen, dass Sie ihn nicht verstanden hätten, aber ich glaube doch, dass Sie Dinge durcheinander gebracht haben.

Ich denke mir auch aus der Erfahrung dieser Funktionsperiode, dass Flächenwidmungen im 19. Bezirk, so zumindest meine Erfahrung, etwas ganz Eigenes sind. Sie sind deshalb etwas ganz Eigenes - das sei mir wirklich gestattet, sehr salopp zu formulieren, ohne dass sich jemand auf den Schlips getreten fühlt -, weil dort, wo andere Bezirke Vorschläge der Planungsabteilung, der MA 21, als durchaus zweckdienlich sehen, das gerade in diesem Teil der schönen Stadt Wien manchmal als Attacke oder zumindest als schwer wiegende Bedrohung gesehen wird.

Ähnlich verhält es sich offensichtlich auch bei diesem scheinbar relativ unauffälligen Widmungsakt. Wir haben dort eine Situation, dass im Großen und Ganzen bestandskonform gewidmet worden ist. Wir haben eine an sich sehr strukturierte Gegend mit sehr viel Grün, mit Villen, mit Winzerhäusern, also sehr idyllisch, offensichtlich ganz im Gegensatz zu dem Konflikt, der scheinbar rund um diese Kleingartenanlage ausgebrochen ist. 

Wollen wir es mit den Fakten halten. Die Stadt Wien widmet überall dort, wo es möglich ist - dazu bekennen wir uns - ganzjähriges Wohnen. Nicht deshalb, weil an einem Standort Menschen wohnen und ihre Kleingärten haben, die größere oder kleinere Portmonees haben, die älter oder jünger sind, sondern weil es grundsätzlich eine durchaus sinnvolle Strategie und Politik der Widmung ist.

Sie haben den Herrn Stadtrat und auch mich aus dem vorigen Geschäftsstück zitiert, wo wir uns dazu bekannt haben, dass wir dort, wo es möglich ist, den Wünschen der Bürgerinnen und Bürger entsprechen. Wenn wir uns allerdings den Akt und die Genesis des Aktes genau ansehen, dann werden wir klar und deutlich herauslesen können, warum gerade dort eine Widmung für ganzjähriges Wohnen nicht möglich ist. Diese Kleingartenanlage ist zum Teil in Hanglage und es ist richtig, dass es ein Gutachten aus dem Jahre 1951 gibt, da haben Sie Recht. Ich habe es ganz genau gelesen, damit sind wir schon zwei, aber ich nehme an, auch einige andere Damen und Herren dieses Hauses. Darin ist klar und deutlich auf Bodenproben Rücksicht genommen worden, die belegen, dass ein Teil des Hanges einfach mit Schwemmsand aufgefüllt worden ist. 

Ich bin physikalisch relativ durchschnittlich unterwegs. Ich weiß nicht, wie es mit Ihnen steht, aber ich kann mir vorstellen - das ist an sich durchaus logisch -, dass sich die Bodenbeschaffenheit nicht verändert. Das heißt, dieser Bezug zu dem Gutachten bezieht sich ausschließlich auf die Frage, wie die Bodenbeschaffenheit aussieht und nicht, wie es mit der aktuellen Situation ist, was Methangas oder Ähnliches betrifft. Was das betrifft, gibt es eine Expertise der MA 29, die in diesem Verfahren brandneu ist und wo die MA 29 noch viel weniger zulassen würde, als wir in der Diskussion durchaus hatten. 

Wir haben auch Gewissensforschung betrieben, wo im Jahr 2001 bezüglich ganzjähriges Wohnen eine Zusage erfolgt sein sollte. Das konnte ich nach schneller Rücksprache nirgendwo eruieren. Faktum ist, dass das, was dazu geführt hat, warum die MA 21 auch nach Beharrung des Bezirks gesagt hat, es ist kein ganzjähriges Wohnen möglich, nämlich die Bodenstruktur und Zusammensetzung, so geartet ist, dass es zu Senkungen, zu Rissen, zu baulichen Schäden kommen würde. Ich möchte mir nicht vergönnen, was Sie machen würden, wenn wir ganzjähriges Wohnen widmen würden, den Menschen vorgaukeln, dass sie dort bauen können, wie es bei ganzjährigem Wohnen notwendig ist, aber der Hang dann zu rutschen beginnt. Dann beginnt das zu passieren, was manche Experten befürchten. Die Bürgerinnen und Bürger würden zu Recht die Stadt Wien dafür verantwortlich machen, dass sie wo bauen durften, wo es in dieser Form gar nicht möglich ist. Ich möchte mir auch den Herrn Bezirksvorsteher des 19. Bezirks in der Situation ganz und gar nicht vergönnen, der jetzt sagt, es ist nicht richtig, es ist ungerecht, dass dort kein ganzjähriges Wohnen passieren darf, und der Magistrat, die SPÖ‑Mehrheit, das Rathaus und die Zentralverwaltung, alle, sind böse. Ich möchte mir genau den verantwortungsvollen Politiker dann vergönnen, wenn dort etwas passiert. Ich möchte nicht wissen, Herr Kollege Rudolph, was Sie tun würden, würden wir jetzt einer derartigen Regelung zustimmen und dann passiert etwas. Sie würden als verantwortungsvoller Oppositions-politiker genau das machen, was ich sage, Sie würden uns vorwerfen, dass wir etwas zugelassen haben, dass wir nicht wirklich hätten zulassen hätten dürfen. 

Wir haben einen Teilaspekt dieses Flächenwidmungsplans und der Änderung dieses Poststücks behandelt. Der restliche Bereich ist bis auf kleine Diskrepanzen mit dem Bezirksdenken durchaus in einem Konsens über die Bühne gegangen. Ich bitte angesichts der Argumente, die, glaube ich, der Akt, wenn man ihn sich anschaut, sehr klar und deutlich definiert, um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen gleich zur Abstimmung über die Postnummer 56. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 56 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 57 (05127/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7418 im 22. Bezirk. 

Frau GRin Winklbauer wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Mag Maresch hat das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich nur kurz mit dem Geschäftsstück aufhalten. Ich habe im Ausschuss dagegen gestimmt. Sie werden sich sicherlich wundern, aber wir werden auch hier dagegen stimmen. (GR Paul Zimmermann: Das habe ich mir fast gedacht!)

Positiv dabei ist, dass Freiflächen für Jugendliche geschaffen werden. Diesen Abenteuerspielplatz finden wir sehr gut. Negativ finden wir natürlich schon wieder die Masse an Parkplätzen, gerade deswegen, weil erstens die Brachmühle in der Nähe ist und wir zweitens glauben, dass das Verhältnis zwischen öffentlichem Raum, der für die Menschen bleibt, und den Stellplätzen ein Missverhältnis ist. Da haben wieder einmal die Stellplätze gewonnen. Deswegen sind wir dagegen. Das ist aber nichts Neues für alle Anwesenden. 

Aber ich möchte dieses Geschäftsstück auch benutzen, weil es ein anderes wichtiges Areal im 22. Bezirk gibt, das uns ganz wichtig ist. Sie wissen es ohnehin schon, es war auch in den Medien. Der Kollege Parzer hat sich dazu schon geäußert.

Ich möchte zwei Anträge einbringen, und zwar zwei Beschlussanträge. 

Der eine betrifft die biologischen Selbsternteprojekte auf dem Grundstück des Umweltministeriums, sprich, verpachtet an die MA 49. Da lautet der Antrag:

"Selbsternteprojekte mit biologischen Anbaukriterien sollen in Wien erhalten und ausgedehnt werden. Zielvorgabe ist, die Fläche an Selbsternteökoparzellen bis 2005 zu verdoppeln und bis 2007 zu verdreifachen. Insbesondere sollen im südlichen Teil von Wien Ökoparzellen geschaffen werden, eventuell in Kooperation mit privaten Landwirtschaftsbetrieben. Bis Ende 2003 wird von der MA 49 ein Maßnahmenplan zum Erhalt und zur Auswertung der Ökoparzellen vorgelegt. Um die Erhaltung des Landwirtschaftsbetriebs Schafflerhof in seinem derzeitigen Umfang und die Erhaltung der damit in Verbindung stehenden Ökoparzellen zu sichern, tritt die Stadt Wien mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt- und Wasserwirtschaft in Verhandlungen. Ziel ist es, einen unbefristeten beziehungsweise einen langjährigen Vertrag zwischen Bundesministerium und Gemeinde Wien über die Nutzung der relevanten landwirtschaftlichen Flächen abzuschließen."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags. 

Der zweite betrifft die Stadtentwicklung im 22. Bezirk. Wie gesagt, das Areal ist in großer Gefahr, die Stadt Wien hat ein Problem, sozusagen wichtige Investitionen zu verlieren. Es wurde in 42 Hektar Ökolandbau investiert. Im Moment sieht es so aus, als ob ein honoriger Herr, der sich mit Kies - im doppelten Sinn des Wortes - beschäftigt, den Schafflerhof möglicherweise als Reitstall braucht, aber vor allem die Ökoflächen für seinen oder anderer Leute Kiesabbau. Deswegen der Beschlussantrag:

"Die betroffenen Grundstücke der KatG Eßling, 309/1, EZ 4521, 392, EZ 4514, sowie 452, EZ 4521, sollen, um die Kontinuität des Biolandbaus am Schafflerhof sicherzustellen, bei künftigen Umwidmungen weiterhin durch die Widmung als ländliches Gebiet L ausgewiesen werden. Weiters spricht sich die Wiener Stadtregierung in Bezugnahme auf das Mineralstoffgesetz, § 82 (2), dezidiert gegen den Kiesabbau auf den genannten Liegenschaften aus."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Da der Tag schon fortgeschritten ist, bin ich schon am Ende meiner Wortmeldung. - Danke schön. - Ich hoffe, Sie stimmen beiden Anträgen zu. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Zimmermann. Ich erteile es ihm.

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Zunächst einmal zum zweiten Antrag der grünen Fraktion, von Rüdiger Maresch eingebracht: Ich habe im November von hier aus schon einmal zu dieser Situation Stellung genommen und habe damals im Namen der sozialdemokratischen Fraktion und des zuständigen StRs Dipl Ing Schicker dem Sinne nach gesagt, dass wir keinesfalls einer Umwidmung zustimmen werden, die es zulässt, dass dort Kiesabbau vorgenommen werden kann. Ich darf daher nochmals dokumentieren, dass die sozialdemokratische Fraktion und der zuständige Stadtrat diese Meinung nicht geändert hat. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das hätte ich gern beschlossen!) Das heißt, wir stehen nach wie vor zu dem, was wir damals im November gesagt haben. 

Daher werden wir diesem Antrag selbstverständlich zustimmen. Es freut mich ganz besonders, dass sich auch die grüne Fraktion der Meinung der sozialdemokratischen Fraktion nach einigen Monaten, aber doch, angeschlossen hat. Herzlichen Dank! Wir nehmen das gern zur Kenntnis. 

Zum zweiten Antrag, meine sehr verehrten Damen und Herren, der in diesem Fall der erste war: Dort ist es ein bisschen anders gelagert. Dazu möchte ich sagen, dass die Frau StRin Kossina vor kurzem einen Brief an den zuständigen Minister für Land- und Forstwirtschaft, Mag Molterer, geschrieben hat. Offensichtlich hat es den Anschein, dass im Moment das Land- und Forstwirtschaftsministerium eher den Kiesabbau als eine landwirtschaftliche Widmung fördert. Das stimmt uns etwas bedenklich und traurig. Das ist auch dadurch dokumentiert - und das möchte ich Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren des Wiener Gemeinderats, nicht verschweigen - dass wir derzeit pro Hektar 5 500 S oder, in der jetzigen Währung, nahezu 400 EUR bezahlen müssen. Das steigert sich jedes Jahr. Dazu kommt noch, dass wir jetzt keine langjährigen Verträge mehr haben, sondern das Ministerium nur mehr Jahrespachtverträgen zustimmt. Das ist natürlich jeder Planung, vor allem bei der Landwirtschaft, unerträglich. Jeder Fruchtfolge wird eigentlich der Garaus gemacht, weil man nicht mehr planen kann. Das gilt auch für die von uns seit vielen Jahren geförderten Ökozellen, die wir dort mit 200 Parzellen gemacht haben, eine 80 Quadratmeter groß, zu einem Preis von 70 EUR pro Jahr. Diese, meine Damen und Herren, sind - das ist der erste Antrag von der grünen Fraktion gewesen - dort gefährdet. Es kommt mir jetzt vor, als würde uns das Ministerium so lange reizen, bis die Stadt Wien sagt, dass sie einfach nicht mehr mithalten kann, dass das Limit für diesen Hektar erreicht ist, dass das einfach nicht mehr geht. Deswegen lässt das Ministerium derzeit auch prüfen, ob dort ein Kiesabbau durchgeführt werden kann. 

Aber noch einmal, wie ich eingangs sagte, wir werden keinesfalls einer Umwidmung zustimmen. Das kommt überhaupt nicht in Frage. Man kann dort einen Reitstall machen, wenn man schon glaubt, das tun zu müssen, aber einen Kiesabbau wird es nicht geben. 

Jetzt eigentlich zu dem, meine Damen und Herren, warum wir diesen Antrag leider ablehnen müssen. Wir müssen nämlich auch ein bisschen ehrlich sein. Wenn die grüne Fraktion verlangt, wir sollen diese 200 Parzellen bis 2007 auf das Dreifache, also auf 600 Parzellen, aufstocken, so wäre das, meine Damen und Herren, derzeit gar nicht möglich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Im Süden Wiens!) Rüdiger Maresch, ich werde es dir und damit auch dem hohen Haus gern erklären. Der Grund ist einfach, weil wir derzeit die Parzellen gar nicht haben. Wir haben damals sofort vom Schafflerhof ausziehen müssen, weil das Bundesgrund ist, und haben daher im Ausschuss beschlossen, eine neue Ansiedlung des Schafflerhofs entlang der Eßlinger Hauptstraße zu schaffen. Dort haben wir zwei Hektar zur Verfügung. Bei diesen zwei Hektar ist es aber so, dass sie neben der Straße sind, und das ist nicht gerade für einen ökologischen biologischen Landanbau geeignet. Deswegen müssen wir jetzt warten, bis wir südlich der Eßlinger Hauptstraße die Grundstücke zur Verfügung haben, die noch bis zum Jahr 2008 in Pacht sind. Dann müssen wir danach trachten, dort etwas zu bekommen. 

Meine Damen und Herren, es ist natürlich auch so, dass wir Leute brauchen, die diese ökologische Landwirtschaft betreiben und den Leuten bei ihrer Arbeit helfen. Das können wir aber nur tun, wenn wir auch das Personal aufstocken. Das heißt, wir können es aus heutiger Sicht nicht versprechen, dass es dann so gemacht werden kann. 

Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist bedauerlicherweise der Grund, warum wir im Moment diesem Antrag leider nicht zustimmen können und ihn ablehnen müssen, weil wir den Leuten nicht etwas versprechen, was wir unter Umständen nicht halten können. Dafür können wir uns nicht hergeben. Wir haben auch die Verantwortung dafür. Wir dürfen nicht etwas zusagen, was wir nicht halten können. Daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, können wir diesem Antrag leider nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren des Gemeinderats für die Postnummer 57 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, gegen die Grünen, angenommen. 

Wir kommen nun zu den beiden Beschluss- und Resolutionsanträgen, eingebracht vom Kollegen Maresch. 

Der erste beschäftigt sich mit biologischen Selbsternteprojekten. 

Die sofortige Abstimmung ist hier beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Er hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der zweite beschäftigt sich mit Stadtentwicklung im 22. Bezirk. 

Auch hier wurde die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung, wer dafür ist. - Dieser ist einstimmig so angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über die Geschäftsstücke 2 (05707/2002-GIF), 3 (05153/2002-GIF), 4 (05708/2002-GIF), 5 (05709/2002‑GIF), 6 (05710/2002-GIF), 7 (05715/2002‑GIF), 8 (05716/2002-GIF), 9 (05711/2002‑GIF), 10 (05712/2002-GIF), 11 (05713/2002-GIF), 12 (05714/2002-GIF) der Tagesordnung, sie betreffen einen Rahmenbetrag für Subventionen an verschiedene Vereine und Institutionen, zusammenzuziehen, die Abstimmung dann jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte somit die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten. - Ich nehme an, es ist ein Berichterstatterwechsel geplant. Frau GRin Frauenberger, bitte schön. 

Berichterstatterin GRin Sandra Frauenberger: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Gemeldet ist Frau GRin Dr Vana. - Bitte.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zunächst einmal meiner Freude Ausdruck verleihen, auch im Namen meiner Fraktion, dass heute ein wichtiges frauenpolitisches Signal in Wien gesetzt wird, nämlich, dass etwas endlich möglich ist, wofür wir jahrelang gemeinsam mit den Fraueninitiativen in dieser Stadt gekämpft haben, eine mehrjährige Basisfinanzierung für Frauenprojekte. Das werden wir heute mit Mehrheit in diesem Gemeinderat beschließen und das freut uns. Wir hätten gern noch eine weiter gehende Regelung gehabt, dass nicht nur Frauenvereine Dreijahresverträge bekommen, die schon sehr lange in Wien verankert sind, traditionell institutionalisiert sind und mindestens drei Jahre schon Einzelverträge mit der Gemeinde Wien haben, aber wir freuen uns, dass zumindest das jetzt möglich ist. 

Wir freuen uns auch besonders über eine Regelung, wo Wien jetzt Vorreiterin ist, nämlich die jährliche Valorisierung der Subventionen um zumindest zwei Prozent, was sowieso nicht viel mehr als die typische Inflationsabgeltung ist, das heißt, eigentlich etwas Selbstverständliches sein sollte. Leider gibt es in anderen Bereichen die Mehrjahresverträge nicht, zum Beispiel im Kulturbereich. Da schaue ich zur ÖVP, die sich seit Jahren auf die Fahne heftet, die mehrjährigen Finanzverträge, die Dreijahresverträge, für Kulturinitiativen in Wien, möglich gemacht zu haben. In vielen Bereichen gibt es die Valorisierung leider nicht, aber zumindest für die Frauenprojekte. Das ist schön. Jetzt haben wenigstens zehn Frauenprojekte, die wir heute beschließen, eine Existenzmöglichkeit, zumindest eine Basisfinanzierung, denn mehr ist das ja nicht. 

Schauen wir uns die Beträge an, um die es heute geht. Es ist irgendwie gerade eine Lebensmöglichkeit für Fraueninitiativen, die zumindest für drei Jahre besteht. Es ist nicht jedes Jahr am Jahresende die Unsicherheit da, ob man im nächsten Jahr noch Finanzmittel bekommt, um seine Arbeit überhaupt fortsetzen zu können. Das war eine unerträgliche Situation für Fraueninitiativen. 

Das werden wir heute beschließen und das ist ein wichtiges Signal, das wir Grüne sehr unterstützen. Wir danken auch der Frau Stadträtin für diese Initiative, dass das jetzt möglich ist. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Bitte, bitte!) Es ist nicht nur politisch wichtig, es ist auch sachlich mehr als gerechtfertigt. Sachlich deshalb, weil es nicht nur eine Verwaltungsvereinfachung für die MA 57, sondern auch für die Vereine ist. Es bringt endlich die längerfristige Planungsmöglichkeit. Es bringt mehr Flexibilität. Es bringt endlich die Vermeidung von Finanzierungslücken und eine bessere Absicherung. 

Ich sage das mit der sachlichen Rechtfertigung deshalb, weil uns auch von Unternehmensberatungsfirmen bestätigt wurde, dass das eine Notwendigkeit ist. Ich sage das auch deshalb - da schiele ich in Richtung der ÖVP, die mich heute sehr erstaunt und eigentlich erschüttert -, weil ich nicht verstehe, weshalb wir heute im Gemeinderat diese Debatte über die Dreijahresverträge und über die Valorisierung führen müssen, da es eigentlich die ÖVP war, die vor Jahren die Dreijahresverträge im Kulturbereich als große Errungenschaft, als große Neuerung, eingeführt und sich auf ihre Fahnen geheftet hat.

Da kann ich Ihnen unzählige Redebeiträge von Ihnen zeigen. Ich habe einige davon hier und werde sie Ihnen auch vorlesen, weil sie, glaube ich, sehr gut passen, weil man damit sehr gut zeigen kann, dass Sie mit zweierlei Maß messen und KünstlerInnen, Kulturinitiativen und den eigenen Machtbereich anders bewerten als den Frauenbereich, in dem es anscheinend wieder einmal um Ideologie geht.

Ich bin aber deshalb erstaunt, weil Sie im Ausschuss, der ja diese Dreijahresverträge beschlossen hat, und auch im Arbeitskreis Frauen, der Ende letzten Jahres stattgefunden hat - da gab es eine sehr ausführliche, detaillierte Debatte, mit guten Unterlagen auch von Seiten der MA 57, die sämtliche Auflagen für die Verträge und sämtliche Finanzierungsmodalitäten genauestens beschrieben hat, die außerdem festgestellt hat, dass es keineswegs, wie Sie heute in Ihren Anträgen behaupten, um eine generelle Vergabe von Dreijahresverträgen für alle Frauenvereine geht. Darum geht es natürlich nicht. Es gibt eine Reihe von Auflagen, zum Teil sogar ziemlich harten Auflagen, und das gilt natürlich nicht für alle Frauenvereine, wie ich eingangs erwähnt habe.

Daher wundert es mich, dass Sie hier plötzlich umfallen, Ihren eigenen Kolleginnen im Arbeitskreis Frauen und im Ausschuss in den Rücken fallen und jetzt nach außen hin eine ganz andere Position vertreten, eine Frauen verachtende, sage ich einmal, frauenfeindliche Position, weil Sie den wichtigsten und am besten institutionalisierten Frauenvereinen in dieser Stadt heute nicht einmal das Notwendigstes an Dreijahres-Basisfinan-zierung zugestehen wollen. Denn Sie handeln heute mit Ihren Anträgen unehrlich. Sie behaupten, es geht Ihnen um die Valorisierung, aber darum geht es Ihnen in Wahrheit nicht. In Wahrheit wollen Sie heute die Dreijahresverträge nicht beschließen. Sonst hätten Sie ja den Antrag auf Ablehnung der Valorisierung gestellt. Aber Sie stellen elf Anträge, mit denen wir heute nur das Budget für 2003 beschließen sollen. Das halte ich für unehrlich.

Ich halte es eigentlich für beschämend. Wenn ich Ihnen das vorlesen darf: 24. November 1998 - Kollege Salcher ist ja im Raum; Herr Kollege Salcher, vielleicht schenken Sie den Frauenanliegen kurz ein Ohr, Sie sind ja dann auch zum Wort gemeldet (GR Dr Andreas Salcher: Gern auch zwei Ohren!) -, mit welcher Argumentation Sie begründet haben, dass es ganz wichtig ist, für Kulturvereine Dreijahresverträge einzuführen, warum das längst hätte passieren sollen und warum die ÖVP das mit solcher Vehemenz vertritt, was sie für Frauen offensichtlich nicht vertritt. Sie sagen - und ich finde, das ist wirklich ein schönes Bonmot -: "Die Dreijahresverträge sind ein klassisches Beispiel dafür, wie man aus einem theoretischen Grundsatz heraus ganz konkrete politische Entscheidungen trifft, die jedoch den Kulturschaffenden den nötigen Entscheidungsspielraum lassen." - Jawohl, Entscheidungsspielraum: für Kulturschaffende anscheinend möglich, für Frauen nicht gewünscht!

Es geht Ihnen darum: "Dreijahresverträge bedeuten das Vertrauensprinzip statt des Misstrauensvorschusses. Es bedeutet ganz konkret, nicht irgendeinem kindlichen politischen Machttrieb nachzustreben, sondern optimale Bedingungen für die Kulturschaffenden herzustellen." - Wunderbar, dem ist nichts hinzuzufügen! Aber das gilt offenbar nur für die Kulturschaffenden, nicht für die Frauen. 

Es geht Ihnen um eine Entparteipolitisierung, um dezentrale Budgets, um mehr Unabhängigkeit - ich nenne jetzt nur noch Zitate -, um Partnerschaftlichkeit in der Kulturpolitik. Das alles gilt für Frauen offensichtlich nicht .Ich finde das beschämend für die ÖVP, und es zeigt eigentlich, dass es dann, wenn es um Frauenanliegen geht, wieder einmal nicht um sachliche Argumente geht. Dann wirft man auch alles über Bord, was man bisher gesagt hat oder was für andere Bereiche gilt. Dann geht es um pure Ideologie. Dann geht es darum, dass wieder offensichtlich wird, dass Ihnen autonome Frauenvereine und Fraueninitiativen in dieser Stadt ein Dorn im Auge sind, dass Sie den Kurs, den Sie mit der blau-schwarzen Regierung in den letzten Jahre eingeleitet haben - nämlich das Aushungern von Frauenvereinen, das Abdrehen von Frauenvereinen, die versuchte Kriminalisierung von Frauenvereinen -, hier in Wien fortsetzen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nein, nein!)
Das zeigt uns GRÜNEN wieder einmal die tiefe Kluft zwischen ÖVP und GRÜNEN! Da ist in vielen Bereichen ideologisch einfach nicht zusammenzukommen. Das zeigt sich in der Frauenpolitik, die mit Ihnen nicht zu machen ist. Mit Ihnen ist keine fortschrittliche Politik zu machen.

Wir GRÜNE werden dem vorliegenden Geschäftsstück selbstverständlich mit Freude zustimmen und hoffen, dass die ÖVP ihr heute wirklich absurdes Abstimmungsverhalten ernsthaft überdenkt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN sowie bei Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dass Frau Kollegin Vana so dick aufträgt hinsichtlich ihrer Darstellung, was sie an unserer Haltung alles nicht begreift, gibt mir die Gelegenheit, dass ich ebenso dick antworten kann. Ich scheue mich auch nicht davor, das in aller Deutlichkeit zu tun.

Jawohl, wir lehnen zehn der heute zur Diskussion stehenden Anträge auf Subventionierung von Vereinigungen in einer Verpflichtung von Dreijahressubventionen mit einer automatischen Valorisierung ab. Das hat mit Ideologie nichts zu tun, das hat mit Frauenfeindlichkeit nichts zu tun - und ich bin, bitte, die Letzte, die sich von Ihnen Frauenfeindlichkeit umhängen lässt, Frau Kollegin Vana! -, sondern das hat ganz sachliche Gründe, die ich jetzt noch genau darstellen werde, obwohl auf eine Aussendung von mir hin auch schon Repliken gekommen sind, die mir bewiesen haben, dass das zwar bekämpft wird, aber sehr wohl verstanden worden ist. Ich sage es trotzdem noch einmal.

Sie haben richtig darauf hingewiesen, es war StR Marboe, der das in der letzten Periode im Kulturbereich eingeführt hat. Wir bekennen uns mit Stolz dazu, er hat absolut richtig gehandelt. Den Unterschied zu dem, was wir jetzt behandeln, werde ich Ihnen gleich erklären. Ich darf nur daran erinnern, meine sehr geehrten Damen und Herren, welchen Sturm der Entrüstung es damals ausgelöst hat, der sich jetzt auf einmal in nichts auflöst - ganz im Gegenteil, in Begeisterung, in die gleiche Richtung! Herr StR Marboe hat sehr schwer dafür zu kämpfen gehabt, dass er diese Dreijahresverträge durchbringt.

Warum waren diese Dreijahresverträge so wichtig und etwas so anderes als diese jetzt vorliegenden Subventionierungen, zugesagt auf drei Jahre? Weil der Kulturbetrieb - und ich lege hier Wert auf die Betonung von "Betrieb" - nach anderen Kriterien zu messen ist! Zwei besonders wichtige Unterschiede sind die, dass ein Kulturbetrieb es mit sehr unterschiedlichen Zuseherauslastungen zu tun haben kann und dass daher ein Ausgleich über mehrere Jahre oder zumindest eine Valorisierung des Ganzen durchaus gerechtfertigt ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Zweite ist, dass ein Kulturbetrieb Künstler verpflichten muss und Engagements eingehen muss. Jeder, der weiß, dass gute Künstler viel beschäftigte Menschen sind, weiß auch, dass man sie nicht innerhalb von Monaten bekommt, sondern dass man Jahre voraus disponieren muss und zumindest ein, zwei Jahre vorher schon Verträge vergeben muss.

Dagegen meine ich, dass - bei allem Verständnis für Planungssicherheit - eine Vereinstätigkeit durchaus auch mit einer Einjahresdisposition auskommen kann. Dabei betone ich, es tut mir erstens einmal zutiefst Leid, dass wir das hier ausgerechnet an Frauenprojekten demonstrieren müssen. (GRin Dr Monika Vana: So ein Zufall!) Ich verstehe auch noch immer nicht ganz, warum aus heiterem Himmel, ohne Diskussion, in welchen Bereichen das sonst ... (GRin Martina LUDWIG: Das stimmt ja nicht!) Einen Moment, lassen Sie mich fertig sprechen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ist alles nicht wahr, was Sie da sagen! Wir haben eine Unter-Arbeitsgruppe!)
Ja, im Frauenbereich! Aber es gibt auch noch andere Subventionierungen: im Sportbereich, im Jugendbereich, im sozialen Bereich. Meine Damen und Herren, wenn es die Gemeinde Wien oder die sozialdemokratische Fraktion, die Alleinregierung ernst damit meint, dass Dreijahresverpflichtungen oder Dreijahreszusagen das Um und Auf und das Wichtigste für Vereinstätigkeiten sind, dann muss man das, bitte, ehrlicherweise in allen Bereichen diskutieren. Dann muss das - und das ist unser besonderes Anliegen - nach Kriterien gehen, die allgemeine Grundsätze vertreten und die auch allgemein beurteilungswürdig sind. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ja, gibt es alles! Wenn Sie es bloß gelesen hätten!)

Ich lese da die Aussendung von Frau Kollegin LUDWIG: "Für die Vergabe der Dreijahresverträge sind gemeinsam mit dem Kontrollamt der Stadt Wien qualitative und quantitative Standards entwickelt worden." (GRin Martina LUDWIG: So ist es!) Nun gut, das ist aber nicht in dem Maß weitergegeben worden, dass wir das einer Beurteilung zugrunde legen könnten. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist ja nicht wahr!)
Nochmals zum Grundsatz: Diese willkürliche Auswahl eines Ressorts, von einigen Frauenbereichen, ist nicht das, was wir mit allgemein gültigen Grundsätzen und Kriterien meinen.

Ich möchte jetzt - und das ist die zweite Stelle, an der ich das tue - eines noch einmal betonen: Das hat nichts damit zu tun, dass wir die Arbeit dieser vorliegenden Vereinigungen oder die Frauenarbeit gering schätzen oder inhaltlich etwas dagegen einwenden möchten - das ist mit unseren Ausschussmitgliedern durchdiskutiert worden, und sie sehen das auch so, das ist uns bestätigt worden -, sondern es hat auch haushaltstechnische Gründe. Wenn ich das jetzt zum Grundsatz erhebe - und ich bin dafür, dass wir, wenn wir so etwas eingehen, nach grundsätzlichen Kriterien vorgehen -, dann muss ich sagen: Wenn das auf breiter Basis als Mittel angewandt wird, werden wir für künftige Jahre null Gestaltungsspielraum für den Wiener Haushalt haben, wenn wir uns bereits jetzt in breitem Maße für drei Jahre verpflichten.

Was der grundsätzliche Unterschied zum Vorgehen im Kulturbereich ist, das wird Herr Dr Salcher, der ja zehn Anträge von uns einbringen wird, sicherlich noch viel authentischer als ich erklären können, weil er damals, als das eingeführt wurde, der Vorsitzende des Kulturausschusses war. Ich möchte nur nochmals betonen, dass das nicht gegen die Frauenvereinigungen selbst gerichtet ist, und ich glaube, dass ich damit den ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Frau Kollegin Tomsik, das lässt sich leicht dadurch belegen, dass wir die Subvention nicht grundsätzlich in Frage stellen, sondern Anträge stellen, dass die Vereinigungen die Jahressubventionen für 2003 durchaus so bekommen, wie es beantragt ist. Ich persönlich bekenne mich auch dazu, dass Planungssicherheit und Dispositionssicherheit gegeben sein muss. Das kann ich mir durchaus vorstellen, dass wir solche Jahressubventionen bereits im Sommer des Vorjahres behandeln. Denn es macht einen großen Unterschied für einen Verein, ob ich am 31. Jänner - also morgen - wissen werde, ob eine Subvention für das bereits angelaufene Jahr beschlossen worden ist, oder ob ich schon ein halbes Jahr vorher wissen kann, ob ich die Subvention für das Folgejahr bekomme.

Ich sage es noch einmal: Wir lehnen die Dreijahresverträge mit der automatischen Valorisierung ab und bringen dafür die Abänderungsanträge ein, die dann mein Nachredner darstellen wird. (Beifall bei der ÖVP. - GRin Josefa Tomsik: Aber das können Sie trotzdem nicht glauben, was Sie da jetzt gesagt haben!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schöfnagel. - Bitte.

GRin Barbara Schöfnagel (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die heutige Diskussion rankt sich offensichtlich hauptsächlich um die Dreijahresverträge. Wir von den Freiheitlichen sind prinzipiell für Dreijahresverträge. Denn jeder, der einmal in einem Verein gearbeitet hat, der ehrenamtliche Mitarbeiter hat, aber auch hauptamtliche beschäftigen muss, weiß, wie schwierig es ist, wenn man immer nur von einem Jahr zum anderen agieren kann und wenn man nie weiß, ob es im nächsten Jahr weitergeht oder nicht. Das heißt, wir sind prinzipiell für Dreijahresverträge. Die Vereine sollen, wenn sie gute Arbeit leisten, auch die Sicherheit bekommen, dass sie diese fortführen können. Denn wir sind der Meinung, gute Arbeit kann man nur mit einer gewissen Sicherheit leisten, und gute Mitarbeiter findet man nur schwer in kurzen Projektarbeiten, wenn nicht eine kontinuierliche Arbeit möglich ist. So ist es auch verständlich, dass Vereine, welche hauptamtliche Mitarbeiter haben, wissen wollen, wie es in Zukunft weitergehen wird.

Daher sind wir, wie schon immer und gewohnt, für die Vereine, die unsere Zustimmung bekommen: "abzwien"; "SELBST-LAUT - Verein zur Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch"; wir sind für den Verein "Frauen gegen sexuelle Ausbeutung von Mädchen", für "Frauen beraten Frauen" und natürlich auch für die Wiener Frauenhäuser. Das ist eine Arbeit, die hier im Gemeinderat unumstritten gut und von allen Fraktionen anerkannt ist. Diese Vereine sollen auch nach unserem Dafürhalten ihre Arbeit mit einer größeren Sicherheit, mit Dreijahresverträgen, fortführen können.

Anders schaut es aus bei Vereinen oder bei Beschlüssen, die wir heute haben, zum Beispiel bei dem Rahmenbetrag für das Frauenressort. Da sind wir nicht gleicher Meinung. Denn wir denken, dass es auch bei kleineren Unterstützungen eine vorherige Information, eine offizielle Beschlussfassung geben sollte, und wir lehnen diese Vorlage ab. Wir sind sicher, dass sich die Sozialdemokraten diese 109 000 EUR mit ihrer Mehrheit selbst genehmigen werden, aber wir finden das nicht für richtig und lehnen diesen Beschluss ab.

Dann gibt es weitere Vereine, über die heute gesprochen wird und bei denen wir prinzipiell - schon seit vielen Jahren und auch jetzt - nicht mit anderen einer Meinung sind. Wir meinen, dass die Vereine "Peregrina - Bildungs-, Beratungs- und Therapiezentrum für Immigrantinnen", "LEFÖ", "Orient Express" und "FIBEL" nicht die Unterstützung bekommen sollen, die jetzt vorgesehen ist. Wir sind der Meinung, dass in diese Vereine zu viel Geld gesteckt wird, das anderweitig besser eingesetzt werden könnte, und zwar anderweitig in dem Sinn, dass wir die Aufgabe von Vereinsunterstützungen nicht so sehen, dass ausschließlich Immigrantinnen in diesen Vereinen sein sollten. Dafür haben wir ja den Integrationsfonds, der die Anliegen dieser Menschen vertreten sollte.

Wenn wir in dieser Stadt eine wirkliche Integration wünschen, dann sollten die Angebote, die von den Vereinen geleistet werden - die rechtliche Information, die sozialen Anliegen, die Sprachkurse und so weiter -, von Organisationen und Vereinen durchgeführt werden, welche der Gesamtbevölkerung zur Verfügung stehen. Natürlich können oder sollen in diesen Vereinen auch muttersprachliche Unterstützungen angeboten werden, und das wird ja in vielen Vereinen auch heute schon gemacht. Aber wir sind der Meinung, dass diese Vereine für die Gesamtbevölkerung besser ausgestattet und besser unterstützt werden sollten, damit sie das Angebot für alle Betroffenen in dieser Stadt liefern können. Wir meinen daher, wer Integration anstrebt und fördert, sollte die Gettobildung mit solchen Vereinen nicht unbedingt unterstützen.

Dazu kommt, dass man aus den Akten ersehen kann, dass viele dieser Vereine nicht ausgelastet werden. Viele haben nur eine geringe Stundenanzahl im Angebot. Trotzdem muss aber die gesamte Infrastruktur vorhanden sein und bezahlt werden, was insgesamt teurer kommt.

Wir lehnen daher die Subventionsansuchen der letztgenannten Vereine ab, begrüßen aber den Schritt zur neuen Vergabe der mehrjährigen Subventionen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Martina LUDWIG. - Bitte.

GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich kann nur sagen, mein Erstaunen ist sehr groß. Aber anscheinend ist es derzeit in der ÖVP überhaupt so, dass nicht klar ist, in welche Richtung gegangen werden soll, und anscheinend gibt es auch bei Ihnen hier im Klub unterschiedliche Meinungen. Anders kann ich mir - was auch schon Vorrednerinnen vor mir heute gesagt haben - die Historie dieser ganzen Geschichte nicht erklären.

Vor zwei Wochen hatten wir einen Ausschuss, und da gab es nicht nur Zustimmung von Seiten der ÖVP, sondern da gab es auch noch Lob für unsere Dreijahresverträge, die ja nicht von heute auf morgen entstanden sind. Insofern bin ich jetzt ein bisschen auch persönlich enttäuscht, Frau Kollegin Rothauer, weil ich Sie als eine Politikerin kennen gelernt habe, die sich sonst immer sehr sachlich mit den Themen beschäftigt hat. (GR Walter Strobl: Sehr sachlich!)

In diesem Fall ist es anscheinend nicht so, oder die Kommunikation in Ihrem Klub funktioniert nicht. Das ist nicht von heute auf morgen entstanden, sondern wir haben uns in unserem Arbeitskreis Frauen, der heute schon erwähnt und zitiert worden ist, mehrmals zusammengesetzt und nicht nur den gemeinsamen Wunsch bekräftigt, dass es Mehrjahresverträge geben soll, sondern wir haben uns auch über die Details sehr lange unterhalten. Ich freue mich, dass hier generell trotzdem noch immer eine so breite Zustimmung vorhanden ist. Alles andere hätte mich noch mehr verwundert, weil wir nämlich sehr im Detail auf die Gründe, warum wir das so haben wollen, und auf die Ausformulierung dieser Mehrjahresverträge eingegangen sind, und zwar immer mit Zustimmung Ihres Klubs.

Deshalb bin ich sehr verwundert - es gab ja, wie gesagt, im letzten Gemeinderatsausschuss nicht nur Zustimmung, sondern auch Lob -, und ich finde es persönlich, ehrlich gesagt, sehr schade! Man fragt sich dann manchmal, warum man sehr viele Stunden miteinander diskutiert, sich zusammensetzt und dafür Zeit investiert, wenn dann von einem Tag zum anderen - und genau so wirkt das jetzt für viele hier in diesem Saal - einfach alles wegargumentiert und ‑diskutiert wird, oder dieser Versuch unternommen wird. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Gemeinsam, in der Unter-Arbeitsgruppe!) Das finde ich persönlich sehr schade. Ich hätte mir hier sachlichere Argumente erwartet - aber bitte!

Ich möchte sehr wohl noch kurz auf Ihre Argumente eingehen. Sie haben schon erwähnt - ich habe es auch schon in einer Aussendung geschrieben, ich habe sie hier für Sie noch einmal mitgenommen -, es gibt natürlich Kriterien und Standards, die erarbeitet wurden; sie wurden gemeinsam mit dem Kontrollamt entwickelt. Die Vereine müssen natürlich auch in Zukunft sehr detaillierte Berichte legen. Außerdem - das ist ein Kriterium, das nicht neu ist, sondern jetzt noch verstärkt wird - gibt es so etwas wie Qualitätsgespräche. Die hat es schon jetzt gegeben, und diese Qualitätsgespräche zwischen der zuständigen Abteilung und den Vereinen werden natürlich auch in Zukunft stattfinden.

Die Gründe dafür, warum Dreijahresverträge im Kulturbereich notwendig sind, aber im Frauenbereich nicht notwendig zu sein scheinen, verstehe ich, ehrlich gesagt, nicht. Sie sagen, der Kulturbetrieb ist ein Kulturbetrieb, da gibt es unterschiedliche Einnahmen, die Auslastungen sind unterschiedlich. Ich kann Ihnen verraten, Einnahmen und Auslastungen gibt es in den von uns heute hier diskutierten und besprochenen Vereinen und Projekten entweder gar nicht oder nur ganz geringe. Das heißt, das kann einmal nicht das Argument sein. (GR Walter Strobl: Das gilt ja nicht für alle!)
Sie sagen, Künstler müssen über längere Zeiträume engagiert werden und kosten auch etwas. Ich sage Ihnen, es müssen Beraterinnen, Psychologinnen, Menschen, die beschäftigt sind, um Beratungen und Therapien durchzuführen, hier beschäftigt werden, und sie werden nicht über kürzere Zeiträume, sondern gerade in diesem sensiblen Bereich auch über längere Zeiträume angestellt und durch Verträge verpflichtet. Hier können sie ihre Arbeit tun.

So viel nur, um auf Ihre beiden Argumente einzugehen, denn mehr haben Sie noch nicht vorgebracht. Vielleicht bringt Kollege Salcher noch andere Argumente vor, warum es da große Unterschiede gibt. Aber ich denke, Kollegin Vana ist ohnehin schon darauf eingegangen. Auch ich vermute, es liegt hier nicht an unterschiedlichen Gründen, sondern man legt anderen Wert auf Kulturbetrieb beziehungsweise auf Frauenbetrieb. Denn auch hier handelt es sich um Betriebe. 

Uns ist wichtig - und ich möchte die Ausführungen von Vorrednern nur noch unterstreichen -, dass Frauenvereine Sicherheit haben und nicht von Jahr zu Jahr zittern müssen. In Wien müssen sie das Gott sei Dank eh nicht so, wo sie das Geld hauptsächlich von uns bekommen. In anderen Bereichen haben sie das leider sehr stark zu spüren bekommen, vor allem dort, wo sie von Bundesseite finanziert werden. Ich erinnere nur noch einmal - es ist noch nicht lange her - an die österreichweite Frauen-Helpline, die Ende letzten Jahres zittern musste und sich bereits wieder einmal überlegt hatte, Kündigungen anmelden zu müssen, weil sie noch keine Zusagen von Seiten des Finanziers bekommen hatte, ob für das laufende Jahr überhaupt Geld da sein wird oder nicht. All diese Situationen wollen wir für unsere Frauenvereine nicht haben. Deshalb wollen wir sie über einen längeren Zeitraum absichern und ihnen auch die Möglichkeit geben, über einen längeren Zeitraum zu planen und mit dem Geld vielleicht noch sinnvoller im Interesse der Klientinnen umzugehen.

Es gibt weniger Verwaltungsaufwand, sowohl für die Vereine als auch für die Stadt, und die Sicherheit steht im Vordergrund, sodass vor allem die Kapazitäten und Ressourcen der vor Ort Tätigen auf die Arbeit konzentriert werden und nicht so sehr auf den generellen Verwaltungsaufwand, der oft ein sehr hoher ist. Ich denke, das sind genug Gründe. Ich bin gespannt auf die Ausführungen des Herrn Kollegen Salcher - den ich hier erstmals zu Frauenprojekten reden höre - darüber, wo doch noch großartige Unterschiede zu finden wären.

Es tut mir Leid, und ich hoffe, dass wir das in Zukunft im Vorfeld aufklären können, würde mich aber freuen, wenn wir mit einer großen Mehrheit heute einen wichtigen und richtigen Schritt gehen. Ich denke, wir können gemeinsam stolz sein, dieses Netz, das wir in Wien haben - ein sehr dichtes Netz an Beratungs-, Service- und Kriseneinrichtungen für Frauen -, hier nicht nur weiterhin zu behalten, sondern auch auszubauen und den Frauen - nicht nur den dort beschäftigten, sondern auch jenen, die diese Einrichtungen in Anspruch nehmen - die Sicherheit geben zu können, die sie sich auch verdient haben. - Danke. (Beifall bei der SPÖ sowie der GRin Dr Monika Vana.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner ist Herr Mag Salcher. (GR Robert Parzer: Doktor!) Herr Doktor, Entschuldigung! An dem wird es ja nicht scheitern. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst muss ich eine Hoffnung enttäuschen, und zwar die, dass ich in Zukunft auch den Frauenausschuss der Frau Stadträtin bereichern werde. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Von "Hoffnung" war keine Rede, Herr Kollege!) Diese Hoffnung muss ich enttäuschen. Auf der anderen Seite kann ich Sie von der Sorge befreien, dass ich mich nicht auch weiterhin intensiv um den Kulturbereich kümmern werde. Ich melde mich hier daher primär aus formellen Gründen zu Wort, weil die Frau Stadträtin, wie Sie alle wissen, keine Anträge einbringen kann und nur ein Abgeordneter Abänderungsanträge einbringen kann. 

Ich möchte auf drei Argumente eingehen, erstens auf die Sache mit dem unterschiedlichen Abstimmungsverhalten im Ausschuss und im Gemeinderat. Die Kamera ist zwar da, aber seien wir doch einmal fünf Minuten ehrlich! (GRin Inge Zankl: Wir sind immer ehrlich!) Es möge die Fraktion hier im Hause aufstehen, die auch nur in dieser Periode nicht mindestens einmal im Ausschuss anders als im Gemeinderat abgestimmt hat! Die lade ich gerne ein ... (GRin Martina LUDWIG: Aber es geht um ...!) Passen Sie auf, Frau Kollegin: Die Regierungspartei hat hier Abänderungsanträge zu eigenen Anträgen der Regierung eingebracht! Das heißt, in der Zeit zwischen dem Beschluss im Ausschuss und dem Einbringen der Vorlage hier im Haus haben Sie selbst die Mehrheit verändert. Das ist ja nichts Schlechtes. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Argumentieren Sie inhaltlich!) Entschuldigung, dieses Argument ist von Ihrer Seite gekommen; ich komme schon dazu, nicht ungeduldig sein!

Ich gehe jetzt formal darauf ein - und seien wir uns einmal ehrlich! -, in einer Demokratie ist das nichts Böses: Das haben ja alle Fraktionen getan, dass man hier im Gemeinderat - und das ist das Entscheidende - anders als im Ausschuss abstimmt. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ist ja nicht wahr!) Bitte schauen Sie sich Ihre Abstimmungsergebnisse an, ich kann sie Ihnen gerne einmal zeigen. Es ist aber nichts Schlechtes.

Punkt zwei, inhaltlich: Frau Kollegin, es ist ein Unterschied, ob zum Beispiel beim Jazzfest oder bei den Wiener Festwochen die dort persönlich haftbare Geschäftsführung der Wiener Festwochen eine Verpflichtung eingehen muss, die in zwei oder drei Jahren einen Künstler, eine Produktion mit einem Millionenbudget ausstattet. Es ist ein Unterschied, ob bei einem Festival wie dem Jazzfestival die Auslastung eine sehr unterschiedliche sein kann, weil man nie weiß, ob eine Produktion in einem Jahr besser läuft, in einem anderen Bereich schlechter läuft. (GRin Martina LUDWIG: Hier auch!)
Das waren die zwei entscheidenden Gründe, warum wir uns damals im Kulturbudget, im Kulturbereich entschlossen haben - übrigens gegen heftigsten Widerstand der Sozialdemokraten, die damals sogar ein Rechtsgutachten der Rechtsabteilung und der Finanz eingebracht haben, um Herrn StR Marboe klarzumachen, dass das alles budgettechnisch leider nicht geht. Wir haben es dann trotzdem durchgesetzt, weil der Kulturbereich etwas sehr Spezifisches ist, aus den beiden Argumenten, die ich Ihnen gesagt habe: Fluktuation der Einnahmen durch Risikoproduktionen und, Punkt zwei, Verpflichtungen, die Intendanten insbesondere großer Häuser langfristig eingehen müssen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wer, glauben Sie, haftet für die Kosten einer hoch qualifizierten Therapeutin, die eine Frau betreut?) Langsam, Frau Kollegin, ich komme zu allem. - Das ist also einmal ein Unterschied zwischen dem Kulturbereich und dem Sozialbereich.

Das Zweite ist, wir haben auch nichts dagegen, dass Frauenorganisationen oder zum Beispiel Sozialorganisationen mit Dreijahresverträgen ausgestattet werden. Dagegen ist nichts einzuwenden, wenn es dafür klare Kriterien gibt. (GRin Martina LUDWIG: Gibt es!) Frau Kollegin LUDWIG, wenn es so klare Kriterien - Sie sind zum Beispiel auch Mitglied des Ausschusses der Frau StRin Laska. Warum ist Ihnen das bisher im Ausschuss der Frau StRin Laska nicht eingefallen? Institutionen, bei denen es um wesentlich mehr Geld, um wesentlich mehr Beschäftigte geht und die wichtige Leistungen für die Stadt Wien erbringen - warum ist es interessanterweise im Bereich der Frau Kollegin Laska nicht dazu gekommen? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner - ein Dokument in die Höhe haltend -: Das sind die Kriterien!) Wo gibt es das dort, bitte? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das sind die Kriterien! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, es ist vielleicht einer.

Der Grund, warum wir uns heute entschlossen haben, hier gegen die Dreijahresverträge zu stimmen, ist, dass es uns willkürlich erscheint, dass eine Stadträtin hier zehn Vereine herausnimmt und diese mit Dreijahresverträgen ausstattet, während das zum Beispiel im Sozialbereich, in dem es um viel mehr geht und in dem es viel mehr Angestellte gibt, nicht der Fall ist. Daher würde ich es für eine sinnvolle Vorgangsweise finden, dass wir den Sozialbereich, den Frauenbereich und auch andere Bereiche zusammen diskutieren, Kriterien aufstellen und dann beschließen. Darüber können wir reden. Aber das Argument, nur zu sagen ... (GRin Martina LUDWIG: Da gibt es andere Verträge!)

Frau Kollegin! Nur das Argument, zu sagen: die Sicherheit für diese Vereine ist etwas Positives - das sehe ich auch so, ich bin auch Subventionswerber für den Verein der Sir-Karl-Popper-Schule. Ich würde mir auch einen Dreijahresvertrag wünschen, sage Ihnen aber ehrlich, die Typologie, die Einschätzbarkeit von Ausgaben und Einnahmen, macht es mir auch möglich, jährlich einen Antrag einzubringen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Na ja, wenn Sie mir einen Dreijahresvertrag für alle Institutionen geben, die das gerne hätten, dann wird es nur noch Dreijahresverträge geben. Darüber können wir auch diskutieren, dann braucht der Gemeinderat wahrscheinlich nicht mehr so oft zusammenzutreten. Das kann eine politische Entscheidung in diesem Haus sein. Aber hier willkürlich einen Bereich herauszunehmen und zu sagen, wir machen das jetzt für zehn, für alle anderen tun wir es nicht, das erscheint mir ungerecht, das erscheint mir nicht nachvollziehbar, und das erscheint mir deshalb einer tieferen Debatte notwendig. Offensichtlich sind Sie nicht bereit, sich dieser Debatte zu stellen. Im Kulturbereich haben Sie sich dieser Debatte sehr intensiv gestellt ... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: ... alles in der Unter-Arbeitsgruppe besprochen!)
Frau Stadträtin! Ich unterstelle Ihnen nicht, dass Sie in Ihrem Bereich Vorschläge machen können. Sie können aber auch nicht der Opposition verbieten ... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das haben wir in der Unter-Arbeitsgruppe monatelang diskutiert! Ignorieren Sie nicht den gemeinsamen Arbeitskreis!) Sie können aber nicht der ÖVP oder der Opposition verbieten, zu sagen, dass wir Dreijahresverträge außerhalb des Kulturbereichs hier in diesem Haus diskutiert haben wollen, und zwar, wenn es dazu kommt, für alle Ressorts und nicht nur für Ihr Ressort. Das bitte ich Sie einmal zur Kenntnis zu nehmen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sie müssen ein ziemliches Problem haben! Aber das ist Ihre Angelegenheit!) Das möchte ich jetzt überhört haben, weil ich glaube, dass wir in einer sachlichen ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Frau Kollegin! Ich weiß nicht, warum Sie das als persönlichen Affront auffassen, wenn die Volkspartei hier sagt ... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist ein Affront gegen die Frauen, die dringend diese Unterstützung brauchen, nicht gegen mich!) Liebe Frau Brauner! Sie müssen doch einsehen, dass wir über eine so wichtige Frage wie Dreijahresverträge nicht nur für Ihr Ressort diskutieren können, sondern: wenn, dann werden wir über alle Ressorts diskutieren. Das ist eine demokratische Vorgangsweise, und das müssen Sie einmal zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Ich glaube, ich habe jetzt dargelegt, dass es gute Argumente dafür gibt, hier noch einmal eine Diskussionsrunde zu diesem Thema abzuführen und den Sozialbereich - nämlich den budgetär viel wichtigeren Bereich der Frau Kollegin Laska - zu inkludieren. Wenn wir dann zu einer gemeinsamen Vorgangsweise finden (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Mit mir sicher nicht!), dann wird die Volkspartei die Letzte sein, die die Abhängigkeit der Vereine von der Stadt Wien, insbesondere von einer absoluten SPÖ-Stadtregierung in Wien, fördert, und dann werden wir die Ersten sein, die dem zustimmen - aber nach klaren Kriterien, und wenn, dann für alle Bereiche! (GR Harry Kopietz: GR Salcher hat nichts gegen Vereine, auch wenn sie sich um Frauen kümmern!)

Herr Kollege Kopietz! Interessant, dass Sie sich auch zu diesem Thema melden. Das würde jetzt wieder zu einer längeren Debatte führen, aber der will ich mich entziehen und möchte jetzt als Dokumentation dafür, dass die Volkspartei selbstverständlich all den geförderten Vereinen zustimmt, hier zehn Abänderungsanträge einbringen. Ich werde mir erlauben, nur beim Ersten die Begründung einzubringen.

Ich bringe alle Abänderungsanträge gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Wolfgang Ulm ein. Der Grund unserer Ablehnung ist, dass wir mehrjährige Subventionen für Vereine nicht generell, sondern nur nach bestimmten Kriterien vergeben wollen. Abzulehnen ist aus unserer Sicht übrigens auch eine automatische Valorisierung, weil das dem Prinzip eines Dreijahresvertrags in sich selbst widerspricht. (GRin Martina LUDWIG: Nein!)
Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "abzwien Verein zur Förderung von Arbeit, Bildung und Zukunft von Frauen" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 80 538.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "SELBST-LAUT - Verein zur Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 41 667.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin Verein "Frauen gegen sexuelle Ausbeutung von Mädchen" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 69 187.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "Verein Frauen beraten Frauen" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 73 350.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "Verein Autonome Österreichische Frauenhäuser" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 40 698.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "Verein Notruf. Beratung für vergewaltigte Frauen und Mädchen" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 54 510.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "LEFÖ - Lateinamerikanische Emigrierte Frauen in Österreich" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 66 297.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "Verein Orient Express - Beratungs-, Bildungs- und Kulturinitiative für Frauen" wird für das Jahr 2003 nachfolgende Subvention gewährt: EUR 72 879.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "Verein Peregrina - Bildungs-, Beratungs- und Therapiezentrum für Immigrantinnen" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 85 000.

Abänderungsantrag: Der Subventionsnehmerin "Verein FIBEL. Fraueninitiative Bikulturelle Ehen und Lebensgemeinschaften" wird für das Jahr 2003 nachstehende Subvention gewährt: EUR 39 500.

Ich erlaube mir, Ihnen diese Anträge geballt zu übergeben. (Der Redner überreicht die Anträge der Vorsitzführung.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, damit hat die Volkspartei ihren Standpunkt dargelegt, dass wir sehr wohl dafür sind, dass alle diese Vereine ausreichend subventioniert werden. Wir sind auch für eine Debatte mit der sozialistischen Alleinregierung in dieser Stadt bereit, wo und in welchen Bereichen sinnvolle Dreijahresverträge vergeben werden. Diese Debatte aufzunehmen sind wir gerne bereit.

Individuelle und Pauschalregelungen für ein einzelnes Ressort lehnen wir ab. Deswegen lehnen wir hier die Dreijahresverträge ab. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es liegt noch eine Wortmeldung von Herrn GR Ellensohn vor. - Bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich werde mich nicht lange auslassen über die Kulturpolitik oder die Frauenpolitik der Stadt Wien, wohl aber über den Redebeitrag von Herrn Salcher, der begründet hat, warum die ÖVP glaubt, in dem einen Bereich - im Kulturbereich - sind die Dreijahresverträge gut und in dem anderen Bereich - im Frauenbereich - sind sie schlecht.

Begründet hat er es unter anderem damit: Mit großen internationalen Künstlern und Künstlerinnen muss man Sachen langfristig ausmachen, weil sie langfristig planen müssen. - Nicht langfristig planen müssen Leute, die normale Jobs haben, die sich überlegen müssen, wie sie in den nächsten paar Jahren die Miete zahlen, ob sie - ich weiß nicht, ich sage jetzt als GRÜNER meinetwegen - sich ein Auto oder sonst irgendetwas anschaffen: die müssen nicht langfristig planen?

Alle diese Vereine, Herr Salcher, müssen sich überlegen, wie sie ihre Arbeit in den nächsten Jahren organisieren! Jedem einzelnen dieser Vereine ist natürlich damit geholfen, wenn er ein bisschen langfristiger planen kann. (GR Dr Andreas Salcher: Gebe ich Ihnen Recht! Aber dann müssen wir allen Vereinen Dreijahresverträge ...!)
Heute Vormittag, in der Früh, haben wir über die Verhöhnung von Leuten geredet, die zum Beispiel in der Großfeldsiedlung wohnen. Gemeint haben wir die Verhöhnung von Leuten, die Einkommen - Hausnummer - weit unter 1 500 EUR haben. Genau das machen Sie! Sie sagen, mit internationalen, wichtigen Künstlern und Künstlerinnen muss ich langfristig planen. Da sind wir ganz Ihrer Meinung. Aber dann sagen Sie einen Satz dazu, mit dem ich gar nicht übereinstimmen kann und mit dem die GRÜNEN gar nicht mitkönnen: "Bei den anderen ist es egal, da spielt es keine Rolle, die bekommen jetzt für heuer das Geld, und ob sie den Arbeitsplatz ein, zwei oder drei Jahre haben, werden wir dann schon sehen, diese Leute müssen nicht planen."

Das ist die Verhöhnung der kleinen Leute in diesem Land! Das ist die Verhöhnung jener Leute, die ganz normal arbeiten gehen und weniger Geld verdienen als große, international renommierte Leute oder auch weniger Geld verdienen als Sie und ich, Herr Salcher! (Beifall bei den GRÜNEN sowie bei Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es liegt dazu keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist somit geschlossen.

Das Wort hat die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! (GR Dr Andreas Salcher - in Richtung Vorsitzführung -: ... Wortmeldung!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Das ist schon zu spät. Entschuldigung, ich habe es nicht gesehen. Ich habe die Debatte geschlossen.

Es gibt heute noch die Möglichkeit, dass Sie in Ihrem Redebeitrag zum Thema Kultur darauf zurückzukommen. (Zwischenruf des GR Dr Andreas Salcher.)
Wenn Sie wollen, mache ich mit Ihnen eine Geschäftsordnungsdebatte. Aber für mich ist Ihre Wortmeldung zu spät erfolgt.

Frau Berichterstatterin, bitte. (GR Walter Strobl: ... Fehler macht!)
Berichterstatterin GRin Sandra Frauenberger (fortsetzend): Es liegen uns hier insgesamt zehn Anträge für Dreijahresverträge und unter anderem ein Poststück zur Projektförderung 2003 mit diesem Rahmenbetrag vor.

Ich möchte mit dieser Rahmenbetrags-Geschichte beginnen. Hier geht es um den so genannten Kleinprojekte-Topf, hier geht es darum, kurzfristige Förderungen für Veranstaltungen, Ausstellungen, Workshops zu geben, und zwar genau in diesem Frauenbereich der Migrantinnen, Gesundheit- und Sozialbereiche, Gewalt gegen Frauen, Mädchenprojekte, neue Technologien und Arbeitsmarkt. Ich denke mir, genau das muss in dieser Stadt möglich sein, und daher ist dieser Rahmenbetrag auch notwendig.

Zu den Dreijahresverträgen: Es ist hier einiges angesprochen worden. Die Dreijahresverträge haben drei sehr konkrete Ziele gehabt, über die wir uns in einer zweijährigen Diskussion gemeinsam geeinigt haben. Zum einen ist dies die langfristige Absicherung und die Ermöglichung der Flexibilität. Das zweite Ziel ist eine bessere Planbarkeit, und zwar nicht nur für die Vereine selbst, sondern natürlich auch für diese Stadt. Es ist überdies darum gegangen, den Verwaltungsaufwand geringer zu halten - jedoch natürlich nicht auf Kosten von Qualität und Standards -, und zwar den Verwaltungsaufwand sowohl für die MA 57 als auch für die Vereine klein zu halten.

Heute ist hier auch über die Qualitätsstandards diskutiert worden. Sie sind zwar nachzulesen, aber um auch diesen zehn Projekten gerecht zu werden, möchte ich noch einige davon nennen. Es sind sowohl qualitative als auch quantitative Standards, von der Ausrichtung der Ziele des Vereines über die Aufgaben, die Zielgruppen, die Jahresschwerpunktsetzung, die Vernetzung und Kooperation der Vereine, die Öffentlichkeitsarbeit, Ausblicke auf das kommende Jahr, und das Ganze noch gespickt mit einer Vielzahl von quantitativen Erhebungen, die ich jetzt hier nicht alle zitieren möchte, die aber sowohl im Ausschuss als auch in dieser interfraktionellen Arbeitsgruppe bekannt sein müssen.

Tatsache ist, dieser Dreijahres-Finanzplan, der hier auch zu legen ist, muss natürlich die Kriterien der Wirtschaftlichkeit, der Zweckmäßigkeit und der Sparsamkeit erfüllen. Alle Kriterien - das wurde schon erwähnt - sind gemeinsam mit dem Kontrollamt erarbeitet worden. Es handelt sich hier um Vereine, die überwiegend den Schwerpunkt im Migrationsbereich, im Arbeitsmarktbereich, im Gewaltschutzbereich haben.

Die Vorteile dieser Dreijahresverträge für beide Seiten habe ich erläutert. Es geht darum, konsequent und konstant weiterhin Qualität in Beratungs- und Service-Einrichtungen in dieser Stadt für die Wienerinnen zur Verfügung zu stellen. Die Dreijahresverträge sind aus unserer Sicht eine logische Folgerung, um diese Sicherheit und Garantie, nämlich Wienerinnen weiterhin so gut servicieren und beraten zu können, fortsetzen zu können. Es geht hier sozusagen um eine Garantie für drei Seiten, nämlich für die Wienerinnen, für die Stadt, aber natürlich auch für die Vereine.

Ich bitte daher um Zustimmung für diese elf vorliegenden Poststücke. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Zur Postnummer 2 liegt ein Abänderungsantrag der ÖVP vor.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag erhält nur die Stimmen der Antragsteller, er ist somit nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.)
Nur mit den Stimmen der Antragsteller, das habe ich gesagt, lieber Herr Dr Tschirf.

Wer für die Postnummer 2 in der ursprünglichen Fassung ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist die Mehrheit und daher angenommen, ohne die Stimmen der ÖVP.

Zur Postnummer 3 liegt kein Abänderungsantrag vor.

Wer für die Postnummer 3 ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Nein!) Ohne die Stimmen der Freiheitlichen - Entschuldigung!

Es sind so wenige Freiheitliche da, dass sie hier in den Blöcken aufgehen. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Aber Herr Vorsitzender, normalerweise bringen Sie es zusammen ...! - Weitere Zwischenrufe.)
Zur Postnummer 4 liegt wiederum ein Abänderungsantrag der ÖVP vor.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag wird nur mit den Stimmen der ÖVP unterstützt und ist somit abgelehnt.

Wer für die Postnummer 4 in der vorliegenden Fassung ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen, der SPÖ und der GRÜNEN angenommen.

Zur Postnummer 5 liegt ein Abänderungsantrag der ÖVP vor.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind nur die Stimmen der ÖVP, der Antrag ist somit abgelehnt.

Zur Abstimmung gelangt die Postnummer 5 in der ursprünglichen Fassung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die Stimmen der ÖVP und somit mehrheitlich angenommen.

Zur Postnummer 6 liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag vor.

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Dies findet ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Zur Abstimmung gelangt die Postnummer 6 in der vorliegenden Fassung.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Mehrheit, ohne die Stimmen der ÖVP.

Zur Postnummer 7 ist wiederum einen Abänderungsantrag eingebracht worden.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das findet nur die Zustimmung der ÖVP und ist somit abgelehnt.

Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 7 in der ursprünglichen Fassung.

Wer dies unterstützt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist mehrheitlich angenommen.

Zur Postnummer 8 liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag vor.

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt.

Zur Abstimmung gelangt Postnummer 8 in der vorliegenden Fassung.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich angenommen.

Auch zur Postnummer 9 liegt ein Abänderungsantrag vor.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist die Minderheit, der Antrag ist abgelehnt.

Wir stimmen ab über Postnummer 9 in der ursprünglichen Fassung.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich angenommen.

Zur Postnummer 10 gibt es wiederum einen Abänderungsantrag.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt.

Abzustimmen ist nunmehr über Postnummer 10 in der ursprünglichen Fassung.

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist mit Stimmenmehrheit angenommen.

Das ist ja fast wie bei der Abstimmung der Abänderungsanträge bei der Budgetdebatte.

Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 11.

Auch dazu liegt ein Abänderungsantrag vor.

Wer für diesen Antrag ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Dieser Antrag bleibt in der Minderheit und ist abgelehnt.

Wir stimmen ab über Postnummer 11 in der ursprünglichen Fassung.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist angenommen, ohne die Stimmen von GRÜNEN und Freiheitlichen - ich korrigiere: ohne die Stimmen von ÖVP und Freiheitlichen.

Ich habe mich jetzt auf Herrn Dr GÜNTHER fixiert. (Zwischenrufe.) Ich habe mir gedacht, ein designierter Sektionschef ist ein Fixpunkt.

Zur Postnummer 12 liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag vor.

Wer für diesen Antrag ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt.

Wir stimmen ab über Postnummer 12 in der ursprünglichen Fassung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich angenommen, ohne die Stimmen von Freiheitlichen und ÖVP.

Somit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlossen.

Ich darf diesen Tagesordnungspunkt zum Anlass nehmen, etwas zu tun, wofür mir zwei Damen nachher hoffentlich nicht bitterböse sein werden. Aber ich wünsche den beiden Sprecherinnen, die in baldigster Zeit ihre Niederkunft haben werden, alles Gute für diesen Anlass! (Allgemeiner Beifall. - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Bei der Abstimmung zwei Mal zählen! - Weitere Zwischenrufe.) Zwei, das habe ich gesagt. Ich habe das jetzt getan, weil das wahrscheinlich die letzte Rede vor diesem Jungmutterantritt ist. Demzufolge habe ich mir gedacht, das mache ich jetzt. 

Zur Postnummer 25 (00113/2003-GKU) liegt keine Tagesordnung mehr vor. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Es liegt zur Postnummer 25 selbstverständlich keine Wortmeldung mehr vor, die vorgesehene Rednerin hat zurückgezogen. 

Diese Postnummer betrifft eine Subvention an den Verein zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien.

Wer für das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne GRÜNE und Freiheitliche, angenommen.

Zur Postnummer 37 (00098/2003-GKU) liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor, sodass darüber nur abzustimmen ist. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Fotogalerie Wien".

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Wir gelangen zur Postnummer 39 (00101/2003-GKU). Auch hierzu liegt keine Wortmeldung mehr vor. Diese Postnummer betrifft eine Jahressubvention an den Verein "Unit f".

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist einstimmig angenommen.

Zur Verhandlung gelangt nunmehr Postnummer 43 (00120/2003-GKU). Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Public Netbase Media-Space! Institut für neue Kulturtechnologien".

Ich darf Frau GRin Dr Vitouch ersuchen, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet.

Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. - Bitte.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Selbst wenn die Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP und der FPÖ es nicht so gerne hören: Der Verein "Public Netbase" hat sich in den letzten Jahren zu einer wichtigen Institution etabliert, einer wichtigen Schnittstelle zwischen Kunst, Kultur und neuen Technologien, einer Institution, die inzwischen nicht nur in Wien, nicht nur in Österreich, sondern auch europaweit und international Erfolge feiert und sich bereits einen sehr, sehr guten Namen gemacht hat.

Vielleicht eine kleine Leistungsbilanz aus der letzten Zeit: Mit dem Projekt "World Information Org" haben sie weltweit Beachtung gefunden. Inzwischen veranstalten sie - beziehungsweise bekommen sie Einladungen zu - Symposien, Konferenzen und Ausstellungen, zuletzt in Amsterdam, in Kanada, in Helsinki, in Berlin. Eine Einladung nach Australien konnte nicht angenommen werden, und das war schon eine allererste Sparmaßnahme, weil - Sie werden es gleich hören - die Mittel knapp sind, und zunächst übrigens in Novi Sad und Belgrad von Ende März bis Anfang Mai.

Nun könnte man meinen, eine Institution, die so gut gearbeitet hat und so Wichtiges für den Kulturbereich - nicht nur in der Stadt - geleistet hat, sollte nicht mit Problemen konfrontiert sein, sollte nicht ums Überleben kämpfen. Aber so ist es nicht: Die Probleme sind in letzter Zeit nicht weniger geworden!

Sie lassen sich vielleicht im Wesentlichen auf zwei Punkte zusammenfassen. Erstens wäre da der Finanzbedarf, der gerade noch gedeckt ist. Die finanziellen Mittel reichen gerade noch aus, um den Standard, den es bis jetzt gegeben hat, aufrechtzuerhalten. Doch es ist knapp, und die finanziellen Mittel reichen bei weitem nicht, um das Leistungsangebot weiter auszubauen. Zweitens wäre da die Standortfrage. Das derzeitige Quartier entspricht den Anforderungen nicht. Vielleicht ein kleines, banales Beispiel: Die Leitungen sind zu alt, und man müsste meinen, ein Verein, der auf einem solchen Gebiet tätig ist, sollte nicht zum Beispiel mit Stromausfällen konfrontiert sein. Diejenigen von uns, die sich in dem Bereich ein bisschen auskennen, wissen, was das bedeutet. Das Quartier entspricht also den Anforderungen nicht, und die Standortsuche geht munter weiter. Zwar könnte der Karlsplatz im Zuge der Neugestaltungspläne eine neue Adresse für den Verein werden, aber alles das steht momentan, ehrlich gesagt, in den Sternen.

Nun kommen wir zur Rolle der Stadt Wien in diesem Ganzen. Es ist ja nicht so, dass die Stadt Wien den Verein nicht unterstützt. Erfreulicherweise sind wir heute auch hier, um eine weitere Subvention zu beschließen. Doch das Problem ist und bleibt, dass dieses Geld allein bei weitem nicht ausreicht. Der Verein kommt, wie gesagt, schwer über die Runden. Er leistet Wichtiges und Wertvolles und ist nicht imstande, viele, viele Projekte, viele Ideen, vieles mehr, was er leisten könnte, zu verwirklichen, weil das Geld eben nicht ausreichend ist.

Auch weiß ich, dass selbstverständlich nicht die Stadt Wien allein immer für alles aufkommen kann. Diese Diskussion haben wir von dieser Stelle aus immer wieder gehabt, nicht nur jetzt im Zusammenhang mit "Public Netbase", sondern im Zusammenhang mit vielen Bereichen und Vereinen der Stadt Wien, bei denen sich der Bund nach und nach aus der Verantwortung stiehlt und immer wieder das Argument vorgebracht wird: Na ja, die Stadt Wien kann nicht immer einspringen und kann nicht alle Löcher stopfen, die dadurch entstehen.

Doch ich denke, dass es schon eine Überlegung wert ist, dass die Stadt Wien langsam Prioritäten setzt. Denn: Ja, alles an diesen Löchern werden wir nicht stopfen können, aber schön langsam sollte uns allen klar geworden sein, dass sich diese Taktik, diese Politik seitens des Bundes bis auf weiteres nicht ändern wird. Es ist zwar abzuwarten, was für eine Bundesregierung in diesem Land kommen wird, doch in der jetzigen Konstellation muss man, wie gesagt, zur Kenntnis nehmen: Das ist so gewollt, und es wird sich nicht ändern. Ich denke, dass es an der Zeit wäre, dass die Stadt Wien Prioritäten setzt und dass die Stadt Wien einfach sagt, diese und jene paar Projekte sind uns so wichtig und bedeuten so viel für die Stadt, dass wir hier sehr wohl einspringen und einen bestimmten Standard gewährleisten möchten. Das ist also in diesem Zusammenhang zunächst einmal eine erste Aufforderung, endlich in diesen Nachdenkprozess einzutreten.

Zweitens: Meinen Informationen zufolge gibt es bereits seit längerem Gespräche mit Herrn Kulturstadtrat Mailath-Pokorny und Vertreterinnen und Vertretern des Vereins, wobei unter anderem eine Art Partnerlösung angedacht worden ist, eine Kooperation unter mehreren Ressorts der Stadt Wien, um eine bessere, ausreichendere Subventionierung für den Verein zu gewährleisten. Es ist gut, dass gesprochen wird, aber inzwischen wird schon seit einem Jahr gesprochen, und es wäre an der Zeit, dass etwas weitergeht. Es wäre an der Zeit, dass diese Gespräche ein Ergebnis bringen.

Ich erfahre, dass es der Verein schon so empfindet - und das ist, bitte, auch etwas, was nicht nur Public Netbase betrifft, sondern in ähnlichen Konstellationen immer wieder mehrere Vereine betrifft -, dass der Verein in einer Art Pingpong zwischen den Stadträten hin und her geschickt wird, das Gefühl hat, dass alle wohlwollend sind, alle diskutieren, alle das eine hervorragende Idee finden, aber der eine auf den anderen verweist und schlussendlich nichts weitergeht.

Vielleicht wäre es auch eine wertvolle Anregung, dem nachzugehen, eine Stelle in dieser Stadt einzurichten, an welche Vereine, die einen Bedarf in mehreren Bereichen haben, sich wenden können und an der ihnen geholfen wird, ohne dass sie selbst von Stadtrat zu Stadtrat im Kreis laufen müssen und dadurch vielleicht ein, zwei, drei, wer weiß wie viele Jahre verlieren.

In diesem Zusammenhang fasse ich zusammen: Jedenfalls ist es erfreulich, dass die Stadt Wien auch heuer subventioniert. Noch erfreulicher wäre es, wenn die Stadt Wien etwas mehr Geld springen ließe, damit der Verein seine Tätigkeit ausbauen kann. Am allererfreulichsten wäre es, wenn in den nächsten Jahren auch die Standortfrage zur Zufriedenheit aller gelöst werden könnte. Die Neugestaltung des Karlsplatzes wird ja zu diskutieren sein, und wir hoffen sehr, dass "Public Netbase" dort eine neue Heimat finden wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, eine inhaltliche Auseinandersetzung über "Public Netbase" haben wir schon des Öfteren ausführlich vorgenommen. Das hat auch Herr Professor Strobl für die ÖVP getan, weil das eines der sehr seltenen Kapitel ist, in denen aus mehreren Ausschüssen finanziert wird. Die Bedenken der Volkspartei auf diesem Gebiet sind bekannt und sind weiter aufrecht.

Ich möchte heute hier nur ganz kurz auf diesen Antrag rein aus finanzieller Sicht eingehen, weil das eigentlich eine Form eines Antrags ist, wie sie sehr selten vorliegt.

Da steht in dem Berichtsantrag der Beamten: "Die renommierte Netzkulturinstitution Public Netbase ersucht für die Finanzierung der laufenden Aktivitäten um eine Subvention von EUR 868 000." Das stimmt auch mit dem Antrag überein, den Public Netbase stellt. Weiters: "Die Kulturabteilung der Stadt Wien schlägt einen Unterstützungsbeitrag für die Jahresaktivitäten in der Höhe von 218 000 EUR vor." Also ein derartiges Auseinanderklaffen dessen, was ein Verein offensichtlich als seinen eigenen Aufgabenbereich und seine eigene Größenordnung sieht und dem, was die Stadt sagt, was dieser Verein tun soll, nämlich um mehr als das Dreifache, ist mir eigentlich in keinem anderen Bereich in einer derartigen Größenordnung auch nur irgendwie bekannt. 

Public Netbase - da sind wir im Übrigen wieder beim lustigen Thema 3-Jahres-Verträge. Public Netbase hatte ja bisher einen 3-Jahres-Vertrag. Offensichtlich war man nicht einmal in der Lage, einen Minimalkompromiss zwischen Public Netbase und der Stadt Wien zu finden, weil da ja wirklich Lichtjahre finanziell auseinander klaffen, wenn ich hier 868 000 EUR auf der einen Seite als Förderung gebe, was knappe 12 Millionen S sind, und auf der anderen Seite jetzt eine bewilligte Förderung von EUR 218 000 habe. Ich glaube, schon alleine aus diesem formalen Argument, dass es einmal notwendig ist, dass die Stadt und Public Netbase - Sie haben das ja auch angekündigt, dass Sie das tun, und da muss man einmal eine Entscheidung treffen: Soll Public Netbase irgend so etwas wie die Wiener Festwochen von der Größenordnung sein oder soll Public Netbase halt eine neue Medieninitiative sein? Man kann über beides diskutieren, aber hier eine Institution zu haben, die der Meinung ist, sie erfüllt quasi eine Riesenaufgabe in der Stadt und für die Künstler und so weiter und die Stadt sagt, das sehen wir eigentlich im Prinzip völlig anders, aber ein bissel was geben wir euch, das zeigt schon, wie viele Fragen hier offen sind.

Ich glaube, die Volkspartei hat daher gute Gründe und ist gut beraten, dagegen zu stimmen und wir werden das auch tun, sowohl aus unserer bekannten inhaltlichen Kritik, aber auch auf Grund des völligen Auseinanderklaffens zwischen den Vorstellungen des Subventionswerbers und dessen, was die Stadt bereit ist, dieser Institution zu geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Ebinger hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Herr Vorsitzender.

Meine Damen und Herren! Auch ich werde mich heute inhaltlich über die Arbeit von Public Netbase nicht verbreitern. Auch ich, und ich habe das letztes Jahr schon angedeutet, möchte ein bisschen auf die Diskrepanzen in diesem Finanzierungsplan eingehen. Erstens einmal auf die Diskrepanz zwischen dem, was Public Netbase jetzt an Subvention bekommen soll und dem, was sie beantragt hat, aber auch auf den Finanzierungsplan, der von Public Netbase als Grundlage für die Subvention zur Verfügung gestellt wird. 

Da haben wir, wenn wir uns diesen Finanzierungsplan anschauen, Einnahmen von 225 000 EUR plus unserer 218 000 EUR Subvention. Dem stehen Ausgaben von 1 093 000 EUR gegenüber. Daraus ergibt sich eben diese 868 000 EUR-Diskrepanz. 

Sagen wir es einmal anders herum: Wenn wir bei diesen Einnahmen schauen, was das für Einnahmen sind, dann sind das größtenteils wieder Subventionen, einmal 35 000 EUR Subventionen vom Bundeskanzleramt, Sektion Kunst, von der MA 13 72 000 EUR, vom WAFF 18 000 EUR, dann von der BKA Kunst noch für Projekte eigene Förderungen und von einer Foundation Förderungen. Wir haben also auch hier wieder bei den 225 000 EUR Einnahmen, die jetzt in dem Finanzplan auf der ersten Seite abgebildet sind, 175 000 EUR aus öffentlichen Geldern. Wenn man unsere dazu zählt, dann kommen wir auf 393 000 EUR Subvention für 2003. 

Gut. Jetzt haben wir von der Frau StRin Vassilakou gehört, wie international anerkannt Public Netbase ist. In die ganze Welt müssen sie reisen, Einladungen, und manches geht eben nicht, weil es sich nicht ausgeht. Da denke ich mir, das ist so nicht nur die Aufgabe der Stadt Wien, Public Netbase zu fördern und nicht nur des Bundes, weil es da ja auch Förderungen von, glaube ich, 60 000 EUR, 50 000 EUR, 55 000 EUR gibt, sondern es könnte auch ein bissel eine Eigeninitiative dahinter sein. Darum habe ich mir die Mühe gemacht, die Mitgliedsbeiträge, die hier auch bei den Einnahmen stehen - "Mitgliedsbeiträge, Institutionen und Privatpersonen und Kooperationsaufträge" - und die internationalen Projektgelder zu vergleichen, nämlich einmal einfach nur vom letzten Jahr und von heuer, also 2002, 2003, und was da in den Finanzplänen drinnen steht. 

Und da geht es einmal schon los: Mitgliedsbeiträge, Institutionen und Privatpersonen 2002: 72 000 EUR, 2003: 20 000 EUR. Also das spricht meines Erachtens schon von der unglaublichen Beliebtheit und Akzeptanz, wenn man selber schätzt, von 2002 auf 2003 um 52 000 EUR weniger Mitgliedsbeiträge zu bekommen. 

Kooperationsprojekte 2002 noch 36 000 EUR, jetzt nur mehr 20 000 EUR. 

Bei den internationalen Kooperationen gab es 2002 noch 35 000 EUR aus EU-Mitteln, heuer gibt es laut Finanzplan von einer Foundation 10 000 EUR.

Privates Sponsoring, grundsätzlich vielleicht auch nicht abzulehnen, war ja letztes Jahr noch mit 25 000 EUR drinnen, jetzt ist es mit Null drinnen. Da geht es ja auch für einen Laien einmal steil bergauf.

Wir hatten 2002 Eigeneinnahmen, internationale Kooperationen und Projektgelder, also alles, was von privater Seite und von EU-Seite kommt und nicht aus öffentlichen Mitteln der Stadt und des Bundes, in Höhe von 168 000 EUR. Für 2003 haben wir 50 000 EUR, also nicht einmal mehr ein Drittel davon.

Wenn man jetzt in diesem Finanzplan die Gesamteinnahmen hernimmt, also das, was hier vorgestellt wird plus die 218 000 EUR Subvention, die, nehme ich an, mit der Mehrheit bewilligt werden wird, so kommen wir auf 443 000 EUR. Das sind also laut dem Finanzplan, den Public Netbase vorlegt, die Einnahmen, die 2003 zur Verfügung stehen werden. 

Dem gegenüber stehen aber Ausgaben von 1 093 000 EUR. Das ist eine Diskrepanz, die man als ordentlicher Kaufmann nicht verantworten kann. Wir sind ja schließlich alle hier als Politiker dem Bürger verantwortlich für die Steuergelder, einerseits die Politiker, andererseits ist ja die MA 7 auch dem Kontrollamt und dem Rechnungshof verantwortlich. Sie können nicht einfach Subventionen geben, wenn in dem Finanzplan derartige Diskrepanzen zwischen tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben bestehen! 

Jetzt könnte man natürlich sagen, na vielleicht sind das alles nur fiktive Dinge, aber dann schaue ich mir als Beispiel die Personalkosten an. Da haben wir bei Public Netbase - ein großes Unternehmen - eine organisatorische Leitung, eine technische Leitung, eine künstlerische Leitung, eine Geschäftsführung, trouble shooting, Serverbetreuung, Usersupport und, und, und, Verwaltung, wissenschaftliche Arbeit, und da kommen wir laut Finanzplan von Public Netbase insgesamt auf 551 000 EUR, meine Damen und Herren!

Ich rekapituliere: Personalkosten 551 000 EUR, Einnahmen 443 000 EUR. Ich behaupte hier, da besteht ein eklatanter Erklärungsbedarf und ich freue mich schon darauf, dass der Herr Stadtrat mir erklären wird, wie dieser Verein überhaupt leben kann, weil die Personalkosten allein schon laut den Unterlagen, die man uns vorlegt, die Einnahmen bei weitem übersteigen! 

Laut dem Finanzierungsplan für heuer fehlen insgesamt 650 000 EUR inklusive der jetzt zu diskutierenden Subvention. Da gibt es also nur zwei Möglichkeiten: Entweder das ist ein fiktiver Finanzierungsplan, das heißt Public Netbase geht her und gibt uns irgendeinen Finanzierungsplan vor, der mit der Realität überhaupt nichts zu tun hat, dann ist das eine absichtliche Täuschung des Gemeinderats und deshalb natürlich abzulehnen, oder er ist nicht fiktiv, sondern er entspricht der Wahrheit, dann ist der Verein vor dem Ruin. Was heißt vor dem Ruin? Er ist natürlich schon lange im Ruin, wenn er nicht fiktiv ist, weil das ja keiner mehr bezahlen kann oder es gibt andere Quellen, die ich bis jetzt nicht kenne und nicht wissen kann. Auf jeden Fall entbehrt dieser Finanzplan jeder seriösen Grundlage und wird von uns klarerweise abgelehnt.

Ich habe mir aus dem Internet die Grundlagen der MA 7 für die Gewährung von Subventionen ausgedruckt. Da steht eine genaue Projektbeschreibung, ein Finanzierungsplan, eine Kalkulation und ein Zeitplan drinnen. Da gibt es Richtlinien. Vielleicht ist die Subvention in sich richtig abgeschlossen, aber man muss da das Ganze betrachten. Ich bin sehr gespannt, was ich da für eine Antwort kriege, wieso so ein derartiger Finanzierungsplan überhaupt angenommen wird.

In dieser Homepage der WIENKULTUR steht auch drinnen: "Beispiel geförderter Projekte: Public Netbase". Gerade versuche ich zu erklären, dass das ein schlechtes Beispiel für eine gelungene Subvention und einen gelungenen Finanzierungsplan ist. 

Das ist ja jetzt aber nur 2003, meine Damen und Herren. Wenn man sich aber jetzt die Mühe macht, nachdem das ja netter Weise immer wieder kommt und wir jedes Jahr mit 33-seitigen Finanzierungsplänen konfrontiert werden, dann schaut man sich halt an, was wir letztes Jahr gezahlt haben: 

Da haben wir auch 218 000 EUR Subvention bezahlt und da hat die MA 13 auch 72 000 EUR Subvention bezahlt und da haben wir 72 000 EUR Entschuldung bezahlt. Aber wenn man all das zusammenzieht und sich den Finanzierungsplan oder eigentlich sind es ja die Finanzierungspläne ansieht - ich habe mir auch die Mühe gemacht, die Unterlagen zu studieren, die der MA 13 und der MA 7 vorgelegt wurden -, dann gibt es auch da Unterschiede. Einerseits hat man der MA 7 noch einen großen Posten "Rücksiedlung ins Museumsquartier" vorgehalten, andererseits ist die Abrechnung für die kontinuierliche künstlerische und wissenschaftliche Tätigkeit auch um ein paar 10 000 EUR unterschiedlich. Aber bitte, das sind ja in diesem Zusammenhang ja nur Kleinigkeiten. 

Wenn man also all das, was wir letztes Jahr gezahlt haben, zusammenzählt und auf den Finanzierungsplan umlegt, dann bleiben vom letzten Jahr laut Eigenangaben schon 360 000 EUR Schulden übrig, die nicht bedeckt sind. Jetzt hat aber die Frau StRin Vassilakou vorhin gesagt, dass das Geld, das sie bekommen, gerade noch gedeckt ist, um den Standard zu halten. Jetzt frage ich mich: Was ist das dann für ein Standard? Ja offensichtlich nicht der, der uns hier im Finanzierungsplan geboten wird. Dann ist es doch eine willkürliche Irreführung des Gemeinderats. Ich bin sehr gespannt, wer mir diese Diskrepanz erklären kann. 

Wir jedenfalls können so einem unseriösen Finanzierungsplan nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Winklbauer, bitte.

GRin Renate Winklbauer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn ich die bisherige Debatte so verfolge, dann ist mir nicht mehr klar, ob wir da im Finanzausschuss sind oder ob wir hier eine Finanzdebatte haben. Wenn das der Fall wäre, bin ich allerdings über die Qualität der finanziellen Betrachtungen besonders bei der vom Herrn Kollegen Ebinger ein bisschen erschreckt, denn wie man Finanzpläne erstellt und dass man für die Zukunft vorsichtig kalkulieren muss und nicht Sponsorgelder, die man noch nicht hat, als gegeben ansehen kann - um nur ein Beispiel zu nennen - ist, glaube ich eine Selbstverständlichkeit. Ich bin deswegen erstaunt, weil ich ja weiß, dass vor allem die ÖVP und die FPÖ aus ganz anderen Gründen Public Netbase nicht wollen und bisher auch immer abgelehnt haben. Aber dann sollen sie bitte auch den Mut haben zu sagen, welche inhaltlichen Gründe es sind, warum sie Public Netbase ablehnen und sich nicht auf Finanzspielereien und auf Zahlen beschränken, die davon ablenken sollen. Und dass das wirklich... (Beifall der SPÖ. - Aufregung bei der ÖVP.) 

Dass das wirklich die verkehrte Welt ist das, was der Herr Kollege Salcher da gesagt hat, weil ich mich sehr gut daran erinnern kann, wie während der Zeit des Herrn Dr Marboe bei Anträgen von Institutionen, die die ÖVP nicht wollte - ich kann mich da erinnern, Public Netbase hat auch damals schon zu denen gehört -, die Summen (GR Walter Strobl: Ist im Protokoll! Ist im Protokoll!), die der Herr StR Marboe dann zur Verfügung stellen wollte, auch geringer waren. Und was überhaupt sehr komisch ist: Jetzt sind Sie dagegen, aber gleichzeitig ist es Ihnen zu wenig, was die kriegen. (GR Walter Strobl: Das stimmt nicht!)

Also bitte auch an die ÖVP: Wenn Sie aus Gründen der Wehleidigkeit aus Zeiten, wo Public Netbase die schwarz-blaue Regierung kritisiert hat, das ablehnen, wenn das der Grund ist, dann sagen Sie es doch und ziehen Sie sich nicht auf irgendwelche formale Dinge zurück! (GR Walter Strobl: Es sind unseriöse Projekte! Unseriöse Projekte sind es!)

Zu dem Antrag: Ich verstehe die Frau Kollegin Vassilakou, dass sie sich mehr wünscht und sich natürlich auch der Verein mehr wünscht. Wir haben eine ganze Menge an Kulturinstitutionen, über alle Felder der Kulturpolitik verteilt, die in einer ähnlichen Situation sind. In vielen Fällen ist es der Bund, der ausgelassen hat und für den Wien eingesprungen ist. Es ist auch so, dass wir das Budget für Public Netbase auf das Dreifache erhöht haben. Also wir reagieren auf die Situation und auch wenn unser Kulturbudget das höchste und ein höheres ist als je zuvor - das dreifache Budget haben wir nicht! Daher können wir das auch nicht in dieser Weise auf die Institutionen aufteilen. 

Ich glaube, dass man nicht aus dieser Summe, die wir jetzt zur Verfügung stellen und die, wie ich glaube, wichtig und notwendig ist, ableiten kann, dass für uns die Institution Public Netbase nicht wichtig ist. Es ist eine ganz hervorragende Institution und auf das möchte ich eingehen. 

Sie existiert seit den ersten Anfängen der Netzkultur. Sie ist eines der wenigen Beispiele, wo wir in der Entwicklung nicht nachhinken, sondern wo wir immer auch am Puls der Zeit der globalen Entwicklung waren. Das ist das Verdienst von Public Netbase, uns als Wien auch ein bisschen diesen Stellenwert in der Welt geboten zu haben und uns die Vielfalt zur Verfügung zu stellen, die Public Netbase auch als Lokalplayer und nicht nur als globaler Player hat. Der Internetprovider für Künstler, Künstlerinnen und Kulturschaffende und die Aktivitäten in der Kunstvermittlung, in der Vermittlung dieser noch sehr ungewohnten neuen Technologien sind ganz, ganz wichtige Arbeit. Die Arbeit, die mit Kindern und Jugendlichen gemacht wird ist ein ganz bedeutender Faktor, der ja auch, wie es auch in der Vergangenheit war, nicht nur vom Kulturressort honoriert oder finanziert wurde, sondern auch im Ressort der Kollegin Laska finanziert wurde. 

All das sind wichtige Aufgaben für diese Stadt und ich glaube, dass wir auch weiterhin diese Institution fördern sollten. Ich glaube, dass es auch zu den Bedingungen, unter denen sie arbeiten, Gespräche geben muss, weil man auch auf das, was sich im Moment abzeichnet - dass die Möglichkeit mit dem Museumsquartier nicht gegeben ist - reagieren muss. Aber es gibt auch laufend Gespräche. Die Vertreter des Vereins sind bei vielen Gelegenheiten mit dem Stadtrat in Gesprächen und ich denke, sie haben die Unterstützung, die inhaltliche, die ideelle Unterstützung, aber auch die Unterstützung durch die Finanzmittel der Stadt. 

Aus diesem Grund bitte ich Sie, diesem Antrag zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, zum Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 43 in der vorliegenden Fassung ist, ein Zeichen mit der Hand.

Das ist mit Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Zur Postnummer 44 (00121/2003-GKU) liegt keine Wortmeldung vor. Sie betrifft eine Subvention für den Verein Triton - Verein für Kultur und Wissenschaft. 

Ich darf zur Abstimmung kommen.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand.

Das ist mehrstimmig, SPÖ und Grüne, so angenommen.

Postnummer 70 (00181/2003-GKU). Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. Sie betrifft eine Subvention an das WissenschaftsZentrum Wien.

Ich komme zur Abstimmung.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand.

Das ist mehrstimmig ohne den Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Zur Postnummer 72 (00194/2003-GKU). Sie betrifft eine Förderung an den Verein Ecce Homo und ich darf hier die Frau Berichterstatterin, GRin Zankl, bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Zum Wort als erste ist die Frau GRin Mag Ringler gemeldet. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir beschließen heute eine Summe Geld für "Wien ist andersrum". Das "Wien ist andersrum"-Festival hat in den letzten Jahren ganz wichtige Arbeit in Wien geleistet. Es hat spannende Theaterproduktionen nach Wien gebracht, die besonders für die Community der Schwulen und Lesben in unserer Stadt sehr, sehr wichtig waren und sind, und die auch für viele Leute, die heterosexuell waren und sind, wichtig sind. Das, was wir sehr bedauern ist, dass wir heute eine Summe beschließen, die zu gering ist, um im nächsten Jahr, im Jahr 2003 tatsächlich ein Festival durchführen zu können. Richtiger Weise wird der Verein entschuldet. Richtiger Weise, weil die Schulden, die in den letzen Jahren entstanden sind, im besonderen etwas mit der Politik der Bundesregierung zu tun haben und mit der Art und Weise, wie die Bundesregierung die letzen zweieinhalb, drei Jahre Kunst- und Kulturschaffende behandelt hat, die es gewagt haben, einerseits von ihrem Recht auf die Freiheit der Kunst Gebrauch zu machen und andererseits kritische Worte über die blau-schwarze Bundesregierung zu finden. Offensichtlich können der Herr Staatssekretär Morak und der Kunstminister Schüssel nichts anderes tun, als diese Institutionen zu kürzen, ihnen die Gelder wegzunehmen, sie zu bestrafen. Dann passiert es, dass sich auch so wichtige Institutionen verschulden und dass es irgendwann nicht mehr möglich ist, diese Schulden aus laufenden Subventionen abzudecken und es daher notwendig wird, sie zu entschulden. Das ist gut und richtig. 

Aber wir finden es sehr, sehr bedauerlich, das dieses Jahr das Festival nicht stattfinden kann, auch wenn man bedenkt, wie wichtig die SPÖ dieses Festival immer findet. Auch im Folder des Wien-Tourismus wird darauf Bezug genommen. Es gibt einen eigenen Folder für lesbisch-schwulen Zielgruppen, die nach Wien kommen sollen. Auch dort wird Bezug auf dieses Festival genommen und darauf, dass es wichtig ist für diese Stadt. Tatsächlich ist es wichtig und es wird dieses Jahr ein Loch in die Kulturveranstaltungen reißen, wenn es nicht stattfinden kann. Und das finden wir sehr, sehr schade und sehr, sehr problematisch. 

Auch die GRin Zankl sagte vor ungefähr einem Jahr: "Die zu beschließende Subvention bezeichnete Zankl angesichts vieler anderer Wiener Kulturförderungen als sehr niedrig. Künstlerisch bewertete sie das Festival als wertvoll und nicht mehr aus dem Wiener Kulturleben wegzudenken." Ja, Frau GRin Zankl, ich stimme Ihnen zu, es ist nicht mehr wegzudenken. Und wenn es einmal nicht stattfindet, dann wird das ein Loch reißen und das ist sehr, sehr schade. 

Wir erwarten uns, dass im nächsten Jahr für 2004 das Festival zumindest soviel Geld bekommt, damit es dann 2004 ausreichend Geldmittel hat, um ein großes und auch international besetztes Festival auf die Beine zu stellen. Der Finanzierungsbedarf wurde hier mit 150 000 EUR angegeben und ich denke, das ist nicht zu hoch gegriffen. Wir hoffen sehr, dass die SPÖ es mit der Kultur für Lesben und Schwule in dieser Stadt ernst meint und dass sie es so ernst meint, dass sie diese Summen auch aufbringen wird. Das ist uns GRÜNE sehr, sehr wichtig und wir werden nicht müde werden weiter zu fordern, dass "Wien ist andersrum" und all jene Institutionen in dieser Stadt, die in diesem Bereich tätig sind, ausreichend Geldmittel zur Verfügung bekommen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Dr Salcher.

Aber bevor ich ihn ersuche, mit seiner Wortmeldung zu beginnen, möchte ich nur im Einvernehmen mit der ÖVP mitteilen, dass bei der Postnummer 44 mein Abstimmungsvorgang etwas zu schnell war und die ÖVP hier auch gerne mitgestimmt hätte. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Darf ich das so noch bekannt geben? 

So, bitte Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich meine, dieser Akt ist ja wirklich einer der skurrilsten, die es überhaupt je im Wiener Gemeinderat gegeben hat. Wir beschließen ja heute mit Geldern der Steuerzahler ein Fest, das nicht stattfinden wird. 

Warum ist es zu dieser Situation gekommen? Wir als Volkspartei - und das haben wir auch in der Ära von StR Marboe gezeigt - haben nie etwas gegen die Existenz dieses Festes gehabt, im Gegenteil, wir haben es ja unterstützt, aber wir haben diesem Fest einen bestimmten Betrag und zwar gemeinsam mit den Beamten zur Verfügung gestellt. Die damalige Vereinsführung hat sich willkürlich bewusst selbst verschuldet. Das weiß ich, weil ich damals eingebunden war. Es war ganz klar, wie viel Geld zur Verfügung stehen wird und dieser Verein hat sich einfach in der Hoffnung darauf, dass es wieder einmal einen sozialdemokratischen Kulturstadtrat geben wird, der mit der guten Sitte der Entschuldung fortfahren wird, ganz bewusst verschuldet. Das führt jetzt zu der wirklich skurrilen Situation, dass es nur mehr eine Entschuldung, aber kein Fest gibt. 

Der neue Vereinsobmann, der hier offensichtlich meiner Meinung nach wirtschaftlich nicht sehr gut beraten war, wie er das übernommen hat - das möchte ich auch deklariert sagen - hat mit dieser Misere nichts zu tun. Aber warum man einen Verein und einen vorhergehenden Geschäftsführer, der ganz bewusst in diese Richtung gegangen ist, hier mit Steuergeldern entschuldet und dann kein Festival stattfindet, das ist mir völlig unbegreiflich, weil der logische Weg wäre ja gewesen, jemand anderen damit zu beauftragen, ein derartiges Festival durchzuführen und dem das Geld zur Verfügung zu stellen. 

Wir als Volkspartei hätten auch zugestimmt und dann würde es heuer hier sehr wohl auch ein Fest geben, das wir durchaus in einem auszumachenden und zu definierenden Bereich für eine Belebung dieser Stadt halten. Aber hier mit der alten Art und Weise - quasi gebt einmal das Geld aus und wir werden schon sehen -, mit dieser Unsitte, die sich hier wirklich wieder eingebürgert hat, fortzusetzen, sie zu sanktionieren und sie zum Signal einer neuen Kulturpolitik in Wien zu machen nach dem Motto "Wir können euch das Geld jetzt nicht geben, aber wisst eh, wenn es ernst wird, entschulden wir euch eh wieder", das erscheint mir wirklich als Rückfall in sehr, sehr schlimme Zeiten.

Im Prinzip ist diese Ära ja dann auch damit zu Ende gegangen, dass wir mit Beginn der neuen Ära einmal ein halbes Jahr nichts anderes getan haben als Entschuldungen aus der Vorära durchzuführen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, dieser Akt hier heute widerspricht dem Wiener Steuerzahler, weil er für etwas zahlt, was er nicht einmal bekommt. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächste zum Wort gemeldet Frau GRin Mag Unterreiner. Bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! 

Seit Jahren lehnen wir ja die Subventionen an den Verein Ecce Homo ab. Wir alle wissen ja, der Verein fordert und erhält, ich glaube jetzt schon seit acht Jahren jährlich doch eine schöne Summe. Der frühere Geschäftsführer, der damals nach Wien kam, hatte gesagt, Provokation sei sein Geschäft, also mit der Masche der Provokation agiert. 

Es gibt hier mehrere Schienen, die er eingeführt hat. Eine seiner beliebten Schienen ist die Verhöhnung religiöser Werte. Sie alle können sich an eine Ausstellung erinnern, die da vor drei Jahren war, und zwar ging es da um eine Ausstellung in der Babenberger-Passage. Da hat eine gewisse Elisabeth Ohlsen Bilder ausgestellt. Da hat man die religiösen Symbole des Christentums, also Symbole aus der christlichen Heilsgeschichte, auf herabwürdigende Weise dargestellt. Man hat nämlich das Bild "Das letzte Abendmahl" - es ist uns allen bekannt - von Leonardo da Vinci mit Transvestiten nachgestellt, den Jesus Christus mit Stöckelschuhen, und dann hat er statt der Hostie einen Schmink-Wattebausch hoch gehoben. Wir finden das nicht geistreich, wir finden das nicht witzig, es ist nicht lustig, es hat nicht Humor, es ist ganz einfach die Verhöhnung der christlichen Werte. 

Wenn jetzt schon der Geschäftsführer oder diejenigen, die den Verein betreiben, nicht spüren, dass man so etwas nicht tun sollte, ganz egal, wie man da jetzt persönlich dazu steht, dass man damit die Gefühle von religiösen Menschen verletzt, wenn sie das schon nicht spüren, dann meine ich, dann könnten doch die zuständigen Politiker diese Sache ernst nehmen, denn ich muss dann schon abwägen, was wichtiger ist, die Lust des Provozierens oder ob es ganz egal ist, ob ich die Gefühle von religiösen Menschen verletze. Damals war StR Marboe noch verantwortlich und er hat da gar nichts daran gefunden. 

Schon allein das Wort "Ecce Homo" zeigt ja schon, wie man zu der ganzen Sache steht. Das ist auch ein Bildnis aus dem Christentum. Es ist das Bildnis - auch immer wieder von den großen Meistern dargestellt - wie Jesus Christus vorgeführt wird; Pilatus zeigt auf ihn hin – er hat die Dornenkrone auf – und er sagt zur Menge: „Seht her“ - also Ecce homo – „ein Mensch“, weil er sich lustig darüber macht, denn wenn Jesus der Sohn Gottes wäre, dann könnte er sich ja selber helfen. Eine Situation, die im Christentum eine hohe Bedeutung hat und der Herdickerhoff wählt das, um seinen Verein danach zu nennen. Das klingt so quasi nach: Jetzt machen wir Festival, Spaß, Event, schaut her, super, cool! 

Auch da kann man darüber diskutieren. Wir meinen, auch das ist ganz einfach eine Masche, wie ich zu Geld komme. Auch das ist ein Grund, warum wir das abgelehnt haben.

Wenn jetzt die Frau Kollegin Ringler hier herkommt und sagt, die ÖVP wäre jetzt da etwas abgeneigter, weil ja der Verein die Regierung abgelehnt habe, dann muss man sich das auch ein bisserl näher anschauen. Es geht nicht um die Kritik an der Regierung, sondern auch hier geht es um eine ganz persönliche Diffamierung. 

Wenn ich eine Plakatserie gestalte, wo ich den Bundeskanzler oder Minister so plakatiere, dass ich sage: "Wolfgang ist eine echte Sau" oder: "Benita liebt es steif" oder wie die alle geheißen haben, ich kann mich gar nicht mehr erinnern, dann ist das ... (GR Mag Andreas Schieder lächelt.) Sie lachen, Herr Kollege, für Sie ist das lustig, für Herdickerhoff ist es auch lustig. Es könnte aber sein, dass einige Menschen sich hier ganz einfach beschimpft fühlen. Es geht hier um eine ganz persönliche Beschimpfung. Auch das finde ich nicht in Ordnung, ganz egal, welche Partei das ist. 

Ich bin mir ziemlich sicher, wenn man hier in Wien eine Plakatserie in Anlehnung an den Bürgermeister gestartet hätte, so: "Michael ist eine richtige Sau" oder "Der Andi" in Anspielung jetzt auf Mailath-Pokorny "ist eine echte Schlampe" oder so, dann glaube ich, man hätte mit den Subventionen vielleicht ein bisserl länger warten müssen.

Hier geht es eben um eine Entschuldung und auch um die Art und Weise, wie provokant ganz einfach beinhart Geld verlangt wird. Sie sagen ganz einfach: Ich bin Kulturschaffender, ich brauch' das und jetzt bitte gebt's mir das und wenn ich nicht genug krieg', dann ist es bitte kein Wunder, dass ich Schulden mache, ich krieg' ja nicht genug. Es ist nicht so, dass ich jetzt als Verantwortlicher des Vereins mich an die Höhe halten muss, sondern er nimmt sich einfach das Recht heraus, Schulden machen zu dürfen. Auch das ist unserer Meinung nach eine Provokation.

Ich habe jetzt einmal drei Punkte heraus gearbeitet, warum wir es nicht als notwendig erachten, diesen Verein mit öffentlichen Geldern zu unterstützen. Auch Ihr Argument, Frau Kollegin Ringler, was die Homosexuellen angeht - also die sind im Wiener Kulturleben sehr gut integriert. Sie haben leitende Positionen, sie sind geachtet, sie sind auch beliebt in der Bevölkerung und sie müssen ihre Homosexualität nicht unbedingt herausstreichen, sondern sie werden ganz einfach gemocht oder man mag sie, weil sie einfach gute Kunst machen, weil sie gute Schauspieler sind, gute Theaterdirektoren, gute Tänzer, was auch immer. Da brauchen wir auch keinen Jochen Herdickerhoff, der jetzt extra nach Wien kommt, um hier die Kulturszene aufzumischen. 

Auf jeden Fall lehnen wir seit Jahren diese Tätigkeit Herdickerhoffs und seines Nachfolgers ab. Wir finden es auch extrem unverantwortlich, hier zu entschulden und sogar noch in Aussicht zu stellen, dass zukünftig weitere Events in dieser Art und Weise in Wien stattfinden werden. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Mag Heidemarie Unterreiner kommt nochmals zum Rednerpult zurück.) 
GRin Mag Heidemarie Unterreiner (fortsetzend): Entschuldigen Sie, ich habe vergessen einen Antrag einzubringen. Wir wollten schon zeigen, dass wir gerade diese Art des Schuldenmachens ablehnen. Ganz kurz nur, ich verlese den Antrag:

"Der Herr StR Mailath-Pokorny möge aus der steten seit sieben Jahren praktizierten Schuldenmacherei und des ständig am Rande des Bankrottlavierens" - ich habe sogar die Worte aus dem Akt, den wir vorgelegt bekommen haben, noch heraus genommen - "die Konsequenzen ziehen und dem Verein Ecce Homo keine weiteren öffentlichen Gelder seitens der Stadt Wien zukommen lassen."

Ich danke, dass ich nochmals zurückkommen durfte.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Als nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Yilmaz. Ich erteile es ihr.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Jede und jeder soll leben können wie sie kann oder will. Wir Sozialdemokraten unterstützen und fördern die Freiheit der Menschen. Dazu gehört nicht zuletzt die Freiheit der persönlichen sexuellen Orientierung im Gegensatz zu einer ÖVP und FPÖ, die so lange an einem § 209 festhalten, bis er vom Europäischen Gerichtshof für rechtswidrig erklärt wird. 

In Sonntagsreden wird von der ÖVP und FPÖ so oft der Begriff Freiheit strapaziert. Die praktizierte Politik heißt dann persönliche Maßregelung und Verbote. Deshalb wollen wir heute im Gemeinderat dem Verein Ecce Homo die Umschuldung ermöglichen. Die Stadt Wien leistet dafür einen nicht geringen finanziellen Beitrag. Auch hier unterscheiden wir uns von den Parteien der Bundesregierung, denn diese haben zwar Unterstützungen versprochen, aber bis heute keinen einzigen Cent dieser versprochenen Unterstützungen ausbezahlt. Der Effekt: Das Festival "Wien ist andersrum“ wird heuer nicht stattfinden, dafür aber im Jahr 2004 vergrößert und in veränderter Form mit mehr Eigenproduktionen und mehr Theaterstücken. 

Die Stadt ist nicht in der Lage, an allen Ecken für die Versäumnisse des Bundes einzuspringen. Die finanzielle Situation der Stadt ist durch Ersatzleistungen in vielen Bereichen, die eigentlich dem Bund zustehen, bereits belastet. Der heutige Betrag zur Umschuldung gibt dem Festival aber eine Zukunft.

Ich bin davon überzeugt, dass das Festival „Wien ist andersrum“ im Jahr 2004 ein glanzvoller Höhepunkt einer freien Lebensgestaltung sein wird, auf die Wien zu Recht stolz sein kann. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Ich darf nun bitten, wer dem Antrag der Postnummer 72 die Zustimmung gibt, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche und ÖVP.

Wir kommen nun zum Beschlussantrag, eingebracht von der Frau GRin Unterreiner, dass es keine Subventionen für den Verein Ecce Homo mehr geben soll. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmen der FPÖ und somit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 73 (00209/2003-GKU). Ich bitte die Frau Berichterstatterin, GRin Yilmaz, hier die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Verein Link* hat, wie Sie wissen, im letzten Jahr für einige Aufregung gesorgt. Auch in diesem Jahr hatten wir immer wieder darüber zu diskutieren statt endlich zu einem Punkt zu kommen, wo wir ein fertig geplantes Jahresprogramm in Händen halten könnten und das Gefühl haben, dass dort alles so läuft wie es laufen soll.

Tatsache ist, im letzten Jahr wurde auf sehr unangenehme Weise versucht, Veränderungen in diesem Verein und in diesem Theater herbeizuführen, die schlussendlich Gott sei Dank unterbunden wurden. Aber noch immer ist es offenbar so, dass man sich mit den Betreiberinnen nicht einigen konnte, was nun die Zukunft von Link* sein soll. 

Ich habe es als sehr positiv vernommen, dass der Herr Stadtrat im Ausschuss gesagt hat: Ich bekenne mich grundsätzlich dazu, es gibt kein grundsätzliches Infragestellen, es braucht auch eine adäquate Förderung.

Wenn das so ist, lieber Herr Stadtrat, dann wüsste ich gerne, wieso wir heute nur eine Akontosubvention beschließen und was denn eigentlich all die offenen Fragen sind, die noch gelöst werden müssten. Wir haben kurz im Ausschuss darüber geredet, aber schlussendlich auch in der Reflexion danach kann ich nicht sagen, dass ich wüsste, was denn nun genau zu klären wäre. Und vor allem habe ich nicht den Eindruck, dass es tatsächlich einen klaren politischen Willen gibt, über den man dann diskutieren kann, auch mit den Betreiberinnen diskutieren kann, wo wir unsere politische Meinung dazu bilden können. Das alles scheint mir hochproblematisch. Es macht die Arbeit für die Betreiberinnen fast unmöglich und es stellt doch sehr das Management im Kulturamt in Frage. 

Wir werden selbstverständlich zustimmen, aber wir hoffen sehr, dass eine Klärung im Sinne der Stadt und auch im Sinne der Betreiberinnen baldigst erfolgen wird und dass diese in einer Weise abläuft, die tatsächlich ein gemeinschaftliches Miteinander bedeutet und nicht ein Überfahren der Betreiberinnen oder ein nicht diskutiertes neues Konzept. 

In diesem Sinne appelliere ich sehr an Sie, Herr Stadtrat, hier schleunigst mit den Betreiberinnen zu reden, zu klären und baldigst zu einem Abschluss zu kommen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hält ein Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Meine Damen und Herren! 

Ich musste auch heute feststellen: Alles, was mit Fraueninitiativen und Vereinen zu tun hat, erzeugt auch immer wieder Aufregungen. Wir sind im Gespräch mit den Betreiberinnen, mit den Verantwortlichen der Fraueninitiative Link* Frauenraum. Es sind noch einige Fragen organisatorischer Natur und inhaltlicher Positionierung gemeinsam mit dem Kulturamt zu klären, denn diese Akontozahlung ist dazu da, damit der Betrieb weiterhin aufrecht erhalten oder weitergeführt werden kann. Die Gespräche finden sowohl mit dem Stadtrat, als auch mit dem Kulturamt statt und bei der nächsten Gelegenheit, sobald wir eine Übereinkunft haben, werden wir das natürlich auch im Ausschuss berichten. 

Ich bitte, damit die Fraueninitiative Link* Frauenraum weiterhin geführt werden kann und der Betrieb aufrecht erhalten kann, um Zustimmung zu dieser Akontozahlung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die für den Antrag der Berichterstatterin sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne der FPÖ so angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 74 (00182/2003-GKU). 

Ich bitte die GRin Zankl, die Verhandlung als Berichterstatterin einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Es geht um das Theaterhaus für Kinder. Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke.

Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Mag. Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! 

Es geht um das Kindertheaterhaus und ich melde mich nur mit ein paar Sätzen. 

Wir werden das ablehnen und ich möchte hier sagen warum, weil sonst nur übrig bleibt, dass die Freiheitlichen gegen ein Kindertheaterhaus sind, was natürlich nicht der Fall ist. 

Wir haben zwar jahrelang immer wieder gesagt, es wäre klüger gewesen, das von der Standortfrage aus woanders unterzubringen. Sie kennen unsere Argumentation. Wir wollten ja immer auf der Platte Kulturbauten haben und wollten dort das Museum für moderne Kunst, das Guggenheim-Museum und auch ein Kindertheaterhaus. Es ist anders gekommen als es dann beschlossen wurde. Es wird im Museumsquartier errichtet werden und wir haben dann bei der letzten Sitzung der Sache zugestimmt. 

Jetzt aber wurde im Ausschuss ein Akt vorgelegt, in dem es zwar um eine Betriebssubvention von 450 000 EUR geht, es aber mehr oder weniger offen blieb, wie das Ganze überhaupt geführt werden soll. Es hat zwar der StR Mailath-Pokorny gesagt, es war inzwischen eine Ausschreibung, es haben sich einige beworben, es sind auch einige in die engere Wahl gezogen worden und er wird auch demnächst sagen, wer die Verantwortung tragen wird, aber wir wissen es nicht. Also wir wissen nicht, wer es führen wird, obwohl im Akt schon detaillierte Personalkosten angegeben sind. Wir wissen auch nicht, wie das Konzept ausschaut und das ist doch etwas, was uns sehr interessieren würde, weil wir in vielen Reden immer wieder gesagt haben, dass es wichtig wäre, dass Kinder selber aktiv und kreativ sein können. Wir haben das immer wieder bei der Musikerziehung betont und wir haben auch bei den Theaterprojekten immer wieder erwähnt, dass es gut wäre, wenn schon die Kinder und die Jugendlichen selber aktiv sein können. Wenn das zum Beispiel ein Schwerpunkt wäre, wäre das für uns durchaus interessant. 

Wir wissen aber nicht, wie dieses Projekt ausschauen wird. Wir finden es daher eigentlich unverantwortlich, einer so hohen Summe zuzustimmen ohne zu wissen, wie das eigentlich in Zukunft dort gestaltet werden soll. 

Also "Ja" zu einem Theaterhaus für Kinder, aber "Nein" für eine Betriebssubvention, wo wir nicht wissen, was damit gemacht wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Frau Kollegin Unterreiner kann sich noch so drehen und wenden, es bleibt dabei: die F ist gegen das Kindertheaterhaus, wenn sie heute der Grundsubvention nicht zustimmt. Nur zu sagen "Ja, ich bin prinzipiell dafür" und wenn es um das Geld geht, was das Wichtigste im Moment ist, dann zu sagen "Nein, wir sind nicht dafür" - es lauft ja alles nach dem alten Muster der F beim Museumsquartier ab. 

Sie wissen genau, es wird ein Leiter oder eine Leiterin gesucht und ich glaube, wir brauchen keine Angst zu haben, dass in dem Kindertheaterhaus die Kinder nicht aktiv sein können, weil das Kindertheater in räumlicher Nähe zum Kindermuseum ist und das ist eine bewährte Einrichtung. Ich denke, dass das Kindertheaterhaus genau in diese Richtung auch gehen wird. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Sie denken es, wir wissen es nicht!) Es ist einfach notwendig, dass wir jetzt für die Strukturen, wie die Findung eines Logos, für alles Drum und Dran schon einen Geldbetrag beschließen, weil wir uns das sonst jahrelang wünschen können und sagen: Wir sind für das Kindertheaterhaus, aber wir wollen kein Geld dafür ausgeben. Also so wird es das nicht geben. 

Ich ersuche alle anderen Fraktionen noch einmal ganz herzlich doch zuzustimmen, weil das Kindertheaterhaus für Wien eine große Bereicherung sein wird. 

Vorsitzende Gin Josefa Tomsik: Ich danke. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Wiener Gemeinderats, die der Berichterstatterin ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne FPÖ. 

Wir kommen nun zur Postnummer 76 (00195/2003-GKU) der Tagesordnung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag für Förderung von mehreren Theaterprojekten. Ich bitte die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlungen einzuleiten.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke.

Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus). Sehr geehrte Damen und Herren!

Nur ein paar Worte zu den Anträgen, die die ÖVP zu dieser Post einbringen wird. 

Wir werden diese Anträge alle ablehnen. Wir glauben, dass es nicht wahnsinnig sinnvoll ist, so aus dem Stand heraus der Meinung zu sein, dass man für Kabarettspielorte so mir nichts dir nichts Geld ausgeben soll. Mir ist die Situationen dort selbst auch nicht bekannt und im Zweifelsfall, sage ich einmal, werden wir das ablehnen.

Der zweite Antrag betrifft die Aufrechterhaltung von Privattheatern und da sage ich schon: Wir haben uns als Kultursprecher gemeinsam darauf geeinigt, dass drei Personen zur Frage der Freien Theaterszene eine Studie erstellen und ich bin schon sehr gespannt auf die Ergebnisse dieser Studie. Ich finde es jetzt ein bisschen sinnlos, hier mehr oder weniger mitten in dieser Diskussion, mitten in diesem Prozess, spezifische Theater schließen oder nicht schließen zu wollen und daher werden wir diesen Antrag auch ablehnen.

Der dritte Antrag betrifft das Rabenhoftheater und die Josefstadt und die Streitigkeiten hier. Ich kenne diese Streitigkeiten nicht. Sie sind mir nicht bekannt. Ich gehe davon aus, dass diese zwei Theater sie miteinander lösen werden und deshalb werden wir auch diesen Antrag ablehnen. - Danke.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich will genau diese drei Anträge einbringen. Ich fange mit dem Rabenhoftheater und der Josefstadt an. 

Ich meine, das Problem ist nur, die haben sich nicht geeinigt, sondern die Josefstadt hat Klage gegen den Rabenhof wegen der ausstehenden oder nicht bezahlten Inventurablöse in der Höhe von 174 417 EUR, damals 2,4 Millionen S, eingebracht. Es erscheint mir schon ein dringender Handlungsbedarf, weil es kann ja nicht sein, dass zwei wichtige Institutionen in der Stadt, die beide zu einem überwiegenden Anteil aus öffentlichen Mitteln der Stadt finanziert werden, jetzt gegenseitig ihre Konflikte vor dem Kadi austragen. Ich weiß schon genau, wer nachher die Rechtsanwaltskosten tragen wird, nämlich wiederum der Wiener Steuerzahler aus dem Kulturbudget.

Daher stellen wir den Antrag, dass der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft aufgefordert wird, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, damit der Rechtsstreit zwischen Rabenhof Stadttheater und Theater in der Josefstadt außergerichtlich beigelegt wird. Das Rabenhof Stadttheater möge seinen vertraglichen Verpflichtung unbedingt nachkommen und den geschuldeten Betrag dem Theater in der Josefstadt bezahlen. In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung. 

Zum 2. Antrag. Hier geht es uns darum, das Bekenntnis, das der Herr Bürgermeister in dieser Stadt ja abgegeben hat, dass keine Theater geschlossen werden, auch hier wieder durch einen Gemeinderatsbeschlussantrag zu verfestigen. 

Liebe Kollegin Ringler, da geht es ja eben nicht um die Freie Szene, sondern hier geht es um bestehende Theater. Das Theater im Auersperg ist ja ein bestehendes Haus. Meines Wissens haben wir uns als ...(Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist schon seit eineinhalb Jahren nicht mehr!) Naja aber, Herr Stadtrat, Sie geben denen seit eineinhalb Jahren kein Geld und jetzt sagen Sie, seit eineinhalb Jahren passiert dort nichts. Also das ist ja... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Seit eineinhalb Jahren ist dort nichts geschehen!) Es gibt vier ... Naja, Herr Stadtrat, es ist sehr schwer in dieser Stadt, ein Theater ohne Subvention zu betreiben. Ich kenne keines. Es gibt vier Interessenten mit Konzepten, die Sie kennen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Drei!) Sie haben alle abschlägig beantwortet. Es gibt einen fünften Interessenten, den Sie auch kennen (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Drei!), der bisher auch keine Zusage gekriegt hat und jetzt zu sagen, dort passiert nichts (Amtsf StR Dr Andreas Mailaht-Pokorny: Seit eineinhalb Jahren ist es zu!), aber keinem der fünf Interessenten Geld zu geben, das erscheint mir eine etwas eigenartige Argumentation. Und um... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Seit eineinhalb Jahren ist es zu!) Bitte? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Seit eineinhalb Jahren war es zu! Seit eineinhalb Jahren war es zu!) Ja aber Sie werden ja nicht... (Amtsf StR Dr Andreas Mailaht-Pokorny: Außerdem, da war ich noch gar nicht da!) Na entschuldigen Sie, aber dass es Interessenten gibt und dass es entscheidungsreif ist, darüber werden wir uns ja einig sein. 

Dann müsste es Ihnen aber um so leichter fallen, unserem Beschlussantrag zuzustimmen, weil wir sagen ja nicht mehr als dass der Gemeinderat an den Bürgermeister und Kulturstadtrat appelliert zu garantieren, dass die in Wien existierenden Privattheater, die seit Jahrzehnten wesentlich zur Lebendigkeit der Theaterszene in Wien beigetragen haben, auch in Zukunft von der Stadt Wien zumindest in der gleichen Höhe wie bisher unterstützt werden. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. 

Ich wollte nur zur Klarstellung sagen: Meines Wissens nach ist der Auftrag, den wir ja gemeinsam mit dem Stadtrat gegeben haben, einer Analyse der Freien Szene gewidmet gewesen aber nicht von bestehenden Theaterhäusern, wobei man ja durchaus hätte darüber diskutieren können, es auszudehnen, aber derzeit ist das der Auftrag. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist was Neues!) Bitte? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist was Neues!) Ja aber warum muss was Neues damit beginnen, dass man etwas Bestehendes nicht weiterführt? Das verstehe ich nicht. Entschuldigung, der Herr... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist nicht ein bestehendes Theater, das ist ein neues!) Warum ist nichts weiter zu führen? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist nichts weiter zu führen!) Ja weil Sie die bestehenden Konzepte nicht finanzieren! Ich meine, wenn Sie kein Geld dafür hergeben, dürfen Sie nicht... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Weil das seit eineinhalb Jahren zu ist!) Na und was hindert Sie jetzt daran? Wenn Sie sagen, es ist mein politischer Wille, das zuzusperren, das steht Ihnen ja zu. Aber zu sagen, es ist jetzt schon zu... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Die Konzepte gibt es seit drei Monaten!) Ja, die Konzepte..(Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Seit drei Monaten gibt es sie!) Es gibt vier Konzepte, die Sie kennen und Sie sagen, es ist Ihnen keines gut genug. Das ist ja Ihr gutes Recht, das zu tun. Aber dann... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich sage ja, das wäre etwas anderes!) Genau, aber dann sagen Sie es und behaupten Sie nicht, Sie sperren es nicht zu (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es ist zugesperrt!), sondern Sie sperren es zu! In Ihrer Verantwortung wird in dieser Stadt ein Theater geschlossen! Das ist der Punkt. (Beifall bei der ÖVP.)  

Dafür passiert etwas anderes Interessantes, nämlich - und das stammt jetzt nicht von der bösen Opposition - dass der "STANDARD" den Rabenhof als die best subventionierte Kabarettbühne der Stadt bezeichnet. Damit haben wir auch kein Problem. Ich möchte nur sagen, das Konzept von Peter Marboe wurde damals ja abgelehnt, weil man gesagt hat, das ist ein reines Kabarettkonzept, das damals Gerhard Bronner vorgeschlagen hat. Also ich würde einmal sagen, jeder, der sich das Programm des Rabenhofs anschaut wird sehen, dass da von Zeit zu Zeit auch Kabarett stattfindet. Dann sagen wir aber, soll man fair sein und soll den etablierten Szenenlokalen wie der "Kulisse", dem "Vindobona" und dem "Orpheum", die auch wichtige Kulturinstitutionen sind, die ja dort nicht nur Kabarett spielen, wie wir alle wissen, auch entsprechend finanziell zur Verfügung stehen und sie unterstützen. 

Daher stellen wir den Antrag, dass der Gemeinderat sich dafür ausspricht, dass die Veranstaltungsorte "Kulisse", "Vindobona" oder "Orpheum" von der Stadt Wien jährlich angemessen subventioniert werden. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das heutige Geschäftsstück, das eigentlich zu behandelnde oder hier zu behandelnde geht um die sogenannten Freien Gruppen Theatergruppen, für die es jedes Jahr eine Rahmensubvention gibt und wo dann das Kulturamt frei die einzelne Subvention vergeben kann. 

Heute geht es zwar nur um 700 000 EUR, tatsächlich sind es aber pro Jahr etwa 5, 6 wahrscheinlich vielleicht sogar schon 6 Millionen EUR, also 80 Millionen S und aufwärts. Ein doch wesentlicher Betrag. Und dieser Betrag wird vergeben, ohne dass jemand anderer außer unmittelbar die, die im Kulturamt Einblick haben, gefragt wird, Mitspracherecht hat, Einsichtmöglichkeit hat oder sonst etwas. Wir bekritteln das seit Jahren. Es ist ein unbefriedigender Zustand und er wird von Jahr zu Jahr fortgeführt. 

Das ist eine Art Kulturpolitik, die vollkommen undurchsichtig ist und daher höchst unerfreulich, denn sie hat immer so den Geruch dessen, dass hier möglicherweise doch eine gewisse Gruppe von Menschen bedient werden soll, die ideologisch nahe stehen, die man günstig stimmen will oder sonst an sich binden will, denn sonst könnte man das Verfahren doch bedeutend offener gestalten. 

Der Herr Kulturstadtrat ist offenbar selbst nicht ganz glücklich mit diesem Zustand und hat daher angekündigt, Reformen durchzuführen und hat erfreulicher Weise auch die anderen Parteien gefragt, was sie dazu sagen und ob sie sich da einbinden wollen. Wir werden das natürlich gerne tun. Wir haben unsere gesunde Skepsis. Die ist uns nicht zu nehmen, denn es ist auch noch eines dazu zu sagen: Es wird uns dann immer entgegen gehalten: Na ja, es ist zwar jetzt bei der Vergabe nicht durchsichtig, da können Sie nicht mitreden oder da können Sie nicht unmittelbar Einsicht nehmen, aber es gibt ja im Nachhinein die Kontrolle, es gibt die Abrechnungen, da sehen Sie das dann alles. 

Wir haben das schon auch in den letzten Gemeinderatssitzungen ausgeführt, dass das einfach nicht stimmt, nämlich deshalb, weil diese Abrechnungen vollkommen unzureichend sind, zum Teil gar nicht erfolgen oder erst Jahre später erfolgen. Das Kontrollamt hat das sehr ausführlich geprüft. Ich will Sie da nicht mit der Statistik quälen, aber mehr als ein Drittel der Jahressubventionen waren nach zweieinhalb Jahren noch nicht abgerechnet. Da sind natürlich in der Zwischenzeit schon die nächsten Subventionen geflossen. Auch das ist ein vollkommen untragbarer Zustand. Aber das ist eben dieses Provisorium, das Jahr für Jahr fortgesetzt wird und das es gilt, jetzt endlich einmal zu ändern. 

Daher ist es begrüßenswert, dass es Reformen gibt.

Wir haben zwei ganz grundsätzliche Punkte hier eingebracht, die zwar allgemein formuliert sind, aber in Wirklichkeit alles sagen, und zwar: Es muss auch bei diesen Subventionen sichergestellt sein oder hier im Speziellen, dass die Vergabe öffentlicher Gelder ohne ideologische Vorgaben und parteipolitische Präferenzen erfolgt und dass die Berücksichtigung des Grundsatzes gilt, dass auch die Akzeptanz und der Erfolg beim Publikum letztendlich Voraussetzung für Förderungsmaßnahmen sein müssen. Wenn diese Vorstellungen umgesetzt werden, dann werden wir in Zukunft derartigen Subventionen zustimmen. Zum derzeitigen Zeitpunkt ist uns das unmöglich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Zankl. Ich erteile es ihr.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Vorweg: Zu den Anträgen der ÖVP möchte ich sagen, dass wir den Anträgen nicht zustimmen werden. Das ist keine große Überraschung. Die Anträge haben mit dem Akt an sich eigentlich nichts zu tun.

Zum Akt möchte ich sagen: Ich wiederhole mich seit vielen Jahren. Meine Partner sind nur immer andere bei der F, weil die wechseln. Ich bin eine Verfechterin der Rahmenbeträge für die Freien Gruppen. Seit dem Jahre 1980 gibt es die Ermächtigung für die Beamten, aus diesem Rahmenbetrag flexibel und unbürokratisch Förderungen auszuzahlen.

Die Freiheitlichen sagen immer, sie stimmen nicht zu. Sie sagen immer etwas anderes, warum sie nicht zustimmen. Einmal sind es nur die Rahmenbeträge, einmal sind es die Abrechnungen. Der Kollege Ebinger hat jetzt etwas gesagt, was für mich endlich einmal ein bisschen ehrlicher geklungen hat. Er hat nämlich gesagt, es besteht die Gefahr, dass durch diese Rahmenbeträge von den Beamten vielleicht Gruppen gefördert werden, die den Beamten oder wem immer, das hat er so nicht ausgesprochen, oder vielleicht dem Stadtrat ideologisch ... (GR Günther Barnet: Das war der STEFAN!) Ah, der Herr STEFAN. Entschuldigung. Auch ein Freiheitlicher.

Er hat also gemeint, dass die Beamten oder der Stadtrat oder wer immer nach ideologischen Gesichtspunkten agieren könnten. Ich muss das von dieser Stelle wirklich aufs Vehementeste zurückweisen. Es ist nur der Jammer für die F, dass viele Künstler den Freiheitlichen nicht nahe stehen, und deswegen werden wir schwer Künstler finden, die der Ideologie der F nahe stehen. Deswegen ist es halt oft so, dass die Künstler, die einreichen, eher vielleicht Freunde der ÖVP sind oder der SPÖ oder der GRÜNEN. Also das muss ich schon dazu sagen.

Sehr begrüßen wir auch die Studie über die Freie Szene. Wir hoffen, dass die Beiratsentscheidungen für uns auch transparenter werden. Wer den Akt genau gelesen hat, der hat festgestellt, dass bereits jetzt eine Liste von schon durchgeführten Veranstaltungen dabei ist. Ich möchte nur ein Beispiel herausgreifen, zum Beispiel die Micky Malheur, die hatte schon Premiere. 

Jetzt denke ich mir, wenn das den Weg über den Ausschuss gegangen wäre, bis das eingereicht ist, bis wir uns treffen, bis die Sitzung ist vergeht viel Zeit, dann kommt zu Recht immer das Argument, man kann nicht Sachen beschließen, die schon passiert sind, das ist nicht korrekt. Deswegen finde ich es viel besser, wenn der Rahmenbetrag beschlossen wird. Die Beamten, zu denen wir vollstes Vertrauen haben, können schnell und unbürokratisch agieren. Ich sehe es nicht als die Aufgabe der Politik an, dass wir Cents zählen und Subventionen beschließen, die 1 500 EUR sind, wenn das durch Bereitstellen des Rahmenbetrages viel schneller gemacht werden kann. 

Im Jahr 2002 wurden aus diesem Rahmenbetrag über 200 Produktionen gefördert. Ich finde, man kann auch den Antragstellern nicht vorwerfen, dass sie nicht abrechnen. Die häufigsten Abrechnungen erfolgen unmittelbar nach Ende des Projekts, weil, wie wir ja alle wissen, nicht nur Jahressubventionen beschlossen werden. Die Jahressubventionen werden dann im nächsten Jahr abgerechnet.

Ich kann deswegen nur nochmals betonen, dass wir diese gute Tradition beibehalten, dass wir die Rahmenbeträge beschließen. Wir sind es schon gewohnt, dass die F da nicht mitgeht, und wir brauchen uns eigentlich keine Sorgen um die Kultur zu machen, wenn wir das ohne die Freiheitlichen beschließen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die der Postnummer 76 ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche Partei.

Wir kommen nun zu den Anträgen, eingebracht vom ÖVP-Klub. 

Der erste Antrag ist zur Inventarablöse vom Rabenhof-Theater. Eine sofortige Abstimmung wird beantragt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem von der ÖVP gestellten Antrag ihre Zustimmung geben können, um ein Zeichen mit der Hand. – Dafür stimmen nur die ÖVP und die FPÖ. Der Antrag ist daher abgelehnt.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Schließung von Privattheatern in Wien. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt. Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Dafür stimmen wieder nur die ÖVP und die FPÖ. Auch dieser Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag betreffend Subventionierung von Kabarettbühnen in Wien. Hier ist auch eine sofortige Abstimmung beantragt. Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Dafür stimmt nur die ÖVP. Somit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 77 (00196/2003-GKU) der Tagesordnung. Hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 77 die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne GRÜNE.

Es kommt nun die Postnummer 34 (00116/2003-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Also ich kenne die Situation, vor allem was das Ensemble 20. Jahrhundert betrifft, sehr gut. Da muss man wirklich dazu sagen: Die müssen seit vielen Jahren mit einem sehr geringen Budget auskommen, das wir einmal leicht erhöht haben. Wenn wir als Musikstadt sagen, das Bekenntnis zur neuen Musik ist uns ein wichtiges Bekenntnis, was wir beim Klangforum haben und wo wir uns alle dafür eingesetzt haben, dass das Klangforum eine höhere Dotation bekommt, dann erscheint es mir auch wirklich fair und dringend notwendig, dass es eine zweite Institution in der Stadt gibt, ohnehin mit einem wesentlich geringeren Antrag. Aber mit 18 000 EUR einen professionellen Ensemblebetrieb zu führen, erscheint mir wirklich in keinster Weise möglich. 

Wir stellen daher einen Abänderungsantrag, der lautet:

"Die beantragte Subvention für den Verein Ensemble 20. Jahrhundert in der Höhe von 18 000 EUR wird auf 50 000 EUR erhöht."

Um bei dem Thema Musik zu bleiben: Ich glaube, wir waren uns im Ausschuss alle einig, dass die Stadtinitiative wirklich großartige Projekte macht und dass sie mit der vorgesehenen Budgetierung von 7 300 EUR kein Auslangen finden wird. Jetzt muss ich sagen, ich habe im "Standard" gelesen, dass der Herr Stadtrat gesagt hat, im Ausschuss wurde zwar dieser Betrag beschlossen, aber auch schon eine Erhöhung beschlossen. Das ist formal nicht richtig. Heute werden nur 7 300 EUR beschlossen.

Daher wollen wir einen Beschlussantrag einbringen, um sicherzustellen, dass diese wichtige Initiative auch in Zukunft das notwendige Geld bekommt. Der Beschlussantrag lautet:

"Dem Verein Stadtinitiative Wien Konzerte wird eine Jahressubvention von 50 000 EUR gewährt. Der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird ersucht, die notwendigen Schritte einzuleiten."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich glaube, dass es hier nicht um große Beträge geht, aber dass es für eine Musikstadt wie Wien notwendig ist, auch langfristig unsere Positionierung und unseren Ruf aufrechtzuerhalten. Ich bitte da um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir beschließen heute für den Verein Ensemble 20. Jahrhundert eine Jahressubvention von 18 000 EUR. Der Verein hat im vergangenen Jahr die gleiche Summe erhalten. Das heißt, es hat keine Kürzung stattgefunden. 

Herr Kollege Salcher, fünf Jahre haben Sie Zeit gehabt, dem Verein diese von Ihnen vorgeschlagenen Förderungsmittel zukommen zu lassen. Das haben Sie nicht getan. Daher schlage ich vor, den Abänderungsantrag abzulehnen. 

Dasselbe gilt auch für den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Subvention Stadtinitiative Wien. Da weiß ich, dass der Herr Horvat eigentlich für die kommende Subvention nur 30 000 EUR beantragt hat. Diesen Akt müssen wir nicht abstimmen, da er nicht gemeinderatspflichtig war, aber für die Postnummer 34 bitte ich um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Es wurde seitens der ÖVP ein Abänderungsantrag gestellt, und zwar auf Erhöhung der Subvention für den Verein Ensemble 20. Jahrhundert von 18 000 EUR auf 50 000 EUR. Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dafür stimmen die ÖVP und die GRÜNEN. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 34. Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Wir kommen noch zu einem Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP auf eine Jahressubvention von 50 000 EUR an den Verein Stadtinitiative. Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Dafür stimmen die ÖVP und die GRÜNEN. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 36 (00118/2003-GKU). 

Ich bitte die Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Hier geht es um die Situation im Krenek-Institut, wo wir mit einem Antrag sicherstellen wollen, dass die Verhandlungen, vor allem was die Örtlichkeit betrifft, entsprechend zu einem Abschluss gelangen. 

Wir haben den Antrag leicht abgeändert, um es den Sozialdemokraten möglich zu machen, zuzustimmen, weil es uns hier wirklich um die Sache geht. Ich gehe einmal davon aus, dass die Sozialdemokraten diesem Antrag auch deshalb zustimmen werden, weil es ihnen um die Sache geht und nicht nur, weil ich ihnen verspreche, dass das heute der letzte Antrag sein wird, den ich einbringe. 

Der Antrag lautet:

"Der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Verhandlungen für die Errichtung einer Ernst-Krenek-Stiftung sowie über die Finanzierung von Räumlichkeiten gemeinsam mit der Musiksammlung rasch zu einem positiven Abschluss kommen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Ich möchte es kurz machen. Ich ersuche erstens um Zustimmung zum vorliegenden Akt und schlage zweitens vor, dem Antrag der ÖVP zuzustimmen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 36 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Beschluss- und Resolutionsantrag des ÖVP-Klubs die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig.

Wir kommen nun zur Postnummer 64 (00109/2003-GFW) der Tagesordnung. 

Ich bitte den Herrn GR Oxonitsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Oxonitsch: Ich bitte um Zustimmung zur vorliegenden Postnummer.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir werden diesem Poststück natürlich zustimmen, wobei ich es schon bedauere, dass der Fachhochschullehrgang für Kultur- und Wissensvermittlung mit neuen Medien nicht stattfinden kann. Ich hoffe, dass sich hier der Fachhochschulrat bald entscheidet, ob es diesen Fachhochschullehrgang geben wird. 

Dass jetzt diese schon beschlossenen Mittel für zwei Fachhochschullehrgänge im Journalismusbereich verwendet werden, findet unsere Zustimmung, denn auch wir glauben, dass es endlich an der Zeit ist, eine professionelle JournalistInnen- und MedienmitarbeiterInnenausbildung in Wien zu haben, und ich hoffe auch, dass es sich bei den interessierten Studierenden herumspricht, dass es diese Möglichkeit gibt und dass somit vielleicht das Institut für Publizistik und Kommunikationswissenschaften, wo ja noch immer der Irrglaube ist, dass man in diesem Institut Journalismus beigebracht bekommt, dass also dieses Institut, das überlastet ist mit Studierenden und einen Mangel an Lehrpersonal hat, etwas entlastet wird. 

Ich hoffe aber auch, dass der Fachhochschulrat diese zwei Studiengänge genehmigen wird, denn auch hier ist es schon sehr, sehr spät mit der Genehmigungsdauer und mit der Frist. Ich hoffe, dass wir nicht dann wieder einen Akt vorgelegt bekommen, wo das Geld anderweitig verwendet wird, weil hier der Fachhochschulrat noch keine Genehmigung erteilt hat.

Ich würde auch den zuständigen StR Rieder bitten; bei der Bekanntmachung solcher Fachhochschullehrgänge etwas vorsichtiger zu sein, denn die Studierenden, die sich dafür interessieren, glauben ganz einfach, es wird diese Fachhochschullehrgänge geben und sind dann mehr als enttäuscht und wissen eigentlich nicht, warum und wieso, denn dass der Fachhochschulrat diese Studiengänge finanzieren muss, ist eigentlich nicht bekannt. Und wenn in den Medien kolportiert wird, ab Herbst gibt es zwei Journalismusausbildungen in Wien, dann glauben die das, und wenn sie dann vor verschlossenen Türen stehen beziehungsweise auf der angegebenen Homepage nichts finden dazu, dann trägt es eher zur Verwirrung der Studierenden bei. 

Ich möchte aber hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der uns sehr, sehr wichtig ist. Das Interesse gerade für journalistische Bereiche beziehungsweise Berufe im Medienumfeld oder das Arbeiten mit Texten und anderen Medien wird sehr, sehr oft schon im Kindesalter wachgerufen, und es passiert jetzt in Wien etwas, wo genau dieses verunmöglicht wird, und zwar wird der Zugang zu niederschwelligen Bildungseinrichtungen, nämlich von städtischen Büchereien im 23. Bezirk, beschränkt,. Wir möchten hier einen Resolutionsantrag einbringen, der sich eigentlich auf eine Bürgerinitiative stützt, die Ihnen vielleicht bekannt ist. Ich habe hier nur einen Teil der Unterschriftenlisten, die wir bekommen haben, mitgebracht, wo sich die Menschen im 23. Bezirk beziehungsweise in Rodaun und Mauer massiv dafür einsetzen, dass ihre niederschwellige Möglichkeit, zu Bildung zu kommen, Bücher zu konsumieren, mit Texten umgehen zu lernen, auch neue Medien einmal ausprobieren zu können, bestehen bleibt und nicht verunmöglicht wird, indem genau diese Zweigstellen geschlossen werden. Es werden von der Stadt Wien immer wieder Initiativen gesetzt, Menschen zum Lesen zu bringen, und wir haben das hier ja auch schon diskutiert in einer Aktuellen Stunde, dass es wichtig ist, dass junge Menschen lesen, aber auch Menschen älteren Alters weiter lesen, sich weiter beschäftigen. Mit Schließung einer Bücherei wird das aber eher verunmöglicht.

Ich bringe daher folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein: 

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Zweigstellen der städtischen Büchereien in der Dr.-Barilits-Gasse 2-4 in Mauer und in der Willergasse 10 in Rodaun nicht aufgelassen werden und ihre Öffnungszeiten nicht reduziert werden."

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Oxonitsch: Ich freue mich auf jeden Fall über die zu erwartende breite Zustimmung, dass trotz der Nichtgenehmigung durch den Fachhochschulrat die entsprechenden Studienplätze gesichert werden können und dieses Geld eben für andere Studienlehrgänge verwendet werden kann. 

Wir können uns auch dem Bedauern nur anschließen, dass es zu diesem Ausbildungslehrgang nicht gekommen ist. Nur ist der StR Rieder hier nicht der entsprechende Ansprechpartner. Wir werden sehen, ob der Fachhochschulrat in weiterer Folge diesen Studienlehrgang endlich genehmigt. Wir warten darauf, und wir haben ihn sicher auch in dem Vertrauen darauf kundgetan, dass er rechtzeitig die Entscheidung fällt. Aber wenn sie schon nicht rechtzeitig fällt, dann wollen wir sicherstellen, dass entsprechend Studienplätze in Wien zur Verfügung stehen. Daher hoffe ich auf die breite Zustimmung zum Akt 

Zum vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag: Es ist ja schon im Ausschuss auch der Versuch unternommen worden, zu erklären, dass es hier insgesamt um eine Angebotsverbesserung gehen soll, dass es hier auch zu einer Neupositionierung kommt, dass die entsprechenden Planungen noch nicht abgeschlossen sind. Wir werden es noch einmal zu erklären versuchen und werden daher der Zuweisung für den heutigen Tag einmal zustimmen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ein Gegen oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich darf nun jene Damen und Herren, die der Postnummer 64 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist somit einstimmig. 

Wir kommen jetzt zum Beschluss- und Resolutionsantrag der grünen Fraktion gegen die Schließung der Zweigstellen der städtischen Büchereien in Mauer und Rodaun. Es wird hier eine Zuweisung verlangt. Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag ihre Zustimmung geben können, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig.

Wir kommen nun zur Postnummer 66 (00126/2003-GFW). Hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Es wird um getrennte Abstimmung gebeten.

Ich komme nun zum ersten Punkt. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Kuratorium Wiener Jugendwohnhäuser die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die GRÜNEN.

Wir kommen nun zum Verein für Konsumenteninformation. Der Punkt wird auch extra abgestimmt. Ich bitte jene Damen und Herren, die für den Verein für Konsumenteninformation sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die FPÖ.

Wir kommen nun zu den anderen Punkten, die hier angeführt sind in der Subventionsliste. Ich darf jene Damen und Herren, die dem Rest der Subventionsliste ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. – Das ist jetzt einstimmig. Danke.

Wir kommen nun zur Postnummer 18 (05501/2002-GJS). Auch hier ist kein Gemeinderat zu Wort gemeldet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Auch hier wird eine getrennte Abstimmung gefordert.

Ich bitte die Damen und Herren, die für die Subvention für die Sozialistische Jugend sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne GRÜNE.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Subvention für die Junge ÖVP sind, um ein Zeichen mit der Hand.– Das ist mehrstimmig ohne GRÜNE. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Subvention für den Ring Freiheitlicher Jugend sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne GRÜNE. 

Ich bitte die Damen und Herren, die für die Subvention für die Grün-alternative Jugend Wien sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist ohne GRÜNE so angenommen. (Bewegung und Heiterkeit bei SPÖ, FPÖ und ÖVP.) Habe ich das richtig gesehen? (Rufe: Ja!) 

Ich darf nun die restliche Subventionsliste abstimmen lassen. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig. Ich danke. 

Es gelangt nun Postnummer 15 (05484/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ausstattung der Schulneu- und -zubauten. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile es Ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn wir hier Ankäufe beschließen, Baulichkeiten beschließen, das Geld für Baulichkeiten beschließen, die Durchführung und alle diese Dinge mehr, und vor allem dann, wenn wir sie einstimmig beschließen, sind wir ja von der Meinung und von der Hoffnung getragen, dass alles so verläuft, wie das im Akt dargestellt ist, und hoffen, dass das zu einem gutem Ergebnis und einem guten Ende kommt. 

Gelegentlich kann es einmal sein, dass das nicht so ist. Aber dann tritt das Kontrollamt auf den Plan und stellt das eine oder andere kritisch, mal kritischer, mal weniger kritisch, fest. Diese Erkenntnisse des Kontrollamtes werden im Kontrollausschuss erörtert und dann vielleicht einmal im Jahr hier im Plenum. 

Ich meine aber, es gäbe durchaus auch noch eine weitere Möglichkeit, sich mit den Konsequenzen, die sich aus Kontrollamtsberichten ergeben, auseinander zu setzen. Ich glaube, wir sollten hier auch den Weg freimachen, und daher nütze ich die Gelegenheit dieses Tagesordnungspunktes, dies einmal hier zur Diskussion zu stellen. Wir sollten den Weg freimachen auch in den jeweiligen Fachausschüssen, über Feststellungen des Kontrollamtes, so sie den jeweiligen Geschäftsbereich betreffen, zu reden, zu diskutieren, und zwar nicht nur unter Allfälligem, wo man das hinten anreiht, sondern dass wir das als Gegenstand der Tagesordnung in den Ausschüssen abhandeln. 

Ich weiß, dass dazu einige gestalterische Maßnahmen auch hier dieses Gremiums notwendig wären, daher rege ich es jetzt einmal an. Denn ich will Sie jetzt nicht mit einem sehr pointierten Kontrollamtsbericht über die Maßen aufhalten, etwa mit dem Kontrollamtsbericht über den städtischen Schulneubau in Wien 23, Alma-Seidler-Weg, wo vom Kontrollamt schon sehr massive Kritik geübt wurde, wo es massive Kritik beispielsweise gibt am Bereichsdirektor Dr Podkowitz, wo man der MA 56 kein wirklich glänzendes Zeugnis ausstellt und wo Festhaltungen sind, die in die Richtung gehen, dass man hier beschlussfassende Gremien getäuscht hat. Das sind massive Kritiken, massive Vorhaltungen, die hier gemacht worden sind, und ich glaube, man sollte das nicht einfach nur aktenmäßig erledigen, sondern auch in den jeweiligen Fachausschüssen einer eingehenden Diskussion unterziehen, um nämlich aus den Fehlern, die passiert sind, und wo Menschen arbeiten passieren Fehler, das ist so , dass man aus diesen Fehlern die richtigen Schlüsse zieht, damit man beim nächsten Mal gescheiter ist und zumindest diese Fehler nicht mehr wiederholt. 

Ich lade Sie daher ein, dies einmal auch in Ihren jeweiligen Fraktionen zu bedenken, ob das nicht eine Möglichkeit wäre, wie wir hier zu einem Weg kommen 

könnten, wo wir aus den Erkenntnissen des Kontrollamtes noch mehr herausholen, als wir derzeit machen, eben indem wir das auch in den jeweiligen Fachausschüssen besprechen, beraten und erfahren, welche Konsequenzen gezogen worden sind. 

Dem heutigen oder jetzt hier vorliegenden Akt werden wir unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: In aller Kürze. Nachdem ich ja gleichzeitig auch Mitglied im Kontrollausschuss bin, was natürlich nicht alle trifft, aber bei mir sozusagen eine Personenidentität da ist, muss ich Folgendes feststellen zu dem Vorschlag, der auch schon im Ausschuss gemacht wurde und in dem Sinn keine Neuigkeit ist, dass wir die Akten alle durchdiskutieren im Kontrollausschuss, wo die FPÖ vertreten ist und sich gerade zu dem Alma-Seidler-Weg auch gemeldet hat. Also es wurde sowieso darüber diskutiert und beraten und ist nicht sang- und klanglos untergegangen, sondern es wurde schon Stellung genommen. Das würde ja bedeuten, dass eine Doppeldiskussion stattfindet. Ob das zweckmäßig ist, da bin ich skeptisch. Wenn einen ein einzelner Punkt interessiert, kann man es unter Allfälliges immer einbringen, wenn sozusagen ein Punkt besonders wichtig ist beim einzelnen Ausschuss. 

Sonst wurde aber damals ja schon von der Frau Vizebürgermeisterin festgestellt: Wenn sich alle Klubs einigen, kann man es auch anders machen. Im Moment ist das Prozedere so, und es ist so, dass es diskutiert wird. In dem Sinn, glaube ich, ist es eine interessante Möglichkeit gewesen, uns noch einmal Ihren Vorschlag in Erinnerung zu rufen. 

Ich freue mich auf alle Fälle darauf, dass der eigentliche Akt einstimmig abgestimmt werden wird. Vielen Dank.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters ihre Zustimmung geben können, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen.

Wir sind nun ans Ende der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates gekommen.

(Schluss um 17.32 Uhr.)
